
Stenographisches Protokoll 
42. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

Tagesordnung 

1. Interimsabkommen mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft 

2. Interimsabkommen mit den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

3. Interimsabkommen-Durchführungsgesetz 

4. Änderlmg des Ausgleichsabgabegesetzes 

5. Gewähnmg von Auslandseinsatzzulagen für An­
gehörige österreichischer Einheiten, die zur 
Hilfeleistllllg in das Ausland auf Ersuchen 
internationaler Organisationen entsandt worden 

6. Ersuchen um Aufhebung der Immunität des 
Abgeordneten Dkfm. Gorton 

Inhalt 
Nationalrat 

Beschluß auf Beendigung der außerordentlichen 
Tagung (S. 3681) 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Marga Hubinek und 
Genossen betreffend Durchführung der Gratis­
schulbuchaktion (790jJ) (S. 3658) 

Begründung: Dr. Marga Hubinek (S. 3659) 

Mündliche Beantwortung durch Bundesmini­
ster Dr. Sinowatz (S. 3662) 

Debatte: Dr. Gruber (S. 3664), Dr. Schnell 
(S. 3667), Zeillinger (S. 3670), Edith Dobes­
berger (S. 3675), Ofenböck (S. 3677) und 
Dipl.-Ing. Hanreich (S. 3679) 

Verhandlungen 

Gemeinsame Beratung über 

Bericht des Ausschusses für wirtschaftliche 
Integration über die Regierungsvorlage 
(441 d. B.): Interhnsabkommen mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(451 d. B.) 

Bericht des Ausschusses für wirtschaftliche 
Integration über die Regierungsvorlage 
(442 d. B.): Interimsabkommen mit den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl (452 d. B.) 

Berichterstatter: Mühl bacher (S. 3591 und 
S. 3655) 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (439 d. B.): 
Interimsabkommen - Durchführungsgesetz 
(453 d. B.) 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
*-ber die Regierungsvorlage (450 d. B.): 
Anderung des Ausgleichsabgabegesetzes 
(454 d. B.) 

Donnerstag, 14. September 1972 

Berichterstatter: Jungwirth (S. 3593) 

Redner: Bundesminister Dr. Androsch 
(S. 3594 und S. 3602), Dipl.-I ng. Dr. Schlein­
zer (S. 3598), Peter (S' 3603), Lanc 
(S. 3609), Ing. Sallinger (S. 3615), Bun­
desminister Dr. Staribacher (S. 3620), 
Dr. Broesigke (S. 3625), Sekanina (S. 3628), 
Minkowitsch (S. 3635), Dr. Stix S. 3640), 
Pfeifer (S. 3644), Wedenig (S. 3648). 
Dr. Scrinzi (S. 3649) undDr.Lanner(S.3652) 

Entschließungsantrag Dr. Stix betreffend 
landwirtschaftliche V erar beitungsprodukte 
(S. 3641) - Ablehnung (S. 3656) 

Genehmigung der heiden Abkommen und 
Annahme der zwei Gesetzentwürfe (S. 3655) 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (396 d. B.): 
Gewährung von Auslandseinsatzzulagen für 
Angehörige österreichischer Einhei ten, die 
~ur Hilfeleistung in das Ausland auf Ersuchen 
internationaler Organisationen entsandt wer­
den (455 d. B.) 

Berichterstatter: Ortner (S. 3656) 

Annahme des Gesetzentwurfes (S. 3657) 

Bericht des Immunitätsa.usschusses über das 
Auslieferungsbegehren gegen den Abgeord­
neten Dkfm. Gorton (449 d. B.) 

Berichterstatter: Frodl (S. 3657) 

Annahme des Ausschußantrages (S. 3657) 

Eingebracht wurden 

Anfragen der Abgeordneten 

Neuhauser und Genossen an die Frau Bundes­
minister für Gesundheit und Umweltschutz 
betreffend Maßnahmen bei Errichtung und 
Betrieb von Abstellplätzen für Autowracks 
(Autofriedhöfe) (787/J) 

Hahn, Dr. Marga Hubinek, Dr. Bauer und 
Genossen an den Bundesminister für Bauten 
und Technik betreffend Wiener Stadtauto­
bahnnetz (788/J) 

Burger und Genossen an den Bundesminister 
für Verkehr betreffend Auftragvergabe von 
Groß turbinen für das im Bau befindliche 
Speicherkraftwerk in Malta, Kärnten (789/J) 

Dr. Marga Hubinek, Dr. Gruber und Ge­
nossen an den Bundesminister für Unterricht 
und Kunst betreffend Durchführung der 
Gratisschulbuchaktion (790/J) 

Dr. Fiedler, Staudinger und Genossen an 
den Bundeskanzler betreffend Bundesbeteili­
gung an einer Fernsehkassettengesellschaft 
(791/J) 

250 

42. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 1 von 93

www.parlament.gv.at



3590 Nationalrat XIII. GP - 42. Sitzung - 14. September 1972 

Ofen böck, Vetter und Genossen an den 
Bundesminister für Bauten und Technik 
betreffend Förderung des' Fahrradverkehrs 
(792/J) 

Melter, Dipl..Vw. Josseck und Genossen an 
den Bundesminister für Finanzen betreffend 
angebliche Unregelmäßigkeiten im Finanzamt 
Steyr (793/J) 

Dr. Scrinzi, Dipl.·lng. Hanreich und Ge­
nossen an den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft betreffend Verseuchung der 
Donau (794/J) 

Peter, Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen 
an den Bundesminister für Unterricht und 
Kunst betreffend Schulbuchaktion (795/J) 

Koller, Dr. Kaufmann, Ing. Letmaier und 
Genossen an den Bundpsminister für Finanzen 
betreffend Einführung der Mehrwertsteuer 
(796/J) 

Dr. Scrinzi, Dipl.-Ing. Hanreich und Ge­
nossen an die Frau Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz betreffend 
Verseuchung der Donau (797/J) 

Dr. Scrinzi, Dipl.-lng. Hanreich und Ge­
nossen an die Frau Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung betreffend Aus­
bildung von Gewässerforschern (798jJ) 

Anfragebeantwortungen 

des Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten auf die Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Gruber und Genossen (732jA.B. zu 
757jJ) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten lng. Letmaier und Ge­
nossen (733/A.B. zu 728/J) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Ing. Letmaier und Ge-
nossen (734jA.B. zu 729jJ) .. 

des Bundesministers für Inneres auf die Anfrage 
der Abgeordneten Suppan und Genossen 
(735jA.B. zu 763/J) 

des Bundesministers für Verkehr auf die An­
frage der Abgeordneten Sandmeier und 
Genossen (736/A.B. zu 750/J) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Benya, Zweiter Debatte über die vier Punkte gemeinsam ab­
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. geführt. Die Abstimmung erfolgt selbstver­

ständlich - wie immer in solchen Fällen -
getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagene Zusam­Präsident: Die Sitzung ist er ö f f ne t. 
menfassung ein Einwan~ erhoben? - Dies ist 

Die amtlichen Protokolle der 40. und 41. Sit- nicht der Fall. Ich werde so vorgehen. 
zung des Nationalrates vom 12. September 
1972 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbe- 1. Punkt: Bericht des Ausschusses für wirt­

schaftliche Integration über die Regierungs­
vorlage (441 der Beilagen): Interimsabkommen 
zwischen der Republik österreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (451 der 

anständet geblieben und gelten als genehmigt. 

Die eingelangten Anfragebeantwortungen 
wurden den Anfragestellern übermittelt. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Vor Eingang in die Tagesordnung schlage 
ich im Einvernehmen mit den Parteien vor, 
gemäß § 43 Abs. 5 der Geschäftsordnung von 
der 24stündigen Auflagefrist der bereits auf 
der Tagesordnung stehenden Ausschuß­
berichte 451 bis einschließlich 455 der Beilagen 
Abstand zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig bei der 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenom­
men. 

Es ist mir weiters der Vorschlag zugekom­
men, die Debatte über die Punkte 1 bis ein­
schließlich 4 der heutigen Tagesordnung unter 
einem abzuführen. Falls ru:eser Vorschlag an­
genommen wird, werden zuerst die Bericht­
erstatter ihre Berichte geben, sodann wird die 

Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration über die Regierungs­
vorlage (442 der Beilagen): Interimsabkommen 
zwischen der Republik österreich und den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl (452 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (439 
der Beilagen): Bundesgesetz über die Durc:h­
führung der Zollbestimmungen des Interims­
abkommens zwischen der Republik Osterreidl 
und der Europäisdlen Wirtschaftsgemeinschaft 
sowie des Interimsabkommens zwisChen der 
Republik österreich und den Mitgliedstaaten 
der EuropäisChen GemeinsChaft für Kohle 
und Stahl (Interimsabkommen - Durchfüh-

rungsgesetz) (453 der Beilagen) 
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4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(450 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Ausgleichsabgabegesetz geändert wird 

(454 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nun in die Tages­
ordnung ein und gelangen zu den Punkten 1 
bis einschließlich 4, über dlie die Debatte 
unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Ausschusses 
für wirtschaftliche Integration über 

die Regierungsvorlage (441 der Beilagen): 
Interimsabkommen zwischen der Republik 
Osterrefch und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinsmaft (451 der Beilagen), und 

die Regierungsvorlag·e (442 der Beilagen): 
Interimsabkommen zwischen der Republik 
Osterreim und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (452 der Beilagen), sowie 

die Berimte des Finanz- und Budgetaus­
schusses über 

die Regierungsvorlage (439 der Beilagen): 
Bundesgesetz über die Durchführung der Zoll­
bestimmungen des Interimsabkommens zwi­
schen der Republik Osterreich und der 
Europäismen Wirtsmaftsgemeinschaft sowie 
des Interimsabkommens zwischen der Repu­
blik Osterreich und den Mitgliedstaaten der 
Europäismen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (Interimsabkommen-Durmführungsge­
setz) (453 der Beilagen), und 

die Regierungsvorlage (450 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Ausgleichsab­
gabegesetz geändert wird (454 der Beilagen). 

Der Berichterstatter zu den Punkten 1 und 2 
ist der Herr Abgeordnete Mühlbacher. Im 
ersuche um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Mühlbacher: Herr Präsident! 
Hohes Hausl Namens des Ausschusses für 
wirtschaftliche Integration ber.ichte ich über 
die Regierungsvorlage (441 der Beilagen): 
Interimsabkommen zwischen der Republik 
Osterreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft. 

Das Abkommen zwischen Osterreich und 
den Europäischen Gemeinschaften zur Smaf­
funq einer Freihandelszone für den EWG­
Bereich wurde am 22. Juli 1972 in Brüssel 
unterzeichnet. Am gleichen Tag wurde von 
Osterreich und den Europäischen Gemein­
schaften ein Interimsabkommen für den glei­
chen Bereich unterzeichnet. 

In Erkenntnis der Tatsache, daß der Außen­

von multilateralen beziehungsweise Integra­
tionsregelungen abgewickelt wird, war es für 
Osterreim nur selbstverständlich, daß es an 
allen europäismen wirtschaftlichen Integra­
tionsbestrebungen seit Kriegsende teilgenom­
men hat. 

Bereits am 16. ApI1ilI948, also nom während 
der Zeit der Viermächtebesatzung, unter­
zeichnete Osterreich mit 15 anderen west­
europäischen Staaten in Paris die "Konven­
tion für europäische wirtsmaftliche Zusammen­
arbeit", mit der die OEEe gegründet wurde. 
Seit 1955 wurden Diskussionen über die Grün­
dung einer Großen Europäischen Freihandels­
zone geführt, für die sich Osterreich ausge­
sprochen hatte. Nach dem Scheitern dieser 
Bemühungen und der Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft erfolgte am 
20. November 1959 die Paraphierung des 
EFTA-Vertrages. Osterreich hat dabei neuer­
lim zum Ausdruck gebracht, daß ihm dn erster 
Linie an einem umfassenden Europäischen 
Markt gelegen ist. 

Ende 1961 suchte auch Osterreich, wie die 
beiden anderen neutralen Staaten, die Schweiz 
und Schweden, um die Aufnahme von Ver­
handlungen über ein Arrangement mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft an. 

Nichts beweist die Zielstrebigkeit Oster­
reims besser, als daß es aum nach 1963, nam 
dem Scheitern der Beitrittsverhandlungen 
zwismen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und Großbritannien - im Gegensatz 
zu allen übrigen Beitritts- und Assoziations­
kandidaten - seinen Wunsch nach einer bal­
dligen Regelung seiner wirtschaftlichen Bezie­
hungen zu der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft aufrechterhielt beziehungsweise er­
neuert hat. 

Die langandauernden Bemühungen Oster­
reichs um ein EWG-Arrangement fanden ge­
wissermaßen eine Würdigung in der Bereit­
schaft der Europäischen Gemeinschaften, mit 
Osterreich ein Interlimsabkommen abzuschlie­
ßen. Diesbezügliche Kontaktgespräche fanden 
am 17. und 18. Dezember 1969 statt. 1970 
begannen die formellen Verhandlungen. 

Nach zwei Verhandlungsrunden am 25. und 
26. November 1970 und 17. Februar 1971 
zeidlnete sich das Interimsabkommen in 
seinen Umrissen ab. Nach Einigung über die 
noch offenen Fragen im Rahmen des Global­
abkommens war der Weg für die endgültige 
Paraphierung des Interimsabkommens freJi. Als 
Termin für das Inkrafttreten wurde der 
1. Oktober 1972 in Aussicht genommen. 

handel, der für einen Kleinstaat von wesent- Damit ergibt sich für die österreichische 
]ich größerer Bedeutung als für einen Groß- Wirtschaft im Wettbewerb auf den EWG­
staat ist, in zunehmendem Maße :im Rahmen Märkten ein Vorsprung von sechs Monaten 
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Mühlbacher 
gegenüber der EWG-Regelung für die Sc:hweiz, 
Schweden, Portugal, Island und voraussicht­
lich Finnland. 

Dieser kurze Termin zwingt gleichzeitig zu 
einer extrem raschen Behandlung des Ver­
trages durch die beschließenden Stellen der 
EWG und Osterreich. 

Das Abkommen ist in einer Reihe von 
Punkten gesetzesändernd beziehungsweise ge­
setzesergänzend und bedarf daher der Ge­
nehmigung des Nationalrates gemäß Arti­
kel 50 Bundes-Verfassungsgesetz. Darüber 
hinaus liegen folgende verfassungs ändernde 
Bestimmungen vor: 

Artikel 8 Abs. 1; Artikel 11 Abs. 1 erster 
Unterabsatz und Abs. 2; Artikel 23 Abs. 3 
~it. a dritter Unterabsatz, Artikel 23 Abs. 3 
lit. b erster Satz; Artikel 25 Abs. 1 dritter 
Satz sowie im Protokoll Nummer 3 Artikel 17 
Abs. 2 und Artikel 24. 

Das gegenständliche Abkommen wurde dem 
Nationalrat von der Bundesregierung am 
8. September 1912 zugeleitet. 

Der Herr Bundespräsident hat auf Antrag 
der Bundesregierung den Nationalrat gemäß 
Artikel 28 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 zu einer 
mit 11. September 1912 beginnenden außer­
ordentlichen Tagung einberufen. 

Der Nationalrat hat das gegenständliche 
Interimsabkommen in seiner Sitzung vom 
12. September 1912 dem Ausschuß für wirt­
schaftliche Integration zur Vorberatung zuge­
wiesen. 

Im Zuge der eingehenden Debatte in der 
Sitzung des Ausschusses für wirtschaftliche 
Integration vom 13. September 1912 ergriffen 
außer dem Berkhterstatter die Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Ermacora, Mitterer, Dok­
tor Lanner, Czernetz, Brandstätter, Dkfm. Gor­
ton, Dr. Karasek, Teschi, Fac:hleutner sowie 
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher und der Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft Doktor 
Weihs und Sektionschef Dr. Loe benstein sowie 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion stellt somit den An t rag, der National­
rat wolle dem Interimsabkommen zwischen 
der Republik Osterreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft - dessen Artikel 8 
Abs. 1; Artikel 11 Abs. 1 erster Unterabsatz 
und Abs. 2; Artikel 23 Abs. 3 lit. a dritter 
Unterabsatz, Artikel 23 Abs. 3 lit. b erster 
Satz; Artikel 25 Abs. 1 dritter Satz verfas­
sungsändernde Bestimmungen enthalten -
samt Anhang sowie den Protokollen Num­
mer 1, 2 und 3, dessen Artikel 17 Abs. 2 
und Artikel 24 verfassungsändernde Bestim­
mungen enthalten, samt Anhängen (441 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Genehmi­
gung erteilen. 

Ich darf namens des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration weiters berichten über 
die Regierungsvorlage (442 der Beilagen): 
Interimsabkommen zwischen der Republik 
Osterreich und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl. 

Das Abkommen zwischen Osterreidl und 
den Europäischen Gemeinschaften zur Schaf­
fung einer Freihandelszone für den EGKS­
(Kohle und Stahl)-Bereich wurde am 22. Juli 
1972 in Brüssel unterzeichnet. Am gleichen 
Tag wurde von Osterreich und den Euro­
päischen Gemeinschaften ein Interimssabkom­
men für den gleichen Bereidl unterzeichnet. 

Hinsichtlich der Entstehungsgeschichte des 
Abkommens sowie der allgemeinen rechtlichen 
Uberlegungen wird auf die ausführlichen Er­
läuterungen und auf me.inen VorberiCht ver­
wiesen. 

Das Abkommen ist in einer Reihe von 
Punkten gesetzesändernd beziehungsweise ge­
setzesergänzend und bedarf daher der Ge­
nehmigung des Nationalrates gemäß Arti­
kel 50 Bundes-Verfassungsgesetz. Darüber 
hinaus liegen folgende verfassungs ändernde 
Bestimmungen vor: 

Artikel 6; Artikel 20 Abs. 3 lit. a dritter 
Unterabsatz; Artikel 20 Abs. 3 lit. c; Artikel 22 
Abs. 1 dritter Satz. 

Ministerialrat Dr. Steiger das Wort. Das gegenständliche Abkommen wurde dem 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig be- Nationalrat von der Bundesregierung am 
schlossen, dem Nationalrat die Genehmigung 8. September 1972 zugeleitet. 
des vorliegenden Interimsabkommens zu emp- Der Herr Bundespräsident hat auf Antrag 
fehlen. der Bundesregierung den Nationalrat gemäß 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß im 
vorliegenden Falle keine Notwendigkeit be­
steht, vom Grundsatz der generellen Trans­
formation abzugehen. Durchführungsgesetze 
erscheinen nur insoweit notwendig, als das 
Abkommen Bestimmungen enthält, die nicht 
unmittelbar vollzogen werden können. 

Artikel 28 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 zu einer 
mit 11. September 1972 beginnenden außer­
ordentldchen Tagung einberufen. 

Der Nationalrat hat das gegenständliche 
Inter.imsabkommen in seiner Sitzung vom 
12. September 1912 dem Ausschuß für wirt-
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schaftliche Integration zur Vorberatung zuge­
wiesen. 

Im Zuge der eingehenden Debatte in der 
Sitzung des Ausschusses für wirtschaftliche 
Integration vom 13. September 1972 ergriffen 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Ermacora, Mitterer, Dok­
tor Lanner, Czernetz, Brandstätter, Dkfm. Gor­
ton, Dr. Karasek, Teschl, Fachleutner sowie 
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Star:ibacher, der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft Dr. Weihs und 
Sektionschef Dr. Loebenstein sowie Mini­
sterialrat Dr. Steiger das Wort. 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat die Genehmigung 
des vorliegenden Inter;imsabkommens zu emp­
fehlen. 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß im 
vorliegenden Falle keine Notwendigkeit be­
steht, vom Grundsatz der generellen Trans­
formation abzugehen. Durchführungsgesetze 
erscheinen nur insoweit notwendlig, als das 
Abkommen Bestimmungen enthält, die nicht 
unmittelbar vollzogen werden können. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
stellt somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem Interimsabkommen zwischen der 
Republik Osterreich und den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl - dessen Artikel 6; Artikel 20 Abs. 3 
lit. a dritter Unterabsatz; Artikel 20 Abs. 3 
lit. c; Artikel 22 Abs. 1 dritter Satz verfas­
sungsändernde Bestimmungen enthalten -
samt Anhang und Protokoll (442 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Vom Ausschuß wurde ich ermächtigt, für 
beide Vorlagen zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte in einem abzuführen. 

Präsident: Berichterstatter zu den Punkten 3 
und 4 ist der Herr Abgeordnete Jungwirth. 
Ich ersuche um seine Berichte. 

Berichterstatter .Jungwirth: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Im Auftrage des Finanz- und 
Budgetausschusses berichte ich über 439 der 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen 
des Nationalrates der XIII. Gesetzgebungs­
periode: 

Bundesgesetz über die Durchführung der 
Zoll bestimmungen des Interimsabkommens 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
des Interimsabkommens zWlischen der Repu­
blik Osterreich und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (Interimsabkomrnen-Durchführungsge­
setz). 

Am 22. Juli 1972 wurden in Brüssel das 
"Interims abkommen (EWG)" zwischen der 
Republik Osterreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinsehaft sowie das "Interims­
abkommen (EGKS)" zwtischen der Republik 
Osterreich und der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl unterzeichnet. Die Zoll­
bestimmungen dieser Interimsabkommen be­
dürfen, um innerstaatlich vollzogen werden 
zu können, eines eigenen Bundesgesetzes. Die 
Bundesregierung hat daher am 5. September 
1972 den genannten Gesetzentwurf im Natio­
nalrat eingebraCht. 

Das "Intenimsabkommen-Durchführungsge­
setz" ist in vier AbschnJitte gegHedert, deren 
erster die Begriffsbestimmungen enthält, der 
zweite die Zollsondervorschriften und Zoll­
verfahren, der dritte die Schutzbestimmungen 
und der vierte die Schlußbestimmungen. 
Außerdem umfaßt der Gesetzentwurf eine An­
lage zu § 2 Abs. 1 lit. c. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage am 13. September 1972 der 
Vorberatung unterzogen. Nach den Ausfüh­
rungen des Berichterstatters ergriffen die Ab­
geordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Doktor 
Broesigke, Lane und Dr. Keimel sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch das 
Wort. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unverändert einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß stellt als Ergebnis seiner Be­
ratung den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf samt Anlage (439 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich erlaube mir nun, den Bericht des Finanz­
und Budg,etausschusses über die Regierungs­
vorlage (450 der Beilagen): Bundesgesetz, mit 
dem das Ausgleiehsabgabegesetz geändert 
wird, zu erstatten. 

Das Ausgleichsabgabegesetz 1967 führte für 
bestimmte Verarbeitungserzeugnisse aus land­
wirtschaftlichen Rohstoffen eine Abgabe be­
sonderer Art ein, die zum Teil die öster­
reichischen Verarbeitungsbetriebe schützen 
und zum anderen Teil die Preisdifferenz be­
stimmter, in diesen Verarbeitungserzeug­
nissen enthaltener landwirtschaftlicher Vor­
produkte ausgleichen soll. 

Im Abkommen vom 22. Juli 1972 zwischen 
der Republik Osterreich und der EWG ist 
nun für eine Reihe landwirtschaftlidler Ver­
arbeitungserzeugnisse eine Regelung getrof­
fen, die unter schrittweisem Abbau des Schutz­
elementes (fester Teilbetrag) das Preisaus­
gleichselement (bewegli'cher Teilbetrag) unbe­
rührt läßt. Es erscheint daher notwendig, das 

42. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 93

www.parlament.gv.at



3594 Nationalrat XIII. GP - 42. Sitzung - 14. September 1972 

Jungwirth 
österreichische Ausgleichsabgabegesetz dem 
erwähnten Abkommen anzupassen, weshalb 
die Bundesregierung am 12. September 1912 
den genannten Gesetzentwurf im National­
rat eingebracht hat. Hinsichtlich der Einzel­
heiten der Regierungsvorlage wird auf die 
ausführlichen Erläuterungen derselben ver­
wiesen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 13. September 
1912 der Vorberatung unterzogen. Nach dem 
Berichterstatter ergriffen der Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr sowie der Bundesmini­
ster für Finanzen Dr. Androsch das Wort. 

Die Regierungsvorlage wurde vom Finanz­
und Budgetausschuß unverändert mit Stim­
meneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher Iden An t rag, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (450 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Weiters wurde ich vom Finanz- und Budget­
ausschuß ermächtigt, dem Hohen Hause den 
Antrag zu unterbreiten, falls Wortmeldungen 
vorliegen, General- und Spezialdebatte unter 
einem abführen zu lassen. 

Präsident: Es ist beantragt, über alle vier 
Berichte General- und Spez.ialdebatte unter 
einem abzuführen. Wird dagegen ein Einwand 
erhoben? - Es ist nicht der Fall. Wir werden 
so vorgehen. 

Wir gehen nun in dJie Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Bundesminister 
Dr. Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androscb: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Der 22. Juli 
1972 ist ein historisches Datum für ganz 
Europa. Die Unterzeichnung der Verträge mit 
den Europäischen Gemeinschaften, von denen 
heute die Interimsabkommen dem Hohen 
Haus zur Behandlung vorliegen, hat für öster­
reich eline ganz besondere Bedeutung. Sie mar­
kiert den Endpunkt mehr als zehnjähriger 
Bemühungen um ein Naheverhältnis zur EWG. 

Trotz unleugbarer Fortschritte, die die 
Europäische Freihandelsassoziation dem öster­
reichischen Außenhandel gebracht hat, war 
unserer Volkswirtschaft der Zutritt zum 
größeren europäischen Markt unter gleichen 
Startbedingungen, wie sie ein großer Teil 
unserer Konkurrenten vorfand, bisher ver­
wehrt gewesen, und unsere Wirtschaft mußte 
empfindliche Handelshemmnisse in Kauf neh-
men. 

Durch das Arrangement mit den Euro­
päischen Gemeinschaften wird Osterreich die 
Schwelle zu einem Wirtschaftsraum, in dem 
rund 300 Millionen Menschen leben, über­
schreiten und sich damit in einer politischen 
und ökonomischen Umwelt befinden, in der 
härtere Lebensbedingungen wirtschaftlicher 
Art, glekhzeitig aber ungleich größere Mög­
lichkeiten wirtschaftlichen Aufstieges gegeben 
sind. 

Mit dem Inkrafttreten der Interimsabkom­
men am 1. Oktober dieses Jahres wird der 
Anfangspunkt einer Entwicklung gegeben 
sein, an deren Ende Osterreich eine wesent­
lich größere weltwirtschaftliche Verflechtung 
aufweisen wird als bisher. 

Hohes Haus! Mit der am 22. Juli dieses 
Jahres erfolgten Unterzeichnung der Abkom­
men mit den Europäischen Gemeinschaften 
konnten die Voraussetzungen geschaffen wer­
den, die österreichische Wirtschaft in den 
großen europäischen Wirtschaftsraum einzu­
gliedern. Damit ist aber eine Fülle wirtschafts­
politischer ebenso wie auch administrativer 
Aufgaben verbunden. 

Lassen Sie mich zunächst auf die tedmisch­
administrativen Probleme eingehen: 

Um die reibungslose Durchführung der 
Interimsabkommen am 1. Oktober zu gewähr­
leisten, haben die damit befaßten Beamten 
während des Sommers unter größtem persön­
lichen Einsatz die nötigen Vorarbeiten gelei­
stet. Dafür gebührt ihnen Dank und unein­
geschränkte Anerkennung. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Ich möchte damit aber gleichzeitig die Bitte 
verbinden, eventuell anfangs auftretenden 
Unklarheiten mit größtmöglichem Verständnis 
zu begegnen. Die Finanzverwaltung wird 
jedenfalls alles tun, derartige Ubergangs­
schwierigkeiten so rasch wie möglich zu be­
seitigen. 

Im einzelnen erlaube lieh mir, dem Hohen 
Haus dazu folgendes zu berichten: 

Die erforderliche Durchführungsverordnung 
zum Interimsabkommen ist vorbereitet und 
steht unmittelbar nach Beschlußfassung der 
Gesetze zur Verfügung. 

Für die mit der Abwicklung befaßten Beam­
ten wurde ein Dienstbehelf geschaffen, der 
die äußerst komplizierten Vertragsbestimmun­
gen der Interimsabkommen, die ergänzenden 
VorschI1itten des Durchführungsgesetzes und 
der Durchführungsverordnung sowie der ein­
schlägigen autonomen Bestimmungen des 
Zollgesetzes in einfacher und übersichtlicher 
Form zusammenfaßt. 
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Neben den im Abgabenverfahren zu beach­

tenden Vorschriften, insbesondere den Ur­
sprungsregeln, den Verarbeitungslisten und 
der Handhabung der Ursprungsnachweise, 
wird in diesem Behelf auch ein Tarif teil ein­
gebaut werden, der die tatsächliche Zollbe­
lastung jeder einzelnen Ware ersichtlich macht 
und den Abfertigungsdienst in Verwaltung 
und Wirtschaft von komplizierten Beredmun­
gen entlastet. 

Es ist beabsichtigt, diesen Dienstbehelf 
durch Austauschblätter auf dem laufenden 
Stand zu halten und ihn bei Inkrafttreten 
der Globalabkommen entsprechend zu ergän­
zen. Dieser Dienstbehelf wird in den nächsten 
Tagen in gedruCkter Form erscheinen. Er steht 
nicht nur der Zollverwaltung, sondern auch 
den Sachbearbeitern der Produktions-, Import­
und Exportbetriebe zur Verfügung. 

Damit ist eine enge Zusammenarbeit zwi­
schen Zollverwaltung und Wirtschaft gesichert. 
Sie berechtigt zu der Hoffnung, die zu er­
wartenden Ubergangsprobleme auf ein Mini­
mum reduzieren zu können. 

Die für die Ausfuhr von Erzeugnissen öster­
reichischen Ursprungs äußerst wicbtigen Fo­
mulare der Ursprungsnachweise (Warenver­
kehrsbescheinigungen und Ursprungserklärun­
gen) werden gegenwärtig in der Osterreichi­
schen Staatsdruckerei gedruCkt und ebenfalls 
in den nächsten Tagen auslieferungsbereit 
sein. Damit ist vorgesorgt, daß die öster­
reichischen Exporteure schon vor dem 1. Okto­
ber dieses Jahres für ihre Ausfuhrwaren die 
Erteilung einer Warenverkehrsbescheinigung 
beantragen können. 

Die Erzeugnisse österreichischen Ursprungs 
können somit bereits mit 1. Oktober in den 
Ländern der EWG in den Genuß der Vorzugs­
zollbehandlung gelangen. Allerdings möchte 
ich feststellen, daß die neuen Ursprungsregeln 
auf Grund der mit der EWG abgeschlossenen 
Abkommen restI1iktiver sind, als es jene der 
EFT A waren, und auch hinsichtlich der Formal­
erfordernisse für die Zollverwaltung wie für 
die exportierende Wirtschaft eine zusätzliche 
Belastung mit sich bringen. 

In Hinkunft muß für jede Ein- und Ausfuhr­
abfertigung ein vorn Zollamt bestätigter 
Ursprungsnachwelis in Form der Warenver­
kehrsbescheinigung vorliegen. 

Unsere Bemühungen sind deshalb darauf 
gerichtet, alle möglichen Maßnahmen auf 
legislativer oder administrativer Ebene vor­
zubereiten beziehungsweise zu treffen, um 
diese zusätzlichen Belastungen soweit wie 
möglich zu vermindern. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir 
noch festzustellen, daß auch die Vorberei­
tungsarbeiten zur Durchführung der Global­
abkommen in vollem Gange sind. Das hiezu 
erforderliche Durchführungsgesetz wird in den 
nächsten Wochen fertiggestellt und im Laufe 
des Monats Oktober zusammen mit dem 
Globalabkommen dem Hohen Haus zur ver­
fassungsmäßigen Behandlung zugeleitet wer­
den können. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung war 
immer bemüht, für die österreichischen Inte­
grationsbestrebungen mit den Europäischen 
Gemeinschaften die größtmögliche politische 
Basis zu finden. Daher wurden anläßlich der 
Beratungen und der Beschlußfassung über die 
Umstellung unseres gegenwärtigen Umsatz­
steuersystems auf das europakonforme Mehr­
wertsteuersystem mit der Freihelitlichen Partei 
Osterreichs eine Reihe flankierender Maßnah­
men vereinbart. 

Von den über das Mehrwertsteuergesetz 
hinausgehenden Punkten erlaube ich mir nur 
die exportfördernden Bestimmungen in Er­
innerung zu rufen. So sind bei der Einkom­
mensteuer folgende Maßnahmen vorgesehen: 

Steuerfreiheit der Ausblildungskosten, 

Erleichterung bei der Besteuerung von Ein­
kommen aus Erfindungen, 

Erhöhung des Ausmaßes für die Bildung 
der InvestitionsrüCklage von 20 Prozent auf 
25 Prozent des Gewinnes und Ausdehnung 
der Frist für die Verwendung der Rücklage 
von drei auf vier Jahre, 

die Absetzbeträge gemäß § 18 für Freie 
Berufe werden von 10.000 Sauf 15.000 Sund 
für Ärzte von 20.000 Sauf 25.000 S erhöht, 

die WertpapierbegünstJigung wird auf neu 
emitierte Aktien bei einer zehnjährigen Be­
haltedauer ausgedehnt. 

Bei der Körperschaftsteuer wird die Herab­
setzung des Spitzensatzes von derzeit brutto 
57,64 Prozent auf 55 Prozent durchgeführt. 

Bei der Gewerbesteuer erfolgt die Erhöhung 
des Freibetrages bei der Gewerbeertragssteuer 
von derzeit 30.000 Sauf 40.000 S. 

Bei der Vermögensteuer ist die Herab­
setzung der Vermögensteuerbelastung von 
derzeit 0,765 Prozent auf 0,75 Prozent und 
die Erhöhung der Freibeträge für natürliche 
Personen von 80.000 Sauf 100.000 S vorge­
sehen. 

Beim Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 
erfolgt die Erhöhung der Mittel für die Maß­
nahmen nach diesem Gesetz von derzeit 
3 Prozent auf 5 Prozent der Bundesgewerbe­
steuer. 
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Im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
parlamentarischen Behandlung der Interims­
und Globalabkommen haben seitens der Re­
gierung mit der Osterreirnischen Volkspartei 
und der Freiheitlichen Partei OsterreiChs Ge­
spräche stattgefunden. Dabei wurden mit der 
OsterreichisChen Volkspartei folgende Maß­
nahmen vereinbart: 

Die Förderung von Inlandsinvestitionen 
durch parallele Inanspruchnahme von vorzei­
tiger Abschreibung und des Investitionsfrei­
betrages, die Verbindung der Investitionsrück.­
lage mit dem Investitionsfreibetrag und die 
Beibehaltung der degressiven Abschreibung. 

Dte Förderung bestimmter österreiChischer 
KapitalinvestitJi:onen im Ausland für Vertrieb, 
Montage oder Service durch einen Bewer­
tungsabschlag. 

Die Verlängerung der Geltungsdauer bezie­
hungsweise die Ergänzung des Strukturver­
besserungsgesetzes. 

Außerdem sind der Ausbau der Finanzie­
rungshilfen in Form der Schließung der 
Haftungslücken und die Errichtung einer 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft vorgesehen. 

Ferner werden integrationsbedingte und 
bestimmte andere strukturverbessernde Inve­
stitionen als Schwerpunkte in bestehende 
kreditpolitische Förderungsaktionen aufge­
nommen werden. 

Di,e Bemühungen um eine Regelung hin­
sichtliCh der landwirtschaftlichen Verarbei­
tungsprodukte, 

die Verlängerung der Wi'rtschaftsgesetze um 
zwei Jahre, 

die Bemühungen hinsichtlich des Absatzes 
österreichischer Milch und Milchprodukte, 

die Erweiterung der Qualitätskontrollen bei 
Obst und Gemüse, 

die neuerliche Erhöhung der Mittel für die 
Arbei tsmarktpotitik, 

die Bemühungen, bei der Papierindustrie 
und der salzverarbeitenden Industrie Lösun­
gen zu finden, und schließlich 

die Anpassung des Kartellgesetzes 
bilden weitere Gegenstände der Vereinbarung. 

Hohes Haus! Lassen Sie miCh nunmehr auf 
die wirtschaftspol1tischen Auswirkungen und 
die damit verbundene Aufgabenstellung ein­
gehen. 

Als Folge einer Entwicklung, die eine grö­
ßere internationale Arbeitsteilung mit sich 
bringt, wird in Zukunft ein größerer Teil der 
auf dem österreidlisdlen Binnenmarkt angebo­
tenen Waren aus dem Ausland stammen und 
andererseits ein steigender Anteil der öster-

reidlischen Produktion außerhalb unserer 
Grenzen abzusetzen sein. 
'G~"7(:~" ' 

Diese Entwicklung ist in ihrer Tendenz nicht 
neu, W1ird sich aber beschleunigen. Von 1954 
bis 1971 ist der Anteil der ausländischen 
Waren an dem in Osterreich verfügbaren 
Güter- und Leistungsvolumen von 18,2 Prozent 
auf 25,1 Prozent und der Anteil der Exporte 
am Bruttonationalprodukt von 16,9 Prozent 
auf 19 Prozent gestiegen. 

Infolge der Handelshemmnisse verlief die 
Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zum 
EWG-Raum nicht gleichschr.ittJig mit der 
Gesamtentwicklung. 
. -- - :"', -.-. .. :.~_ -~-'··~~~-~r-·~-~""""""~~ 

Während sich der Anteil der EFT A-Ein­
fuhren an den Gesamteinfuhren von 11 Pro­
zent im Jahre 1958 auf 19 Prozent im Jahre 
1971 erhöhte, stieg der Anteil der EWG­
Importe in der gleichen Periode nur um 
zwei Prozentpunkte, nämlich von 54 Prozent 
auf 56 Prozent. 

Bei der Ausfuhr erhöhte sich der EFTA­
Anteil am Gesamtexport von rund 11 Prozent 
im Jahre 1958 auf 27 Prozent im Jahre 1971, 
wogegen die Exporte -in die EWG-Staaten 
im gleichen Zeitraum um zehn Prozentpunkte, 
nämlich von 49 Prozent auf 39 Prozent der 
gesamten österreichischen Ausfuhren, sanken. 

In der absoluten Größenordnung ergibt sich 
im Jahre 1971 ein Einfuhrvolumen aus der 
EWG von 58 Milliarden Schilling. Der Ver­
gleich des ersten Halbjahres 1972 mit dem 
ersten Halbjahr 1971 zeigt eine Erhöhung von 
28,4 auf 32,2 Milliarden Schilling. Die Ausfuhr 
in die EWG betrug im Jahre 1971 30,6 Mil­
liarden Schilling. Der Vergleich der beiden 
ersten Halbjahre 1971 und 1972 zeigt eine 
Erhöhung von 14,8 auf 16,3 Milliarden Schil­
ling. 

In diesem Zusammenhang sei auch auf die 
Auswirkungen bei den Zolleinnahmen ver­
wiesen. Allein für die Zeit vom 1. Oktober 
bis 31. Dezember 1972 wird die 30prozentige 
Zollsenkung einen Entgang von Eingangs­
abgaben in der Höhe von 500 Millionen Schil­
ling zur Folge haben. 

Die österreichische Wirtschaft steht auf 
Grund dieser Entwicklung und ihrer Auswir­
kungen vor der Aufgabe, sich einerseits auf 
dem Binnenmarkt gegen den Konkurrenzdruc:k 
des Auslandes zu behaupten und anderer­
seits die Absatzchancen zu nützen, die sich 
im Ausland nunmehr bieten. 

Jedenfalls aber wird der Zollabbau für die 
österreichische ExportwirtsChaft größere Be­
deutung haben als für unsere Lieferanten aus 
der EWG. Die Verbesserung der Export­
chancen wird den verstärkten Importdruc:k 
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produktions- und beschäftigungsmäßig mehr 
als wettmachen. Dies trifft jedoch nicht für 
jede Branche und nicht für jedes Unter­
nehmen in gleichem Maße zu. 

Ebensowenig wird uns mit dem Arrange­
ment ein Ruhebett der Wohlstands- und 
Wachstumsgarantie geboten. 

Was uns aber geboten wird, ist eine große 
Chance. Diese Chance zu nützen bleibt aus­
schließlich uns, nämlich der österreichischen 
Wirtschaft und der österreichischen Wirt­
schaftspolitik überlassen. Dazu bedarf es der 
besten Nutzung unserer Begabungsreserven 
ebenso wie der bestmög~ichen Ausschöpfung 
des Arbeitskräftepotentials, der Förderung der 
beruflichen Mobilität ebenso wie der Aus­
und Fortbildung des Nachwuchses, der An­
passung der Betriebsausstattung und Produk­
tionsprogramme an die dynamischen Märkte 
ebenso wie der Steigerung der Arbeits- und 
Kapitalproduktivität, der Verbesserung der 
Betriebsgrößenstruktur ebenso wie der zu­
nehmenden zwischenbetrieblichen Kooperation 
und des verstärkten Kapitaleinsatzes zur 
la ufenden Strukturanpassung . 

Die Bundesregierung ist sich dieser Aufgabe 
in Blickrichtung Europa bewußt. Die Wirt­
schafts-, Budget- und SteuerpoIitik der letzten 
Jahre war bereits darauf ausgerichtet, die Ent­
wicklung der österreichischen Wirtschaft zu 
fördern, um Europareife zu erreichen. Das 
kommt auch in der umfangreichen Palette der 
Maßnahmen, die die Schillingaufwertung be­
gleiteten und der österreichischen Exportwirt­
schaft sprübar halfen, dem verstärkten Kon­
kurrenzdruck zu begegnen, zum Ausdruck. 

Die wohl entscheidendste Vorleistung für 
die Aufnahme als gleichberechtigter Partner 
in die große Europäische Gemeinschaft hat 
die Bundesregierung aber mit der rechtzeitig 
vor Inkrafttreten des Globalabkommens er­
folgten Fertigstellung des neuen Umsatz­
steuerrechtes erbracht. 

Die Bundesregierung wird ihre europa­
orientierte Wirtschaftspolitik fortsetzen und 
roH folgenden zusätzlichen Maßnahmen die 
österreichische Wirtschaft be.i der ihr gestell­
ten Aufgabe unterstützen: 

1. Die Mittel der Bundesbudgets für Wirt­
schaftsförderung und Arbeitsmarktförderung 
werden zur Sicherstellung eines koordinierten, 
auf die Integrationsbedürfnisse abgestellten 
Einsatzes in ihrer Wirkung in einem Wirt­
schafts- und Sozialfonds der Bundesregierung 
zusammengefaßt werden. Seine besondere 
Aufgabe wird es sein, bei Anpassungsschwie­
rigkeiten finanzielle Hilfestellung zu leisten 
und zu einer besseren Ausnützung des Arbeits-

kräftepotentials sowie der Verbesserung der 
BetIüebsgrößenstruktur beizutragen. 

2. Der ERP-Fonds sowie sämtliche anderen 
derartigen Einrichtungen werden in ihrer 
Gestion in den nächsten Jahren vorrangig 
zur Unterstützung der Umstellung auf den 
größeren Markt eingesetzt werden, wobei 
diese Maßnahmen durch das Budget unter­
stützt werden, wie dies bereits im Fremden­
verkehrsbereich bei der Rinanzierung der 
Hotelbauten und der Errichtung von Seil­
bahnen seit heuer der Fall ist. 

3. Die Exportförderung wird weiter ausge­
baut. In Erweiterung der in den beiden letzten 
Jahren getroffenen Regelungen und zusätz­
lich zu den flankierenden Maßnahmen im Zuge 
der Einführung der Mehrwertsteuer wird ge­
trachtet, die Zinskostenbelastung 'im Rahmen 
der Ausfuhrfinanzierung zu verr:ingern und 
damit die Konkurrenzfähigkeit österreiChischer 
Exporte zu heben. 

4. Neben der vorzeitigen Abschreibung soll 
für die Ubergangsjahre 1973 bis 1975 beim 
bewegliChen Anlagevermögen eine Sonder­
abschreibung von 30 Prozent eingeräumt wer­
den. 

5. Für Forderungen aus Exportgeschäften 
wird eine auf drei Jahre befristete pauschale 
Wertberichtigung vorgesehen. 

6. Die bei Schachtelgesellschaften geltende 
Befreiung von der Körperschaftsteuer soll 
künftig über die Grenze wirken. 

7. Die Wertpapiersteuer soll auch für aus­
ländische Wertpapiere künftig nicht mehr er­
hoben werden. 

Hohes Haus! Das Arrangement mH der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist 
keine Einbahnstraße und bietet keine Garantie 
für Wohlstandsmehrung und Wirtschafts­
wachsturn. Es stellt aber - ich möchte dies 
noch einmal betonen - eine ganz große 
Chance dar. Die österreichische Wirtschaft ist 
heute :in ungleich höherem Maße :in der Lage, 
sich den Anforderungen des größeren euro­
päischen Marktes zu stellen als zu Beginn 
unserer Bemühungen um eine Teilnahme. Die 
Wirtschaftspolitik wird alle Möglichkeiten 
ausschöpfen, unter den neuen Bedingungen 
diese Entwicklung weiterzuführen, mit dem 
Ziel, die Aufhol- und Uberholentw'icklung 
gegenüber anderen Ländern hinsichtlidl Pro­
duktivität, Pro-Kopf-Quote des Bruttonational­
produktes, Realeinkommen und - ganz allge­
mein gesagt - der Qualität des Lebens fort­
zusetzen. Wir sehen darin keinen Selbstzweck, 
sondern die Aufgabe, die österreichischen 
Lebensverhältnisse an das Niveau des 
größeren Europa heranzuführen. Darin er-
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blicken wir die europäische Herausforderung 
an Osterreich, die wir mit kritischem Selbst­
vertrauen annehmen wollen. (Starker Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer. Ich erteile 
es ihm. 

trifft, zu leicht machen. Sie haben sich nicht 
die Mühe gemacht, elinen annähernd ähnlichen 
schriftlichen Bericht unserem Nationalrat vor­
zulegen. Sie sind ohne eigenes Konzept in 
die Verhandlungen über die Begleitmaßnah­
men mit uns eingetreten. Sie haben solche 
Maßnahmen weder vorher bei der Sonder­
sitzung im Juli noch b~i unseren Verhand-

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Sdlleinzer lungen mit zur Sprache gebracht; mit Aus­
(OVP): Meine Damen und Herren! Wir haben nahme des Herrn Justizministers - das 
uns am 25. Ju1Ji in einer Sondersitzung mit möchte ich ausdrücklich betonen -, der eine 
den Verhandlungen in Brüssel, mit den Ergeb- Novellierung des Kartellgesetzes mit in diese 
nissen nach der Unterzeichnung der Verträge Besprechungen eingebracht hat. Das war sub­
in einer sehr eingehenden und gründlichen stantiell alles, was Ihrerseits als Beitrag be/i 
Diskussion auseinandergesetzt. Damals haben diesen Verhandlungen über die Begleitmaß­
der Herr Bundeskanzler, der Herr Handels- nahmen geleistet wurde. 
minister und der Herr Außenminister münd-
liche Berichte erstattet, die uns etwa um die 
Mittagszeit des Vortages zur Kenntnis über­
mittelt worden sind. Wir haben die Form 
der mündlichen Berichterstattung durchaus 
respektiert, weil wir wissen, daß man nicht 
am Dienstag die Vorlage eines umfassenden 
und fundierten schriftlichen Berichtes erwar­
ten kann, wenn erst am Samstag zuvor die 
Verträge unterzeidmet wurden. 

Meine Damen und Herren! Heute liegen 
die Dinge etwas anders. Der Herr Finanz­
minister hat auch einen mündlichen Bericht 
erstattet. Er hat am gestrigen Abend - ich 
glaube fünf Minuten vor zehn - unserem 
Herrn Klubobmann einige Exemplare zuge­
leitet. Ich habe auf die' Weiterleitung dieser 
Exemplare an mich verzichtet, weil ich es 
für ungehörig betrachte, daß Berichte in einer 
solchen Weise, angesichts des seitherigen 
Zeitablaufes und auch angesichts vorangegan­
gener Verhandlungen erstattet werden. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Ich hätte, meine Damen und Herren, es an­
sonsten unterlassen darauf hinzuweisen, daß 
die schweizerische Bundesregierung, nämlich 
der Bundesrat, an das dortige Parlament mit 
Datum vom 16. August 1972 einen 150 Seiten 
umfassenden Bericht erstattet hat. In einer 
außerordentlich gediegenen Art und Weise 
wurden der ganze Hergang der Verhandlun­
gen, das Ergebnis dlieser Verhandlungen, die 
Auswirkungen, die Qualifizierung dieser Ver­
handlungsergebnisse und auch notwendige 
Begleitmaßnahmen, die sich aus dieser Ver­
handlungsführung ergeben, dargestellt. 

Meine Damen und Herren! Dieser Bericht 
des Schweizer Bundesrates bildet angesichts 
des Stils, wlie er hier geübt wird, einen 
Kontrast, auf den ich hier einmal deutlich 
hinweisen möchte. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich mache Ihnen den Vorwurf, daß Sie sich 
offenbar Ihre Aufgabe, was diese Dinge be-

Offenbar ist sich der Herr Einanzminister 
der Peinlichkeit der Situation hinterher be­
wußt geworden, weil er heute lin seinem 
mündlichen Bericht Dinge ausführt, die seiner­
zeit verlangt wurden oder die bei unseren 
Verhandlungen als budgetär unzumutbar be­
zeichnet wurden. 

Hohes Haus! Ich habe heute genauso wie 
im Juli die Uberzeugung, daß die Regierung 
einen besseren Vertrag hätte unterzeichnen 
können, wenn sie rechtzeJitig intensivere Kon­
takte auf Regierungsebene hergestellt hätte 
und wenn sie ihre Verhandlungsposition nicht 
durch überflüssige Erklärungen belastet oder 
vorzeitig aufgegeben hätte. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Wir haben uns mit dem Vertrag als sol­
chem bei der Sondersitzung im Juli aus ein­
andergesetzt. Heute geht es um das Interims­
abkommen als eine Vorstufe zu diesem Global­
vertrag. Ich möchte noch einmal darauf hin­
weisen, daß dieses Interimsabkommen die 
Frucht von Bemühungen ist, die seinerzeit 
Minister Mitterer und der seinerzeitige 
Außenminister Waldheim unternommen 
haben, um angesichts der schwierigen 
Situation vor dem Beitritt Englands zur EWG 
in den Integrationsbemühungen einen Schritt 
weiterzukommen. Ich möchte dafür heute 
noch einmal Dank sagen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns 
im klaren: Die Verträge, wie sie ausgehandelt 
wurden, bringen unserer Wirtschaft nicht nur 
Vorteile, sondern es sind auch schwere Be­
nachteiligungen damit in Kauf genommen 
worden. Es ist auf der einen Seite das Problem 
der sensiblen Produkte, bei denen es zu einem 
verzögerten Zollabbau und zu einer einseiti­
gen Begünstigung der EWG kommt. Es ist 
auf der anderen Seite der Bereich der Land­
w:irtschaft, der im Globalabkommen lediglich 
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mit einer Good-will-Erklärung im Artikel 15 
Berücksichtigung fand. Außerdem hat die 
EWG für sich. Ausnahmen auf landwirtschaft­
lidlem Gebiet verlangt und auch durchgesetzt, 
ohne entsprechende Gegenleistung zu erbrin­
gen. Insbesondere bei Milch- und Molkerei­
produkten war nicht die geringste Konzession 
für die heimische Landwirtschaft zu erhalten. 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns 
im klaren, daß das Schicksal der österreichi­
schen Wlirtschaft letzten Endes das Schiek.sal 
auch der Menschen ist, die in den Betrieben 
unserer Wütschaft tätig sind. 

Das gilt für die gesamte Wirtschaft. Das gilt 
aber besonders für die 93.000 Beschäftigten in 
jenen Betrieben der Stahl-, Metall- und Papier­
industrie, in deren Produktionsprogrammen 
die sensiblen Produkte eine sehr große Rolle 
spielen. Es geht hier insgesamt um Export­
aufträge, die im vergangenen Jahr ein Gesamt­
volumen von etwa 3 Milliarden Schilling betra­
gen haben. Das gilt auf der anderen Seite audl 
für die annähernd 40.000 Beschäftigten in 
jenen IndustI1iebetrieben, die landwirtschaft­
liche Produkte, wie Zuek.er, Stärke, Getreide 
oder Milch, verarbeiten. Der Produktionswert 
dieser Betriebe machte im vergangenen Jahr 
rund 15 Milliarden Schilling aus. 

Dabei ist in diesen beiden Bereichen doch 
ein qualitativer Unterschied insoweit gegeben, 
als bei den sensiblen Produkten für Gewerbe 
und Industrie - wenn auch mit Verzögerung 
und einer gewissen Diskriminierung - am 
Ende einer verlängerten Ubergangsphase die 
Wettbewerbs gleichheit im Sinne von wechsel­
seitiger Zollfreihelit besteht. 

Anders liegen die Dinge bei der N ahrungs­
mittelindustrie, bei den landwirtschaftlichen 
Verarbeitungsprodukten, wo einfach vom 
System her der Weg nach einer Wettbewerbs­
gleichheit gesucht und auch gefunden werden 
muß. 

Wir haben uns nach Vorliegen der Verhand­
lungsergebnisse die Frage vorgelegt, unter 
welchen Voraussetzungen wir in der Lage 
sein können, diesen Verträgen zuzustimmen. 
Wir haben uns insbesondere die Frage vor­
gelegt, welche Voraussetzungen notwendig 
sind, um unserer Wirtschaft eine entsprechende 
Ausgangsposition für diesen stufenweisen Ein­
tritt in den Gemeinsamen Markt zu sichern. 
Solche Maßnahmen, meine Damen und 'Herren, 
wären selbst bei einem sehr guten Vertrag 
notwendig gewesen, und sie sind es erst recht 
bei einem Vertrag, der diese Qualifikation für 
sich nicht in Anspruch nehmen kann. 

Das war der Grund, warum wir am 25. Juli, 
aber auch schon vorher dem Herrn Bundes-

kanzler in acht Punkten jene Begleitmaßnah­
men unterbreitet haben, die wir für notwendig 
erachten, um diese Voraussetzungen für den 
ersten Schritt des Eintdtts in diesen ver­
größerten Markt zu schaffen. 

Wir haben uns mit unseren Vorschlägen 
von keinen Gruppeninteressen leiten lassen. 
Wenn wir "Wirtschaft" sagen, meine ver­
ehrten Damen und Herren, dann denken wir 
an alle Beschäftigten in den Betrieben, und 
dann denken wir vor allem an die Sicherung 
der Arbeitsplätze in Osterreich. Das ist die 
entscheidende Frage, auf die es ankommt. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Wir denken dabei an die Arbeiter und die 
Angestellten genauso wie an die Wirtschafts­
treibenden und nicht zuletzt an jene, die als 
Empfänger öffentlicher Leistungen und sozialer 
Hilfen vom Steuer- und Sozialabgabenertrag 
einer voll beschäftigten und weiter wachsenden 
Wirtschaft abhängig sind. Wir denken natür­
lich auch an die Bauern, die vom Ergebnis 
des Vertrages mit der EWG in besonderer 
Weise berührt werden. 

Wir können deshalb für unsere Wirtschaft 
diese notwendigen Begleitmaßnahmen gar 
nicht ernst genug nehmen. Je mehr wir heute 
tun, um die kommende Bewährungsprobe für 
unsere Wirtschaft wohl vorbereitet zu beste­
hen, umso eher werden sich morgen auch die 
Hoffnungen erfüllen, die mit der Teilnahme 
am größeren europäischen Markt verknüpft 
werden. Denn würden wir heute nichts tun, 
würden wir warten, bis erst einmal Absatz­
chancen vertan, Märkte verloren und bisher 
leistungsfähige Betriebe unter dem Wett­
bewerbsdruck geschlossen sein sollten, dann 
wäre es für vernünftige Begleitmaßnahmen 
auf diesem Gebiet zu spät. 

Noch ein deutliches Wort; Wir wissen, daß 
diese Verträge der Zweidrittelmehrheit des 
Nationalrates bedürfen und daher nur mit 
den Stimmen der Volkspartei beschlossen 
werden können. Wir würden es wesentlich 
einfacher haben, wenn diese Verträge der 
Zweidrittelmehrheit nicht bedürften. Sicherlich 
würden wir uns ,in dieser entscheidenden 
Frage nicht so salvieren, wie Sie es seiner­
zeit in der Südtirolfrage getan haben. 

Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß 
mit diesen Verträgen entscheidende Weichen­
stellungen für die Zukunft erfolgen. Wir 
stehen auch vor der verantwortungsvollen 
Frage; Können wir einen für uns nicht hin­
reichenden Vertrag etwa ablehnen und gleich­
zeitig das Risiko und die Verantwortung auf 
uns nehmen, daß im Hinblick auf die multi­
lateral geführten internationalen Verhandlun­
gen in absehbarer Zeit ein besserer Vertrag 
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womöglich überhaupt nicht erreicht werden größeren wirtschaftlichen Dynamik einfach un-
kann? erläßlich werden. 

Es wird auch unsere Verantwortung, die 
wir tragen, nicht kleiner, wenn wir wissen, 
daß in anderen europäischen Staaten Volks­
befragungen im Zusammenhang mit den be­
vorstehenden Entscheidungen durchgeführt 
werden. So wird Norwegen am 24. und 
25. September ein solches Referendum durch­
führen. Sie brauchen für die Ratifizierung 
ihres Beitrittsvertrages zur EWG die Drei­
viertelmehrheit ihres Parlamentes. Dänemark 
wird ein solches Referendum am 2. Oktober 
durchführen, und sie sind auf eine Fünf­
sechstelmehrheit für ihre Vertragsratifizierung 
angewiesen. In der Botschaft des schweizeri­
schen Bundesrates an die Bundesversammlung 
wird von diesem Bundesrat ebenfalls die 
Durchführung eines Referendums vorgeschla­
gen, das angeblich Anfang Dezember statt­
finden soll. 

Meine Damen und Herren! Ich will mich 
hier mit der Zwe<kmäßigkeit einer Volks­
befragung in diesem Zusammenhang nicht 
auseinandersetzen, sondern ich will in diesem 
Zusammenhang nur deutlich machen, welche 
Verantwortung alle für die Beschlußfassung 
dieser Verträge tragen; nicht nur die Regie­
rung, sondern natürlich auch wir, weil Sie 
auf die Zustimmung der Volkspartei bei 
diesen Verträgen angewiesen sind. 

Sie werden deshalb verstehen, daß für uns 
die Verhandlungen über notwendige Begleit­
maßnahmen ein ganz entscheidender Punkt 
gewesen sind, und Sie werden daher begrei­
fen, warum ich am 25. Juli gesagt habe: 
Sagen Sie ja zu den notwendigen Begleit­
maßnahmen, dann werden wir ja sagen zu 
diesen Verträgen I (Zustimmung bei der OVP.) 

Wir sind in diese Verhandlungen einge­
treten mit einem verantwortungsbewußten 
Programm, wir haben auf Gags ver:zJichtet. 
Uns ist es darum gegangen, daß wir durch 
notwendige Begleitmaßnahmen einen wirk­
samen ersten Schritt tun, um die Vorausset­
zungen für die Teilnahme am größeren Markt 
sicherzustellen. 

Was die Stärkung der Wettbewerbsfähig­
keil unserer Wirtschaft betrifft, haben wir beli 
den Verhandlungen deutlich darauf hinge­
wiesen, daß die Produktivität das Entschei­
dende für die Wettbewerbsfähigkeit ist, daß 
wir heute mit der Produktivität, dem NatJional­
produkt pro Beschäftigten sehr deutlich unter­
halb der EWG liegen, daß im Durchschnitt 
die EWG-Länder gegenüber Osterreich eine 
um 30 Prozent höhere Produktivität haben, 
mit Ausnahme eines einzigen Landes, nämlich 
Ha]ien, das im Durchschnitt in der Produktivi­
tätetwa um 10 Prozent unter Osterreich liegt. 

Meine Damen und Herren! Investitionen 
sind die Voraussetzung für die Produktivitäts­
förderung. Stärkere Produktivität ist die 
Grundlage der Wettbewerbsfähigkeit, und die 
Wettbewerbsfähigkeit list die Grundlage der 
Sicherung der Arbeitsplätze. Wir brauchen 
eine europareife Wirtschaft, damit wir europa­
reife Löhne bezahlen können, und wir 
brauchen europareife Löhne, um das Abwan­
dern qualifizierter Arbeitskräfte in das Aus­
land zu verhindern. (Beifall bei der OVP.) 

Der Herr Finanzminister hat in seinem 
Bericht die Ergebnisse der Beratungen über 
die Begle"itmaßnahmen dargelegt, er erwähnte 
die Investitionsförderungsmaßnahmen, die 
Verlängerung des Strukturverbesserungsge­
setzes mit dem Ausbau desselben in bestimm­
ten Bereichen, die zusätzlichen FinanzierUJIlgs­
hilfen vor allem für die kleineren und mitt­
leren Betriebe, die Schließung der Haftungs­
lü<ke, die Frage der Schaffung einer Kapital­
gesellschaft. Bei den Kreditaktionen sollen 
folgende Investitionen als besonders förde­
rungswürdig berücksichtigt werden: integra­
tJionsbedingte Investitionen, Investitionen in 
innerösterreichischen Entwicklungsgebieten 
und Investitionen zum Ausgleich der Abwan­
derung österreichiseher Arbeitskräfte. 

Was die intensivere Arbeitsmarktförderung 
betrifft, wurde Ubereinstimmung erzielt über 
eine Verstärkung der Mittel. Diese Mittel 
sollen besonders der zusätzlichen Förderung 
von Schulungsmaßnahmen dienen und die 

Wh haben uns bei diesen Verhandlungen Probleme älterer Arbeitnehmer besonders be-
von drei Dingen leiten lassen: Es ging uns rücksidüigen. Einvernehmen besteht auch dar­
erstens um die Stärkung der Wettbewerbs- über, daß das Teilzeitbeschäftigungsgesetz, 
fähigkeit der österreichischen Wirtschaft; das die Volkspartei als Initiativantrag ein­
zweitens um die Sicherstellung der Chancen- brachte, nach Beratungen mit Kien Intoeressen­
gleichheit für wichtige Teilbereiche unserer vertretern ehebaldigst !in Behandlung genom­
Wirtschaft, die diese Chancengleichheit auf men wird. 
Grund der VertragsSlituation nicht besitzen; 
und dl1itteIllS um eine intensivere Förderung Und was nun den dritten Bereich betrifft, 
der Maßnahmen auf dem Gebiete des Arbeits- nämlich die Sicherung der Chancengleichheit 
marktes, die angesichts der zu erwartenden für bestimmte Bereiche der Wirtschaft, so 
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möchte ich unter diesem Gesichtspunkt fol­
gende Ergebnisse festhalten: 

Erstens einmal, daß die Geltungsdauer der 
Wirtschaftsgesetze um zwei Jahre unverändert 
verlängert wird, also bis 31. 12. 1974; daß 
im Frühjahr nächsten Jahres über allenfalls 
notwendige Anpassungen Verhandlungen auf­
genommen werden. Ich glaube aber, daß diese 
Verhandlungen auch mit dem Ziel geführt 
werden müssen, sich darüber klar zu werden, 
daß die EWG auf diesem Gebiet über außer­
ordentlich entwickelte und dauerhafte Markt­
ordnungen verfügt und daß es audl unsere 
Aufgabe sein müßte, die österreichischen 
Regelungen auf eine dauerhafte Grundlage 
zu stellen. (Beifall bei der tJVP.) 

Um die Chancengleichheit sicherzustellen, 
wurden auch Vereinbarungen getroffen über 
den Ausbau der Qualitätskontrolle insbeson­
dere bei Obst und Gemüse, über die not­
weIl!digen Verordnungen, die erla'ssen werden 
müssen, und vor allem auch darüber, daß 
auch die Durchführung dieser Qualitäts­
kontrolle, soweit Bundesorgane damit befaßt 
Sind, dn einer entsprechenden Weise sicher­
gestellt wüd. 

Ein weiteres Problem der Chancengleichheit 
für die österreichische Landwirtschaft, das 
viele Klein-, Mittel- und Bergbauern insbe­
s~nde~e berührt, betrifft Idie Exportsicherung 
fur MIlch- und Molkereiprodukte. Hier geht 
es um die Frage: Kann der englische Markt 
für Osterreich gesichert werden? Wir sind 
aus dem EWG-Markt nach dem Inkrafttreten 
der Marktordnungen hinausgeflogen, haben 
uns damals mühsam den engHschen Markt 
aufgebaut, und es steht hier die Frage vor 
u.?-s, .inwieweit es der Bundesregierung tat­
sachlIch gelingen wird, den englischen Markt 
ohne Diskriminierung offenzuhalten. Das ist 
eine große Sorge für die österreichische Land­
Wirtschaft. 

Wir haben bei den Verhandlungen über 
die Begleitmaßnahmen sichergestellt, daß im 
Bedarfsfal1e zur Sicherung des englischen 
Marktes oder zur Erschließung neuer Märkte 
die nach § 9 des Marktordnungsgesetzes für 
Absatzförderungsmaßnahmen bestimmten Mit­
tel auch im Sinne dieses Gesetzes verwendet 
werden. Ich glaube, daß damit zumindest für 
die nächste Zeit eine Sicherheit auch für den 
Fa~.l gegeben ist, daß Verhandlungen in 
Brussel oder Bemühungen 'in England zunächst 
zu keinen Ergebnissen führen. 

Und nun zu den Fragen der landwirtschaft­
Lichen Verarbeitungsprodukte und damit zu 
den Problemen der Verarbeitungsindustrie. 

Meine Damen und Herren! Die EWG ver­
fügt über ein wohldurchdachtes Einfuhr- und 

Ausfuhrregime bei landwirtschaftlichen Ver­
arbeitungsprodukten. Die EWG hat Abschöp­
fungen bei der Einfuhr und gibt Erstattungen 
beim Export. Bei der Einfuhr werden im Ver­
arbeitungsprodukt enthaltene landwirtschaft­
liche Produkte mit den Abschöpfungen vom 
Weltmarktpreis auf den EWG-Preis herauf­
geschleust, und bei den Exporten wird durch 
Erstattungen der gleiche Anteil an landwirt­
schaftlichen Produkten im Verarbeitungspro­
dukt auf den Weltmarktpreis herunterge­
schleust. Dies geschieht, um die Wettbewerbs­
gleichheit für die Verarbeitungsindustrie, vor 
allem für die Nahrungsmittelindustrie, sicher­
zustellen. 

Was das Importregime betrifft, ist eine 
Ubereinstimmung erzielt worden durch eine 
Novelle zum Ausgle'ichsabgabegesetz, das mit 
zur Verhandlung steht. Damit ist die eine 
Seite des Problems gelöst. 

Was nun unsere Verarbeitungsindustrie be­
trifft, der man die Wettbewerbschancen im 
erweiterten Wirtschaftsraum der EWG offen­
halten muß, konnte über die Frage des Export­
regimes bei den Verhandlungen ein abschlie­
ßendes Ergebnis flicht erzielt werden, und wir 
haben 'im Zusammenhang mit diesen Verhand­
lungen folgendes vereinbart - das Proto­
koll über diesen Verhandlungsgegenstand 
lautet -: 

"Was die durch dieses Importregime nicht 
abgedeckten Härtefälle und das Exportregime 
betrifft, werden die Verhandlungen mit dem 
Ziel weitergeführt, daß spätestens gemeinsam 
mit dem Globalabkommen eine entsprechende 
Regelung besmlossen wtird. Hiebei sollen die 
in den EWG-Staaten gültigen und in Oster­
reich vergleichbaren Staaten angewandten 
oder geplanten Regelungen geprüft werden." 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns 
bei den Verhandlungen - von denen im 
betonen möchte, daß sie auch der Bedeutung 
des Problems entsprechend sachlich geführt 
worden sind - auf diesen Passus gemeinsam 
festgel~.gt. Was die Regierung als Lösungs­
vorschlage anbot, war für uns nicht akzeptabel. 
Und wir sind auseinandergegangen in der 
fairen Gesinnung, das endgültige Ergebnis in 
d~esem Bereich weder in dieser nom in jener 
RIchtung zu präjudizieren. Wir glauben, daß 
eine Denkpause vielleicht nöbig ist, um Ge­
legenheit zu bieten, die Sachproblematik zu 
vertiefen, um letzten Endes auch sachgerechte 
Lösungen für dieses spezielle Problem her­
beizuführen. (Beifall bei der avp.) 

Wenn wir uns, Herr Handelsminister, von 
der Zielsetzung leiten lassen, daß diese Ver­
handlungen mit dem Ziel weitergeführt wer­
den sollen, daß spätestens mit dem Global­
abkommen eine entsprechende Regelung be-
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schlossen werden kann, und wenn es weiter 
heißt, daß hiebei die in den EWG-Staaten 
gültigen und auch andere Regelungen geprüft 
werden sollen, dann, Herr Handelsminister, 
möchte ich im Geiste unserer Gesprächs­
führung dieses Protokoll dahin .interpretieren, 
daß die Prüfung dlieser Regelungen am Beginn 
und nicht am Ende der Verhandlungen zu 
stehen hätte, die im Sinne un~erer Verein­
barungen spätestens mit Wirkung der Be­
schlußfassung über das Globalabkommen eine 
Regelung herbe:iführen soll. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich möchte noch einmal betonen, meine 
Damen und Herren: Wir haben uns bei den 
Verhandlungen, die wir als große Oppositions­
partei mit der Regierung geführt haben, niCht 
von kleinlichen Interessen leiten lassen. Es 
geht uns einfach darum, mit der Verantwor­
tung, die schließlich mit der Zustimmung zu 
diesen Verträgen verbunden ist, auch die 
Sicherheit zu haben, daß die notwendigen 
Voraussetzungen geschaffen werden, um im 
größeren europäischen Raum bestehen zu 
können. Und daran sind HunderUausende 
Arbeitnehmer in Osterreich interessiert. 

Was wir mit diesen Begleitmaßnahmen tun 
können - auch darüber sind wir uns im 
klaren -, war ein erster Schritt zur Sicherung 
der entsprechenden Ausgangsposition Oster­
reichs. Damit werden die eigentlichen Auf­
gaben sicherlich noch nicht erfüllt sein, son­
dern erst beg.innen. Ich glaube, daß es eine 
der entscheidenden Aufgaben sein wird, daß 
wir alle wichtigen politischen Entscheidungen, 
die auf uns zukommen, unter dem Blick­
winkel der Vorbereitung Osterreichs auf den 
größeren europäischen Wirtschaftsraum sehen. 
Das gilt für alle wichtigen politischen Ent­
scheidungen, vom Budget bis zur Lohn- und 
Einkommensteueränderung, mit der wir uns 
in den nächsten Wochen noch zu beschäftigen 
haben werden. 

Wir haben schon seinerzeit verlangt, daß 
die Regierung weiterführende Maßnahmen für 
die Zukunft in einem Europaplan zusammen­
fassen sollte. Es wäre wünschenswert, daß 
dies geschieht. Wir haben uns den Kopf zer­
brochen im Zusammenhang mit den Begleit­
maßnahmen zu diesen Gesetzen. Wir werden 
uns auch den Kopf zerbrechen über das, was 
wir für die Zukunft für nötig halten. Aber 
wir glauben, daß wir damit der Regierung 
die Verantwortung weder abnehmen können 
noch abnehmen sollen. 

Wir müssen uns darüber auch im klaren 
sein, daß die wirksamste Integrationspolitik 
im Grunde genommen immer noch eine sehr 
verantwortungsbewußte Stabilisierungspolitik 

ist. Ich habe den Eindruck, daß wir auf diesem 
Gebiet noch vor sehr großen Problemen 
stehen und daß es sich bedauerlicherweise 
zu rächen beginnt, daß Vorschläge und Vor­
stellungen, die wir vor Jahresfrist gemacht 
haben, damals einfach nicht in Beratung ge­
zogen wurden. 

Meine Damen und Herren! Ohne konse­
quente Anstrengungen zur Förderung unserer 
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit könnte 
das Abkommen, das mit der EWG getroffen 
wird, unter Umständen mehr Risken als 
Chancen bedeuten, Risken für dJie Betriebe 
und für die dort beschäftigten Menschen. Und 
das war der Grund, warum wir auf diese 
Begleitmaßnahmen so großen Wert gelegt 
haben. 

Deshalb begrüßen wir es - ich möchte es 
betonen -, daß die Regierung in diesen Ver­
handlungen unsere Vorschläge angenommen 
hat und daß die vorliegenden Vereinbarungen 
getroffen werden konnten. 

Und deshalb, meine Damen und Herren, 
gehen wir auch von der sicheren Erwartung 
aus, daß das gemeinsam festgelegte Zliel für 
das Exportregime bei den landwirtschaftlichen 
Verarbeitungsprodukten, spätestens mit dem 
Globalabkommen eine gemeinsame Regelung 
zu beschließen, auch in sachgerechter Weise 
und in zufriedenstelIender Weise verwirklidlt 
wird. (Beifall bei der avp.) 

Ich teile durchaus die Auffassung des Herrn 
Finanzministers: Das Abkommen mit der 
EWG öffnet uns einen Weg, und es liegen 
große Möglichkeiten vor uns, für jeden ein­
zelnen und für ganz Europa. 

Es wird uns aber sicherlich kein Erfolg in 
den Schoß fallen. Wir wenden uns !in wachsen­
dem Maße im Wettbewerb mit den tüchtigsten 
und fähigsten Konkurrenten Europas befinden. 
Wir stehen, wie gesagt, nicht am Ende des 
Weges, sondern an seinem Anfang. Es ist 
nicht der Augenblick zu isorgloser Feststlim­
mung, sondern die Stunde zur Entschlossen­
heit, mit Zuversicht unsere Kräfte zu sammeln 
und auf die neuen Anforderungen auszurich­
ten. Unsere Zp.kunft, meine Damen und Her­
ren, wird durch unsere Leistungen bestimmt 
werden und letztlich durch die Politik, die 
die notwendigen Voraussetzungen dazu schaf­
fen muß. (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Bundesminister Androsch. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bitte um 
Entschuldigung, wenn ich zu den Vorwürfen 
des Herrn Bundesparteibomannes in aller 
Kürze Stellung nehme. 
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Bundesminister Dr. Androsdl 
Der Hinweis auf die Botschaft des schwei- 10 Uhr die entsprechenden Exemplare über­

zerischen Bundesrates unterscheidet sich schon mitteln konnte. (Beifall bei der SPO.) 

deswegen von dem, was heute hier erklärt Präsident: Nun bitte ich Herrn Abgeord-
wurde, weil es sich bei der Schweiz um das neten Peter. 
Globalabkommen mit einem viel späteren 
Inkrafttretenszeitpunkt handelt, während hier 
das Interimsabkommen vorliegt. (Widerspruch 
bei der tJVP.) 

Und dann werde .ich Ihnen den Inhalt sagen. 
Es handelt sich um 150 Maschinschreibseiten, 
die durch ein entsprechendes Verfahren auf 
die halbe Größe zurückgeführt wurden, die 
sich w.ie folgt zusammensetzen: 

Seiten 3 bis 30: eine Ubersicht und Ge­
schichte der Integrationsbemühungen. - Dies­
bezüglich gibt es eine gedruckte Broschüre, 
die noch der Herr Vizekanzler Dr. Bock her­
ausgegeben hat und die weitergeführt wurde. 

Zweitens über das Abkommen und den 
Inhalt die Seiten 31 bis 101. - Diese Dinge 
wurden bereits in der Debatte am 25. Juli 
etwa in diesem Umfang vorgelegt. 

Drittens: die Bedeutung der EFTA, dde 
Seiten 101 bis 112. - Diese Problematik 
wurde vom Herrn Bundeskanzler bei dieser 
Debatte gewürdigt. Die Würdigung des Ab­
kommens wurde ebenfalls im Integrations­
ausschuß am Freitag, dem 21. Juli, also vor 
der Unterzeichnung am darauffolgenden 
Samstag und dann in der Debatte vorgenom­
men. 

Und schließlich dlie Seiten 131 bis 144, Dar­
stellung der schweizerischen Genehmigungs­
praxis. Kein einZ'iges Wort, welche Begleit­
maßnahmen, wenn die Schweiz überhaupt 
welche vorsieht, hier in Aussicht genommen 
sind .. 

Das ist der substantielle Unterschied, Herr 
Bundesparteiobmann, daß es meine Bemühun­
gen waren, in der Erklärung heute erstens 
einmal schon die Problematik der unmittel­
baren Durchführung in wenigen Tagen dar­
zulegen und das Hohe Haus zu informieren, 
welche Vorbereitungen hinsichtlich dessen ge­
troffen sind - gar keine Erwähnung ~n der 
von Ihnen zitierten Botschaft -, und zweitens 
darzutun, was insgesamt bereits an Begleit­
maßnahmen fixiert beziehungsweise in Aus­
sicht genommen ist. Das ist der substantielle 
Unterschied, den ich doch bitte zu berück­
sichtigen. 

Ich bitte um Verständnis und um Ihre Ent­
schuldigung, daß ich aus Termingründen 
- Sie wissen selbst, wie die Verhandlungen 
gelaufen sind, wie gerade ich mit Ihren Herren 
Vorverhandlungen zu tätigen hatte -, weil 
ich natürlich eine solche Erklärung selber 
mache, nicht früher fertig wenden und erst um 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsidentl 
Meine Damen und Herrenl An der Ausein­
andersetzung der Herren Dr. Schleinzer und 
Dr. Androsch über die zeitgerechte Zurver­
fügungstellung des Textes der Rede des Herrn 
Finanzministers möchte ich mich nicht beteili­
gen. Dieser Redetext ist uns für gestern nach­
mittag angekündigt worden. An Stelle des 
Textes kam e1in Anruf des Herrn Pinanz­
ministers mit dem Hinweis, er befände sich 
in zeitlichen Schwierigkeiten und wäre erst 
am späteren Abend in der Lage, die Rede 
zur Verfügung zu stellen. Ich erklärte midl 
bereit, diese am Abend in der Bundes­
geschäftssteIle der Freiheitlichen Partei in 
Empfang zu nehmen. 

Ich habe heute nicht die Absicht, mich mit 
der EWG-Entwicklung in den sechziger Jahren 
auseinanderzusetzen. und ich habe schon gar 
nicht die Absicht, in eine Polemik mit der 
anderen OppositJionspartei einzutreten. 

Wir Freiheitlichen sind mit einer absoluten 
Mehrheitspartei in diesem Parlament konfron­
tiert, die derzeit mit 93 SPO-Mandaten eine 
Alleinregierung stellt. Nur dn einem, Herr 
Abgeordneter Dr. Sdlle:inzer, kann ich Ihnen 
nicht folgen: Auf der einen Seite inkriminieren 
Sie die EWG-Verhandlungsführung der der­
zeitigen Alleinregierung und sehen darin eine 
der Hauptursachen dafür, daß kein optimales 
Verhandlungsergebnis erzielt werden konnte. 
Auf der anderen Seite bezogen Sie den Stand­
punkt, daß Sie den Verträgen mit den Euro­
päischen Gemeinschaften zustimmen können, 
weil die Alleinregierung Ihre Begleitmaßnah­
men akzeptiert hat und weil die Verhand­
lungsführung der OVP-Mirrister Waldhe.im 
und Mitterer seinerzeit so gut gewesen wäre. 
Ich möchte hier keine Kritik an der Arbeit 
der Minister ... (Abg. Dr. Sc h lei n zer: 
Sie interpretieren mich falsch, Herr Abgeord­
neter Peter, das muß ich ausdrücklich betonen! 
Das ist nicht fair!) Ich bin sehr fair (Abg. 
G r a f: Das kann die avp nicht behaupten, 
daß die Freiheitliche Partei fair istf), idl habe 
genau aufgepaßt und möchte Ihnen in Erinne­
rung rufen: Die EWG-Gleichgültigkeit der ... 
(Abg. Dr. Sc h 1 ein zer: Ich habe erklärt, 
daß der Gedanke des Interimsabkommens auf 
den seinerzeitigen Minister MUterer und auf 
Außenminister Waldheim zurückgeht! Ich 
habe erklärt, daß wir der Auffassung sind, 
daß ein besseres Ergebnis hätte erzielt wer­
den können und daß wir vor der Verant­
wortung standen, einen solchen Vertrag ent-
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weder abzulehnen und damit die Verantwor­
tung zu übernehmen, daß in absehbarer Zeit 
ein besserer nicht erzielt werden kann! Das 
war mein Standpunkt, und daher unsere Ver­
handlungen über die Begleitmaßnahmen! -
Lebhafte Zustimmung bei der OVP.) 

Dennoch, Herr Abgeordneter Schleinzer, 
darf im Sie an jene Gleichgültigkeit erinnern, 
welme die Osterreichische Volkspartei in der 
ersten Hälfte der sechziger Jahre gegenüber 
den Problemen der Europäischen Wirtschafts­
gemeinsChaft an den Tag gelegt hat. (Abg. 
Dr. Sc h 1 ein zer: Ich habe gedacht, Sie 
wollen sich mit den sechziger Jahren nicht 
mehr auseinandersetzen! Da sind Sie inkonse­
quent! - Abg. Me 1 t er: Die OVP hat den 
Haupt-"Bock" geschossen!) Ich schreibe Ihnen 
nicht vor, was Sie sagen. (Abg. Dr. Sc h 1 e i n­
zer: Das war Ihre eigene Erklärung, Herr 
Abgeordneter!) 

Ich werde in diesem einen Punkt auf Ihre 
Rede eingehen und Ihnen lin Er:innerung rufen, 
daß eine eklatante EWG-Gleichgültigkeit die 
Osterreichische Volkspartei in der ersten 
Hälfte der sechziger Jahre auszeichnete. 
Das hat Ihnen, der Osterreichischen Volks­
partei, Dr. Ritschel in den "Salzburger Nach­
richten" mit folgenden Worten lins Stammbuch 
geschrieben: 

"Der OVP-Sprecher, Abgeordneter Doktor 
Toneie, bekannte sich zur EFTA, als zur 
offiziellen Linie" der Bundesregierung. "Wer 
gab" ihm dazu "den Auftrag? Die OVP des 
Bundeslandes Salzburg, die ihn in den 
Nationalrat entsandte, gab ihn nicht. Vielleicht 
der Klub der OVP-Nationalräte? Wenn, dann 
nur ein Teil der Abgeordneten. Privat steht 
der Großteil jener OVP-Abgeordneten, die 
selbst dem Integrationssausschuß des Parla­
ments angehören, mit dem Herzen auf der 
EWG-Sei1le. Aber kaum einer" aus der Frak­
tion der Osterreichischen Volkspartei "traut 
sich - sagen wir es doch offen -", so fuhr 
Ritschel damals in seinem Leitartikel fort, 
"seine echte Meinung auszusprechen." 

So war es, und damit schließe iCh dieses 
Kapitel ab. 

Hohes Haus! Die freiheitliChen Abgeordne­
ten setzen zum Interims- und Globalabkom­
men mit den Europäischen Gemeinschaften 
kein Ja mit Bedingung,en. Das Ja der freiheit­
lichen Abgeordneten ist eines aus Uberzeu­
gung zur Sache und zu Europa. Wir unter­
streichen heute mit Nachdruck, was wir be­
reits am 25. Juli dieses Jahres anläßlich der 
Sondersitzung des Nationalrates zum Aus­
druck brachten. Wir halten an unserer Mei­
nung fest, daß mit den EWG-Verträgen ein 
erster und entscheidender SChritt in Richtung 

der europäisChen Integration gelungen ist. 
Wir FreiheitliChen meinen aber ebenso, daß 
die Bundesregierung die Pflicht hat, alle ge­
gebenen MögliChkeiten wahrzunehmen und 
auszuschöpfen, um das bisher Erreichte auszu­
bauen und zu vertiefen. 

Wir führten daher von unserem Standpunkt 
das Gespräch mit der sozialistischen Allein­
regierung nicht auf der Grundlage von Be­
dingungen, sondern im Sinne eines Gedanken­
austausches, der seinen Anfang genommen 
hat und fortgesetzt werden soll. Ziel dieses 
GedankenaustausChes soll nach freiheitliCher 
Ansicht die ständige, aber fortlaufende Ver­
besserung des Europa-Instrumentariums 
OsterreiChs sein. 

Wenn der Bundesmlinister für Finanzen 
heute die beiden Abkommen mit den Euro­
päischen Gemeinschaften als die große Chance 
Osterreichs bezeichnete, so kann man ihm in 
dieser Beurteilung folgen. Man kann ihm 
ebenso in der Beurteilung der Situation 
folgen, wenn er sagt, das Arrangement mit 
der Europäischen WliTtschaftsgeme:inschaft ist 
kein Ruhebett der Wohlstands- und der 
Wachstumsgarantie, daher wird es die Auf­
gabe der Bundesregierung sein, die Bliduim­
tung Europa nicht aus dem Auge zu verlieren, 
sondern die notwendigen Maßnahmen ziel­
führend zu planen, zu kontrollieren, sie aber 
auch zeitgerecht dem Parlament zur Kenntnis 
zu br,ingen. 

"Europareife" ist ein Terminus temnicus, 
der jetzt auch von der Sozialistischen Partei 
immer mehr übernommen wird. Ich nehme an, 
daß diese Bezeichnung eine umfassende Be­
deutung hat. 

Vergegenwärtige iCh mir die Situation auf 
dem Gebiet der GesundheitspoHtik, dann wird 
sich die sozialistische Alleinregierung die 
Kritik gefallen lassen müssen, daß Osterre'im 
in diesem Bereich von einer Europareife weit 
entfernt list. 

Daher ist ein Wort an die Adresse der 
Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltsmutz zu richten. Gesundheitspolitik 
ist nach Auffassung von uns Freiheitlichen 
meilenweit von einer Europare:ife entfernt. 
Der "Kurier" verweist heute ,mit allem NaCh­
druck darauf, daß derzeit 11.500 Spitalbetten 
in Osterreich leer stehen. Das bedeutet, daß 
15 Prozent der Spitalbettenkapazität Oster­
reichs nicht ausgelastet werden können, weil 
es an Pflegepersonal mangelt. Aufgabe der 
sozialistischen Alleinreg.ierung ist es, im Be­
reich des Pflegewesens eine Lücke zu schltie­
Ben. Man kann diese Lücke sicher nicht mit 
Wehrdienstverweigerern schließen, wie das 
sowohl die sozialistisChe als auCh die OVP-
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Seite gefordert hat. Wir Freiheitlichen fordern 
daher die Frau Bundesminister Dr. Leodolter 
auf, sich einer Fernsehdiskussion mit dem frei­
heitlichen Abgeordneten Dr. Scrinzi zu stellen, 
um diesen Mißstand in aller Offentlichkeit 
zu erörtern. 

Die EWG-Konformität der Entscheidungen 
darf nicht 'im Bereich des Schlagwortes 
steckenbleiben. Das Ziel "Europareife" kann 
nicht nur verbal angestrebt werden, sondern 
muß in allen Bereichen dieses Staates auf 
realistische Grundlagen gestellt werden. 

Wenn Sie, Herr Bundesminister für Finan­
zen, von einer "umfassenden Europareife" 'in 
Ihrem heutigen Bericht sprachen, so kann lieh 
Ihnen nicht folgen, bin aber der Meinung, 
daß wir in wesentlichen Bereichen unseres 
gesamtstaatlichen Lebens eine "Teil-Europa­
reife" bis jetzt erzielt haben. OsterreiCh steht 
am Anfang elines weiten Weges, sicher auch 
eines schwierigen Weges, für den es viele 
Maßnahmen und Vorbereitungen zu treffen 
gilt, will es ihn erfolgreich zurücklegen. 

Wir Freiheitlichen haben in den Gesprächen 
mit der Bundesregierung der Meinung Aus­
druck verliehen, daß diese einschneidende 
Zäsur in der weiteren Entwicklung der 
Republik Osterreich, wie sie nun einmal die 
beiden Verträge mit den Europäi.schen Ge­
meinschaften darstellen, der Bundesregierung 
auch Anlaß sein müßte, der österreichischen 
Wütschaft eine EWG-Eröffnungsbilanz zu er­
möglichen. Wir haben bis zur Stunde zu 
diesem Vorschlag den Beifall der soziaIisti­
sehen Alleinregierung nicht gefunden, halten 
aber an dieser Forderung fest. 

In einem Punkt - das entnehmen wir der 
heutigen Rede des Herrn Bundesministers für 
Finanzen - ist die sozialist,ische Alleinregie­
rung sehr wohl auf die freiheitlichen Vor­
schläge eingegangen, nämlich hinsichtlich der 
Verbesserung der Förderung der Umstellungs­
finanzierung. Hier sind in der Rede des Herrn 
Finanzministers Saiten angeklungen, die wir 
gutheißen können, nämlich wenn er meint, 
die Mittel der Bundesbudgets für Wirtschafts­
förderung und Arbeitsmarktförderung werden 
zur Sicherstellung eines koordinierten, auf die 
Integrationserfordernisse abgestellten Ein­
satzes dn ihrer Wirkung in einem Wirtschafts­
und Sozialfonds der Bundesregierung zusam­
mengefaßt werden. Nicht nur, Herr Bundes­
minister, in der Wirkung, sondern überhaupt 
in einer konkreten Form muß man darüber 
reden und verhandeln, wie die heute schon 
bestehenden Förderungsmaßnahmen zum 
Zwecke der Erlangung der EWG-Reife der 
Wirtschaft koordiniert und konzentriert wer­
den können. 

Wir FreiheiUichen sind der Meinung, wenn 
man ja zu Europa sagt, wenn man ja zu 
den beiden Verträgen mit den Europäischen 
Gemeinschaften sagt, dann darf man das Ja 
zur Mehrwertsteuer nicht nur allgemein for­
mulieren, dann muß man auCh bereit sein, 
mit dem 1. Jänner 1973 dieser europakonfor­
men Maßnahme bei allen Schwierigkeiten, die 
sich in der Realisierung ergeben, den Weg zu 
bereiten. 

Wenn man das Wirtschaftsprogramm der 
Sozialistischen Partei, erarbeitet von 
1400 Fachleuten, zur Hand nimmt, dann findet 
man darin die besten Beweise für die Richtig­
keit der freiheitlichen Argumentation. Im 
sozialistischen Wirtschaftsprogramm wird auf 
Seite 84 ein neues Außenhandelskonzept ver­
langt, weil nach Ansicht der sozialistisChen 
Wirtschaftsexperten mit dem bisherigen 
Außenhandelsinstrumentarium nicht mehr das 
Auslangen gefunden werden kann. 

Darf ich nun an Sie, Herr Bundesminister 
für Einanzen, die konkrete Frage richten: Wie 
schaut das neue Außenhandelskonzept der 
Sozialistischen Partei, das hier nur verbal 
angedeutet ist und gefordert wird, in der 
Praxis aus? 

B~i jenen EWG-konformen Maßnahmen, die 
nach Ansicht von uns Freiheitlichen notwen­
dig sind, kann man sich auch' auf eine Reihe 
von Forderungen stützen, die seinerzeit Herr 
Dr. Kreisky in seiner Eigenschaft als Außen­
minister erhoben hat. Diese Gedanken sind im 
Ritschel-Buch "Wiener Charme ist zuwenig" 
für die Realisierung der EWG-Frage festge­
halten. Damals brachte der Außenminister 
Dr. Kreisky zwei besondere Sorgen, die ihn 
bewegten, zum Ausdruck. Für den Fall - so 
sagte seinerzeit Außenminister Dr. Kreisky -, 
daß ein Arrangement mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gelingt, besteht die 
Gefahr - die heute auch Herr Dr. Schleinzer 
bereits angedeutet hat -, daß wir wertvolle, 
qualitative Arbeitskräfte an das Ausland ver­
lieren. Einen solchen Verlust eines weHeren 
qualitativ wertvollen Arbeitskräftepotentials 
an das Ausland kann sich Osterreich nicht 
leisten. 

Damals machte Außenminister Dr. Kreisky 
konstruktive Vorschläge, an die ich ihn heute 
erinnern möchte, verbunden mJit der Frage, 
ob er auch heute noch bereit ist, nunmehr 
als Chef einer sozialistischen Alleinregierung, 
seinen eigenen Vorschlägen den Weg zu be­
reiten. 

Dr. Kreisky forderte erstens eine Anhebung 
der Löhne, damit österreichische Arbeitnehmer 
annähernd so viel verdienen wie in der 
Bundesrepublik Deutschland, in Belgien, in 

251 
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Holland und in anderen EWG-Staaten, und 
zweitens forderte damals der Außenminister 
Dr. Kreisky eine Verbesserung der Wohnungs­
verhältnisse in Osterreich. Die Begründung 
Dr. Kreiskys dafür lautete wörtlich: 

"Wenn ein junger Mensch in einem anderen 
Land besser verdient und leichter heiraten 
kann, weil er eine Wohnung bekommt, wird 
natürlich sein Interesse, im Inland zu bleiben, 
erlahmen." 

Diese zwei Probleme, Herr Bundeskanzler, 
sind nach wie vor ungelöst geblieben, unge­
löst durch vorangegangene Regierungen, aber 
ungelöst auch durch die sozialistische Allein­
regierung. Halten Sie an Ihren eigenen Ziel­
vorstellungen fest? Wenn ja, wie sollen sie 
von dieser sozialistischen Alleinregierung ver­
wirklicht werden? 

Das besondere Sorgenkind im Zusammen­
hang mit den beiden EWG-Verträgen ,ist die 
Landwirtschaft. Herr Dr. Schleinzer ist auf 
dieses Problem bereits eingegangen. Gerade 
auf dem Gebiet der Landwirtschaft war es 
die Sozialistische Partei, die in der Entwick­
lungsgeschichte des Weges zu den Euro­
pälisChen Gemeinschaften nicht das notwendige 
Verständnis aufbrachte. Vor allem hat der 
damalige Hauptverantwortliche der S01Jialisti­
sillen Partei, Vizekanzler Dr. Pittermann, eine 
Re'ihe von Erklärungen abgegeben, die zu 
dem geführt haben, das heute eingetreten ist, 
nämlich dazu, daß die Landwirtschaft aus dem 
EWG-Abkommen ausgeklammert wurde. 

Es sind - und diese Schuld trifft die 
Sozialisten - die Ausgangsbedingungen und 
die Ausgangsgrundlagen, was die Landwirt­
schaft anlangt, von Osterreich von Anfang an 
stark eingeengt worden. 

Dr. Pittermann wurde eines Tages in einem 
Interview folgendes gefragt: 

"Osterreich würde also Wert darauf legen, 
seine LandwirtsChaft aus einem EWG-Ab­
kommen auszuklammern?" 

Die vorangegangene Argumentation Pitter­
mannns hatte nämlich expressis verbis die 
Ausklammerung der österreichischen Land­
wirtschaft aus einem EWG-Abkommen ver­
langt, etwa in Anlehnung an die EFTA­
Regelung. Dr. Pittermann sagte darauf wört­
lich: Landwirtschaft, Energie und Kohle sollen 
aus dem Abkommen ausgeklammert bleiben. 

Das waren von Haus aus falsche Weichen­
stellungen, für die maßgeblich - auch heute -
die Sozialisten die Verantwortung überneh­
men müssen. 

In der weiteren Entwicklung der Integra­
tionspolitik hat in einer Parlamentsdebatte der 

Herr Abgeordnete Czernetz konstruktive Vor­
schläge unterbreitet, die man bejahen und 
unterstreichen kann, aber zu denen man auch 
die Frage erheben muß, wann sie von einer 
sozialistischen Alleinregierung verwirklicht 
werden. Wörtlich forderte Herr Abgeordneter 
Czernetz: 

"Wir brauchen eine gut durchdachte Ratio­
nalisierung, eine größere Spezialislierung der 
Produktion und eine Typisierung auf Grund 
einer entsprechenden internationalen Markt­
analyse." 

Wann, Herr Bundeskanzler, wird die Bun­
desregierung dem Nationalrat diese inter­
nationale Marktanalyse zur Beratung vor­
legen, und wann Wlird die Bundesregierung 
Vorschläge unterbreiten, welche Konsequen­
zen aus einer solchen internationalen Markt­
analyse zum Zeitpunkt des Abschlusses der 
Verträge filit den Europäischen Gemeinschaf­
ten zu ziehen sind? 

Weiters meinte Abgeordneter Czernetz: 

"Das wird große Investitionen, eine weit­
blickende Produktionsplanung, mehr Initiative, 
viel Unternehmungsgeist und große Wett­
bewerbsbereitschaft erfordern. Das wird in der 
PI1ivatwirtschaft sowie im verstaatlichten Sek­
tor unserer Industrie notwendig sein." 

Gerade zu dieser Thematik, meinen Wlir 
Freiheitlichen, sollte sich die Bundesregierung 
zu konkreteren Vorschlägen aufraffen, als sie 
es bisher getan hat. 

Wir bekommen heute durch die RatifiZlie­
rung dieser Vertragswerke eine für uns Frei­
heitlliche erste, noch nicht umfassende, aber 
positive Antwort auf die Integrationsbedürf­
nisse Osterreichs in den sechziger Jahren. 

Es war den Bundesregierungen nicht mög­
lich, die offenen EWG-Fragen in den sechziger 
Jahren zu beantworten, sondern erst am Be­
ginn der siebziger Jahre ist eine verspätete 
Antwort erfolgt. Wir FreiheitliChen wollen 
das heute nicht kritisieren, sondern als Reali­
tät zur Kenntnis nehmen und eine Folgerung 
aus den Erfahrungen ableiten: Weil die Ant­
wort auf offene Integrabionsprobleme ver­
spätet für Osterreich erfolgt ist, dürfen wir 
andererseits mit gutem Grund von der Bundes­
regierung verlangen, mit der notwendigen 
Umsicht und Energie an die Lösung der Pro­
bleme heranzugehen. 

Bei dieser Gelegenheit darf iCh Ihnen, Herr 
Bundesminister für Finanzen, einige Mei­
nungsäußerungen in Ertinnerung rufen, die 
Sie seinerzeit als Oppositionsabgeordneter zur 
Thematik der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft von sich gegeben haben. 
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Peter 
In der 81. Sitzung der XI. Gesetzgebungs­

periode am 15. Dezember 1967 setzten Sie sich 
mit der Beseitigung der Wachstumsschwier,ig­
keiten und mit dem Abbau der strukturellen 
Sdlwächen unserer Wirtschaft auseinander 
und führten aus: 

"Unsere Wachstumsschwierigkeiten haben 
nämlich ihre hauptsächliChen Ursachen in 
strukturellen SchwäChen unserer Wirtschaft". 

Ferner sagten Sie: 

"Die EWG ist also siCher kein Allheilmittel 
zur Beseitigung unserer Strukturschwächen. 
Diese können nur durCh eine Strukturpolitik 
beseitigt werden, die gleichzeitig Unsere 
WirtsChaft integrationsreif machen würde." 

"Eine solche gibt es aber nljcht " , warfen Sie 
1967 der OVP-Alleinregierung vor. Bis jetzt 
geschah von Seite der sozialistisChen Allein­
regierung auch nicht mehr, als das seinerzeit 
beschlossene Strukturverbesserungsgesetz zu 
verlängern. leb glaube also, wenn man hier 
beim Oppositions-Androsch prüft, dann wird 
der Finanzminister Androsch von heute zu­
geben müssen, daß die SPO-Alleinregierung 
in Verzug ist und eine Lücke zu sChließen 
hätte. 

Sie sprachen damals davon, daß Umstel­
lungsschwierigkeiten überhaupt vermieden 
werden sollten. Wir Freiheitlichen sind der 
Meinung, daß sie gemlildert, daß sie abge­
schwächt werden sollen, um sie bewältigen 
zu können. 

ist nicht nur eine Integration in elinem größe­
ren Raum, was wir benötigen, ist auch eine 
Integration nach innen, die es gilt herbeizu­
führen, und eine Politik, die alle Hemmnisse 
von der Wiirtschaft fernzuhalten in der Lage 
ist." 

Hier besteht nach unserer Anslicht ein Nach­
holbedarf, den die sozialistische Alleinregie­
rung bewältigen soll und muß. 

Ich darf jetzt zu einer bis jetzt gültigen 
Maßnahme des Nationalrates kommen, von 
der ich der Meinung bin, daß sie durch den 
Abschluß der Verträge mit den Europäischen 
GemeinsChaften überholt ist und durch eine 
neue Initiative ersetzt werden sollte. 

Am 23. März 1960 stellte der damalige 
FPO-Abgeordnete Dr. van Tongel den Antrag, 
die Bundesregierung aufzufordern, dem Natio­
nalrat in der Regel vierteljährlich Bericht über 
den Stand der wirtschaftlichen Integration 
Europas zu erstatten. Diesem Tongel-Antrag 
sind dann die beiden anderen Fraktionen mit 
den Abgeordneten Kranzlmayr und Mark bei­
getreten. Er wurde zum Beschluß erhoben und 
hat bis zum heutigen Tag Gültigkeit. 

Nun sind wir der Meinung, daß der Inte­
grationsbericht bisheriger Art seiner Aufgabe 
nicht mehr gerecht wird und daß er durch eine 
neue InitiatJive ersetzt werden soll. Wie sehr 
wir seinerzeit mit diesem Antrag recht gehabt 
haben, wird uns ja auch inzwischen durch den 
Ablauf des Geschehens bestätigt. 

Aber, Herr Dr. Androsch, Sie gingen damals, 
als Sie in der Opposition waren, noch einen 
Schritt weiter und forderten als Sozialistische 
Partei bei der Budgetdebatte des Jahres 1969 
die Vorlage eines alljährlichen Wirtschafts­
berichtes durch die Bundesregierung an den 
Nationalrat. 

Diese sozialistische Forderung aus dem 
Jahre 1969 möchte rich zum Anlaß nehmen, ein 

Nationalrat, und bei diesen Strukturverbesse- . Problem zu diskutieren, das uns auch in der 
rungs-Initiativen werden Sie sicher auch die letzten Präsidialsitzung beschäftigt hat. 

Was Sie seinerzeit vorgeschlagen haben, 
Herr Bundesminister Dr. AndrosCh, finden Sie 
in jenem Entschließungsantrag, den Sie zu­
sammen mit dem Abgeordneten Dr. Stari­
bacher eingebracht haben, der aber damals 
von der absoluten Mehrheit der Osterreichi­
schen Volkspartei verworfen wurde. Heute 
hätten Sie die absolute Mehrheit der SPO im 

Zustimmung der freiheitlichen Abgeordneten 
erhalten; also eine ausgeprägte Mehrheit für 
zielführende EWG-Begleitmaßnahmen ist im 
Parlament gesichert. 

Sie sprachen am selben Tag, dem 15. De­
zember 1967, nicht .nur von der Integration 
im größeren Raum, von der Integration in 
RiChtung Europa, sondern Sie forderten vehe­
ment die Integration Osterreichs nach innen, 
im Sinne der Bewältigung offener Struktur­
probleme, offener Investitionsprobleme der 
Wirtschaft, und me!inten: 

.,Unsere Hauptaufgabe wird es aber nach 
wie vor künftighin sein, eine planmäßige 
Politik zur Verbesserung unserer Wirtschafts­

Uber WunsCh der Sozialisten soll bereits 
die kommende Budgetdebatte gestrafft und auf 
einen kürzeren Zeitraum zusammengedrängt 
werden. Gesprächsbereitschaft über die Re­
form der Budgetdebatte wurde von den Klub­
obmännern der beiden Oppositionsparteien 
schon in der letzten PräsidialSlitzung bekundet. 
Herr Abgeordneter Dr. Koren, ich weiß nicht, 
ob es den Tatsachen entspricht - die "Kronen­
Zeitung" berichtet heute darüber -, daß die 
Osterreichische Volkspartei der Verkürzung 
der Budgetdebatte bereits zugestimmt hat. 
(Abg. Dr. Kor e n: Das ist eine irei schwe­
bende Diskussion!) Es scheint also nicht der 
Fall zu sein und wäre überraschend für mich. 

struktur herbeizuführen. Was wir benötigen, gewesen. 
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Peter 
Aber wenn nun dieser Wunsch der SPO­

Mehrheitsfraktion vorliegt, dann, Herr Abge­
ordneter Gratz, bitte ich, im Rahmen Ihrer 
Fraktion bis zur nächsten Präsidialkonferenz 
die Prüfung folgenden Sachverhaltes vorzu­
nehmen: 

Würden die zwei OpposiNonsfraktionen 
einer Rationalisierung der Budgetdebatte im 
Sinne der Verkürzung zustimmen, dann wäre 
das zweifelsohne ein Entgegenkommen, das 
die heutigen Oppositionsparteien der Mehr­
heitsfraktion gegenüber bekunden würden: 
ein Entgegenkommen, das von den Opposi­
tionsparteien zu dem Zeitpunkt, da sich die 
Sozialistische Partei mit uns Freiheitlichen 
in Opposition befand, der OVP-Alleinreg,ie­
rung nicht gewährt wurde. 

Verkürzung der Budgetdebatte bedeutet 
also Benachteiligung der Opposition durch 
Einschränkung der Kontrollmöglichkeit. 

Nun könnte ich mir vorstellen, daß man 
gleichrangig an die Lösung dieses Problems 
herangeht und eine Benachteiligung der Oppo­
sitionsparteien ausschließt. Es ist vorstellbar, 
daß man Parteienverhandlungen führt und ein 
Parteienübereinkommen mit dem ZAel schließt, 
die Budgetdebatte unter ganz bestimmten Vor­
aussetzungen zu rationalisieren und zu ver­
kürzen. Man bräuchte nur zu verwirklichen, 
was ein sozialistischer Sprecher anläßlich der 
Budgetdebatte 1969 verlangt hat. 

Wörtlich lautet die Forderung der sozialisti­
schen Fraktion von 1969: 

"Eine wichtiige Voraussetzung für eine 
moderne Wirtschaftspolitik ist ein alljährli­
cher Wirtschafts bericht über die voraussicht­
liche Entwicklung in den einzelnen Zweigen 
der Industrie, des Gewerbes, des Handels, der 
Energie, der Landwtirtschaft, des Kreditwesens, 
des Verkehrs und des Fremdenverkehrs." 

Aber das Verlangen nach dem Bericht war 
dem sozialistischen Budgetspremer zuwenig. 
Er erweiterte dasselbe durch die Forderung 
nach Beschlußfassung über eine gesetzliche 
Grundlage zur Vorlage des Wirtschaftsberich­
tes. 

Wenn die Mehrheitsfraktion also bereit list, 
eine Vereinbarung mit der freiheitlichen Oppo­
sition zu schließen, wonach eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen wird, welche die Bun­
desregierung verpflichtet, am Beginn der Früh­
jahrssession dem Nationalrat den Wirtschafts­
bericht vorzulegen, und wenn vorgekehrt 
wird, daß eine ausreichende und umfassende 
Debatte über diesen Wdrtschaftsbericht gesetz­
lich garantiert ist, dann könnten sich die frei­
heitlichen Abgeordneten ein Eingehen auf den 
SPO-Wunsch nach Verkürzung der Budget-

debatte vorstellen. Gewährleistet muß aber 
bleiben, daß ein Entgegenkommen der Oppo­
sitionsparteien an die Regierungspartei eben­
so ein Entgegenkommen der Regierungspartei 
gegenüber den Oppositionsparteien nach sich 
zieht. 

Nun möchte ich mich noch mit jenen Vor­
stellungen auseinandersetzen, die seinerzeit 
der damals neue Vorsitzende der Sozialisti­
schen Partei, Dr. Kreisky, zur Integrations­
politik vertreten hat. Ich meine den Kreisky­
Dreistufenplan für den Weg Osterreichs in 
die Europäischen Gemeinschaften. 

Die Grundidee des Vorsitzenden der Sozia­
listischen Partei war die stufenweise Annähe­
rung Osterreichs an die Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaften. Dazu meinte Doktor 
Kreisky, daß die dvitte Stufe eine maximale 
Verbindung Osterreichs mit den Europäischen 
Gemeinschaften vorsehen solle. Aber - und 
das war die Einschränkung, die Dr. Kreisky 
damals einfügte - nach diesem Vorschlag 
sollte man mit der maximalen Verbindung 
zwischen Osterreich und der EWG solange 
warten, "bis ;in Europa eine weitere Normali­
sierung und Entspannung eintritt". 

Und jetzt richte ich an den Herrn Bundes­
kanzler die Frage: Ist seit dem Jahre 1961 
jene Normalisierung und Entspannung in 
Europa eingetreten, die Sie als Voraussetzung 
für die dritte Stufe Ihres Planes charakterdsier­
ten? - Ich höre aus dem Hintergrund ein 
Nein; ich weiß nicht, ob ich richtig gehört 
habe. Aber falls es ein Nein gewesen sein 
sollte, Herr Bundeskanzler, möchte ich auf 
Grund einer Erklärung, die Sie aus Anlaß 
der Ratifizierung der deutschen Ost-Verträge 
abgegeben haben, das Gegenteiil behaupten. 
In dieser Erklärung sagten Sie wörtlich: 

"Die Ratifizierung der Verträge Deutsch­
lands mit der Sowjetunion und Polen sind 
Ergebnisse, deren Auswirkungen von euro­
päischer, ja ich möchte fast sagen, von glo­
baler Relevanz sind. Was hier" - so führte 
Bundeskanzler Dr. Kreisky weiter aus -
"unser Freund Wiilli Brandt und mit ihm die 
deutsche Sozialdemokratie zustande gebracht 
hat, ist 'von historischer Bedeutung und hat 
de facto ein Maximum an relativer Entspan­
nung 'in Europa herbeigeführt." 

Nimmt man Sie also beim Wort, Herr Bun­
deskanzler, dann ist die Zeit reif für die dritte 
Stufe des Kreiskyschen Stufenplanes, für eine 
optimale Annäherung Osterreichs an die Euro­
päischen Gemeinschaften. 

Bleibt also, Herr Bundeskanzler, diese Er­
klärung im Raume stehen? - Wenn ja, darf 
man sie guten Gewissens als die entschei-
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Peter 
dende Voraussetzung für eine optJimale An­
näherung Osterreichs an die Europäischen 
Gemeinschaften bezeichnen. Wenn nein, dann 
bitte ich um eine Interpretation oder Neu­
formulierung Ihrer Vorstellung. 

Also stehen wir, meine Damen und Herren, 
um mit Bundeskanzler Dr. Kreisky zu reden, 
vor der dritten Stufe des Kreiskysdlen Stu­
fenplanes, der optimalen Annäherung Oster­
reichs an die Europäischen Gemeinschaften. 
Aber das, was die Bundesregiierung uns heute 
für die Realisierung der dritten Stufe des 
Kreiskyschen Stufenplanes zur optimalen An­
näherung an die Europäischen Gemeinschaften 
an Vorschlägen unterbreitet hat, ist unseres 
Erachtens zuwenig, um Ihre dritte und ent­
scheidende Stufe Ihres Planes zu verwirk­
lühen. 

Es fehlt die gelisbig-gedankliche Vorberei­
tung auf die Realisierung dieser Aufgabe in 
breitesten Bevölkerungskreisen. Das ist eine 
Aufgabe, deren Lösung maßgeblich im Ver­
antwortungsbereich der Bundesregierung liegt. 

Es fehlt aber auch, Herr Bundeskanzler, ein 
langfristiges IntegratJionskonzept, das diese 
Alleinregierung unt~rbreiten müßte. 

Es fehlt ein Plan über die schrittweise Inten­
sivierung der währungspolitischen Koopera­
tion, so sie von Osterreich als neutralem Staat 
als real'istisch und mögl!ich eracht'et wird. 

Und es fehlt das umfassende Europa-Kon­
zept, das eine gleichberechtigte Beteiligung 
der Neutralen an allen europäischen Insti­
tutionen gewährleistet. 

Dieses Versäumnis, Herr Bundeskanzler, 
sollte die sozialistische Alleinreglierung dn 
allernächster Zeit aufholen, damit nicht nur 
der österreichische Nationalrat, sondern dar­
über hinaus die gesamte österreichische 
Offentlichkeit konkretere Vorstellungen über 
die letzte Stufe des Kreiskyschen Dreistufen­
planes zur optimalen Annäherung Osterreichs 
an die Europäischen Gemeinschaften erhält. 

Meine Damen und Herren! Alles, was der 
optimalen Annäherung Osterreichs an die 
Europäischen Gemeinschaften dient, wird auch 
die vollinhaltliche Unterstützung der freiheit­
Ilid1en Abgeordneten erhalten, 

Ich schließe mit dem Hinweis, daß unser 
freiheitliches Ja zu den Verträgen mit den 
Europäischen Gemeinschaften, zum Interims­
und zum Globalabkommen, kein Ja der Be­
dingungen, sondern ein Ja der Uberzeugung 
auf dem Weg Osterreichs in das größere 
Europa ist. (Beifall bei der FPO.) 

Abgeordneter Lane (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Herr Bundesparteiobmann 
der .osterreichischen Volkspartei hat heute in 
seinen Ausführungen zu den zur Debatte ste­
henden Interimsabkommen mit der EWG und 
mit der Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
auf die Rolle, die seine Partei bei den soge­
nannten Begleitmaßnahmen gespielt hat, ver­
ständlicherweise hingewiesen. Verständlicher­
weise deswegen, weil sich ja in Wahrheit 
- und das kam natürlich in den Ausführun­
gen von Herrn Dr. Schleinzer nicht zum Aus­
druck - die Osterreichiische Vo!kspartei in 
einem gewissen Dilemma befunden hat und 
befindet, nämlich in dem Dilemma - ich habe 
dafür menschlich sehr viel Verständnis -, daß 
also jetzt das eintritt, was seinerzeit selbst 
angestrebt, aber nicht erreicht wurde, nur 
eben nach Ansicht Schleinzers unter falschen, 
verkehrten Feldzeichen. 

Ich glaube aber, daß diese verständliche 
Sicht des Sprechers der OVP in der heutigen 
Debatte doch nicht von der Tatsache ablenken 
darf, daß die Begleitmaßnahmen, die nunmehr 
vereinbart worden sind, nicht nur notwendig 
waren und nicht nur einer Forderung der 
Osterreichischen Volksparte,i entsprodlen 
haben, sondern daß selbstverständlich die 
Bundesregierung sehr wohl und schon sehr 
lange sehr konkrete Vorstellungen hatte, was 
zu tun sein wird, wenn die Verträge, deren 
Inhalt sich sehr konkret in der ersten J ahres­
hälfte abgezeichnet hatte, dn Kraft treten sol­
len. Ich stelle das vor allem deswegen fest, 
weil ich meine, daß hier keine Geschichts­
klitterung betI1ieben werden sollte, 

Vor allem aber erstaunte mich in den Aus­
führungen des Obmannes der Osterreichischen 
Volkspartei doch die eäne oder andere Bemer­
kung, die er hier angebracht hat, etwa wenn 
er meinte, daß die Problematik des Kartell­
gesetzes und seiner notwendigen Adaptierung 
so irgendW'ie in die Diskussion um die Be­
gleitrnaßnahmen ,in letzter Minute vom Res­
sortminister beziehungsweise vom Handels­
minister mit zur Diskussion gestellt worden 
ist. 

Jeder, der die Verträge verhandelt hat, und 
jeder, der die Problematik kennt, weiß, daß 
e;in wesentlicher Bestandteil der Bedenken 
der Europä'ischen Gemeinschaft gegenüber 
einem freihandelszonenähnlichen Vertrag mit 
uns und den anderen nicht beitI1ittswilligen 
EFTA-Staaten ja darin bestanden hat, daß 
man unter anderem auch die Wiedereinfüh­
rung von Wettbewerbsverzerrungen befürch­
tet hat und daß man ein Abgehen vom freien 

Präslident Dr. Malela (den Vorsitz überneh- Wettbewerb in ~inem erweiterten, aufge­
mend): Zum Wort gemeldet ist der Abgeord- schlosseneren Gemeinsamen Markt befürchtet 
nete Lanc, Ich erteile es ihm. hat, wenn von außen her - von dem Stand-
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Lane 
ort und dem Gesichtswinkel der EWG her partei - und das wußte sie sicher intern von 
gesehen - zusätzlirn neue Staaten beitreten Anfang an - einfarn zu setzen war. 
oder gar Staaten in einer Freihandelszone mit Meine Damen und Herren! Selbstverständ-
dieser Gemeinschaft vereinigt werden, die 
nirnt voll beitreten, die auch nJirnt Verpflich­
tungen hinsichtlich einer Anpassung ihrer 
Rechtsordnung an die der EWG eingehen wol­
len oder können, oder beides. 

Es war daher von Haus aus klar, daß auch 
in der Kartellrechtsfrage hier Uberlegungen 
im autonomen Bereirn der österreichischen Ge­
setzgebung anzustellen sind, um jene die 
Wettbewerbsbestimmungen der EWG betref­
fenden Vertragsteile zu erfüllen und über­
haupt deren Durmführung in der inneren 
Rechtsordnung zu gewährleisten, die sowohl 
im Vertrag mit der Europälismen Wirtschafts­
gemeinschaft als auch im Vertrag mit der 
Montanunion, mit der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl, enthalten sind. 

Iim ist es eine Einschätzungsfrage, ob und 
inwieweit man negative Auswirkungen für 
die österreichlische wirtschaftliche Entwicklung 
aus diesen Verträgen erwartet oder nicht. 
Aber man sollte zumindest bei der Begrün­
dung seiner eher pessimistisrnen Erwartun­
gen - diese hat ja der Herr Abgeordnete 
Dr. Schleinzer besonders hervorgestnirnen -
doch vorsichtig sein und nicht Dinge sagen, 
die nirnt stimmen und deren Unrichtigkeit 
somit leicht beweisbar ist. 

Er meinte nämlich als Begründung für seine 
pessimistisrnen Aussichten und Ansichten, daß 
wIr, nämlich die österreicl'liisChe Wirtschaft, in 
der Produktivitäts skala gegenüber den Staa­
ten der Gemeinschaft mit Ausnahme Italiens 
an letzter Stelle stünden und daher unsere 

Der Herr Bundesparteiobmann der OVP hat Ausgangslage eine besonders triste wäre. 
sich auch noch an einer anderen Stelle sehr NUill stimmt das nur insofern, wenn man 
srnwer getan, sein "Jein" hier zu begründen. die ganze österreichische Wlirtschaft, also ein­
Ich glaube, am sinnfälligsten ast diese schwie- schließlim der Landwirtschaft, in eine solche 
rige Position in einer Formulierung zum Aus- Betrachtung involviert. 
druck gekommen, die lim wörtlirn mitgeschrie- Es stimmt jedod1 für den Fall nicht, der für 
ben habe, nämlich als er sagte: Irin dem für diese Abkommen relevant ist, nämlich für den 
uns nicht hinreichenden Vertrag", womit die gewerblich-industriellen Sektor und seinen 
bei den Interimsabkommen gemeint waren. Stand an Produktivität im Vergleich zu dem 

Hier erhebt sich dorn auch die Frage, von der Produktivität im gewerbl!i.ch-industriellen 
welchem Standort her man beurteilt, ob ein Sektor der bisheI1igen sechs EWG-Länder. 
Vertrag hinreichend list oder nicht, und damit Denn hier hat erst kürzlich eine Studie, die 
auch, ob diese beiden zur Diskuss1ion stehen- beileibe nicht von einem Jungsozialisten er­
den Interimsabkommen samt den Durchfüh- stellt worden ist, sondern von einem sel1iösen 
rungsgesetzen hinreichend sind oder nicht. und bekannten Wirtschaftsforsrner, nämlirn 

Dr. Kausei vom WirtsmaftsforschungSlinstitut, Wesentlich für diese Beurteilung kann dom 
klar erwiesen, daß wlir im gewerblich-indu­nur sein: Was war bei den Verhandlungen 
striellen Bereich die durchschnittliche Produk­drinnen und was ist herausgekommen? - Ich 
tivütät der EWG-Länder erreicht, ja sogar in glaube, eines ist unbestritten und list auch in 
der letzten Phase bereits geringfügig über­

den Diskussionsbeiträgen der bisherigen Red- schritten haben. 
ner der Oppositionsparteien unbestritten ge­
blieben, nämlirn die Tatsache, daß von dem, 
was drinnen war, auch wirklirn alles heraus­
geholt worden list, daß also auch die Interims­
abkommen und dJie in wenigen Wochen zur 
Diskussion stehenden Globalabkommen jene 
für Osterreich notwendigen und von ihm an­
gestrebten Bestimmungen und Regelungen 
enthalten, die eben im gegenwärtigen Zeit­
punkt und 'in der gegenwärtigen europäischen 
politischen und wirtschaftlichen Konstellation 
zu erreichen waren. 

Daher 'ist es kein Gnadenakt der Oster­
reichisrnen Volkspartei - so hat es heute 
manchmal fast geklungen -, wenn diese Par­
tei erklärt, den Gesetzen und den Abkommen 
ihre Zustimmung zu geben, sondern es ist 
der Akt, der für Osterreim notwendig ist 
und der daher von der OsterreichJischen Volks-

Und somit ist es, wenn es ein Produktivti­
tätsproblem im Zusammenhang mit diesen 
Interimsabkommen für die österreichische 
Wirtschaft gibt, das Problem der unverhält­
nismäßig hohen Quote, die die Landwlirtsrnaft 
lin Osterreich im Vergleid1 zu den sechs EWG­
Staaten noch immer darstellt, und deren an 
sid1 strukturell niedrigere Produktivität da­
mit die Gesamtprodukt~vität der österreiChi­
schen Wirtschaft drückt. Id1 glaube, gerade 
darauf sollte man im Zusammenhang mit den 
immer wiederkehrenden Forderungen gerade 
der von Dr. Schleinzer geführten Osterre'ichi­
smen Volkspartei erinnern, die in Wirklich­
keit alle im Wesen darauf hinauslaufen, diese 
unverhältnismäßig hohe Quote der österrei­
chischen Landwirtschaft möglichst für alle Zei­
ten zu konservtieren, koste es der übrigen 
österreichischen Bevölkerung, was es wolle. 
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Lane 
Das muß einmal mit aller Deutlichkeit ge­

sagt werden, damit bier die I1idltigen Propor­
tionen hergestellt werden und damit man, 
wenn man für die Rettung der Existenzfähig­
keit der Landwirtschaft etwas tut, auch weiß, 
um welchen Preis man es tut, und was das 
die anderen, die nicht lin der Landwirtschaft 
tätig sind, letzen Endes kostet. 

Ich möchte mich - und dafür wird sicherlich 
Verständnis bestehen - nicht an dem vorhin 
beim Debattenbeitrag des Herrn Abgeordne­
ten Peter ausgebrochenen Hahnenkampf der 
Obmänner der Oppositionsparteien beteiligen, 
bin ich doch weder Parteiobmann noch Oppo­
.9itionsabgeordneter. Aber wenn hier immer 
wieder der Streit aufbricht, wer denn wann 
was versäumt hat, daß Wlir nicht früher schon 
mehr und besser mit der EWG ins Geschäft 
gekommen sind, da möchte ich doch mit ein 
paar Erinnerungen abhelfen, was denn die 
wirklichen Ursachen dafür gewesen sind, daß 
wir nunmehr 14 Jahre vor der Türe der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft stehen, ehe 
sie uns in dem Ausmaß, iin dem es der Wirt­
schaftsgemeinschaft und uns möglich und nütz­
lich erscheint, geöffnet wlird. 

Da war zuerst einmal in der ersten Periode 
der Gegensatz Frankreich - Großbritannien, 
der von Haus aus eine große Freihandels­
zonenlösung, wie sie damals angestrebt 
wurde, verbindert hat. In den späteren Jah­
ren, anfangs der sechziger Jahre, war es nicht 
nur etwa die Gruppe unserer osteuropäischen 
Kontrahenten dm europäischen Kräftespiel, 
sondern war es beispielsweise auch die Poli­
tik der Kennedy-Administration, der eine 
GATT-Zollrunde, näm~ich die Kennedy-Runde, 
wesentlich wichtiger war als irgendwelche 
Annäherungen oder Erweiterungen der Euro­
päJischen Wirtschaftsgemeinschaft in Richtung 
auf die damals bereits gegründete EFTA und 
deren Mitglieder hin. 

Ich erinnere an die iim Ton zwar herzlich 
gehaltenen, aber inhaltlich unzweideutigen 
Worte, die seinerzeit der damalige Minister­
präsident und KPdSU-Generalsekretär der 
Sowjetunion, Chruschtschow, gefunden hat, 
als der damalige Bundeskanzler Dr. Gorbach 
ihm seine Ideen be:zliehungsweise die Ideen 
Osterreichs und der österreichJischen Bundes­
regierung für eine vertrag~iche Regelung zwi­
schen Osterreich und der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft vorgetragen hat. 

Ich erinnere an die immer wieder peIiiodisch 
vorgenommenen und leider erfolgreichen Ver­
suche des Idamaligen Staatschefs Frankreichs, 
General de Gaulle, alle Phasen einer W'ieder­
annäherung zwischen Großbritannien und den 
Staaten der Gemeinschaft zu torpedieren. 

Und ich erinnere nicht zuletzt an das italie­
nische Veto im Zusammenhang mit den Diffe­
renzen, die es in der Frage der SüdtJirolpolitik 
gegeben hat. In Wirk}ichkeit waren das die 
Gründe, meine Damen und Herren, die verhlin­
dert haben - und das muß man auch einmal 
mit aller Deutlichkeit sagen -, daß in Europa 
jene Atmosphäre entstanden ist, die nun ein­
mal notwendig ist, um ein solches Vertrags­
werk unter Dach und Fach zu bringen und 
Osterreich :in einem größeren Zusammenhang 
jenes Nahverhältiliis mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu ermöglichen, das 
wir nun mit den Interimsabkommen und in 
wenigen Wochen mit den Globalabkommen 
eingehen wollen und werden. 

Wir verhandeln heute mit den Abkommen 
selbst auch die Begleitgesetze, das Durchfüh­
rungsgesetz, eine Änderung des Ausgleichs­
abgabengesetzes, und wir werden noch !in den 
nächsten Sitzungen eine Reihe von Maßnah­
men gesetzlicher Natur hier .im Hohen Hause 
zu beraten und zu beschließen haben, die alle 
zur wirtschaftlichen Bewältigung dieser Ab­
kommen dazu gehören. 

Es mag nun sehr wohl selin, daß gerade die 
Interimsabkommen jemandem in Osterrelich 
als zu spät abgeschlossen und in Kraft tre­
tend erscheinen. Und ich will gar nicht leug­
nen, daß man diese Abkommen im wesent­
lichen auch mit einer Inkraftsetzung um ein 
halbes Jahr früher, nämlich mit 1. April dieses 
Jahres, hätte haben können. Und lieh will auch 
nicht verhehlen, daß dieses halbe Jahr frühe­
res Interimsabkommen etwa gerade in der 
heurigen Periode eines verstärkten Preisauf­
triebes sehr günstige Auswirkungen gehabt 
hätte, nämlich eine Zollersparnis für aus dem 
EWG-Raum nach Osterreich eingeführte 
Waren in der Größenordnung von fast einer 
Milliarde Schilling - nach meiner Schät­
zung -, die dem Konsumenten in Form von 
Preisdämpfung bei solchen Waren sicherlich 
zugute gekommen wäre. 

Meine Damen und Herren! Daß das rricht 
der Fall ist, ist aber wahrhaftig nicht die 
Schuld der Regierungspartei oder gar der Bun­
desregierung selbst, und man kann hier :also 
weder der Sozialistischen Partei noch dem zu­
ständigen Ressortminister oder der BUIlJdes­
rlegierung Schuld unterschieben, <es sei denn, 
man betrachtet die diesbezüglichen Wünsche 
der Bundeswirtschaftskammer auf einen späte­
ren Abschluß des Interimsabkommens als eine 
Schuld. Wir jedenfalls sind nicht dieser Mei­
nung, denn es war das Prinzip der gegen­
wärtigen Bundesregierung, beim Abschluß 
dieser Verträge, vor allem aber bei den Ver­
handlungen, in der Endphase für diese Ver­
träge sicherzustellen, daß nicht nur die Be-
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amten des Bundesministeriums für Handel, 
Gewerbe und Industrie im Akkord mit unse­
ren Beamten im Außendienst diese Verhand­
lungen betreuen und durchführen, sondern 
daß auch, direkt in das Verhandlungsteam 
einbezogen, die Vertreter der elinzelnen Inter­
essenvertretungen Gelegenheit hatten, selbst 
am Verhandlungstisch zu sitzen, selbst die 
Schwierigkeiten und Notwendigkeiten bei die­
sen Verhandlungen zu erkennen. 

Ich glaube daher, daß dlieses in Osterreich 
und IIlIit Brüssel akkord~erte Interimsabkom­
men sowohl für die EWG als auch für die 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl uns in 
Osterreich, der österreichischen Wirtschaft 
einen Vorgriff und damit einen Vorsprung 
gegenüber den anderen nicht beitrittswiHigen 
EFTA-Staaten sichert, der, wenn er von unse­
rer Wirtschaft, wenn er von uns allen richtig 
genützt wird, uns auch eine verbesserte 
Chance bietet, auf dem Markt der 300 Mil­
lionen der erweiterten Gemeinschaft zu reüs­
sieren. 

Man soll - das möchte ich auch llIicht uner­
wähnt lassen - auch nicht vergessen, daß 
allein im letzten Quartal dieses Jahres durch 
das Inkrafttreten der InteIlimsabkommen in 
e'iner Größenordnung von 500 Millionen Schil­
ling nicht nur ein ZoUelin1llahmenverzicht für 
den österreichlischen Staat, sondern damit auch 
eine in dieser Summe gegebene Möglljchkeit 
zur Reduktion jener Preise entsteht, die um 
diese 500 Millionen Schilling Zollersparnis 
preislich bezliehungsweise steuerlich entlastet 
werden. 

Ich rufe von dieser Stelle heute alle Abge­
ordneten und alle Parteien dieses Hauses auf, 
dafür zu sorgen, daß in Osterreich gerade im 
Zusammenhang mit diesem Interimsabkom­
men ein Bewußtsein entsteht, das durchdringt, 
das jedermann klarmacht, daß hier die Chance 
besteht, die Welle, dJie bisher vom Ausland 
her preiserhöhend gewirkt hat, zu bremsen 
und in die umgekehrte Richtung zu bewegen, 
nämlich zu einer Politik der Preisdämpfung 
zu kommen. (Beifall bei der SPO.) 

in dem Ausmaß, als etwa in einem 7-Mil­
lionen-Markt für diese große Wirtschaftsein­
heit drinnen d.st, von der Wirtschaft der EWG 
mehr oder weniger erobert, soweit Slie bier 
etwas erobern konnte. 

Hingegen war es unserer unter höheren 
Zollmauern viel stärker leidenden Export­
wirtsc..ltaft viel weniger möglich, in der EWG 
zum Zug zu kommen. Der deutlichste Beweis 
dafür ist ja, daß, wenn auch nicht in sehr 
hohem Ausmaß, aber doch anteilsmäßig die 
Exporte der EWG nach Osterreich seit Ab­
schluß des EWG-Vertrages noch immer zu­
genommen haben, während der Anteil unserer 
Exporte in die EWG nicht nur absolut, son­
dern auch relativ, nämlich um rund 10 Prozent, 
zurückgegangen ist. 

Nichts beweist also besser als diese Ent­
wicklung, daß wir echte Chancen in diesem 
nun noch dazu auf die Zehnergemeinschaft er­
weiterten 300-Millionen-Markt der EWG 
haben. Mir ist nach vielen Gesprächen mit 
Unternehmern, mit Arbeitern, mit Angestell­
ten exportortientierter Betriebe durchaus nicht 
bange darum, daß diese Chance durch die 
Ambition, die Fähigkeit und den Willen der 
für die österreichische Wirtschaft Verantwort­
lichen auch tatsächlieb genützt werden wird. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube auch, daß die oft fälschllich gelästerten 
EFTA-Jahre sehr vtiel für eine Verbesserung 
und damit für eine Vorbereitung der öster­
reichischen Wirtschaftsstruktur auf diesen 
größeren Markt getan haben. Wenn Sie die 
Wertschöpfungsentwicklung der österre"ichi­
schen Industrie zwischen 1957 und 1971 ver­
folgen, dann stellen Sie fest, daß sie sich um 
123 Prozent erhöht, also weit mehr als ver­
doppelt hat, und in der gleichen Zeit ist die 
Zahl der Beschäftigten nur um 9,4 Prozent 
gestiegen. 

Damit hat sich also eine wesenUiche Pro­
duktivitätserhöhung durchgesetzt, die ja die 
Voraussetzung für eine konkurrenzfähligere 
Wirtschaft, für eine bessere Wirtschaftsstruk­
tur ist. 

Im selben Zeitraum, nämHch von 1957 bis 
1971, haben sich die Rohstoffexporte nomi­
nell nur um 49,7 Prozent ausgeweitet. Die 
Ausfuhren von Halbfertigwaren sind hin­
gegen bereits um 135,6 Prozent gestiegen, also 
bereits stärker, als es dem gesamten Wert­
schöpfungs zuwachs entsprochen hätte. 

Im Gegensatz zur großen Oppositionspartei 
sehen wir So:zJialisten unsere Chancen auf dem 
EWG-Markt durchaus nicht pessimistisch. Es 
stimmt wohl, daß uns große Wiirtschaftsgigan­
ten gegenüberstehen, es stimmt wohl, daß 
diese Verträge keine Einbahnstraße sind und 
in dem Ausmaß, als sich uns Exportchancen 
eröffnen, sich diese natürJ:ich auch für die 
Wirtschaft der EWG-Staaten auf unserem 

Die Exporte von fertigen Konsum- und In­
vestitionsgütern haben in diesem Zeitraum 
von 14 Jahren, der mit dem Zeitraum des 

Aber vergessen wir doch nicht: Wir sind Wartens Osterreichs vor der EWG-Tür iden­
doch ohnehin scbon - das beweist ja unsere tisch ist, um 340 Prozent zugenommen, sich 
Außenhandelsbilanz - als 7-Mmionen-Markt also fast verdreieinhalbfacht. 

Markt vergrößern. 
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Das ist wohl der schlagende Beweis dafür, 

daß die österreichische Exportwoirtschaft, die 
österreidrische Wirtschaft insgesamt nicht völ­
lig ungerüstet in diese neue Phase ihrer Ent­
wlicklung mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft und mit der Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl eintr.itt. 

Ich glaube, daß diejenigen, die angebl'ich 
oder tatsächlich 1961 und später den Mut hat­
ten, diesen Vertrag mit den Europäischen Ge­
meinschaften einzugehen, wohl auch gut be­
raten sind, wenn ihnen 1972 und 1973 belim 
Abschluß dieser Verträge nicht gleich das Herz 
in die Hose fällt, dies umso weniger, als wir 
heute und in den nächsten Wochen Netze für 
unsere Wirtschaft spannen, um außer in Ein­
zelfällen, wo das immer unvermeidlich sein 
wird, einen wirtschafUichen Absturz einzel­
ner Bet!iebe oder gar Branchen verhindern zu 
können. 

Für den, der dann trotzdem abstürzt, gilt, 
wie ich glaube, ein Satz, den Sie in den 
"Finanznachriichten" vom 8. September aus der 
Feder des bekannten Wirtschaftspublizisten 
Horst Knapp zu diesem Themenkreis finden 
können, wo er nämlich geschrieben hat: 

"Für wie VIieie österreichische Produktions­
stätten die Agonie beg.innt, hängt hingegen 
von uns selbst ab. Wer nur wegen des Zoll­
abbaues Konkurs ansagen muß, hätte das rech­
tens schon längst tun müssen, denn was bloß 
,im Windschatten von Zollmauern gedeiht, 
steht in der Bilanz einer Volkswirtschaft auf 
der Passivseite. " 

Wir haben also dieses Netz durch die Iruit 
der OVP verhandelten und beschlossenen Be­
gleitmaßnahmen gespannt. Es ist das gute 
Recht der Usterre.ichischen Volkspartei, in die­
ser heutJigen Debatte auf diesen Umstand und 
auf :ihren Anteil dabei hinzuweisen. 

Es ,ist aber auch ebenso unser Recht und, 
wie Ijch glaube, sogar unsere Verpflichtung als 
Mehrheitspartei in diesem Hause, nicht in 
Vergessenhe.it geraten zu lassen, daß wir hier 
die Mehrheit, und zwar die absolute Mehrheit 
sind und daß Wlir hier aus dem Munde des 
Bundesministers für Finanzen Vorschläge und 
Zusagen für Begleitmaßnahmen zur Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen 
vV.irtschaft im größeren Markt vorgeschlagen 
haben, die die Osterreichische Volkspartei 
weder in den Verhandlungen noch sonst 
ügendwann auch nur zur Diskussion gestellt 
hat. Und damit ist auch schlagend die Behaup­
tung des Bundesparteiobmannes der OVP 
widerlegt, daß sozusagen die OVP kommen 
mußte, damit überhaupt notwendige Begleit­
maßnahmen zu den Abkommen mit den Euro-

päischen Gemeinschaften in Angriff genom­
men werden. 

Meine Damen und Herren! Wenngleich das 
Intel'imsabkommen doch Vorstufe zum Global­
abkommen rist, so hat es doch nicht nur wirt­
schaftliche, sondern, wie ich glaube, auch poli­
tische Bedeutung, und es wäre falsch, über 
diese Tatsache am heutigen Tage hinwegzu­
sehen. Denn darüber ist sich jedermann im 
klaren: Wer zu den Interimsabkommen ja 
sagt, der hat natürlich auch zu den Global­
abkommen, deren Text ja heute bereits be­
kannt 'ist, ja gesagt. Damit ist auch die Frage 
der politischen Prüfung dieser Verträge be­
reits am heutigen Tage virulent und nicht erst 
dann, wenn es zur Verhandlung und Beschluß­
fassung der Globalabkommen hier in diesem 
Hause kommt. 

Es kann dabei nicht die Aufgabe einer sol­
chen Prüfung sein, das ganze Spektrum an 
denkmöglichen völkerrechtlichen Definitionen 
und Wertungen der österreichischen Neutrali­
tät und der integratJionspolitisch relevanten 
Teile des österreichischen Staatsvertrages zu 
durchlaufen. Ich glaube, die Frage 1: Sind 
Osterreichs Verträge - und das soll ganz 
klar besprochen und ausgedrückt werden -
mit den Europäischen Gemeinschaften und da­
mit auch die heute zur Diskussion stehenden 
Interimsabkommen vereinbar mit den soge­
nannten Neutra1itätsverpflichtungen in Frie­
denszeiten? Ich beantworte diese Frage vor­
weg und klar mit einem Ja. 

Vvarum, meine Damen und Herren? Die 
NeutraMätsverpflichtung in Friedenszeiten 
kann nur im Zusammenhang mit der Neu­
tralitätswcthrung in Kriegszeiten gesehen wer­
den. Jede extensivere Interpretation des Neu­
tralitätsbegriffes wäre eine zusätzliche Bin­
engung des politischen Spielraumes der neu­
tralen Staaten insgesamt und im besonderen 
unserer Republik, ohne daß meines Wissens 
nach hiefür völkerrechtlich eine zwingende 
Notwendigkeit gegeben wäre. 

Eine rein w.irtschaftliche Bindung, noch dazu 
im Akkord mit demjenigen neutralen Staat 
Eurepas, der im Artikel I Punkt 1 der Mos­
kauer Deklaration vom April 1955 als Bei­
spiel für die Wahrung der Neutralität, die 
Osterreiich halten soll, geführt wird, nämlich 
der Schweiz, kann daher nicht als in Wider­
spruch zu den Neutralitätsverpflichtungen der 
Republik Osterreich stehend betrachtet wer­
den. Dies umso weniger, als die Verträge mit 
den Gemeinschaften ja Kündigungsklauseln 
sehr kurzfristiger Natur enthalten. 

Es Miebe also dann noch theoretisch das 
Argument, daß ,indirekt wirtschaftliche Abhän­
gigkeit entsteht, die politische nach s'ich zie-
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hen könnte. Und diese Problematik, meine 
Damen und Herren, zeigt, wie unvereinbar 
eine statische Neutralitätsinterpretation mit 
der dynamiischen Wirtschaftsentwicklung 
wäre. Denn die heutige internationale Arbeits­
teilung läßt schon längst nicht mehr zu, daß 
die neutralitätspolitische Basis durch eine Art 
von auch nur teilweise autarker Wirtschafts­
politik verbreitert wird. Im Gegenteil: eine 
weitgehend !integrierte Wirtschaft gibt erst die 
Garantie dafür, daß ein neutraler Kleinstaat 
nicht be/i bilateralen handelspolitischen Ab­
machungen mit wirtschafUich Mächtigen dn 
eine so schwache Position kommt, daß dadurch 
auch auf längere Sicht die politische Unab­
hängigkeit gefährdet werden kann. 

Um es konkret auf Osterreich und die Euro­
pälischen Gemeinschaften anzuwenden: Oster­
reichs Unabhängigkeit im Sinne des Artikels I 
des Neutralitätsgesetzes 1955 ist wirtschaftlich 
besser durch die Verträge mit der Gemein­
schaft der Zehn abgesichert als bei Andauern 
des handelspolitischen Status quo, der zu 
einem immer stärkeren handelspolitischen 
Ubergewlicht der Bundesrepublik Deutschland 
als. unserem Haupthandelspartner führen 
müßte, weil sich für die westdeutsche Wirt­
schaft Osterreich als Fenster ins übrige 
Europa ohne jegliche Sprachschw,ierigkeiten 
weiter anbieten würde, ohne daß Osterreich 
auf dem bundesdeutschen Markt auf die Dauer 
die handelspolitische Diskrimiruierung durch 
die EWG-Zollmauern überwinden könnte. 

Meine Damen und Herren! Es geht aber 
bekanntlich nicht nur um die Frage der Neu­
tralitätskonformität. Es geht auch um den völ­
kerrechtlich und somit auch innerstaaUich ver­
bindlichen Artikel 4, den sogenannten An­
schlußverbotsar1!ikel. Auch dazu soll man an 
diesem heutigen Tag und bei der Behandlung 
unserer ersten zu ratifizierenden Abkommen 
mit den Europäischen Gemeinschaften nicht 
irgendwie herumgehen. Diese Staatsvertrags­
bestimmung ist doch nur aus der europäischen 
Geschichte mindestens der letzten 54 Jahre 
erklärbar; nämJlich aus dem seinerze'itigen 
Streben des österreimismen Restes der Dop­
pelmonarchie, der damaligen Republik 
Deutsch-Osterreich, nach Vereinigung mit 
Deutschland und aus der Tatsache des soge­
nannten Anschlusses an das Deutsche Reich 
im Jahre 1938. 

Der Artikel 4 des Osterreichischen Staats­
vertrages ist also doch gedacht als Verh~nde­
rung dessen, daß so etwas jemals wieder vor­
kommen soll. Mithlin kann also das Kriterium 
für eine nicht nur abstrakt völkerrechtliche, 
sondern auch für eine politisch tragfähige 
Interpretation dieser Bestimmung nur sein, ob 
die von Osterreich angestrebten Verträge mit 

den Europäischen Gemeinschaften drgende1ne 
Handlung oder Maßnahme darstellen könnten, 
die geeignet wäre, auch nur mittelbar eine 
poLitische Vereinigung mit Deutschland zu 
fördern oder seine territoriale oder politisme 
oder wirtschaftliche Unabhängigkeit - so 
heißt es in etwa in diesem Artikel des Staats­
vertrages - zu beeinträchtigen. 

Gerade die letztere Auflage erscheint, wie 
bereits vorhin im Zusammenhang mit der wirt­
schaftlichen Neutralitätsvorsorge ~n Friedens­
zeiten angeführt, im Falle eines multilateralen 
WJrtschaftsarrangements mit zehn europä­
ismen Ländern besser gesichert allS lim Falle 
bilateraler Abmachungen, die es im übrigen 
realpolitisch mit dem für Osterrelich notwen­
digen materiellen Minimalgehalt eben wegen 
der Existenz und eben wegen der Ex1istenz 
der erweiterten Europäischen Gemeinschaften 
überhaupt nicht gäbe. 

Abgesehen davon wird aber Osterreich 
nicht mit einer Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, mit einer Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl abschließen, der Deutschland 
angehört. Denn die Gleichsetzung der "Bun­
desrepublik Deutschland" mit jenem Ober­
begriff "Deutschland", der dm Artikel 4 des 
Staatsvertrages verwendet wird, kann näm­
lich gerade von potent!iellen Knitikern der 
österreichischen Auffassung am Vorabend des 
Eintrittes der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland in die Vereinten Nationen nicht 
vertreten werden. 

Daß die poLitische Unabhängigkeit durch 
einen fr~ihandelszonenähnlichen Vertrag nicht 
als gefährdet angesehen werden kann, liegt 
insbesondere dann auf der Hand, wenn Oster­
reich mit vier der zehn Staaten, die die erwei­
terte Gemeinschaft bilden, durch mehr als ein 
Jahrzehnt in einer Freihandelszone verbun­
den war, ohne daß sich auch nur Anzeichen 
~iner partiellen politischen Abhängigkeit er­
geben hätten, die über das Maß hinaus ge­
gangen wäre, in dem nun einmal jeder Staat 
auf dieser Erde von einem anderen abhängig 
ist und -in dem im übrigen auch die USA und 
dJie UdSSR zum Beispiel voneinander abhän·· 
gig sind. 

In diesem Zusammenhang darf auch auf das 
Fehlen sogenannter Harmoruisierungsauflagen 
in diesen Verträgen und natürlim auch im 
Interimsabkommen hingewiesen werden. Daß 
durch diese Verträge die territoriale Unver­
sehrtheit Osterreichs in Frage gestellt würde, 
werden wohl nicht einmal härteste Kritiker 
behaupten wollen. So bleibt also letztlich die 
Frage, ob durch Osterreichs Verträge mit den 
Gemeinschaften auch nur mittelbar eine poli­
tische Vereinigung mrl.t Deutschland gefördert 
wird. 
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Lanc 
Es gehört, meine Damen und Herren, Hohes 

Haus, zum Wesen der Römer Verträge, daß 
die EWG-MitglJieder Souveränität an die Ge­
meinschaft abgeben; die Mitglieder, nicht die, 
die einen freihandelszonenähnlichen Vertrag 
abschließen. So gesehen ist also nicht nur 
"Deutschland" im Sinne des Staatsvertrages 
selbst weit von einer politisChen Vereinigung 
und damit von dem Begriff, der im Staatsver­
trag gemeint war, entfernt, sondern auCh der 
Telilstaat "Bundesrepub~ik" ist IlIiCht mehr voll 
souverän. Eine Vereinigung mit ihm ist daher 
überhaupt nicht mehr mögliCh, weil er darüber 
allein ja gar nicht mehr befinden könnte, es 
sei denn, er verließe seinerseits die Europä­
ischen Gemeinschaften. 

Es ist das gute Recht jener Europäer, die 
nicht Mitglieder oder Freihandelszonenver­
tragspartner der Europäischen Gemeinschaften 
sind, die Schaffung der Freihandelszone zwti­
schen der erweiterten EWe und EGKS einer­
seits und den nicht beitrittswilligen EFTA­
Staaten andererseits zu kritisieren, beispiels­

Möge daher die BesChlußfassung des äster­
reichischen Nationalrates über die Interims­
abkommen mit den Europäischen Gemein­
schaften ebenso neue Zeichen tür eine fried­
liche Entwicklung in Europa setzen, w1e dies 
durch die Ratifizierung des OsterrelchisChen 
Staatsvertrages und den Beschluß über die 
immerwährende Neutralität Osterreichs im 
Jahre 1955 IlIicht nur zum Nutzen und From­
men Osterreichs, sondern ganz Europas ge­
schehen list. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Sallinger. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Ing. Sallinger (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Diskussion zum 
Interimsabkommen mit den Europätischen Ge­
meinschaften geht in Osterre:ich nun schon 
eine ga.nze Weile; das Hohe Haus hat sich 
heute zum zweitenmal damit befaßt, und die 
OffenHiChkeit hat zu diesem entscheideiliden 
Schr:itt in der politischen Entwicklung unseres 

weise wegen befürchteter Benachte'iligung Landes auch entsprechend Stellung genom­
ihres Handels mit den Ländern der neuen men. 
Freihandelszone der Vierzehn. 

GleichzelÜig wäre ihnen aber das zu sagen, 
was man hierzulande auch westeuropäischen 
Kritikern an einem zuwenig engen Verhält­
nis Osterreichs und der anderen Neutralen 
zu den EuropäJischen GemeinsChaften zu sagen 
hatte und hat: Die Zone des Friedens und der 
wirtschaftlichen Prosperität, die die EFTA­
Neutralen in Mittel- und Nordeuropa bildeten, 
war sowohl der Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, die ja älter ist als die EWG, als auCh 
der EWG selbst im Westen, aber auf der 
anderen Seite auch dem Comecon im Osten 
ein Schirm, unter dem es sich dort gut und 
sicher integrieren ließ. Dort aber, wo diese 
Zone fehlte, nämlich an der Grenze zwischen 
den beiden Deutschland, hat es bis zum kürz­
lichen Abschluß der Ostverträge den einzigen 
echten und dauernd virulenten UnSicherheits­
faktor in Europa gegeben. Daran muß man 
sich gerade tin einer Zeit intensiver Vorberei­
tungen für eine Europäische Sicherheitskonfe­
renz erinnern. 

Soll also an die Stelle des bisherigen 
Gleichgewichts des SChreckens ein neues 
Gleichgewicht ausgewogener europäischer 
Sicherheit als Resultat von Sicherheitskonfe­
renzen treten, dann, ob sie wollen oder niCht, 
und keinesfalls deswegen, weil sie es anstre­
ben, werden gerade jene Staaten, die das Glo­
balabkommen mit der EWG abgesChlossen 
haben, und allen voran Osterreich, das heute 
die Interimsabkommen mlit den Gemeinschaf­
ten ratifi:z!ieren wird, einen wesentlichen Part 
spielen. 

Wir haben bereits eine Weile am Wege 
dieser polibischen Entwicklung angehalten, 
um jenen Menschen zu dankjen, die als Be­
amte, die laIs Experten und die auch als Mit­
arbeiter zu dieser Regelung beigetragen 
haben. Ich möchte - es ist in diesem Hause 
schon eilnmal geschehen - noch einmal, auch 
als Vertreter der Osterreichlischen Wirtschaft, 
dem seinerzeitigen Handelsminister Bock und 
auch dem nachherigen Handelsminister Mit­
terer dafür danken. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht zu 
leugnen, daß die Unterzeichnung dieses Inte­
rimSJabkommens und der darauffolgende 
Schritt zum Globalabkommen ein bedeutender 
Wendepunkt in der wirtschaftlichen und auch 
in der politischen EntWlicklung unseres Lan­
des hin zu Europa sind. 

Es sollen aber !in diesem Zusammenhang 
einige Tatsachen nicht vergessen werden. Auf 
Grund des Neutralitätsstatus willd die Stel­
lung unseres Landes in Europa \immer eine 
besondere sein. Die Entscheidungen, die h:ier 
getroffen werden, sind niCht nur ,eine Sache 
des ReChensbiftes oder emotionaler Uber­
legung, sondern auch der politisChen Klugheit, 
die eilll kle:ines Land mit NeutIlalitätsstatus 
zwischen den großen Supermächten immer 
wieder braucht. 

Die Bundesregäerung hat sich bemüht, die 
Unterzeichnung dieses Abkommens als -einen 
Schritt ähnlich der Bedeutung des Staatsver­
trages aufzuzeigen, was in Äußerungen und 
auch dn Plakaten zum Ausdruck gekommen 
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ist. Es müssen deshalb auch hier einige Klar- und bei den Arbeitnehmern wird die Ver­
stellungen getroffen werden. sudmng, ihre Tätigkeit jenseitJS der Grenzen 

Der Staatsvertrag. meine sehr geehrten 
Damen und Herren, war der Abschluß einer 
zehnjährigen Verhandlll'Ilgsperiode, der zur 
Wiederherstellung der Souveränität und der 
Freiheit Osterreichs geführt hat. Die Verträge 
mit den Europä'ischen Gemeinschaften sind nur 
eine rechtliche F,ixierung des· neuen Verhält­
nisses unseres Staates zu einem neu entstan­
denen Wirtschaftsblock lin unserer Welt. Daher 
können diese Abkommen nie den Abschluß, 
sondern nur den Beginn eilIler Entwicklung 
darstellen. Osterreich stand vor der Notwen­
digkeit, eine Regelung für seine wirtsdlaftliche 
Entwicklung er~ielen zu mÜslsen. Diese Rege­
lung hegt nun vor, wir müss,en mit ihr leben. 

Es war auch viel davon zu hören, daß die 
Wirtschaft dadurch unter neue Konkurrenz­
verhältnisse gestellt wird. V,ielfach W1ar auch 
die Meinung vertreten, daß insbesondere d.ie 
Unternehmer, in der Situation des europä­
ischen Wettbewerbes stehend, neue Verhält­
nisse vorfinden. 

aufzunehmen. ebenfalls größer sein. Es wird 
weiterhin für uns eine NotwendigkeH sein, 
daß wir mit jenen Ländern, die nicht den 
Europäischen Gemeinschaften angehören - ich 
möchte hier besonders auf den Osten unserer 
Grenzen hinweisen -, ein Verhältnis pflegen, 
das die wirtschaftliche und die politische Zu­
kunft unseres Landes iauch dort sichert. 

Nun zu den Interimsabkommen zw,ischen 
Osterreich und den Europäischen Gemein­
schaften, die heute in diesem Hause zur De­
batte stehen. Sie bedeuten einen Vorgriff auf 
die ersten Zollsenkurngen im Rahmen der Glo­
balabkommen, über die hier erst ,im Oktober 
gesprochen werden wird. Da diese Abkommen 
in eJinem engen Zusammenhang mit den Glo­
balabkommen gesehen werden müssen, 
möchte ich einige grundsätzliche Feststellun­
gen der Haltung der östeueichischen Vvirt­
schaft zur Integrationslage überhaupt trieften. 

Die österreichische Wirtsmaft war sich seH 
dem zweiten Weltkrieg immer bewußt, daß 

Meine Damen und Herren! Ich möchte diese für ein kleines Land wie Osterreicheine wirt-
berechtigte Ansdcht doch etwas weiter aus- schaftlliche AutarkJie unmöglich ist und daß 
dehnen. Nicht nur die Unternehmer sind es, moderne Produktionsmethoden und Produk­
die neuen Herausforderungen des Marktes tionsverfahren nur dann sinnvoll angewendet 
entsprechen müssen, sondern genauso die werden können, wenn es gelingt, einen grö­
Regierung und die Verwaltung, weil sie die ßeren Absatzmarkt zu finden, das heiißt also 
Voraussetzungen einer W\irtschaft beeinflus- zu exportieren. Wir haben den Außenhandel 
sen und weiter unsere Interessen gegenüber auch nie als eine Einbahn angesehen und 
den Europäischen Gemeinschaften zu vertre- haben es begrüßt, wenn Osterreich auf der 
ten haben. Es gilt aber aurn für die Arbelit- Grundlage der Gegenseitigkeit Handelshemm­
nehmer, die ebenso diesen Konkurrenzver- nisse gegenüber Einfuhren aus Drittländern 
hältnissen eines europäischen Marktes unter abgebaut hat. Dies nicht zuletzt deshalb, weil 
veränderten Bedingungen unterworflen sind. die österreichische Wirtschaft als e~ner der 
Es 'ist aber ebenso auch eine AnspI1ache an größten Konsumenten dieses Landes an einem 
die AusbildungseinI1ichtungen in U[llserem pre~sgünstigen Bezug von Investitionsgütern 
Land, die nun zeigen müssen, daß sie einen und auch von Rohstoffen aus dem Ausland 
entsprechenden europäischen Standard haben, :interesStiert ist. Wir haben daher die Bemühun­
den eben junge Menschen für diesen europä-
ischen Markt brauchen. 

Weiters war auch noch die Rede davon, 
daß diese Regelung unseres Verhältnisses zu 
den EuropäJischen Gemeinschaften insbeson­
dere den Konsumenten nichts als Vorteile 
bringen wird. Wiir begrüßen ,es, daß es für 
die österreiChische Wirtschaft nun Möglichkei­
ten nirnt nur für sich, sondern letztlich auch 
im Dienste der Verbraucher geben wird. 

W.ir dürfen laber über kurzfristige Verbilli­
gungen oder über einem erweiterten Angebot 
nicht j:ene VeräIllderungen vergessen, die sich 
langfristig auch auf unsere Arbeits- und Wirt­
schaftswelt entsprechend ausWlirken werden. 
Es dst heute schon gesagt worden: Vermehrt 
werden Firmen anderer Länder das Interesse 
haben, sich nun in Osterreich niederzulassen, 

gen, Handelshemmnisse auf der Grundllage 
der Gegenseitigkeit zu vermindern oder zu 
beseitigen, im Rahmen der OEEC OIder welt­
weit im GATT tatkräftig unterstützt. 

Nach der Beendigung der wirusrnaftllichen 
Aufbauphase :in Europa entstand das Bedürf­
nis 'nach einer weitergehenden wirtschaftli­
chen Integration Europas. Wir sind daher fÜl 
eine Teilnahme an der Freihandelszone, die 
zahlreiche europäische Länder - darunter alle 
Staaten der späteren EWG und auch der 
EFTA - umfaßt hätte, eingetreten. Nach dem 
Scheitern dieses Versuches, eine handelspoH­
tische Spaltung Europas zu vermeiden, haben 
wir den BeitrHt Osterreich zur EFT A unter­
stützt, weil wir damals der Auffassung waren, 
daß in dieser Organisation in der einen oder 
anderen Form ein Brückenschlag zur Europä-
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ischen WirtschaftsgemeinschJaft geliingen 
würde. 

Die österreichische Wiirtschaft ist aber seit 
Beginn dieser handelspolitischen Spaltung in 
zwei Blöcke immer dafür eingetreten und hat 
auch mit Nachdruck verlangt, daß eine Lösung 
mit der Europäischen Wirtsdlaftisgemeinschaft 
gefunden werden muß. Wir waren der Auf­
fassung, daß unsere wirtschaftlichen Probleme 
durch die Schaffung einer Freihandelszone 
zwischen der Europäischen Wdrtsch!aftsgemein­
schaft und asterreich gelöst werden könnten. 
Der Vollständigkeit halber w.ill ich abler daran 
eriIl!Ilern, daß das etwas komplizierte Inte­
gratlionsgeb:ilde, über das von der österreichi­
schen Bundesreglierung in den Jahren 1965 
bis 1967 verhandelt worden ist, von den Vor­
stellungen der Europäismen Wiirtschafts­
gemeinschaft beeinflußt war, die zu di'esem 
Zeitpunkt eine Freihandelszone als Integra­
tionsform stT>iktest abgelehnt hat. 

Nachdem sich die Regierungschefs der 
EWG-Staaten auf der Gipfelkonferenz in Den 
Haag im Dezember 1969 geeinigt hatten, mit 
den beitrittswilligen Bewerbern aus dem 
EFTA-Raum, also filit Großbr:itannien, Däne­
mark und Norwegen, Verhandlungen zu be­
gännen und mit den nJicht beitrittswilligen 
EFTA-Staaten Gespräche über ihr künftiges 
Verhältnis zur EWG zu führen, ergab sich für 
Osterreich ein zusätzliches Anliegen: die Auf­
rechterhaltung des Freihandels zwischen den 
bisherigen EFTA-Plaftnern. Unsere Wirt­
schaftsbeziehungen mit dem EFTA-Raum 
haben sich damals erfreulich entwickelt, und 
das Verhältnis unserer Ausfuhren lin den 
EFTA-Raum zum Verhältnis der EWG-Aus­
fuhren hat sich von etwa 1 : 5 im Jahre 1959 
zu rund 1: 1,4 im letzten Jahr verschoben. 
Es wäre daher für die österreichJische Wirt­
schaft kaum akzeptabel gewesen, auf den 
EFTA-Markt ganz zu verzichten. "Wiir blaben 
daher den Entschluß des Ministerrates der 
EWG-Staaten im JuLi 1971, den nicht beitritts­
willigen EFTA-Ländern - darunter war auch 
asterreich - Verträge auf Grundlage der 
Fraihandelszone, die gleichzeitig die Auf:l1echt­
erhaltung der EFTA-Präferenzen ermöglichen, 
anzubieten, sehr begrüßt. 

Zur Unterstützung dieser Aussage darf ich 
Ihnen, mei!l1e sehr geehrtem Damen und Her­
ren, eine soeben abgeschlossene Untersuchung 
der Bundeswirtschaftskiammer mit 269 bedeu­
tenden österreichischen Unternehmen, die 
54,2 Prozent des österreichischen Gesamt­
exportes getrag-en haben, vorlegen. Auf die 
Frage an die Firmen, welche Veränderung der 
europäischen Integrationssituallion aus ihrer 
Sicht am vorteilhaftesten wäre, antworteten, 
gewogen nach ihrem Exportumsatz, 90,1 Pro-

zent der befragten Unternehmen, daß sie eine 
Freihandelszone mit den Ländern der EWG 
bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der 
EFTA-Präferenzen am wünschenswertesten 
hielten. 

Meine Damen und Herren! Die österreichi­
sche Wirtschaft hat sich daneben immer audl 
für eine ReduZlierung bestehender Handels­
hemmnisse gegenüber den anderen Staaten 
ausgesprochen. In diesem Sinne sind wir 
gegenüber den osteuropäischen Ländern zu 
einer fortschreitenden LiberaLisierung bereit 
oder aber auell zu neuen weltweiten Zollsen­
kungen, wlie sie derzeit im GATT besprochen 
werden. Voraussetzung dieser Maßnahmen list 
aber Idas PrinZlip der GegenseitigkeH, die 
Grundlage jeder Handelspolitik. 

Meine Damen und Herren! Uber die Mängel 
der Globalabkommen mit den Europäischen 
GemerinsQl.aften, dJie nunmehr unterzeichnet 
worden sind, wunde bereits am 25. Juli in 
diesem Hohen Hause gesprochen. Die Debatte 
über diese Verträge am 25. Oktober wird noch 
Gelegenheit geben, die grundsätzliche Hal­
tung der österreichischen Wlirtschaft zu einer 
Reihe von handelspolitischen Problemen zu 
skizzieren. Ich möchte mach hier mit der spe­
zifischen Problematik der Interimsabkommen 
beschäfbigen. 

Da dJie Regierungspartei seit Dezember des 
Vorjahres und besonders blei der Integrations­
sitzung im Parlament am 25. JuH - lauch 
heute ist es bei meinem Vorredner zum Aus­
druck gekommen - immer wieder den Vor­
wurf erhoben hat, daß das Inkrafttreten der 
Intenimsabkommen per 1. Jänner 1972 durch 
die OsterreidÜische Volksparteli und die Inter­
essenvertretung der Wirtschaft verhindert 
worden sei, ist auch hier eine KlarsteIlung 
notwendig. Es waren nämlich die damalige 
OVP-Alleinregierung unJd vor allem Handels­
minister Mitterer, die die Initiativen zum Ab­
schluß dieser Abkommen gesetzt haben. Die 
Gründe, Wlarum wir den Interimsabkommen 
in der Fassung von Ende letzten Jahres nicht 
zustimmen konnten, finden Sie auch im Be­
richt der Bundesregierung über die ö1Sterrei­
chische Integrationspolüik per Ende Dezember 
1971. Ich möchte noch einmal betonen und 
festhalten: Wir konnten nJicht zustimmen, weil 
zu dieser Zeit wesentliche Punkte offen waren, 
für die erst im nachhinein lim Rahmen der Ver­
handlungen über die Globalabkommen mit 
den nichtbeitrittswlilligen EFTA-Ländern 
Lösungen gefunden werden sollten. Nicht ge­
klärt waren zu dieser Zeit die Definition 
der durch die Abkommen erfaßten Produkte, 
die Ursprungsregeln, die Formulierung der 
Schutzklauseln und auch die Regelung für 
Erdölprodukte. 
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Hohes Haus I Es konnte von uns nicht er­
wartet werden, daß wir im Dezember 1971 
Abkommen zustimmen, über deren wesent­
Uchste Bestimmungen noch knapp vor der 
Unterzeichnung der Globalabkommen am 
22. Jurui 1972 verhandelt wOIlden ist. Heute ist 
der Vertragsinhalt bekarnnt, und die Oster­
r,eJchJische Volkspartei wtird - es wurde heute 
schon zum Ausdruck gebracht - diesen Ab­
kommen, die wir immer angestrebt haben, 
:ihre Zustimmung geben. 

Ich möchte betonen, daß die Osterreichdsche 
Volkspartei mit dieser verfassungsmäßig er­
forderllichen Zustimmung zu den Interims­
abkommen und damit zu einer 30prozentigen 
Zollsenkung am 1. Oktober 1972 einen Bei­
trag zur Stabilisierung der Preisauftniebsten­
denZlen leistet, die sich im letzten Jahr dm 
bedenklichen Ausmaß verstärkt haben. 

Da es offenbar die Taktik der Bundesregie­
rung ist, bei der Bevölkerung übertriebene 
Vorstellungen über die Auswirkungen dieser 

reichischen Wirtschaft zahlreiche schwere 
Lasten auf. Ich komme jetzt zu jenen Begleit­
maßnahmen, die in den letzten l1agen Gegerl­
stand von VerhaIlldlungen zwischen der Bun­
desregierung und der Osterreichischen Volks­
partei waren. Wir haben - das ist von An­
fang an betont worden - ,immer nur elinen 
sachlichen Zusammenhang zwischen diesen 
Begleitmaßnahmen und den Abkommen mit 
den Europäischen Geme:iruschaften gesehen. 
Diese Verhandlungen wurden ruhig und saCh­
liCh geführt, und es waren keine Bedingungen, 
sondern es wunde überzeugend dargebracht, 
daß wtir diese Begleitmaßnahmen brauchen. 
Wir haben bei dieser Gelegenheit IlliCht alte 
Hüte hervorgeholt, wie man uns manchmal 
vorgeworfen hat, wü haben diejenigen Forde­
rungen, die smon lange von der Bundeswirt­
schaftskammer an den Herrn Finam.zm.in~ster 

herangetragen und zum Teil auch :abgelehnt 
wurden, nicht erwähnt, sondern ihn auf die 
schon lange vorher gemachten aufmerksam 
gemacht. 

ZollISenkungen auf dtie Preise zu wecken, um Einige dieser Forderungen und Wünsche der 
dann, wenn sich diese erwartungsgemäß nicht Wirtschaft an den Herrn F:inanzminist.er sind 
erfüllen, die Unternehmer für das Versagen 
verantwortlich zu machen, halte ich auch hier 
eiIllige klärende Worte für notwendig. Wdr 
müssen nämlich alle dem Irrtum entgegen­
treten, daß eine 30prozentige Zoll senkung 
-auch eine gleich hohe Preissenkung bedeutet. 
Außerdem sind die Interimsabkommen kein 
Allheilmittel für PreisauftI1iebstendenzen, 
deren Ursachen im Inland zu suchen sind. 
Hingegen ist die Wirtschaft - das möchte lich 
besoruders betonen - bereit, die Zollsenkun­
gen, die sich aus den Interlimsvereinbarungen 

heute Jn seiner Rede enthalten glewesen. Ich 
möchte hier anführen, daß zum Beispiel eme 
Koppelung von Investitionsfreibetrag mit der 
degressiven Abschreibung lim Effekt ungefähr 
dasselbe ergeben wÜI1de wie di-e zusätz1iche 
30prozentige Abschreibung in den Jahren 1973 
bis 1975. Gleichzeitig ist diese Maßnahme 
aber auch - das empfinden wir so - ein Ein­
geständnis, daß die im Mehrwertsteuergesetz 
verlangte Investitionssteuer !in ihrer Konstruk­
tion verfehlt ist. 

ergeben, an den Letztverbraucher weiterzu- Weiters möchte 'ich noch sagen, daß das 
geben. Ich begrüße daher die Reaktivierung Schachtelprivileg über die Grenzen hinweg 
der Sonderkommission der Paritätischen Lohn- von der Bundeswirtschaftskammer immer ver­
und Preiskommission zur Weitergabe von langt worden ist und daß es jetzt auch ;im 
Zollsenkungen, lin deren Rahmen die Sozial- Gutachten der BundeswirtschaftJskammer zum 
partner gemeinsam über die Auswirkungen Körperschaftsteueränderungsgesetz enthalten 
auf die Preise befinden werden. ist. 

Ich möchte aber ausdrücklich betonen, daß 
die ZoUsenkungen nur bei den Preisen jener 
Waren berückSlichtigt wenden können, di,e tat­
sächlich zu diesem ermäßigten Zollsatz einge­
führt werden. Eine Preisermäßigung am 
2. Oktober kann daher nur bei Waren erwar­
tet werden, bei denen im linland keine Lager 
gehalten werden und die tatsächLich nach dem 
1. 10. verzollt worden sind. Bei manchen 
Branchen ist die Lage allerdings ganz anders. 
Der Handel mußte sich auch im Interesse der 
Konsumenten für Monate im vorhinein ein­
decken und hat diese W,aren zu dem heute gel­
tenden Zollsatz verzollt. 

Das Inkrafttreten der Abkommen mit den 
Europäischen Gemeinsdlaften legt der öster-

Meine Damen urud Herrenl Di,e österreidli­
sche Wirtschaft ist für jedes Verständnis und 
jede Hilfe dankbar. Es wäre vielleicht besser 
gewesen, wenn man alle diese Fragen am 
Verhandlungstisch besprochen hätte; die Ver­
handlungen wären wahrscheinlich schneller 
gegangen und auch leichter gewesen. Jeden­
falls möchte lieh noch einmal betonen, daß es 
immer Forderungen der österreichischen Wirt­
schaft und der Bundeswirtschaftskammer ge­
wesen sind. 

Diese Abkommen, meine Damen und Her­
ren, werden die österreidliische 'Wütschaft zu 
mannigfamen Strukturveränderungen zwin­
gen. Die im Zuge der Parteienverhandlungen 
vereinbarten Investitionsförderungen, die die 
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Osterreichische Volkspartei vehement ver­
langt hat, werden es delll Unternehmern sicher­
läch erleichtern, dieUbergangsschwierigkeiten, 
die hier auftreten und von denen heute schon 
gesprochen worrlen ist, zu meistern. Das 
gleiche gilt für diie Verbesserung des kredit­
politischen Instrumentariums und die Ver­
längerung des Strukturverbesserungsgesetzes. 

Der Schwerpunkt der Verhandlungen - das 
hat sich gleich nachher herauskr,istallisiert -
lag nun bei der Erstattungsregelung. Der 
Widerstand der RegJierung gegen die Erstat­
tungsregelung hat selinen Grund darin, daß 
die Regierung ;in handelspolitilschen Fragen 
immer nur kurzfrJstige preispolibische TIber­
legungen im Auge hat. Diese Erstattungs­
regelung soll aber der österreichischen Ver­
arbeitungs,industrie von Agrarprodukten keine 
Subventionen oder eine Besserstellung gegen­
über dem Ausland bringen, sondern genauso, 
wie dies in den EWG-Staaten und in Schwe­
den Ulnd in Finnl,and der Fall 'nst und in der 
Schweiz vorbere:itet wird, die Rohstoffddff,erenz 
zum Weltmarktpreis ausgleidlen. 

Wenn, wi,e die Osterreidlische Volksparte'i 
immer vorgeschlagen hat, die Erstattungsrege­
lung dn Höhe der Einnahmen aus den soge­
nannten Abschöpfungen begrenzt wird, er­
wachsen dem Staat keine zusätzlichen Be­
lastungen. 

Besonders wichtig finde lich es, daß in den 
Parteienverhandlungen Einigkeit Idarüber er­
zielt werden konnte, daß die Erstattungs­
regelung nicht erst im Krisenf'all, sondern 
spätestens gemeinsam mit dem Globalabkom­
men gelöst weI1den soll. 

Hlier komme ich auf eine Besprechung zu­
rück, die ,im Handelsministerium abgehaltem 
worden ist und bei der die Interessenvertre­
ter auf Verbändeebene dabei gewesen sind, 
wo der Herr Handelsminister zum Ausdruck 
gebracht hat, daß Erstattung nicht lin Frage 
komme, man müsse zur Kenntnis nehmen, 
daß die Bundesreg,ierung derzeit nicht gewillt 
sei, darüber zu verhandeln. Ich erinnere mich 
geruau an dieses Gespräch, das wir 'im besOlIl­
deren mit dem Herrn Bundeskanzler hatten, 
wo über eine Formulierung gesprochen wor­
den ist und klar zum Ausdruck gekommen ist, 
daß er gesagt hat: Es d'st kein Ja, es ist kein 
Nein, es ist aber der klare Ausdruck, daß 
bis dorthin - auf welche Weise, wJisse er 
nodt nicht - eine Regelung gefunden wer­
den muß. 

Ich glaube, daß wir hiler doch zu einer 
Lösung kommen. 

In diesem Zusammenhang möchte lich dar­
auf hinweisen, daß die EWG-Abkommen nicht 
:isoliert betrachtet werden können. Das gleich-

zeitig mit dem EWG-Vertrag in Kraft tretende 
Mehrwerusteuergesetz uIlld ebenso das neue 
Einkommensteuergesetz br,ingen zusätzlidle 
Umstellungsschwierigkeiten mit sich. Ich bin 
deshalb der Meinung, daß diese Begleitmaß­
nahmen nicht unter Druck gefordert wurden, 
sondern zum Ausdruck gebracht wurde, daß 
sie audt richtig sind. 

Alle Probleme sind noch nicht gelöst. Die 
Erstattungsregelung wird noch zu behandeln 
sein, und mJit delll Fragen der PapierindustrJe 
und der salzverarbeitenden Industrie werden 
sich Regierung und Sozialpartner später befas­
sen. 

Zu diesen Durchführungsmaßnahmen, die 
gleichzeitig mit den Verträgen in Kraft gesetzt 
werden müssen, wären noch zahlreJidte wirt­
schaftspolitische Maßnahmen zu setzen, die 
das Hineinwachsen der österre:imischen Wirt­
schaft in den großen IntegratJionsraum erleich­
tern wÜlden. 

Meine Damelll und Herren I Ich kann keinen 
Zweifel darüber lassen, daß die M,aßnahmen 
nicht immer populär sein w.eI1den und daß sie 
daher im gemeJinsamen Interesse von allen 
Osterreichern befürwortet werden müssen. 
Wir stehen vielmehr am Anfang einer neuen 
Entscheidung, die von uns allen eine starke 
Umstellung unserer Verhaltenswedsen erfor­
dern wlird. Ich kann Ihnen versichern, daß die 
österreichJiscbe Wirtsebaft bereit ist, Jihren Teil 
an dieser gemeinsamen Arbeit zu leJisten. 

Ich möchte Sie aber aueb davon in Kenntnis 
setzen, daß die Bundeswirtschaftskammer alles 
unternimmt, um die östeneichische Wlirtschaft 
eingehend zu informieren und ihr Gelegenheit 
zur Ausnützung neuer Marktchancen zu 
geben. 

Ich habe daher als Präsident der Bundes­
wirtschaftJskammer veranlaßt, daß bereits 
nächste Woche alle Handelsdeleglierben ,aus 
dem Raum der Europäischen Gemelinsdlaften 
in Brüssel zu intensiven Gesprächen darüber 
zusammentreten, wie die Vorteile der Ver­
träge für die österreimische Wirtsebaft am 
besten genützt werden können. Sie werden 
anschließend gemeinsam mit Integrations­
experten der BundeswirtJschaftskammer durch 
alle Bundesländer reisen, um die Unternehmer 
nicht nur in den Städten und Bezürken, SOIl­

dem auch in den Dörfern über den Inhalt 
der Verträge zu informJileren und ihnen Ge­
legenheit zu geben, über die Ausnützung 
dieser Möglichkeit zu sprechen. 

Und nun, meine Damen und Herren, möchte 
ich noch einige grundsätzliche Uberlegungen, 
die me Regelung Uinselles Verhältnisses zu 
den Europäischen Gemeinschaften betreffen, 
anstellen. Der Vertrag ist dann ein ungedeck-
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ter Wechsel auf die Zukunft, wenn wir nicht 
bereit sind, SchIÜtt um Schritt mit einem 
neuen WirtJschaftsverständIllis ans Werk zu 
gehen. Erhöhte Leistungsmöglichkeiten für 
den Konsumenten bedeuten erhöhte Anforde­
rungen an die Wärtschaft. Der Wettbewerb 
gilt aber nicht nur für den Unternehmer, son­
dern ;in den gesamten gesellschaftlichen Zu­
sammenhängen, und er kann wieder nur mit 
mehr Leistung bewältigt werden. Mehr Lei­
stung aber ,erfordert ein neues Wirtschafts­
verständnis, indem man die Wirtschaft des 
Landes IlJicht nur a~s einen Garanten für den 
Wohlstand, sondern als eine Aufforderung für 
den Fortschr.itt und für die Zukunft ansehen 
muß. 

Nehmen wir aus dieser Debatte die Auf­
forderung mit, in einem Zusammenwtirken 
aller aus einem Verhältnis echter Partner­
schaft gemeinsam jene Maßnahmen anzustre­
ben, die der Entwicklung Osterreichs und der 
Sicherung seiner Zukunft dienen. Scheuen wlir 
nicht die Arbeit am Detail, die Mühe um neue 
Lösungen UIlJd einen Weg, wo wir vielleicht 
über unsere eigenen Grenzen springen müs­
sen, um dieses ~iel zu erreichen. 

Die Organisation der Wirtschaft wird selbst 
mit gutem Beispiel vorangehen. Unsere Rolle 
in Europa wtird nicht nur durch die Präsenz 
von Regierung und Verwaltung bei Vertrags­
unterzeichnungen und allfälligen Kontakten 
wahrgenommen, sondern auch durch entspre­
chende Schritte der Repräsentanten der öster­
reichischen Wirtschaft. 

Aus diesem Grunde werde ich selbst in den 
einzelnen Ländern der Europäischen Gemein­
schaften mein Augenmerk darauf richten, daß 
die österreichische Wirtschaft an ihren Lei­
stungen gut vertreten ist. Ein entsprechend 
intensives Programm der Handelskammer­
organisation auf den :europäJischen Messen, 
ein Ausbau der Tätigkeit der Handelsdele­
gierten uilid eine rechtzeitige Information über 
die Konsequenzen aus dem Abkommen mit 
den EuropäLschen Gemeinschaften werden eine 
notwendige VoraussetzUlllg Idafür sein. 

Die Regierung wird von sich aus die not­
wendigen Maßnahmen dazu setzen müssen, 
um den erhöhten Wettbewerbsanforderungen 
gerecht zu werden. Die Anwendung der Ver­
träge 'im innerstaatlichen BeDeiCh w,ird eine 
Reihe von Fragen aufwerfen, wo wir ein be­
dingungsloses Eintreten der Regierung für die 
Erfordernisse und für die IlIlteressen der Wiirt­
schaft erwarten. 

Es wird weiter entscheidend sein, ob es 
gelingt, daß östeneichische Unternehmer die 
Grenzen überspringen und noCh mehr im 

EWG-Raum und auch lin allen lande ren Staa­
ten der Welt Fuß fassen. 

Die Kenntnis vom iinternatJionalen Know­
how ist eine der wesentlichen Voraussetzun­
gen. Vielleicht ist sie heute nur mehr am 
Beteiligungswege zu bekommen, da das For­
schungspotential !in Osterreich zu klein ist. 
Wir werden' uns jedenfalls mit der Fort­
schungsförderung in Osterreich befassen müs­
sen und damit, ob sie dies,en neuen Verhält­
nissen gerecht wird. 

In weiterer Zukunft werden wir die wesent­
lichsten unserer Gesetze danach beurteilen 
müssen, ob si;e die europäischen Maßstäbe der 
wütschaftlichen und politischen Entwicklung 
auch entspl1echend enthalten oder ob s.ie dieser 
hinderlich :im Wege stehen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben nun 
den ersten Schritt in Richtung Europa getan, 
wir werden die Vlielen kleinen SchIiitte ,in 
Konsequenz noch tun müssen. Hier geht es 
nicht um die Erzeugung eines europäischen 
Nationalismus, :sondern um die konsequente 
Verfolgung einer Politik der wirtschaftlichen 
Vernunft, die eben in dieser Zeit durch grö­
ßere Märkte bestimmt W1ird. Daher ist die 
österreichisChe Wlirtschaft weit entfernt von 
einer Hurra-Stimmung, sondern gekennzeich­
net von einem nüchternen Realismus, der sich 
darauf besinnt, neuen Maßstäben rnJit neuen 
Initiativen zu begegnen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich 
erteile es ihm. (Widerspruch.) Einen Augen­
blick! Ich entschuldige mich. 

Zum Wort gemeldet hat Slich der Herr Mini­
ster Staribacher. 

Bundesmünister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Hohes Haus! Die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Sal­
linger veranlassen miCh, hier als Handelsmini­
ster einige Erklärungen abzugeben. 

Ich möchte zuerst einmal feststellen, daß 
die Verträge, die jetzt vortiegen, österreich:i· 
scherseits in gemeinsamer Arbeit mit den 
Interessenvertretungen und den Ministerien 
vorbereitet wurden. 

Ich habe bereits !in meiner Rede im Juli 
erklärt, daß meine Amtsvorgänger, sowohl der 
seinerzeitige Herr HandelsIIl!inister Dr. Bock 
als auch Herr Abgeordneter Mitterer, wesent­
lichen Anteil daran gehabt haben. Ich habe 
damals bereits darauf hingewiesen, daß gerade 
der Interimsvertrag einer der Früchte dieser 
Arbeit gewesen ist, die von seiten der Euro­
päischen Gemeinschaft, wenn Sie so wollen, 
Osterreich als Bonus gegeben wurden, wen 
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sich letzten Endes Osterreich durch elf Jahre 
- also länger, als Abgeordneter Smleinzer 
heute gesagt hat - um dieses Abkommen 
bemüht hat. 

Durch dieses InterJmsabkommen bekommt 
Osterreich -eine einmalige Chance, nämlich 
sechs Monate früher auf den westeuropä­
ischen Märkten der EuropäJ~schen Gemein­
schaft mit einer 30prozentigen Zollsenkung in 
Erscheinung treten zu können. Diese ein­
malige Chance, glaube ich, sollte die öster­
reichIische Wirtschaft nützen. Und ,ich bin über­
zeugt davon: Sie wird sie nützen. 

Wenn aber nun im Zusammenhang mit der 
Exportmöglichkeit, die die österreichisdle 
W,irtschaft dadurch erreicht hat, die Frage auf­
taucht, was Idas HanldelsmiDlisterium dazu bei­
tragen kann, so habe :ich bereits zum Juli­
termin ein Europar,eifeprogramm angekündigt. 
Heute wurden durch den Herrn Finanzminister 
die konkreten Maßnahmen erklärt und dar­
gelegt. 

Ich glaube, daß II1Iit diesen Vorbereitungen, 
die seit dieser Zeit, sei es im Handelsmini­
steIlium, sei es in einem anderen Ministerium 
getroffen wurden, ein neuer Schliitt gemacht 
uDid ein neues Beginnen - wie Sie es, Herr 
Präsident Sallinger, gesagt haben - tatsäch­
lich eingeleitet werden kann. 

Die österreichische Wirtschaft befindet sich 
derzeit zweifelsohne auf einem Gipfel ihrer 
konjunkturellen Situation. Man braucht sich 
nur die Arbeitsmarktziffern anzuschauen. Der 
Beschäftigtenstand hat um Juli 1912 rund 
2,531.000 erreicht und war damit um etwa 
50.000 höher als vor Jahresfrist. Wlenn man 
weiß, daß zirlm 35.400 Arbeitslosen etwa 
66.100 offene Stellen gegenüberstehen, so zeigt 
dies, daß also fast zwei offene Stellen auf 
einen Arbeitslosen kommen und daß sich diese 
Arbeitslosenziffern in Wirklichkeit meistens 
aus persönlich bedingter beschränkter Ver­
mittlungsfähigkeit der betreffenden Menschen 
ergeben. 

Das Wartschaftswachstum weist noch immer 
eine verhältnismäßig große Höhe auf und ist 
wesentllich höher, als es dem Durchschnitt der 
westeuropäischen Staaten entspricht. Auch die 
Situation auf dem Gebiet der Investitionen 
ist nach wie vor mehr als günstig. Sie werden 
die 22 Mill~arden Schilling heuer sicher über­
schreiten und damit doppelt so hoch sein als 
im Jahre 1968. Die wirtschaftlichen Voraus­
setzungen sind also einmalig günstig, um dn 
der jet~igen Phase die Herausfol1derung, die 
durCh diese Verträge der österreichischen 
Wirtschaft erwächst, tatsäChUch auch zu be­
stehen. 

Ich glaube daher, daß der Herr Abgeordnete 
SaUinger vollkommen recht hat, wenn er 
meint, dieses neue Beginnen müßte man unter 
drei Gesichtspunkten sehen: dem des Unter­
nehmens, dem der Arbeitnehmer und letzten 
Endes dem der Konsumenten. 

Was die Unllernehmerfl1age betrifft, so habe 
ich bereits vor et1ichen Jahren in meinem 
Ministerium veranlaßt, daß man im Hinblick 
auf dieses europäische Reifeprogramm Stu­
dien, analytische Untersuchungen in einer 
Reihe von Branchen, wie Metall- und Eisen­
waren, Steinwaren und keramische Waren, 
N ahrungs- und Genußmittel, GlasindustI1ie, 
chemische Industrie, ElektroindustrJe, Leder­
industrie, Textilindustrie, anstellt, um ,auf 
Grund dieser Untersuchungen tin den neu 
geschaffenen Branchenreferaten den Unterneh­
men Unterlag.en, OI1ientierungshilfen zu 
geben. 

Ich habe weiters, weil gerade die Fragen 
des Absatzes für gewisse Branchen von aller­
größter BedeutUJD.g sind, Marketing-Studien 
mit prognostischem Charakter auf dem Nah­
rungs- und Genußmittelsektor, ;in der Eisen­
und Metalltindustrie und in der Schuhindu­
strie in Auftrag gegeben. Diese Studien wer­
den eben un meinem Ministerium ausgearbei­
tet respektiVle studiert. 

Darüber hinaus ist es, glaube ,ich, notwen­
dig, daß dem Unternehmer Orientierungshil­
fen gegeben werden. Im Einvernehmen mit 
dem Wirtschaftsforschungsinstitut werden 
jetzt Branchenindikatoren erstellt und die 
branchenweise Gliederung von Prognosen 
vorgenommen, um der Unternehmungsführung 
im Einzelbetrieb, aber auch der Branche ein 
entsprechendes Hilfsmittel un die Hand zu 
geben. 

Es wurde weiters ---=--- und dieser Standpunkt 
ist g·erade im Hinblick auf die Integration 
von allergrößter Bedeutung - ein Koopera­
tionsrefeliat geschaffen, um die Kooperationen 
mehr zu föndem, als das bis jetzt der Fall 
gewesen ist. 

Und ga!llZ besonders bin ich froh, daß es 
gelungen ist, in der Patentdokumentation ein 
internationales Zentrum nach Wien zu brin­
gen, wodurch wir mit Hilfe dieser Möglich­
keiten den Unternehmungen genauso Unter­
stützung weI1den geben können, wtie dies bis 
jetzt nur auf anderen Sektoren, nämJrich durch 
das Patentamt, möglich war. Eine ÄnderUlllg 
des Patentgesetzes, derzufolge die Erfinder 
und PatentanmeIder durch eine Beratungs­
stelle unterstützt werden sollen, wird ein wei­
terer Schritt dazu werden. 

Die Werbung für die auslänJdischen Inve­
storen, die mein Amtsvorgänger eingeleitet 

252 
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hat, wurde im wesentlichen ausgebaut und ist 
heute, koordinierend mit den anderen davon 
betroffenen Ministerien, wie Sozialffilin'iste­
r,ium, Fiinanzministerium und so weiter, in 
einer bitteren Situation. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Ein mageres E.rgebnis!) 

Es ist kein mageres Ergebnis, Herr Gene­
ralsekretär Mussil, sondern ganz !im Gegen­
teil. Ich höre von seiten der Unternehmer­
schaft, daß wir vielleicht zu viel für Investo­
renwerbung im Ausland machen, um Konkur­
renzbetciebe nach Osterreich zu bringen, die 
dem einen oder anderen Unternehmer nicht 
sehr angenehm sein können, die aber in der 
Erneuerung, die die österreichische Wirtschaft 
dringend braucht, zweifelsohne notwendig 
sein werden. 

Ich glaube daher, daß diese hier nur ange­
deuteten Maßnahmen dazu beitragen werden, 
den Unternehmern in Osterreich wirklich 
Europareife zu geben. 

Was die Frage der Arbeitnehmer betrifft, 
so hat ja das Sozialministerium - bei den 
Verhandlungen wurde das auch von seiten 
der Osterreichischen Volkspartei klar und 
deutlich dokumentiert - alle Voraussetzungen 
erfüllt, um eventuelle Umschulungs- oder 
Weiterbildungsmaßnahmen zu finanzieren, da 
ja diese Mittel bekanntlich wesentlich höher 
aufgestockt wurden, als dies - in diesem Fall 
kann ich das ruhig sagen - die Opposition 
erwartet hat. 

Was nun die Frage der Konsumenten be­
trifft, möchte Ich hier aum ganz offen dem 
Herrn Präsidenten Sallinger erwidern. Sallin­
ger hat gemeint, daß sich die Zollsenkungen 
erst in einem späteren Zeitpunkt, nach Ab­
verkauf aller Lager, wirksam auswirken kön-
nen. 

wird, weil sie erstens einmal volkswirtschaft­
lJiCh riChtig ist und weil sie den Erwartungen 
der Konsumenten entspricht. Die Bundesregie­
rung wird alle diese Unternehmer tatkräftigst 
unterstützen. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Mit te r e r: Womit?) 

Herr Präsident Mitterer! Wir haben sie 
allein schon in den Punkten unterstützt, die 
wir angeführt haben, und auch damit, daß der 
Vertrag zustande gekommen ist, weil das ja 
erst den Unternehmern die Möglichkeit 
gibt ... 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister! Darf 
ich einen Augenbllick. unterbrechen. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Blenk hat den Vorschlag des 
Chefredakteurs Dr. Lorenzin der "Furche" auf 
Platzwechsel der Parteien bereits vorwegge­
nommen. (Heiterkeit. - Abg. Pet er: Da 
sieht man die Anziehungskraft der Frau Mini­
ster Firnberg! - Neuerliche Heiterkeit.) 

Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher (fortset­
zend): Die Problematik, die sieb aus der Zoll­
senkung ergibt, 'ist natürlich sowohl der ein­
gesetzten Sonderkommission, welche die Zoll­
senkungen, die weitergegeben werden, durch­
rechnen soll, als auch dem Handelsministe­
rium voll bewußt. Ich glaube aber und bin 
überzeugt davon, daß es mit dieser Institution, 
nämlich der Kommission lim Rahmen der Pari­
tätischen und den Vertretungen des Handels­
ministeriums und des Finanzministeriums, 
sicherlich möglich sein wird, die entsprechen­
den Zollsenkungen, die sicherlIich nicht 30 Pro­
zent am Letztverbraucherpreis bedeuten - das 
ist ganz klar - auch tatsächlich weiterzu­
geben. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit gleich 
allen Firmen, die diese Aktion der Bundes­
regierung unterstützen und als Muster oder 

Ich glaube, Herr Präsident, Sie haben es als Musterknaben, wie Sie es bezeichnen 
sicher genauso wie ich - Sie vielleicht mit würden, vorausgegangen sind, den Dank aus­
ein bißchen mehr Verwunderung, ich mit mehr sprechen. Ich bin überzeugt davon, daß die 
Freude - zur Kenntnis genommen, daß es Konsumenten das umsomehr zu schätzen 
nicht nur einzelne Firmen, sondern daß es' wissen, weil es gerade diese Hrmen heute 
ganze Branchen gewesen sind, die sich bereit sind, die der Preis auftriebs tendenz ein ge­
erklärt haben, die Zollsenkung, die sie mit wisses Paroli bieten und damit einen wesent-
1. Oktober erwarten, nicht nur am 2. Oktober lichen Beitrag zur Stabilisierung leisten. 
sofort weiterzugeben, sondern daß viele sogar .... . 
bereit waren, die Ankündigung allein dazu zu Zu .. den Fragen, dI.e SI~ bezughch der Ost-
benützen, um zu erklären: Wir geben bereits v~~tr~g~ erg~ben, dIe SIe an~edeutet h~ben, 
jetzt die Zollsenkung an den Konsumenten m?ch e Ich hIer klar und d:uthch noch ~nmal 
weiter um uns einen zusätzlichen Markt im WIederholend feststellen: DIe BundesregIerung 
Inland' zu erobern. (Abg. Dr. Mus s i 1: Der ~nd insbe~o.ndere d.~s Handel~mi~steriu~ 
scharfe Wettbewerb ist die Ursache dafür!) aben deZIdIert erklart, daß WIr mcht dIe 

Welcher Grund immer es äst, Herr General­
sekretär Dr. Mussil, ich glaube, wir sollten 
mit Freude feststellen, daß eine solche Politik 
von Unternehmern und von Branchen gemacht 

Absicht haben, eine Pollitik ausschließlich nach 
Westen, zur EWG auszurichten, sondern daß 
wir unsere Handelspolitik weltweit fortsetzen 
wollen und gerade -im Zuge der jetzt beginnen­
den Verhandlungen mit den Oststaaten alles 
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daransetzen werden, die Ostverträge zu ver­
bessern, die entsprechenden Beschlüsse zu 
fassen oder neue Verträge zu schließen. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Die Flanke nach dem Osten QuJ­
gerissen, Herr Minister!) 

Die Argumentation, Herr Generalsekretär, 
daß die Flanke zum Osten hin aufgerissen 
wurde, stimmt überhaupt nicht, denn Sie 
wrissen ganz genau, daß wir bei den Ver­
trägen, bei den Verhandlungen, die jetzt statt­
finden, sehr wohl auf die GegenseitJigkeit, die 
der Herr Präsident Sallinger hier gewünscht 
hat, RückSlicht genommen haben (Abg. Dr. 
Mus s j 1: Sehr dürftig!), daß wir aber darüber 
hinaus alles getan haben, um gegenüber dem 
Osten eine so vernünftige Handelspolitik zu 
betreiben, wie wir das jetzt gegenüber dem 
Westen errelicht haben. (Abg. Dr. Mus s j 1: 
Daß unsere Exporte ständig zurückgehen -
so "vernünJtig"!) 

Die Exporte gegenüber dem Osten gehen 
- in absoluten Zahlen - nicht ständig zurück. 
Lediglich die Ubersrnüsse aus dem Osthandel 
haben sich elin bißehen verkleinert, weil wir 
bekanntlich die Importe fortsetzen und we~l 
terminbedingt einige Ostexporte ausgefallen 
sind, die wir aber in der nächsten Zeit sicher 
wieder werden aufholen können. 

Wir sind gerade jetzt dabei, mit der Sowjet­
uniion einen Zehn-J ahres-Vertrag abzuschlie­
ßen, um dort auch die entsprechenden Mög­
lichkeiten zu einer weiteren Ste'igerung unse­
res Handels zu verbessern und insbesondere 
die Kooperationsmögl1ichkeiten in dtiesem 
Staate zu vergrößern. 

Dieser Zehn-jahres-Vertrag, der eine neue 
Linie in den Ostverträgen anreißt, list nicht 
der erste, denn ein solcher Zehn-Jahres-Ver­
trag wurde bekanntlich nicht nur mit Rinnland, 
sondern auch mit Frankreich abgeschlossen, 
und wir glauben, daß er uns wesentlich dazu 
helfen wird, die Ostverträge in Hinkunft nach 
diesen Gesichtspunkten auszurlichten und ganz 
besonders damit den Export zu verbessern. 

Was nun die Frage bezüglich der vom Herrn 
Abgeordneten Peter angerissenen Problematik 
der Exportförderungsmaßnahmen betrifft, von 
denen er glaubt, daß es noch nicht genügend 
sind: Sicher, man kann für eine Wlirtschafts­
sparte nie genug tun. Aber ich möchte doch 
darauf hinweisen, daß diese Bundesregierung 
bere'its zweimal Gesetze mit entsprechenden 
Exportförderungsmaßnahmen dem Hohen 
Haus zugeleitet hat, das die Novellen des 
Exportförderungsgesetzes am 18. Juni 1910 
und am 15. Februar 1972 beschlossen hat. 

Diese Exportförderungsmaßnahmen geben 
dem Bundesministerium die Ermächtigung, 
eine bessere Haftungsübernahme zu erreichen. 

Es wurde das Refinanzierungsverfahren we­
senUi<h verbessert. Im Zuge der flankierenden 
Maßnahmen bei der Schillingaufwertung 
wurde eline Verbesserung der Exportgarantien 
durchgeführt, wo insbesondere der Finanz­
minister bekanntlich durch Zurverfügungstel­
lung von Dollarguthaben den exportierenden 
Fdrmen eine gewisse Sicherheit gegeben hat, 
wo weiters im Februar 1972 durch die neue 
Exportförderungsgesetznovelle das Kursrisiko 
wesentlich verbessert wurde - es wurde näm-· 
lieh eine Garantie eingeführt -, wo insbeson­
dere die Erweiterung des Haftungsrahmens 
erfolgte, der früher 15 Milliarden betrug, der 
in der ersten Phase nur auf 25, jetzt auf 
35 MiUiarden erhöht wurde, wo neue Mittel 
für den Fonds für die Haftungsprämie zur 
Verfügung gestellt wurden und wo unter 
anderem auch die Beseitigung der Gebühren 
für die Exportwechsel beschlossen wurde. Das 
hat, glaube iCh, doch wesentlich dazu beige­
tragen, eline Exportgesinnung zu unterstützen, 
die wir in der österreichischen Wärtsrnaft sehr 
begrüßen und die durch diese Maßnahme 
entsprechend gefördert wlird. 

Auch der Exportfonds, der bekanntlich für 
die kleineren und mittleren Unternehmungen 
gehört, hat dadurch eine wesentliche Aus­
weitung erfahren, daß der Bund eine ent­
sprechende Aufstockung vorgenommen hat. 
Aber auch die Bundeskammer hat ainen be­
scheideneren Teil - aber immerhin doch auch 
etwas - dazu beigetragen, sodaß derzeit 
ein Kapitalstock von 320 Millionen Schilling 
zur Verfügung steht. 

Ich glaube daher, daß alle Punkte, die der 
Herr Finanzminister schon angeführt hat und 
die ich mir jetzt erlaubt habe zu ergänzen, 
zeigen, daß die österreichische Bundesregie­
rung sehr wohl im Rahmen des Europareife­
programms Wesentliches leistet. Wenn gerade 
heute hlier im Hause angekündigt wurde, daß 
ein Wirtschafts- und SoZIialfonds, in dem alle 
diese Unterstützungen koordJinierend zusam­
mengefaßt werden sollen, err.ichtet wird, wenn 
wir daher mit Hilfe dieses modernen Instru­
mentariums dann imstande sein werden, im 
Hinblick auf die notwendigen finanziellen 
Maßnahmen und Unterstützungen, die die 
Unternehmungen noch brauchen und die die 
Arbeitnehmer brauchen, über die Arbeits­
marktförderungsgesetze hier dann die tat­
sächliche Unterstützung zu geben, so glauben 
wir, daß wir einen weiteren bedeutenden 
Schnitt im Zuge dieses Europare1feprogramms 
gemacht haben. 

Bine offene Frage ,ist noch immer - und im 
stehe nicht an, hier im Hohen Haus dasselbe 
zu erklären, was ich gestern im Handelsmini­
sterium bei der ersten Sitzung auch erklärt 
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nabe - die der Erstattung. Im habe mich in und dann natürlich aucil, soweit das möglidl 
den vergangenen Monaten im Laufe der Ver- ist, für Getreide und für Stärke eine ähnliche 
handlungen mit den EG bemüht, über dieses Regelung zu finden. (Abg. Dr. Mus s i 1: Sie 
Problem eine Lösung herbeizuführen. Das ist dürfen sich nicht in Widerspruch zu Ihrem 
auch bezüglim der Absmöpfungen restlos Chef setzen! Der hat vorgestern gesagt, er 
gelungen. Wir haben in monatelangen Ver- wird auch die gesetzliche Regelung einer 
handlungen in meinem Ministerium die lnter- Uberlegung zuführen! - Abg. Mit t eIe I: 

essenvertretungen und die Ministerien auf DeI Chef hat das gesagt!) Herr Abgeordneter 
eine einvernehmliChe Lösung einigen können. Mittererl Normalerweise sagen Sie mir, ich 
Ich glaube, daß damit ein wesentlicher Schritt habe das zu tun, was der Chef will. Jetzt 
in der ersten Etappe geschehen ist. Die Ab- sagen Sie, der Chef will etwas anderes und 
schöpfung steht damit außer Streit, sie wird der Minister macilt etwas anderes. Sie liegen 
heute im Hohen Haus, so hoffe dcil, bescillossen auf alle Fälle falsch! (Zustimmung bei der 
werden und wird damit ein für allemal eine SPO.) Wir sind in unserer Wrillensbildung auf 
Sicherung der österreichischen Landwirtschaft, alle Fälle einig! (Abg. Mit tel er: Sie reden 
der österreichischen Verarbeitungsindustrie nur, Sie machen ja nichts!) Das würde ich nicht 
.auf dem inländischen Markt geben. unbedingt behaupten. (Abg. SkI i te k: EI hat 

mehr Erfolge als Sie!) Da würde ich dom die 
Die zweite Frage list also jetzt die Frage. Unternehmer fragen, die in den letzten zwei-

-der Exporte respektive, Wlie Sie es sagen, der einhalb Jahren mit mir verhandelt haben, 
Erstattungen respektive der Erstattungen für wobei es doch immerhin geglückt ist, nicht nur 
den inländischen Markt. Hier habe ich keinen den Vertrag zu erzielen, sondern auch die 
-Zweifel gelassen, daß ich - und das habe ich Ubereinstimmung aller Beteiligten, um letzten 
gestern getan ebenso wie in den vorher- Endes auch die Lösungen für die Einzelpro­
gehenden zweieinhalb Jahren, \in denen ich bleme zu finden. 
dieses Problem behandelt und verhandelt 
habe - dazu von der Bundesreg,ierung nicht Ich glaube in aller Bescheidenheit sagen zu 
ermächtigt bin. (Abg. Dr. Mus s i 1: Da stehen können, daß ich mich da sehr eingesetzt habe. 
Sie im Widerspruch zum Kanzler! Ihr Chef Ich habe immer die Verhandlungen selbst 
hat gestern etwas ganz anderes dazu gesagtl) geführt, und es ist dabei wirklich geglüdd, 
Ich bin von der Bundesregierung nicht er- dann einvernehmliche Lösungen zu erzielen. 
mächtigt, eine Erstattungsregelung abzuschHe- Wenn man also sagt, es geschehe nichts, dann 
ßen. Weil ich diese Ermächtigung nicht habe, überlasse .ich die Beurteilung darüber den 
habe ich versucht, für dieses sehr diffizile und Unternehmungen, d.lie davon betroffen sind. 
sehr schwierige Problem eine entsprechende Ich komme nun zur Frage der Abschöpfun­
Lösung zu finden. Diese von mir gestern gen und der weiteren Verhandlungen. Es ist 
angedeutete und übrigens den Herren der genauso rich1!ig - und auch das streite ich 
Interessenvertretungen seit langem schon be- nicht ab -, daß bei den Verhandlungen ver­
kannte Lösung Sieht vor, daß wtir, ohne eine einbart wurde, man solle prüfen, ob in der 
Erstattung - oder, wie Sie, Herr General- dritten Phase, wenn es nicht gelingt, eine 
sekretär Mus s!il , erklärt haben, die "dritte entsprechende Lösung für die Verarbeitungs­
Phase" - jetzt bereits zu beschließen - weil .industrie zu erreichen, nicht gegebenenfalls 
ich eine solche Ermächtigung nicht habe -, auch eine Erstattung in Frage kommen kann. 
etappenweise vorgehen, so wie das auch bei Das wurde seinerzeit von der Bundesregierung 
der Abschöpfung der Fall gewesen ist. Es gilt, in einer Sitzung, die wir mit Ihnen von den 
für die einzelnen Produkte Lösungen zu Interessensvertretungen abgeführt haben, ein­
suchen, die sich in der Praxis auch anbieten. vernehmlidl festgelegt. Dazu steht die Bundes­
Zum Beispiel auf dem Zuckersektor hat regierung, und dazu ist gar nichts Weiteres 
gestern der Vertreter der Zuckerindustrie er- mehr zu sagen. 
klärt, ihm erschiene die Möglichkeit, die ich 
ihm vorgeschlagen habe, absolut gangbar; er Als mich daher der Herr Bundesparteiob­
begrüße sie. Der Vertreter der Süßwaren- mann heute früh gefragt hat, ob meine Er­
'industl1ie hat mir einen Brief rim gleichen Sinn klärung von gestern die Prüfung ausschließt, 
gegeben. Er war gestern natürlim auch an- da habe ich gesagt: Keineswegs! - Nur ist es 
wesend und hat gemeint, es müsse jetzt ein- in dem Kreis, in dem wir gestern beisammen 
mal die Unsicherheit weg und er begrüße es gewesen sind, nicht notwendig, wie der Herr 
daher ebenfalls, daß wir versuchen, auf diesem Bundesparteiobmann geglaubt hat, eine Denk­
Weg zu einer Lösung zu kommen. pause einzulegen, um eine sachgerechte 

Lösung und die entsprechenden Kenntnisse zu 
Ich stehe daher nicht an zu erklären, daß finden. Jene Damen und Herren, die gestern 

ich mich weiter bemühen werde, auf dieser dort zusammengekommen sind, kennen die 
.Basis mit Hilfe der skJiz7Jierten Zuckerlösung Probleme bis ins letzte Detail. Ich habe daher 
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nur zur Vereinfachung vorgeschlagen - nidlt 
weil :ich die Diskussion abwürgen wollte! -, 
daß es nicht sehr viel Sinn hat, wenn jetzt 
wieder die Generaldebatten, die wir zweiein­
halb Jahre lang geführt haben (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Mus s i 1), zu demselben Ergeb­
nis kommen, nämlich der Feststellung, daß zu 
keiner übereinstimmenden Auffassung zu ge­
langen ist; es hat nicht viel Sinn, wenn wir 
diese Generaldebatten fortsetzen. 

Ich habe es vielmehr für zweckmäßiger und 
zielführender gehalten, genau wie wir das lin 
der Abschöpfungsfrage gemacht haben, etap­
penweise von der ZuCkerlösung ausgehend 
alle anderen Etappen durmzugehen und einen 
Schritt nam dem anderen zu machen. Ich 
glaube, daß das die zielführende Lösung ist. 

Ich glaube, daß wir damit dieses edne offene 
Problem ebenfalls zielführend lösen können, 
und ich werde selbstverständl~ch mein Mög­
lichstes daransetzen, um das auch so bald wie 
mögHch zu einem Ergebnis zu bringen. 

nur so verstehen kann, daß Sie wollen, und 
die anderen wollen nicht. Ich glaube, damlit 
wäre es auf eine klare Formel gebracht. Wei­
ters soll sich die Regelung etappenweise voll­
ziehen. Sehr schön: Vollzieht es sich etappen­
weise, dann wäre ja kein Hindernis gewesen, 
den Etappenplan festzulegen. 

Also ich glaube, daß das Ganze nur auf die 
Formel gebracht werden kann, daß in diesem 
an sich sehr wesentlimen Problem die Bundes­
regterung derzeit eben noch keine Einigung 
erzielt hat. So muß man dClJS notwendigerweise 
verstehen. 

Aber nun zu etwas anderem. Es war nicht 
meine Absicht, auf die historische Entwicklung 
einzugehen, aber der Herr Abgeordnete Lane 
hat wiederum diesbezügLich einige Behaup­
tungen aufgestellt, die nicht unwidersprochen 
bleiben können. 

Die Tatsachen, die er erwähnt hat, sjnd 
sämtlich richtig. Was aber fehlt, ist die chrono­
logische Ordnung der Tatsachen, und was 
fehlt, ist die Erwähnung des Umstandes, daß 
Osterreich damals nach Abschluß der Verträge 
von Rom vor der Wahl zwtischen einer EWG­
Lösung und einer EFT A-Lösung stand, daß es 
sich für die EFT A-Lösung entsmieden hat und 
daß dann die Schwlienigkeiten gekommen sind, 
weil es zu dem immer wieder versprochenen 
Brückenschlag zur EWG bekanntlich nicht ge­
kommen ist. Das sind die historischen Tat-

Hohes Haus! Zusammenfassend möchte ich 
noch folgendes sagen: Diese Verträge - das 
Interimsabkommen heute und das Globalab­
kommen in kürzester Zeit - geben der öster­
reichischen Wirtschaft ein neues Beginnen, wie 
der Herr Präsident Sallinger gesagt hat, und 
geben den Konsumenten eine gewisse Hoff­
nung, daß die wirtschaftlichen Auswirkungen, 
die in dem großen europäischen Raum zum 
Durchbrum kommen werden, für alle Beteilig­
ten - Produzenten, also Unternehmer, Ar- sachen. 
beitnehmer und auch Konsumenten - zum Wir, die Freiheitliche Partei Ostierreichs, 
Guten wirken werden. Ein Punkt im Regie- haben von Anfang an den Standpunkt ver­
rungsprogramm war es ja, eine wirtschaftl·iche treten, daß der richtige Weg der zur Euro­
Integrationslösung zu finden, die unter Wah- päischen Wirtschaftsgemeinschaft ist. Aus 
rung unserer Staatsvertragsverpflichtungen diesem Grund ist es für uns auch von vorn­
und anderer Verpflichtungen ein bedeutender f herein selbstverständlich gewesen, daß wir 
Schritt sein soll und auch ist, um Osterreich diesem Interimsabkommen und in der Folge 
europareif in ein größeres Europa einzuglie- dann auch dem Globalabkommen zustimmen 
dem. (Beiiall bei der SPO.) werden. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet Wir haben in der Vergangenheit alles das: 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile unterstützt, was in Richtung EWG führt, auch 
es ihm, diesmal ohne Rücknahme. dort, wo es, wie bei der Mehrwertsteuer, un-

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO): Herr populär schien. Es führt daher in unseren 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will Auffassungen und in unseren Handlungen 
an sich nicht zu der Frage der Abschöpfung eine gerade Linie seit jener Zeit nach Abschluß. 
und der Erstattungsregelung etwas sagen. Ich der Verträge von Rom bis zum heutigen Tage_ 
muß aber schon aussprechen, daß ich kaum (Beifall bei der FPO.) 

je eine so unklare Erklärung dazu gehört habe Wir sind daher auch der Auffassung ge­
wie diejenige, die der Herr Handelsminister wesen, daß unsere Zustimmung zu den heuti­
jetzt abgegeben hat. gen Vorlagen keine Frage des Verhandeins. 

Auf der einen Seite steht im Dbereinkom- ist, weil die Zustimmung am Anfang stand und 
men: also derzeit ndeM, aber es soll vor der nicht unter irgendweIdJen Bedingungen abge­
Debatte über die Ratifizierung des endgültigen geben wurde. Das ist ein Unterschlied dn der 
Ubereinkommens mit der EWG und der Ausgangsposition gegenüber der Osterreichi­
Gemeinschaft geprüft werden. Auf der anderen schen Volkspartei, die an ihre Zustimmung 
Seite hat der Herr Bundesminister von der bestimmte Bedingungen geknüpft hat, worüber 
Bundesregierung keine Ermächtigung, was ich es zu einem Ubereinkommen zwischen Regie-
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Iungspartei und Osterreicblischer Volkspartei tigste ist die begleitende Gesinnung, die 
gekommen ist. europäische Gesinnung. (Beifall bei der FPO.) 

Wir waren also von Anfang an der Auf- N~~t etwa ~n dem .Sinn~, daß .ich der Meinun~ 
. .... ware, daß Jene, dIe semerzelt der EWG mIt 

fassung, daß WIr selbstverstandlIch zustImmen, I AbI h d d ~ . R "b 
was aber niCht bedeutet daß wir ll!iCht auch: e nung 0 er OUl nut eserve gegenu er-
der Meinung wären, daß' eine Fülle von Maß- I standen, ~eu~e niCht ~ngesehen hätten, daß 
nahmen erforderliCh ist, um diesen einschnei- das der nChtIge Weg 1st: aber - das haben 
denden Schritt !in der Wdrtsdlaftsgeschichte auCh andere .Redner be~der Part~~en schon 
Osterreichs so zu gestalten, daß die österrei- b~tont - es 1st durch. dle~e Vertrage, dur<h 
mische Wirtschaft - 'iCh gebrauChe das Wort dl~sen ne,?en Absch~ltt ~m Umdenke~ auf 
"Wirtschaft" nicht im Sinne der Unternehmer, wIrtschaftlIchem GebIet In allen Bere'J.chen 
sondern .im Sinne der gesamten arbeitenden erforderHCh. Es ist notwendig, daß man über­
Bevölkerung _ bei diesem Ubergang keinen prüft, was noch zeitgemäß ist und was nur 
Schaden erleidet. leere Tradition - eine solche gibt es auCh im 

SteuerreCht - darstellt. Mit der leeren TradJi-
Es wurde eine Reihe von Einzelheiten heute tion muß man eben, auch wenn sie heute viel­

bereits erwähnt. Wir sind keineswegs der leicht noch zu den Lieblingsvorstellungen man­
Meinung, daß das, was bisher an Maßnahmen eher Leute gehört, Schluß machen. 
genannt wurde, eLie gan~e Fülle jener not-
wendigen Maßnahmen darstellt, die Dster-! Der zweite Punkt ist der der Umstellungs­
reichs Wirtschaft, die die arbeitenden Men-: hilfe. W1ir haben bei unserer Besprechung mit 
schen Osterreichs brauchen, um mit der EWG der Bundesregierung darauf aufmerksam ge­
einen guten Weg in die Zukunft zu gehen. macht, daß es unserer Meinung nach erforder­
Ich beginne mit einer Reihe von Detailpro- lich wäre, einen Fonds zu schaffen, der diese 
blemen. UmstellungshJilfe leistet. Wir freuen uns, daß 

Zunächst der Export: Der Herr Bundes­
minister für Finanzen hat gesagt - und das 
ist durchaus richtig -, daß der Zweck der 
'sogenannten Mehrwertsteuer unter anderem 
der ist, den exakten GrenzausgleiCh beim 
Export zu ermöglichen. Nicht IliChtig ist aber, 
daß durch die Mehrwertsteuergesetzgebung 
dieses Ziel vollkommen erreicht wäre. Solange 
es nämlich in Osterreich als einzigem Land 
neben der Bundesrepublik Deutschland die 
Gewerbesteuer in der derzeitigen Form gibt, 
so lange wird ein exakter Grenzausgleich nicht 
möglich sein, weil nämlich Elemente der 
Gewerbesteuer natürlich beim Grenzausgleich 
berücksichtigt werden müßten. 

Es ist also notwendig, daß sich die Bundes­
regierung zumindest den Kopf darüber zer­
bricht, was slie mit dieser Steuer in der Zu­
kunft zu machen beabsichtigt. Ich kann Ihnen 
heute schon sagen: Es wird Ihnen Iliicht erspart 
bleiben, diese Steuer früher oder später abzu­
schaffen! (Zustimmung bei der FPo.j 

Es ist daher bedauerlich, daß der augen­
blickliche Finanzausgleich, der ja auf Jahre 
abgeschlossen wird und bei dem die Gewerbe­
steuer eine sehr wesentliche Rolle spielt, nun 
nach der gegenwärtigen Lage Gesetz werden 
soll und daß dabei in keiner Weise berück-

diese unsere Anregung auf einen fruchtbaren 
Boden gefallen ist, da wir ja der heutigen 
Rede des Herrn Bundesministers für Finanzen 
entnehmen konnten, daß tatsächlich beabsich­
tigt ist, einen solchen Fonds zu schaffen. 

Anderer Meinung sind wir bezüg11ch jener 
Maßnahmen, die das Ziel haben, der Kapital­
stärkung der Unternehmungen zu dienen. Es 
wird sehr oft die Phrase ausgesprochen, daß 
es einen privaten Reichtum· und eine öffent­
liche Armut gibt. VielleiCht woanders, aber 
sicher nicht in Osterreich, wo strukturell fest­
zustellen ist, daß die Unternehmen eJinen sehr 
beträchtlichen Kapitalmangel haben. 

Nun glauben wir, daß man auf diesem 
Geb.iet nicht Einzelmaßnahmen bringen sollte, 
um eine Verbesserung herbeizuführen, son­
dern daß man das Ubel an der Wurzel an­
fassen soll. Mit anderen Worten: Nicht bei 
den Abschreibungssätzen Kunststücke maChen, 
sondern beim Ausgangspunkt ansetzen! Die 
letzte Eröffnungsbilanz ist in Osterreidl zum 
1. Jänner 1954 beziehungsweise zum 1. Jänner 
1955 gemacht worden. Wenn sich der Gesetz­
geber entschließen würde, eine neue Eröff­
nungsbilanz zuzulassen, so könnten die Stich­
tage doch bestenfalls der 1. Jänner 1974 oder 
der 1. Jänner 1975 sein. Es handelt sich also 

sichtigt wird, daß das in diesem Punkt sehr um einen Zeitraum von 20 Jahren. 
altertümliche österreichische SteueDsystem um- Ich brauche nun keinem, der diese Periode 
gestellt werden muß. miterlebt hat, zu sagen, daß innerhalb dieser 

Ich möchte ,in diesem Zusammenhang etwas 20 Jahre die Ausgangswerte für die Abschrei­
sagen: Sehen Sie, meine Damen und Herren, bungen ja völlig falsch geworden sind. Daher 
es wird sehr V'iel von begleitenden Maß- die Maßnahmen beim Strukturverbesserungs­
nahmen gesprochen. Ich glaube aber, das wich- gesetz, das ja, wie man so schön sagt, lin der 
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PraX!is dann umfunktioniert wurde. Denn in 
WhkliChkeit ging es vielen gar nicht um die 
Struktur, sondern es ging ,ihnen darum, eine 
Aufwertung und eine Abschreibungsmöglich­
keit zu erzielen. Wer das konnte, und zwar 
durch eine entsprechende Veränderung, der 
hat das bekommen. Aber wer es nicht konnte, 
weil es 'im Strukturverbesserungsgesetz diese 
Möglichkeit nicht gab, der hat das nicht be­
kommen. 

Also insofern list auf diesem Geb~et durch 
das Strukturverbesserungsgesetz die Lage 
nicht entscheidend verbessert worden. Auch 
die Verbesserung, die nun nach dem Uberein­
kommen zwischen OVP und SPO durchge­
führt werden soll, löst das Problem nicht. 
Aber auch eine 30prozentige Sonderabschrei­
bung löst das Problem nicht. Das Problem 
würde einzig und allein dadurch gelöst wer­
den, daß man sich zu einem entscheidenden 
Schritt entschließt, nämlich eine EWG-Eröff­
nungsbilanz zu machen. (Zustimmung bei deI 
FPO.) 

Nun könnte vielleicht die Meinung ent­
stehen, daß etwas Derartiges ein Problem der 
großen Unternehmungen ist, daß es sich um 
jene Betriebe handelt, die mit Millionen­
Umsätzen arbeiten und die auf diese Weise 
steuerliche Vorteile haben sollen. Ich glaube, 
daß gerade das Gegenteil der Fall Qst: es ist 
in erster Linie eine Frage der Mittel- und 
Kleinbetriebe. Die Großbetniebe haben durch 
das Strukturverbesserungsgesetz meistens die 
Möglichkeiten ohnehin hinreichend ausge­
schöpft. Aber wer sich die Erfahrungen ,im 
Zusammenhang mit dem Schillingeröffnungs­
bilanzengesetz ansieht, der weiß, daß es da­
mals auch die klelinen Unternehmungen ge­
wesen sind, die von dieser gesetzgeberischen 
Maßnahme die erforderliche steuerliche Be­
rücksicMigung gehabt haben. Es ,ist also nicht 
etwas, was man einseitig als eline Frage der 
reichen Betriebe sehen darf, sondern es list ein 
Problem aller Betriebe überhaupt und damit 
im Zusammenhang mit dem Ubergang zur 
EWG auch ein Problem der in diesen Betrieben 
Beschäftigten. (Präsident PI 0 b stübernimmt 
den Vorsitz.) 

Weiters wird die Bundesregierung in der 
Zukunft die Entwicklung des Steuerrechtes in 
den einzelnen EWG-Staaten in größerem Um­
fang als bisher beachten müssen. Es ist klar, 
daß wir nicht verpflichtet sind, bestimmte 
Richtlinien der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft auf steuerlichem Gebiete zu be­
folgen. Es steht außer Streit, daß eine solche 
Verpflichtung nicht besteht, und es wurde 
auch im Rahmen der Debatte über die soge­
nannte Mehrwertsteuer immer darauf hinge-

wiesen, daß wir ja formal nicht verpflidltet 
wären, diese Steuer einzuführen. 

Formal vollkommen richtig. Sachlich völlig 
falsch. Denn man kann nicht in einen großen 
Wirtsmaftsraum eintreten und glauben, daß 
man mit seinen Sonderregelungen, mit seinen 
Sondervorschriften, Gesetzen und Gesetzchen 
hier so weitermachen kann wie bisher, ohne 
zu beachten, was in dem übrigen Teil des 
Wirtsmaftsraumes vor sich geht. Wir glauben 
daher, daß die Harmonisierung der Steuern, 
um diesen Fachausdruck zu nennen, ein 
wesentliches Erfordernis ist. 

Ich komme aber auch zu einem weiteren 
Problem, das nicht oft genug erwähnt werden 
kann. Der Herr Abgeordnete Lane hat in 
seiner Rede im Zusammenhang mit Preisdiszi­
plin und Preisentwicklung gewissermaßen 
einen Aufruf an die Parteien gerichtet. Ich bin 
der Meinung, daß dieser Aufruf in erster 
Linie an die Bundesregierung zu richten ist, 
denn sie ist verantwortIich für das, was auf 
diesem Gebiete geschieht, und ist zum Teil 
auch in der Vergangenheit in sehr starkem 
Umfange preiserhöhend aufgetreten. 

Wenn man immerhin im Laufe eines Jahres 
6 Prozent zusammenbrlingt, so wollen wir das 
einmal von einem anderen Gesichtspunkt 
sehen. Diese 6 Prozent sind nichts anderes als 
eine zusätzliche Steuer vom Geldwert. Diese 
zusätzliche Steuer muß jeder zahlen, ohne 
Rücksicht auf irgendwelche Freibeträge, die 
es da nicht gibt, und ohne Rücksicht auf Reich­
tum oder Armut. In erster Linie kommen ja 
bei einer Preissteigerung die Armen zum 
Handkuß. 

Ich glaube daher, daß es gerade in dem 
Augenblick, da Osterreich in ein Vertragsver­
hältnis zu den Europäischen Gemeinschaften 
tritt, erforderlich wäre, daß auf diesem Gebiet 
wirklich etwas gescbJieht, um eine Stabilisie­
rung zu erreichen, denn 6 und dann vielleicht 
7 Prozent, das ist etwas, was der Bevölkerung 
auf die Dauer nicht zugemutet werden kann 
in einem Zeitpunkt, wo die normalen Spar­
kassenzinsen 31/2 Prozent betragen, sodaß also 
der Sparer nicht nur keine Zinsen bekommt, 
sondern auch noch 21/2 Prozent draufzahlt. 

Ich darf zum Abschluß noch etwas zu dem 
Problem der Neutralität sagen, weil das hier 
erörtert wurde. Ich bin völlig der Meinung 
des Herrn Abgeordneten Lanc, daß die vor­
Liegenden Verträge in keiner Weise die öster­
reichische Neutralität berühren. Ich bin sogar 
der Meinung, daß verschiedene Erklärungen, 
die österreichische Minister am Beginn der 
sechziger Jahre über die rechtliche Grundlage 
abgegeben haben, ebenso rechtlich unfundiert 
wie unzweckmäßig gewesen sind, weil man 
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damals gesagt hat, daß der Beitritt zur EWG 
völkerredltswidrig wäre. Es ist eine große 
Streitfrage, ob das überhaupt so ist; wahr­
scheinlich ist sogar ein Vollbetitritt ohne wei­
teres mit der Neutralität vereinbar. Aber das 
steht hier im Fall der Begründung einer Frei­
handelszone nicht zur Diskussion. 

Keinen Zusammenhang sollte man aber her­
stellen zwischen dem Problem der Neutralität 
und der Souveränität. In einer ganzen Reihe 
von Staatsverträgen werden natürlich Souve­
ränitätsrechte aufgegeben, ohne daß deswegen 
die Neutralität berührt wäre. Nach der 
Mensmenrechtskonvention gibt es einen Ge­
riChtshof; das ist natürlich eine Einschränkung 
der Souveränität, aber noch niemand ist auf 
die Idee gekommen zu behaupten, daß das mit 
der österrei'chischen Neutralität in Wider­
spruch stünde. Es ist also nach unserer Auf­
fassung eindeutig, daß die vorLiegenden Ver­
träge in vollem Einklang mit den österrei­
mischen NeutralitätsverpfliChtungen geschlos­
sen wurden. 

ICh komme zum Ausgangspunkt zurück. Wir 
glauben, daß das Wichtigste die Begleitge­
sinnung ist, der Wille zum Umdenken, das 
Bewußtsein der Tatsache, daß OsterreiCh mit 
der Beschlußfassung über diese Verträge 
einen neuen Weg geht, der neue Methoden 
und eine Anpassung an die Notwendigkeiten 
der Wirtschaft, die die Notwendigkeiten des 
ganzen Osterreich sind, erfordert. Wir hoffen, 
daß es gelingen wird, allenthalben in unserem 
Lande diese Gesinnung zu wecken; und wenn 
das gelingt, ist der heutige Tag sicher ein 
historischer als erster Schritt Osterreichs auf 
dem Weg zur EWG. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Sekanina. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Sekanina (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Die Mittagsstunde, so scheint es, drückt 
einigermaßen auf die Anwesenhelit in diesem 
Hohen Hause. (Abg. Pet e r: Na, die hat schon 
am Vormittag gedrückt, nicht nur in den 
Mittagsstunden!) Ich bemerke das nicht kri­
tisch, sondern ich stelle das nur als Realität 
fest. 

Es war meine Absicht, meine Damen und 
Herren, im Rahmen meiner Wortmeldung vor 
allem auf die industrie- und gewerbepolit!i­
schen Aktivitäten elinzugehen, die dJie sozia­
listische Bundesregierung im Hinblick -auf die 
Integrationsproblematik setzt. Der Herr 
Handelsminister war so liebenswürdig, darf 
ich von meiner Warte aus sagen, und hat 
wesentliche Punkte lin diesem Zusammenhang 
als Antwort auf die Ausführungen des Herrn 
Präsidenten Sallinger bereits diesem Hohen 

Hause mitgeteilt. Ich glaube aber, daß es 
erforderlich und notwendig ist, dm Zusammen­
hang mit der heutigen Diskusslion einige 
grundsätzlliche Feststellungen zu treffen, und 
ich sage das vor allem auch deswegen, weil es 
im Zusammenhang mit der Größenordnung des 
Problems nach meinem Dafürhalten durchaus 
sinnvoll und zweckmäßig ist, diese Feststel­
lungen zu treffen. 

Das Problem, mit dem sich heute das öster­
reichische Parlament zu beschäftigen hat 
- und wir tun dies ja nicht zum erstenmal -, 
ist für Osterreich, für seine Bevölkerung, aber 
auch für seine Wirtschaft von allergrößter 
Bedeutung. 

Diese Feststellung wurde ja nicht erstmalig 
von mir hier getroffen, sondern meine V OI­

redner haben bereits darauf verwiesen, und 
bei anderen Gelegenheiten und zu anderen 
Zeitpunkten wurden ähnliche oder dieselben 
Formu1ierungen bereits verwendet. Ich meine 
aber, daß es sinnvoll und zweckmäßig ist, 
gerade :im jetzigen Zeitpunkt immer wieder 
auf diesen Umstand und auf diesen Zusam­
menhang zu verwedsen. 

Erlauben Sie mir eine weitere Bemerkung: 
Wenn ich mich zum Wort gemeldet habe, 
dann tue ich dies heute nicht nur als Abge­
ordneter des Wiener Wahlkreises, sondern im 
besonderen als Funktionär der österreichi­
schen Gewerkschaftsorgaruisation, die elin be­
stimmtes Maß an .Verantwortung trägt, weil 
ich meine, daß gerade dlie Frage des Nahver­
hältnisses der österreicbtischen Wirtschaft zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für die 
Arbeitnehmer dieses Staates von allergrößter 
Wichtigkeit und Bedeutung .ist. Wenn der Herr 
Bundesparteiobmann der Osterreichlischen 
Volkspartei in seinen Ausführungen vor allem 
auch auf AusWlirkungen hingewiesen hat, die 
den großen Kreis der österreichischen Arbeit­
nehmer betreffen können, dann ist es eine 
Selbstverständlichkeit, daß wlir als Gewerk­
schaftsfunkuionäre uns ebenfalls mit dieser 
Frage beschäftigen. 

Weiters, meine Damen und Herren, darf ich 
folgendes festhalten: Es ist in der heutigen 
Diskussion unverkennbar, daß sich alle Be­
teHigten eines hohen Maßes an Sachld.chkeit 
befleißigen und damit dokumentieren, daß die 
heute zur Behandlung stehende Frage weit 
über den Rahmen von tages- und parte'i­
politischen Auffassungen hinausgeht. Diese 
Sachlichkeit, der ich mich selbstverständlich 
auch befleiß.igen möchte, darf aber nicht dazu 
verleiten und dazu führen, daß man notwen­
dlige kritische Bemerkungen nicht ausspricht 
oder auf die Auffassungen und Meinungs­
äußerungen der Opposition keine entspre­
chende Antwort gibt. 
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Meine Damen und Herren! Ich glaube mit 
Recht festhalten zu dürfen, daß Osterreichs 
Verträge mit der EWG - darüber kann und 
darf kein Zweifel bestehen - sicht- und spür­
bare Zeichen in den nächsten Zeiträumen in 
der österreichischen Wirtschaft hJinterlassen 
werden. Die auftretenden Schwierigkeiten 
- sie werden kommen! - werden nach 
unserem Dafürhalten und nach unserer Mei­
nung am ehesten gemeistert werden können, 
wenn auch die Arbeitnehmer dieses Landes in 
vollem Umfang und ohne Einschränkung den 
Realitäten entsprechend über die Zusammen­
hänge informiert werden. 

Ich habe vorhin behauptet: Das Beachten 
einer sachlichen Ausdruckswejse kann nicht 
dazu führen, daß man, wenn man der Meinung 
ist, Anlaß zur Kritik zu haben, diese nicht 
ausspI1icht. Ich darf mich daher an die Damen 
und Herren der großen Oppositionspartei 
wenden, an diejenigen, die im Saale an­
wesend sind, stellvertretend auch für jene, 
die derzeit nicht an der Sitzung teilnehmen. 
Wenn ich festhalte, daß bei allem Bemühen 
meinerseits schon im Hinblick auf die Größen­
ordnung des zu behandelnden Problems ein 
hohes Maß an Sachlichkeit bei dieser Debatte 
an den Tag gelegt werden soll, so kann ich 
es Ihnen, meine Damen und Herren der Oster­
reichtischen Volkspartei, doch nicht ersparen, 
trotz aller gebotenen Zurückhaltung in aller 
Offentlichkeit ein von tages- und parteipoli­
tischen Uberlegungen mitunter außerordent­
lich beelinflußtes Verhalten anzulasten. 

Viele, auch ich persönlich, sind zutiefst 
davon überzeugt, daß man diese enorm be­
deutungsvolle Frage auch ·als Oppositions­
partei nicht nach den vorhin geschilderten 
und von Ihnen, meine Damen und Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, praktizierten 
Grundsätzen beurte!ilen darf. Herr Bundes­
parteiobmann Dr. Schleinzer hat heute als 
Hauptsprecher der Osterreichischen Volks­
partei im Rahmen seiner Ausführungen unter 
anderem auch die Formulierung gebraucht 
- das ist nicht das erstemal geschehen, das 
wurde lin der letzten Zeit immer wieder ge­
sagt - und auch Ihre Zustimmung zu den Ver­
trägen und damit Ihre ZustJimmung, daß diese 
Verträge abgeschlossen werden und wirksam 
werden können, hat immer w:ieder dazu ge­
führt, daß die Osterreichische Volkspartei und 
~hr Bundesparteiobmann in diesem Hohen 
Haus erklärt haben: Diese Verhandlungen 
haben nicht jenes Resultat gezeitigt, das man 
sich in Ihren Reihen, in den Reihen der Oster­
reichischen Volkspartei, vorstelltl Sie haben 
mehrmals gesagt und auch der Herr Bundes­
parteiobmann Dr. Schleinzer sagte es heute, 
man hätte sich eigentlich, von Ihrer Seite aus 

beurteilt und gesehen, ein besseres Resultat 
in Brüssel erwartet. 

Ich glaube bei dieser Gelegenheit, meine 
Damen und Herren, nicht nur als Person und 
nicht nur als einzelner Abgeordneter und 
unter Bewahrung der notwendigen Sachlich­
ketit sagen zu dürfen: Sie, die Osterreichische 
Volksparte/i, haben jahrelang Gelegenheit ge­
habt, ein besseres Resultat in Brüssel zu­
stande zu briingen, Sie waren dazu aber auch 
nicht in der Lage. 

Ich glaube also, daß in diesem Zusammen­
hang auf einen Umstand verwiesen werden 
darf, der der österreichischen Bevölkerung 
nicht unbekannt bleiben soll. Ich habe den 
Eindruck, und diesen Eindruck teilen V'iele, 
daß Sie sich - ich meine wieder dlie Oster­
reichische Volkspartei - gerade in den wirt­
schaftlichen Bereichen von Illusionen nicht 
befreien können. Aus diesem Grunde wollen 
Sie der österreichischen Bevölkerung einreden, 
es hätte ein anderes, ein besseres Resultat bei 
diesen schwierigen Verhandlungen geben 
können. Ich glaube daher mit Recht behaupten 
zu dürfen, daß Sie, meine Damen und Herren 
der Osterreichischen Volkspartei, so wie in 
vielen anderen Fragen auch in dliesen wirt­
schaftlichen Bereichen ,im überholten und alt­
hergebrachten Denken steckengeblieben sind. 

Wir als Gewerkschaftsfunkmonäre - als 
solcher darf ich heute hier in erster Länie das 
Wort nehmen - sind gerade im Zusammen­
hang mit Verhandlungen mit Ihren Funktio­
nären, mit den Repräsentanten der Interessen­
organisationen der Wirtschaft, an eine harte 
Sprache gewöhnt. Im Zusammenhang mit 
diesem Interümsabkommen haben wir nicht 
die Absicht, irgendwelche Vereinbarungen zu 
verniedlichen, lin ihren Auswirkungen zu redu­
zieren, sofern sie negativen Charakter haben 
könnten, sondern wtir wollen uns auch bei 
dieser Gelegenheit und in diesem Zusammen­
hang durchaus an diese Gewohnheit und 
Gepflogenheit halten. Wir glauben aber ge­
rade dm jetzligen Zeitpunkt, !in dem ein jahre­
langer Weg Osterreichs, zu einem Arrange­
ment mit der EWG zu kommen, zu Ende ist, 
sagen zu dürfen: Wir dürfen und können als 
österreichtische Wirtschaft uns nicht in klein­
liche Nörgeleien, wie das leider da und dort 
von Ihrer Seite aus geschieht, verllieren, son­
dern wti.r sind der Auffassung, man kann eine 
solche gewaltige Aufgabe, die an uns heran­
getreten ist, mit der wir uns zu beschäftigen 
haben, nur dann lösen, wenn wir dies mit 
wohlüberlegten Maßnahmen, Handlungen und 
Aktivitäten tun. 

Wenn ich vorhin bemerkt habe, daß wir 
gewohnt sind, uns in aller Offenheit mit diesen 
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Fragen zu beschäftigen, und daß wir auch 
gegenüber denjenigen, die wir als Gewerk­
schaftsfunkbionäre zu vertreten haben, keines­
wegs mit den tatsächlichen Gegebenheiten 
hinter dem Berg halten, so möchte ich auch 
eine Auffassung lim Rahmen meines Debatten­
beitrages aussprechen, von dem ich ebenfalls 
überzeugt bin, daß er den Gegebenheiten 
wesentlich nahekommt. 

Wir reden sehr viel, auch in der heutigen 
Diskussion, von Europareife, und gerade als 
Arbeitnehmerfunktionär scheint es mir in 
diesem Augenblick W1ichtig, daß wir uns mit 
diesem Begriff auch im praktischen Bereich 
auseinandersetzen. Ich bin der Meinung, 
europareif bedeutet für uns alle, nicht nur für 
die Arbeitnehmer in diesem Staate, daß wir 
in der nächsten Zelit eine harte Arbeitsleistung 
werden erbringen müssen. Europareif bedeutet 
nach unserem Dafürhalten auch, daß wir den 
Mut zu mitunter unpopulären Maßnahmen 
haben müssen. Europareif werden heißt aber 
auch - und das sollten wir gerade !im jetzigen 
AugenbliCk nicht außer acht lassen -, das 
hohe Maß an Können und Wissen der öster­
reichischen Arbeiter, Angestellten, Beamten, 
Technliker und Ingenieure fin sinnvoller Weise 
im Interesse der österreichischen Wirtschaft 
einzusetzen. Nicht zuletzt meine ich, daß 
europareif werden auch heißt - das würde ich 
gerne persönlich den Verantwortlichen in 
Ihren Kreisen, meine Damen und Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, !in wirtschaft­
lichen Kreisen sagen -, daß bestimmte Teile 
des in den österreichischen Betrieben tätigen 
Managements radikal umdenken lernen, weil 
eben die Erfordernisse andere sein werden, 
weil die Größenordnungen andere sein wer­
den, weil die Konkurrenzverhältnlisse andere 
sein werden, weil die Aufgabe, der sich die 
österreichische Wirtschaft gegenübersieht, eine 
andere sein wird. 

Für die österredchlische Bevölkerung - sie 
ist ja letztlich die unmittelbar Betroffene der 
Vertragsauswirkung - ist in Zukunft vor 
allem entscheidend und bedeutungsvoll, 
welche Position die österreichische Wirtschaft 
in den nächsten Jahren einnehmen wJird. Wür 
könnten uns in der heutigen Diskussion mit 
vielen fachlichen Detailfragen und Einzelheiten 
beschäftigen, ;ich glaube aber nicht, daß das 
unbedingt in diesem Forum behandelt werden 
soll. Unbestritten aber ist und unwiderlegbar, 
daß die österreichische Bevölkerung die un­
mittelbaren Auswirkungen dieses Vertrages 
spüren und kennenlernen wird. 

Vom Standpunkt der Arbeitnehmerorgani­
sationen darf lich sagen: Die österreichische 
Gewerkschaftsbewegung, ihre Mitglieder und 
darüber hinaus alle Arbeitnehmer haben - ich 

bitte, das entsprechend zu registrieren - das 
größte Interesse daran, daß unsere Wirtschaft 
in Ordnung ist, daß sie wettbewerbsfähig ist 
und daß sie den internationalen Anforderun­
gen gerecht wird. Wir Gewerkschafter - das 
muß bei dieser Gelegenheit mit aller Deutlich­
keit ausgesprochen werden - haben 1mmer 
den Mut besessen, in der Vergangenheit, in 
der Gegenwart, aber auch in der Zukunft, 
unseren Mitgliedern auch Unpopuläres ver­
ständlich zu machen. Eines war aber für uns 
gerade bei solchen Fragen unerläß1iche Vor­
bedingung: die Analyse aller Faktoren. Wenn 
uns die Analyse überzeugte, daß man im 
Interesse dieses Staates und seiner Wirtschaft 
auch einen beschwerlichen Weg gehen muß, 
dann hat die österreichische Gewerkschafts­
bewegung durchaus den Mut besessen, diesen 
Weg zu gehen, weil uns langfrisbige Erfolge 
im Interesse der österreidl!ischen Bevölkerung, 
aber auch im Interesse unserer Wirtschaft 
mehr wert sind als e,ine augenblickliche und 
kurzlebige Popularität. 

Es erscheint mir durchaus notwendig, daß 
gerade im Zusammenhang mit der heutigen 
Integrationsdebatte derartiges ausgesprochen 
wird. Es könnte d~e Frage entstehen: Warum 
gerade heute, und warum gerade in dem 
Zusammenhang? Ich möchte diese Frage be­
antworten, und wieder verweise ich darauf, 
daß ich auch der Meinung bin, daß WIir dJiesen 
Fragenkomplex in einer möglichst sachlichen 
Atmosphäre besprechen sollen, welil es die 
Bevölkerung nicht interessiert, wenn wir uns 
hier in kleinlichen Streitereien ergehen. Das 
Problem list für Osterreich viel zu gewichtig, 
viel zu groß, viel zu umfangreich, als daß e1ine 
derartige Vogangsweise gerechtfertigt wäre, 
und ich telile durchaus die Auffassung mancher 
Tageszeitungen, die heute geschrieben haben, 
daß es sinnvoll wäre, wenn sich das Hohe 
Haus und seine Mitglieder €liner sachliiChen 
Diskussion befleißigten. 

Warum habe ich das vorhin gesagt? Meine 
Damen und Herren! Es fehlt nlicht an Ver­
suchen in unserem Land - wir können es in 
letzter Zeit da und dort leider immer meder 
feststellen, und diese Versuche kommen zu 
einem erheblichen Maße auch aus Ihren 
Reihen -, den Interessenorganisationen der 
Arbeitnehmer, wenn auch meistens 'in etwas 
umschriebener und verklausulierter Form, 
mangelndes Verantwortungsbewußtseiin anzu­
lasten. Aus diesem Grunde erscheint es mir 
zielführend, bei der Gelegenheit etwas auszu­
sprechen, was nach unserem Dafürhalten un­
w,iderlegbar list: Das große Aufbauwerk in den 
unmittelbaren Nachkriegsjahren, das Meistern 
der großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten in 
den sechziger Jahren und nicht zuletzt auch 
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das Vorbereiten auf das EWG-Arrangement 
sind nur möglich gewesen, weil dlie österrei­
dliischen Arbeitnehmer und ihre Interessen­
organisationen ein so hohes Maß an Verant­
wortungsbewußtsein an den Tag gelegt haben! 
(Beifall bei der SPO.j 

rate von 2,5 Prozent, Italien eine solche von 
2 Prozent, die OECD-Staaten rechnen mit 
einer Zuwachsrate von ungefähr 3 Prozent, 
Schweden erwartet eine Zuwachsrate von 
ungefähr 2 Prozent, der EFTA-Raum eine 
solche von 3.75 Prozent. 

Nun, meine Damen und Herren, zu einigen Ich brachte alle diese Zahlen als Antwort 
wesentlichen Details. Es trifft sicher zu, wenn auf die Frage: Wie weit ist die österreichJische 
ich sage, daß sich die österreichische Wirt- Wirtschaft derzeit in der Lage, den Aufgaben 
sChaft auf eine der markantesten Zäsuren der gerecht zu werden? 
letzten Jahrzehnte vorbereiten muß, und es 
erhebt sich damit die Frage: Sind wir eiruiger­
maßen vorbereitet, können wir uns bereits 
dieser Aufgabe stellen, besteht die Chance, 
daß wir diese Aufgabe bewältigen? Die öster­
relichische Bevölkerung, unsere Wählerinnen 
und Wähler sind ja nicht mit den fachlichen 
Einzelheiten konfrontiert - sie mögen in 
globalen Größenordnungen informiert wer­
den -, aber sie wollen wissen, ob es gut ist 
und ob es zielführend ist, daß eine Bundes­
reg,ierung mit aller Vehemenz dafür Sorge 
trägt, daß nach jahrelangem Bemühen - es 
wurde ja schon auf diejenigen hingeWliesen, 
die sich besondere Verdienste erworben 
haben - etwas Derartiges abgesChlossen wird. 

Es ist auch Idie Frage zu beantworten - das 
interessiert uns auch als Arbeitnehmerfunk­
tionäre -, ob die österreichJische WlirtsChaft 
in ihrer jetzigen Situation einer derartigen 
Aufgabe gewaChsen ist. Darauf, meine Damen 
und Herren, meinerseits eine Antwort. Der 
Herr Handelsminister hat heute berelits aus­
geführt, daß Osterreich im Juli 1972 auf einen 
Rekordstand an Beschäftigten verweisen 
konnte. Mit 2,531.000 unselbständig Erwerbs­
tätigen haben wir den Höchststand vorn Sep­
tember 1971 neuerlich überschritten. Es sind 
um 50.000 Beschäftigte mehr als vor Jahres­
fr,ist. Auf jeden Arbeitslosen kommen derzeit 
zwei offene Stellen. Die Zahl der Arbeitslosen 
ist mit 35.400 ausgewliesen, die Zahl der 
offenen Stellen mit 66.100. 

Eine weitere Frage, die zu beantworten ist, 
lautet: Wie sieht denn das WütsChaftswachs­
tum Osterreichs aus? Die Beurteilung der 
realen Zuwachsrate des Bruttonationalproduk­
tes lautete am Anfang des Jahres 1972 für das 
laufende Jahr auf rund 4 Prozent. Die 
Prognose belief sich also auf ungefähr 4 Pro­
zent. Neuerdings wird diese wahrscheinliche 
Zuwachsrate sogar in einer Größenordnung 
von 5 Prozent geschätzt. 

Das ist zwar, meine Damen und Herren, 
etwas weniger als 'im Vorjahr, aber ;im inter­
nationalen Vergleich durchaus günstig. Die 
Bundesrepublik erwartet eine Zuwachsrate in 
der Größenordnung von etwas mehr als 1 Pro­
zent, der EWG-Raum erwartet eine Zuwachs-

Die Industrieproduktion nimmt nach wie 
vor kräftig zu. Der Index lag im Juli 6,6 Pro­
zent über dem Wert des Vergleichsmonats 
im Jahre 1911. 

Aber auch die hohe Investitionsrate ist ein 
niCht zu übersehender Faktor in der öster­
raichischen Wlirtschaft. Die Schätzung für 1912 
ergibt vor allem auf Grund des anhaltenden 
Baubooms e1ine reale Zuwachsrate von 
7,5 Prozent. Wir meinen durchaus, daß dies 
ein Beweis des Vertrauens ist, das die Wirt­
schaft der künftigen Entwicklung entgegen­
bringt, und auch ein Beweis der Bere'itschaft 
ist, sich der Herausforderung des verstärkten 
Wettbewerbs, dem sich die österreichische 
Wirtschaft gegenübersieht, zu stellen, 

Auch einige Bemerkungen zur Einkommens­
situation und zur Konsumsteigerung: 

Wenn auch für die Binkommenswerte der­
zeit noch keine gültigen beziehungsweise für 
das gesamte Jahr gültigen Zahlen vorlJiegen, 
so darf doch angenommen werden, daß das 
Masseneinkommen auch 1972 eJine prozentuale 
Steigerung in der Größenordnung von 11 bis 
12 Prozent erreichen wird. 

Die Prognosezahlen für den privaten 
Konsum nehmen für 1972 eine reale Zunahme 
von 5,5 Prozent an. 

Ich könnte in diesem Zusammenhang noch 
eine Vielzahl von Daten erwähnen, glaube 
aber, daß es sinnvoll ist, nur kurz darauf zu 
verweisen, daß dlie Bemühungen um einen 
weiteren Abbau des ,inländischen Wohlstands­
gefälles durchaus Erfolg zeitigen, dies ins­
besondere, wenn man auf die Entwicklungs­
zahlen im Bundesland Burgenland verweisen 
darf. 

Aber es 'ist auch nicht uninteressant aufzu­
zeigen, wie sich die Spareinlagenentwicklung 
iin Osterreich ergibt: Mit fast 158,9 Milliarden 
Schilling lagen im Juni 1972 die Spareinlagen 
- 'ich bitte, auch das zu registnieren - um 
15,2 Prozent höher als vor Jahresfrist. Die 
Zunahme ist relativ gleichmäßig, wie festge­
stellt werden kann. Allerdings - das wollen 
w.ir nicht verhehlen - ist längerfristig eine 
gewisse Verlangsamung der Zuwachsraten 
f estzuste nen. 
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Einige Sorgen bereiteten den Verantwort­

l'ichen in der österreichischen Wirtschaft und 
damit auch der österreichischen Bundesregie­
rung die Exportzuwachsr,aten. Wenn die Frage 
lautet: Wie w1ird denn die österreichische 
Wirtschaft mit den kommenden Aufgaben 
fer~ig?, dann ist es durchaus richtig und not­
wendig, auch zu diesem Bereich einiges zu 
sagen. 

Die Prognosewerte für 1972 sind - Exporte: 
plus 53/4 Prozent - insbesondere bei den 
Exporten durch reale Entwiddungen bereits 
überholt, das heißt, diese genannten Ziffern 
sind nicht mehr identisch mlit den realen 
Gegebenheiten. Einfacher, aber dafür auch 
deutliicher ausgesprochen bedeutet dies, daß 
wir im Exportbereich wieder mit steigenden 
Zuwachsraten rechnen können. 

Die Devisen- und Valutenbestände sind 
stark angewachsen. Der jüngste OECD-Bericht 
stellt - das kann lich wohl bei aller Zurück­
haltung aussprechen - der österreichischen 
Wirtschaftspolitik ein durchaus pos~tives 

Zeugnis aus. 

Es gibt aber noch ein Problem, das bei 
dieser Gelegenheit auch nicht unausgesprochen 
bleiben soll; das ist die Prelissituation in 
unserem Lande. 

Ich möchte heute nicht dazu beitragen, daß 
es im Zusammenhang mit dieser Debatte 
neuerlich zu einer Preisdiskussion kommt; 
dazu wird ja bei anderen Gelegenheiten durch­
aus eine Möglichkeit bestehen. 

Aber wenn ich gemeint habe, daß wir 
Gewerkschaftsfunkttionäre uns durchaus be­
rechtigt fühlen, zu behaupten, daß die Inter­
essenorganisation der Arbeitnehmer in diesem 
Lande in den vergangenen Jahrzehnten ein 
hohes Maß an Verantwortungsbewußtsein an 
den Tag gelegt hat und dieses hohe Maß an 
Verantwortungsbewußtsein ein wesentlicher 
Beitrag zum Wiederaufstieg unserer Republik 
Osterreich gewesen ist, dann dürfen Wlir im 
jetzigen Augenblick auch mit kritischen Wor­
ten bemerken, daß es wohl sinnvoll gewesen 
wäre, wenn zum Beispiel im Zusammenhang 
mit der Fleischpreissfituation andere Bereiche 
der österreichisdlen Wirtsdlaft das gleiche 
Verantwortungsbewußtsein an den Tag gelegt 
hätten. (Beifall bei der SPO.) 

Ich darf festhalten, daß in der Diskussion 
festgestellt wurde - ich verweise auf die 
Ausführungen des Herrn Bundesparteiobman­
nes Dr. Sdlleinzer -, daß dde sozialdemo­
kratisdle Bundesregierung nun endlich bereit 
gewesen äst, in vollem Umfange das von der 
Osterreichischen Volkspartei vorgeschlagene 
und der Offentlichkeit bekannte 8-Punkte-

Programm zu akzeptieren. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Wer ist denn die "Sozialdemokrati­
sche" Partei? Ist das die Sozialistische?) 
Darüber werden wir uns möglicherweise zu 
anderen Gelegenheiten, Herr Generalsekretär, 
unterhalten. Wir sollten uns also im Zusam­
menhang mit der Integrationsdebatte nicht un­
bedingt, wie ich schon bemerkt habe, über 
Kleinlichke'iten unterhalten. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai er: Erklären Sie mir einmal den 
Unterschied! Ich kenne mich da nie aus!) Wenn 
Sie sich nicht auskennen, Herr General­
sekretär, dann machen Sie bitte nicht mir 
Vorwürfe. Es war bis dato ein sachhlcher Ton 
in der Diskussion, es ist ansdleinend Ihr Ehr­
geiz, diese Sachlichkeit zu beenden. Ich glaube, 
es ist kein Grund vorhanden, von diesem 
Weg abzugehen. 

Der Herr Bundesparteiobmann Dr. Schlein­
zer hat gemeint, die Bundesregierung habe 
endlich die Vorschläge, die die Osterreichische 
Volkspartei tim Rahmen ihres 8-Punkte-Pro­
gramms gemacht hat, akzeptiert. Er hat damit 
versucht, in der Offentlichkeit den Eindruck 
zu erwecken: Erst jetzt, auf Grund dieser 
angebl;ichen Aktivitäten der großen Opposi­
tionspartei, ist die Möglichkeit vorhanden, 
dieses Interimsabkommen auch zu sanktionie­
ren. 

Ich habe des öfteren in den letzten Tagen 
und Wochen im Zusammenhang mit dieser 
Diskussion auch gelesen, daß vor allem im 
Bereidle der Arbeitsmarktförderung erheb­
lichste Wünsche und Uberlegungen seitens 
der Osterreichischen Volkspartei angestellt 
wurden. 

Meiine Damen und Herren! Das so zu for­
mulieren und sich hier an das Rednerpult 
zu stellen und das so der OffentlJichkeit dar­
zustellen, zeigt wahrlich von keiner fairen 
Handlungsweise. Denn es sind auch Ihnen, 
meine Damen und Herren, die Ziffern und 
Beträge im Zusammenhang mit der Arbeits­
marktförderung bekannt, und es bedurfte 
wahrlich l1Iicht Ihrer Initiative, um zu erken­
nen, daß gerade in diesem Bereich im Zu­
sammenhang mit dem Nahverhältnis zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beson­
dere Anstrengungen notwendig Slind. (Beifall 
bei der SPO.) 

Es ist keine UberhebHchkeit, wenn lich be­
haupte, daß das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung oder jenes Ressort, das für diesen 
Aufgabenkreis zuständig ist, in diesem Bereich 
auf erheblliche Leistungen lin den vergangenen 
Jahren verweisen kann. 

Meine Damen und Herren! Im Jahre 1969 
- als Größenordnung ausgesprochen - be­
trug der Betrag im Bereiche der Arbeitsmarkt-
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förderung 91 Millionen Schilling. 1969: 91 Mil-I trages mitgewirkt haben. (Zwischenrufe bei 
lianen Schilling! 1970 erhöhte sich dieser der OVP.) 
Betrag von 91 MilLionen Schilldng auf 163 Mil- Unbestritten bleibt aber, meine Damen und 
lianen Schilling. Durchaus deutl'ich erkennbar, Herren daß es letztlich einer sozialistischen 
daß es hier bereits Vorbereitungen im Hin- Bundes'regierung vorbehalten blieb, dank ihrer 
blick auf die Erfordernisse gab, die jetzt oder Aktivität und dank ihrer Initiative die Ver­
in den folgenden Monaten oder Jahren wirk- träge unter Dach und Fach zu bringen. (Beifall 
sam werden. bei der SPO.) 

Andere Zahlen: Von 91 Millionen Jm Jahre 
1969 über 163 MiUionen im Jahre 1970 er­
höhte sich dieser Betrag 1971 auf 317 Mil­
lionen Schilling. Das war schon unter der 
Verantwortlichkeit dieser Bundesregierung. 

Aber 1972, darf ich sagen, gab es eine 
neuerliche Aktivität iin diesem Berekhe. Der 
Betrag erhöhte sich von 317 Millionen Schil­
ling auf 378 Millionen Schilling. Und die 
Größenordnungen, meine Damen und Herren, 
für das kommende Jahr sind Ihnen ja durchaus 
bekannt. 

Das heißt mit anderen Worten - ,auch etwas, 
was Sie registnieren sollten; ,ich bitte noch 
einmal: audl etwas, was Sie registderen soll­
ten! -, meine Damen und Herren: Es haben 
jene recht behalten, die das politische Kraft­
feld in Europa, das wesentlich auch von Wlirt­
schafHichen Interessen bestimmt wird, nüdl­
tern eingeschätzt haben. Von seiner Wirt­
schafts- und Gesellsdlaftsordnung her gehört 
Osterreidl zu Westeuropa. Das ist wohl unbe­
stritten. Unser Land mußte Siich aber nach dem 
zweiten Weltknieg den Gegehenheiten anpas­
sen. Der Status der immerwährenden Neutrali-
tät entspricht eben diesen politilSchen Gegeben­

Ich kann es mir ersparen, wie ich hömcher-
. ,... heiten und Notwendigkeiten. Es gab manche, 

welse am Begmn memer Ausfuhrungen sagte, . D d H d 11 .. . . .. meme amen Ulll erren - as so man 
m Emzelhe'lten dIeser mdustnellen und ge- h~' dl·...J..t d . Ih . . . .. B d' euue au mUl vergessen -, gera e In ren 
werblIchen Akbvltaten der un esreglerung R 'h . ....).,. . 'd R'h d 0 t ' , . , . el en, IUl meIne In en el en er s erreI-
emzugehen. Der Herr Bundesmlmllster hat m I eh' ch V lk t' d S' 'ch 
Beantwortung der Meinungsäußerungen und .IIS en 0 spar el - un w~nn, le sa 
d D' k . b 't d HP" 'd emmal etwas umsehen, werden SIe leIcht fest-

es 1S usslOns 81 rages es errn raSI en- stellen können, wen ich meine _, die meinten, 
ten Sallinger auf alle diese Fragen ja im 

man könnte l,eichtfertig und mlit einer gewissen wesentltichen bereits Bezug genommen. 

Ich glaube also, meine Damen und Herren, 
daß ich mit Recht sagen darf, daß es hier 
unverkennbar ist, daß die derzeitige öster­
reicnische Bundesregierung - auch wenn Sie 
das nicht wahrhaben wollen oder wenn Sie 

Schlauheit über diese Realitäten hinweggehen, 
Die Grenzen, die diesem Lande, ich meine die 
Republik Osterreich, im HinbUck auf diese 
Frage gesetzt waren oder gesetzt sind, wurden 
uns ja deutlich bei passender Gelegenheit klar­
gemacht. 

aus kleinlichen oppositionellen Uberlegullgen Ich glaube, daß ich im Namen unserer Frak­
heraus das .in der Offentlichkeit anders inter- tion, im Namen der sozialistischen Abgeord­
pretieren - erwiesenermaßen gerade :im Be­
reiche der Arbeitsmarktförderung ein außer­
gewöhnlich hohes Maß an Aktivität entwickelt 
hat. (Beifall bei der SPO.) 

Und nun noch, meine Damen und Herren, 
zu einigen grundsätzlichen Feststellungen. 

neten mit Recht sagen darf: Nicht ein klein­
licher Eifer, sondern eine nüchterne Beurtei­
lung der Verhältnisse hat Osterreich zu diesem 
heute bekamnten Ziele gebnacht. 

In ganz kurzen Worten aber audl eine Ant­
wort darauf, zu welchem Ziele uns diese kon­
sequente ullld zielstrebige Vorgangsweise ge-

Mit der Unterzeichnung des Vertrages am bracht hat, und das sind ja die positiven Seiten. 
22. JulJi 1972 hat - Wlie'ich in den Zeitungen Man sollte auch als Oppositionspartei llIicht 
lesen konnte - Osterreichs langer Weg nach in der Offentlichkeit den Eillldruck erwecken: 
Brüssel sein Ende gefunden. Wir - ich meine Jetzt, da dieses Nahverhältni's mit der Euro­
damit die Bundesregierung, aber auch die päischen Wirtschaftsgemeinschaft möglich ge­
Mehrheitsfraktion dieses Parlaments, die diese I' worden ist, jetzt, da dieser Vertrag vor dem 
Bundesregierung unterstützt - haben nicht Abschluß steht, jetzt beginnen außerordent­
versäumt - das sei heute noch einmal ausge-11ich schwierige Zed.ten, es wird dn den nächsten 
sprachen, damit es nicht in Vergessenheit j Monaten und Jahren nur Negatives geben! 
gerät -, in glaubhaft praktizierter politischer I' - Nein I Wir sollten hier bei unserer Vor­
Fairneß - etwas, meine Damen und Herren gangsweise die Realität beachten und die tat­
der Osterreichischen Volkspartei, das auch Sie I sächlichen Gegebenheiten sehen. Osterreich 
in Ihren Reihen mehr üben sollten - jenen wiro. wdrtschaftläch in einen Markt von 300 Mil­
zu danken, die, nicht aus unseren Reihen I lianen Menschen hineinwachsen. Das ist für 
kommend, am Zustandekommen dieses Ver- unsere Wirtschaft lIlicht bedeutungSlos. Das list 
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auch nicht bedeutungslos im Hinblick auf die 
Frage der Erhaltung der Arbeitsplätze in 
unserem Lande; ein AnHeg,en, das uns wohl 
als Gesamtparteii', aber aum als Interessen­
vertreturng der Arbelitnehmer jm besonderen 
Maße am Herzen liegt. 

Dieser Markt von 300 Millionen Menschen 
wird von 16 europäischen Staaten repräsen­
tiert. Die Vertragsbedingungen, meine Damen 
und Herren, die bekannt sind, die vorliegen 
und die wir letzUim heute sanktionieren wer­
den, entsprechen nach unser·er Auff,assung der 
beiderseitigen Interessenlage. Der Irrglaube 
aber, möchte ich bei der Gelegenheit bemer­
ken, Osterre/im würde seine Maximalforde­
rungen durchsetzen können, mußte zwangs­
läufig, meine Damen unJd Herren, zur Ernüch­
terung führen. Für Osterreidl, so darf lich 
daher formulieren, ist dJie wirtschaftliche Inte­
gration eine edlte HerausfOIderung. Wir mei­
nen - und dies mit Remt -: eine Heraus­
forderurng, der nach unserer Auffassung das 
Land aber mit Zuversd'mt entgegeIllSehen kann. 

Es wurde heute im Zusammenhang mit den 
Bemerkungen seitens der Oppositionspartei 
- und hier lin erster Linie audl vor allem 
[im Zusammenhang mit den Ausführungen des 
Herrn Abgeolldneten Dr. Schleinzer - auf ~ine 
Reihe von Wirtsmaftsbereichen oder Produk­
tionszweigen verwiiesen, die im Zusammen­
hang mit diesem Vertrags abschluß IschwieI1ige 
Slituattonen vorfinden. Es würde zu weit füh· 
ren, würde ich auf die Detailfragen eingehen. 
Aber es dst verständlich, daß ich mlich mit 
wenigen Sätzen mit einem Bereim besmäftJige, 
der organisatorisch uns durchaus besonders 
nahesteht. Ich meine damit die Stahlindustrie 

"Mit der Unterzeichnung der beiden Ver­
träg.e für das Global- und das Intefiimsab­
kommen werden auch zwei Abkommen für 
den Montanberedch untel1schrieben", heißt es 
in einer Aussendung der Zeitung "Die Presse". 
Und es heißt weiter: "Die heimische Stahl­
'industrie erzeugte 1971 etwa 4 Millionen Ton­
nen Rohstahl, wovon nahezu die Hälfte wegen 
des engen Inlandsmarktes ausgeführt werden 
mußte." 50 Prozent dieses Exportes der öster­
reichischen Stahlindustrie - 50 Proz,ent des 
Exportes! - gehen dn den EWG-Raum. 

Soweit es den Stahlbereich betrifft, heißt es 
hier von fachlicher und berufener Seite - wie 
wir meinen -: Es wird "kein Feilschen mehr" 
g·eben. Es wüd harte Konkurrenzsituationen 
geben. Aber wir haben den Eindruck, daß es 
daher gut, sinnvoll und zweckmäßig war, 
daß eine sozialistdsme Bundesregierung bereit 
gewesetIl list, die Fusion der Stahlbetniebe dn 
diesem Lande in die Wege zu leiten. 

Wir haben uns nicht leiten lassen von lokal­
patriotischen Uberlegungen, wie es da Und 
dort in manchen Bereichen passiert dst, son­
dern wir haben anerkannt, daß diese Frage 
gelöst werden muß. Wir haben uns bereit 
gefunden, gerwde mit den Beschäftigten dar­
über zu reden. Wir haben uns als Organisa­
tion von AugenblicksschwierigkeitetIl nicht 
zurückhalten lassen, und die Vorbedingungen, 
die wir damit geschaffen haben, führen ja 
später einmal dazu, daß sith die österreichiIsche 
Stahlindustrlie durchaus im Raume der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinsmaft wild be­
haupten können. 

Der Herr Bundesparteiobmann Schleinzer 
meinte, auch dm Bereiche der Metallwaren· 
industrie gebe es eiIllige Schwieriigkeiten. Das 
bestreiten wir IllIimt. Fachleute sagen uns, daß 
gerade die Unternehmen in diesen Bereichen 
einiges an Smwiel1igkeiten erwarten, aber sie 
formulieren keineswegs so, daß es Mer nicht 
zu sinnvollen Lösungen kommen könnte. 

Im Bereich des Maschinenbaues helißt es: 
Die Erwartungen dm Zusammenhang mit dem 
EGW-Vertrag sind durchaus optimlistisch. So­
weit es die Erzeugung von Aluminium betrifft, 
wird festgestellt, daß keine wesentlichen Be­
fürchtungelIl gehegt wenden müssen. Der große 
und für den Konsum der Bevölkerung so be­
deutsame Bere1ich des Handel1s meint, daß es, 
langfristJig gesehen, durchaus zu einer Ver­
biUigungssituation bei den Waren kommen 
müßte. 

Wir sind keine Illusionisten, wir SJind Rea­
Listen. Wir glauben nur, daß im Zusammen­
hang mit der Preisentwicklung in den kommen­
den Monaten auch die VerantworUichen der 
österreichischen Wirtschaft und jedes einzelne 
Unternehmen ein hohes Maß an Verantwor­
tungsbewußtsein im Interesse dieses Landes 
und seiner Bevölkerung an den Tag legen 

Daher ist es für uns nicht uninteressant, müssen. 
welche Entwicklung in 'CIen nächsten Zeitab­
schnitten -in diesem Zusammenhang und in 
diesen Bereichen eintreten wird. 

Es list llIicht unsere Auffassung, die wir hJi,er 
interpretiert haben. Wir teilen nur diese Mei­
nung, weH wir durchaus bereit sind, sachliche 
Auffwssungen auch ebenso sachlich zu respek­
tieren. 

Es wäre sicherlich sinnvoll, !in fachliichen 
Detailausführungen auf eine Reihe von ande­
ren Bereidlen, wie Textilindustrie und sonstige 
Produktionszweige, einzugehen. Ich maße mir 
nicht an, fachliche Auffassungen im Hinblick 
auf die Landwirtschaft auszusprechen. Im bin 
aber durchaus der Meinung, daß die soziali­
stilsche Bundesreg!ierung alles daransetzen 
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wird, damit die Schwierigkeiten dort ge- haben und einer Erledigung zugeführt haben. 
meistert werden können. (Abg. Ha h n: Siebenprozentige Teuerung!) 

Meine Damen und Herren! Es ging heute 
in der Meinungsäußerung darum, auf diese 
Umstände zu verweisen. Ich darf daher ab­
schließend folgende Feststellung abgeben. 

WJir haben heute lin der Debatte von Ihnen, 
meine Damen UlI1d Herren, durchaus eine hef­
tige Kritik am Verhandlungsresultat erwartet. 
Wir haben aber auch erwartet, daß Sie ent­
sprechend Iden Größenordnungen des Problems 
diese Kritik 'inhaltlii:ch auf einem hohen Niveau 
vortragen. Ich muß zu manchen Erklärungen 
des Herrn Bund€lsparteiobmanns Dr. Schleinzer 
feststellen, daß diese Erwartungen leider nicht 
erfüllt werden konten. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Das können ausgerechnet Sie beurteilen!) Herr 
Generalsekretär Dr. MusSli11 Es tut mdr leid, 
daß Sie nicht meine Auffassung teilen. Das 
kann mich nicht hindern, noch einmal zu 
wiederholen, daß Wlir der Meinung sind, daß 
dieses hohe Niveau, das auch in der Kritik 
zu erwarten war, in manchen Passagen, die 
der Herr Bundespart€liobmann Dr. Schleinzer 
vorgetrag,en hat, nkht festzustellen gewesen 
üst. (Zustimmung bei der SPO.) Aber es kommt 
ja, glaube ich, nicht danauf an, Herr General­
sekretär Dr. Mussil, ob Sie oder ob ich im 
Zusammenhang mit dieser BeurteilUlIlg diese 
oder jene Feststellung treffeIl. Daß dieses hohe 
Niveau nicht erre,icht wurde, davon konnte 
sich und wird sich noch die breite Offentlich­
keit über das österreichische Fernsehen über­
zeugen können. Es ist ohne Zweifel Ihre Ange­
legenheit, me!ine Damen und Herren, wie Sie 
Oppositionspolitdk betreiben. Eines darf ich 
einigermaßen humorvoll bemerken: Wir kön­
nen Ihnen zusagen, daß wir Ihnen weder bei 
der Ber€liruigung Ihrer personellen noch Ihrer 
organisatorischen Probleme behilHich sein 
werden. 

Wir haben im Oktober 1971 - und das i'8t 
Realität - ... (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e I: Der 
LütgendorJ ist doch bei euch, nicht bei uns!) 
Ich weiß, daß das weh tutj aber bitte, wenn 
Sie mich vielleicht noch die letzte Bemerkung 
sagen lassen. Wir haben - und was jetzt 
kommt, tut Ihnen noch mehr weh - Jim Okto­
ber 1911 von der österreich!ischen Wählerschaft 
einen eindeutligen Auftrag erhalten (Beifall bei 
der SPO), UlI1d wir haben ihn, meine ich, richtig 
aufgefaßt, wenn wlir meinten, daß die öster­
reichische Bevölkerung von uns eine zielstre­
bige Lösung der großen Probleme erwartet. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Abe.r nicht be­
kommtl) 

Wir waren es und nicht Ste, die das Mehr­
wertsteuerproblem in AngI1iff genommen 

Wir waren es und IlIicht Sie, die zum Bei­
spiel die so eminent bedeutungsvolle Frage 
der Stahlfustion in Angriff genommen haben 
und auch erledigen können. (Abg. Pet e r: 
Herr Sekanina! Die Alleinregierung hat schon 
damit angefangenl - Weitere Zwischenrufe.) 

Wir waren es, meine Damen und Herren, 
die auch im sozialpolitischen Bereiche eine 
große Zahl von Aktivitäten erzeugt haben. 
Und wenn Sie noch so unruhig werden: Wir 
waren es letztlich, die im Zusammenhang mit 
dem EWG-Arrangement die entscheidenden 
Schritte setzen konnten. 

Wir sind der Meinung, es ist kein Grund 
vorhanden, einen großen Sieg zu feiern. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Bei Gott nichtl) Wtir Slind 
aber auch der Meinung - Herr Dr. Kohlrna.ier, 
und das tilSt das, was uns noch trennt, weil 
Sie sich dessen nicht bewußt sind -, es war 
ein Stieg der Realität! (Beifall bei deI SPO.) 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident Probst: Bevor ich dem nächsten 
Redner das Wort erteile, gebe ich bekannt, 
daß mir der Vorschlag zugekommen ist, ge­
mäß § 13 Geschäftsordnungsgesetz über die in 
der heutigen Sitzung eingebrachte Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Marga Hubinek und 
Genossen an den Bundesminister für Unter­
riCht und Kunst betreffend DurChführung der 
Gratisschulbuchaktion eine Debatte abzufüh­
ren. Das bedeutet, diese Anfrage als dringlich 
zu behandeln. Da dieser Dringlichkeitsantrag 
von 20 Abgeordneten unterstützt ist, ist ihm 
stattzugeben. 

Ich werde die Behandlung dieser dringlichen 
Anfrage am Schluß der Sitzung vornehmen 
lassen. 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete 
Minkowitsch. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Minkowitsdl (OVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herrenl Als mein 
uns allen als -impulsiv bekannter Vorredner 
zu Eingang seiner Erklärungen hier feststellte, 
daß er doch irgendwtie von der Sachldchkeit 
der Argumentatlion, die heute hier herrsche, 
beeindruckt sei, hat mich sofort die leise Sorge 
befallen, ob es gerade ihm auch gelingen 
würde, diese Sachldchkeit bis zum Schluß 
durchzuhalten. (Beifall bei der OVP.) Ich habe 
ihn, ehrlich gesagt, innerlich ein bißchen be­
wundert, weil er den Tonfall fast bis zum 
Schluß völlig in der Hand hatte. Bis dann das 
Stichwort doch gefiallen list: weil ja das Fern­
sehen auch eingeschaltet ist, ich habe vorher 
daran überhaupt nicht gedacht. 
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Ich möchte aber festhalten: Sachlichkeit ist i 300-Millionen-Marktes noch weniger wirt­

nicht zu verwechseln mit nur gedämpftem Ton- sdlafthlch reale Politik betreiben können, als 
fall. Und unsachlich üst es nidlt, wenn unser das bisher schon der Fall gewesen ist. 
Partei obmann das ausspridlt, was der SPO 
weh tut. (Beifall bei der OVP.) 

Er hat desgleichen mehrmals - zu Recht, 
sage ich - betont, daß die Erfolge, die in 
Osterreiich nadl dem Kliieg erzielt werden 
konnten, zu einem guten Teil auf dJie verant­
wortungsbewußte Vertretung der Arbeiter­
schaft dieses Staates zurückzuführen sind. 

Es wäre aber eine Teilwahrheit, wenn man 
nicht im gleichen Atemzug auch sagen wollte, 
daß alle Sparten der SOZlialpartnerschtaft weses 
Verantwortungsbewußtsein gepfl.egt haben. 
(Beifall bei der OVP.) Und diese Sozialpartner­
schaft - meine Damen und Herren, ich wieder­
hole etwas, was vJele von uns schon oft und 
oft gesagt haben - ist das Geheimnis ruhiger 
österreichiseher Entwicklung gewesen, und 
jeder sei gewarnt davor, der glaubt, Sozial­
partnerschaft könne man nur aLs eine Einbahn­
straße verstehen und man könne mit Mehr­
hed.tsüberlegungen gegen den Wlillen fast 
gleich Starker seine Ziele durchsetzen! 

Als mein Vorredner aber dann darauf zu 
sprechen gekommen ist, daß die OVP ja even­
tuell ihre Vorstellungen ,in Brüssel eher hätte 
durchsetzen können, hat mich das erste Mal 
die Sorge vielleddlt ednes Formulierungsfehlers 
- ich möchte noch nicht ISagen: leidlter Unsach­
lichkeit - meines Vorredners befallen. 

Wir alle, die wir hier in diesem Raume 
stehen und sitzen, wissen, daß es eben Hinder­
nisse gegeben hat, die diesem Abschluß des 
Vertrages entgegengestanden sind, die syste­
matisch in jahrelanger Arbeit eIlst haben aus 
dem Weg geräumt werden müssen, wenn ich 
nur an das Südtirolpaket und die Haltung !ta­
lliens, wenn ich an die Einstellung des Präs'i­
denten De GauUe England gegenüber denke 
und den daraus resultierenden zeitlichen Ab­
lauf eines Englandvertrages als Vorausset­
zung der Ausnahmeverträge mit den Neutra­
len in Betracht ziehe, wobei lidl die gesamten 
Uberlegungen betreffend den Osten unserer 
Heimat gar nicht er-st anst,ellen möchte. Das 
dazu. 

Mein Vorredner hat audl gesagt, daß die 
OVP sich von gewdssen wirtschaftLichen Illu­
sionen nicht trennen möchte. Meine Damen 
un.d Herren! Ich wollte, daß alle in Osterreich 
mit Wirtschaft befaßten Institutionen und 
Madltträger so Wusionslos den wlirtschaft­
lichen Realüäten \ins Auge sehen, wie das die 
OVP tut. (Beifall bei der OVP.) Unter dem 
Motto: "nicht sein kann, Wlas nicht sein darf", 
weil es dn irgendein Konzept nidlt hinein­
paßt, würd man nämlich im Rahmen eines 

Was wir wollten und nach wie vor wollen, 
ist Chancengleichheit, nicht eine Bevorzugung 
ügendeines WirtsChaftszweiges, Chancen­
gl,eddlheit, um gleich wie jeder Inhaber eines 
Arbeitsplatzes im EWG-Raum mit denselben 
Leistungen dieselben Erfolge erbringen zu 
können. 

Ich habe jetzt noch eine Bitte, geI1ade an 
die Gewerkschafter aller Fraktionen hier in 
diesem Hause. War haben heute hier einen 
Integrationspakt. Integration bedeutet doch 
endllich auch die Integration des Denkens, be­
deutet endlidl auch, daß man unter Arbeits­
platz nicht nur den Arbeitsplatz eines Arbei­
ters, sondern genauso den des Selbständigen 
zu verstehen hat und daß die Sorge darum 
jedem gledchberechtigt zugestanden werden 
muß. (Beifall bei der OVP.) 

Und jetzt muß ich - obwohl ich es selbst 
nicht gehört habe, aber von einem Kollegen 
darauf aufmerksam gemacht worden bin -
zu einer Äußerung des Herrn Abgeordneten 
Lanc Stellung nehmen, der hier gesagt hat, 
daß es eben nicht möglich wäre, die Land­
wirtschaft in Osterreich zu konservieren, ohne 
zu fragen, welchen Preis die Bevölkerung da­
für zu zahlen hätte. Ob das noch in den Rah­
men sachlicher Argumentation, wie sie dem 
heutigen Tage angemessen sein sollte, paßt, 
möchte ich zur Beurteilung anderen Gremien 
überlassen. Ich möchte nur feststellen: 
30.000 Menschen in einem Jahr ziehen aus 
den Strukturproblemen in einem fleißigen 
Berufsstand Konsequenzen. Zeigen Si,e mir 
den Berufsstand, zeigen Sie mir die Sparte in 
Osterreich, die genauso konsequent rechtzei­
tig Konsequenzen gezogen hat! 

WeiterlS: Die Arbeitsproduktivität innerhalb 
der Laoowirtschaft list in vergleimbaren Zeit­
räumen in höherem Ausmaß gewachsen, als 
das auf den industruellen Sektoren - mit ganz 
wenigen Ausnahmen nur der chemischen Indu­
strie und ellliger Spitzenindustriespezial­
zweige - überhaupt möglich gewesen ist. 
Wenn man dann sagt, hier mute man der 
österreichischen Bevölkerung einen Preis zu, 
wo wdr uns keine Gedanken machen, wie hoch 
der .sei, dann mödlte ;ich vielleicht doch, wenn 
Sie schon meinen Argumenten das Gewicht, 
auch wenn sie rimtig sänd, nicht so gerne zuer­
kennen möchten, hier jemanden zitieren, der 
doch auch für soz,ialistisdle Abgeordnete dn 
Osterreich einen gewässen Aussagewert haben 
sollte. Es ist das Präsident Sie co Mansholt. Ich 
glaube, sein größter politischer Feind kann 
ihm nicht naChsagen, daß er besondere Senti-
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mentalitäten der europäischen Bauernschaft 
geg,enüber hegen würde. Dieser Präsident 
Mansholt hat lam 28. Februar dieses Jahres 
- ,ich bin jetzt glücklich, daß ich diese Unter­
lage hier ebenfalls mit habe - einen Brief 
an den damalig·en Präsidenten der Kommission 
Malfatti geschrieben, der so inhaltsschwer i'st, 
daß man dhn mit Fug und Recht in der Welt­
öffentlichkeit als sein geistiges Testament be­
zeichnet hat. 

Eine Passage aus diesem Brief möchte ich 
doch auch vor allem dem Herrn Abgeordneten 
Lane zur K'enntnis bringen. (Abg. A. Sc h 1 a­
ger: Dem nützt es aber nichts!) Ic:h hoffe nach 
wie vor. daß diese Argumentation doch auch 
etwas unzugänglicheren Leuten etwas <sagt. 
Ich verlese nicht den ganzen Bl'ief - das 
würde zUV1iel sein -, sondern nur ein Zitat 
aus diesem Brief des Präsidenten Mansholt: 

"Geht man von der Voraussetzung aus, daß 
sich die Bevölkerungszahl der Welt nicht ver­
ändert, so scheint es möglich, zumindest theo­
retisc:h ein gewisses Gleichgewicht in der Ent­
wicklung der verschiedenen Faktoren zu hal­
ten, das notwendig ist, wenn die Menschheit 
überhaupt überleben will." 

Das sage nicht !ich, das sagt Mansholt. 

"In Idiesem Fall müssen jedoch alle folgen­
den Bedingungen erfüllt lSein." Unter Num­
mer I, an erster Stelle, steht hier: "Vorrang 
der Nahrungsmittelindustrie, indem auch in 
die Agrarerzeugnisse investiert wird, die als 
unrentabel bekannt Slind." Das sagt Mansholt. 

Meine Damen und Herren! Wissen Sie, was 
das bedeutet - ich könnte ja alle anderen 
Punkte auch noCh vorlesen -: daß man natür­
lüh bei Agrarerzeugnissen, die ihre Rentabili­
tät voll nachweisen können, umsomehr be­
daCht sein muß, daß es, wenn die Menschheit 
überleben will, da zu keiner Stagnation oder 
zu einem Abbröckeln kommt. 

Ich glaube, daß diese Antwort auf d[e An­
sichten des Abgeordneten Lanc durch Präsi­
dent Mansholt mehr auszusagen vermag, als 
ich zu diesem Punkt hätte ausführen können. 

Jetzt zu dem, was ich von meiner Seite aus 
zum heutigen Tag, zu den Verträgen und zu 
den Tagen und Monaten, di·e diesen Verträgen 
vorausgegangen sind, sagen möchte. 

Der heutige Tag äst ja ein Beweis dafür, 
daß man auch in der Politik ernten kann, 
ohne s·elbst gesät zu haben. Ich stelle das nur 
fest, um eben alle Verdienste, die sich hier 
ergeben, wieder ins richtige Lot zu bringen. 

Ich möchte hoch etwas hi.er an die Spitze 
meiner Gedanken stellen: Wenn schon die 

Regjerung auch das Glück hatte, hier ernten 
zu können, hätte sie nac:h unserer Auffassung 
eben doCh auch etwas mehr von der Last dieser 
Ernte auf die eigenen Schultern nehmen 
müssen, denn monat,elang vorher haben wir 
uns bereits bemüht - ich selbst war Delega­
tionsführer einer OVP-Delegation - bei man­
chen der hier oben sitzenden zuständigen 
Herren Bundesminister. Wir waren auch beim 
Herrn Bundeskanzler, haben rechtzeitig genug 
g·esagt, was wir uns bis zum Zeitpunkt des 
Abschluslses der Abkommen an notweiIldigen 
Begleitmaßnahmen vorstellen und haben sie 
begründet. 

Nun komme ich wieder auf etwas zurück, 
was Herr Abgeordneter Sekanina hier vorher 
behauptet hat, wo der Wahrheitsgehalt nicht 
ganz dem entspricht, wie er es dargestellt hat. 

Es ist nicht so, daß w:ir lin den letzten paar 
Tagen vor diesem heutigen Tag acht Punkte 
überreicht hätten und nachher, slagen wir, die 
Regierung das ohnedies alles schon Iselbst ge­
wußt hätte. Ich verfüge über Gedächtnisproto­
kolle und Zeugen dafür, was di·e damals von 
uns besuchten Herren Bundesminister zu ein­
zelnen Punkten, die wJr damals schon gefor­
dert hatten, g·esagt haben. Das hat sich bei 
weitem nicht mit diesem Verhandlungsergeb­
l1!is gedeckt. Ich lSage dazu: Gott sei Dank, 
daß hier die Einsicht doch, wie ich glaube, 
weitgehend den Sieg davongetragen hat, daß 
diese Einsicht h:ier Sieger gebl,ieben ist. 

Meine Partei hat von diesen acht Punkten 
siebeneinhalb Punkte erreichen können, die 
weitestgehend in unserem Sinn erledigt wor­
den sind und die uns das Mittragen dieser 
schweren Verantwortung ermöglichen. Ich 
möchte meinerseits ausdrücklich würdigen, daß 
die Fruc:ht dieses Verhandlungsergebnisses 
beiderseits konstruktive Verhandlungsweise 
geWiesen ist. (Beifall bei der OVP.) 

Was wahr ist, hiaben w.ir keinen Grund abzu­
streiten. Aber wenn etwas nicht stimmt, wer­
den wir uns, um es noch einmal zu sagen, auch 
nicht davon abhalten lassen, das auszuspre­
chen, selbst wenn einem das nachher als un­
sachlich unterschoben wenden sollte. 

Ich möchte schon Gesagtes nicht wiederho­
len, sOll/dern möchte mich vorerst auch nach 
der Wortmeldung des Herrn Handelsministers 
noch einmal darauf konzentrieren, was in dem 
offenen Teil dels Punktes 5, der das Ein- und 
Ausfuhrregime bei landwirtschaftlichen Ver­
arbeitungsprodukten betrifft, behandelt wor­
den ist. 

Das Problem des Importes haben wir ja 
weitgehend durc:h die Anpassung an das EWG­
System erledigen können. Aber gewisse Härte-
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fälle sind auch bei diesem Importsystem noch 
offengeblieben. Das haben wir ausdrücklich 
festgestellt. Es gibt einzelne Sparten, für die 
nicht abgeschöpft wird, wo vor allem bei 
Dl1ittländern und auch im eigenen Inland die 
EWG mit der vollen Erstattung dazwJschen­
fährt und wo wir Gefahr laufen, eiglene Absatz­
positionen zu verHeren. Bei diesen Härtefällen 
und belm Exportregime konnte in dieser Ver­
handlungsphase eine übereinstimmende Auf­
fassung noch nicht erzielt werden. 

Um jetzt jeder FehLinterpretation von vorn­
herein die Spitze zu nehmen: Es ist in unserem 
ersten Vorschlag gestanden: gesetzliche Rege­
lungen. Wir haben das Wort "gesetzlich" auf 
Vorschlag des Herrn Bundeslmnzlers heraus­
genommen mit der ausdrücklichen Begründung 
durCh unseren Parteiobmann, daß wir der 
Regierung den Spielraum erweitern wollen, 
aber ich erwarte nicht, daß irgendwo die 
Argumentation laut werden wird, daß damit 
auf gesetzliche Regelungen unsererseits ver­
zichtet worden wäre. Das wäre eine absolute 
Fehlinterpretation. 

Auch ich möchte noch einmal ausdrücklich 
feststellen, was auch Präsident Sallinger vor 
mir IIlIit etwas anderen Worten ,schon gesagt 
hat. Am Schluß der Verhandlungen haben der 
Herr BuooeskaJIlzler und unser Parteiobmann 
übereinstimmend festgestellt und folgendes 
mündHChe Einvernehmen erzielt: daß der Herr 
Bundeskanzler für seine Delegation nicht er­
klären w:ird, daß damit die Erstattung gefallen 
sei, und daß der Parteiobmann der Osterreichi­
sChen Volksplartei für seine Delegation niCht 
erklären wird, Idaß diese Formulierung die 
Erstattung als perfekt erscheinen laisse. Die 
Frage ist echt offengeblieben, und es wurde 
gesagt: Vertrauen gegen Vertrauen, man 
müsse auCh in diese Verhandlungspartner­
schaft ein gewisses Vertrauen setzen. Dieses 
Vertrauen setzen W1ir auch darein. Nur glilt 
diese-s Vertrauen selbstverständlliCh für alle 
Punkte dieses VertIlagesI 

Meine Damen und Herren! Je intensiver 
siCh Experten und Betroffene in der Entschei­
dungsvorbereitung weiter vertiefen können, 
desto eher - das ist unsere Uberzeugung -
wird sich die goldene Regel W1ieder einmal 
bewahrheiten, daß es ,in der Politik ein Nie­
mals niemals geben darf. 

Die Agrarsysteme einschließlich der Ver­
ankerung der landwirtschaftliChen Verarbei­
tungsprodukte in der west1iChen Welt sind 
- ich gebe das gerne zu - ungeheuer kompli­
ziert und einem Nichtfachmann kaum so er­
klärbar, daß man sich niCht entsprechender 
Vergröberungen und daJdurch bedingter Feh­
lerhaftigkeiten sdlUldig maChen würde. Aber 

diese komp1izierten Systeme haben für sich, 
daß sie leidliCh bis gut funktionieren. 

Zu den Agrarsystemen des Ostblocks möChte 
ich wirklich nicht gerne viel sagen, sondern 
nur festhalten, daß bei theoretisch optimalen 
Betriebsgrößen mit bei einer bei uns gar niCht 
vorstellbaren Staatsmacht Rußland derzeit den 
größten Getreidekauf der GesChdchte Idieser 
Erde überhJaupt tätigt. 

Es wird ja allgemein dmmer mehr erkannt 
- und ich möchte das nur wiederholen, damit 
es bei ja Illiemandem in Vergessenheit gerät-, 
daß di,e Landwirtschaft nicht nur Nahrungs­
mittelerzeuger , sondern gleichermaßen Pfleger 
der Kultur- und Erholungslandschaft ,ilst. Ich 
habe gerade vorhin Gelegenheit gehabt, die 
Ansicht des Herrn Präsidenten Mansholt zu 
diesem Punkt noch einmal sehr deutlich auch 
hier darzulegen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe am 
heutigen Tag noch eine echte Bitte an alle, 
die bereit sind, sich offenen Herzens mit Pro­
blemen zu beschäftigen: daß man endlich ein­
mal anerkennt, daß der Weltmarktpreis nicht 
mit dem Erzeugerpreis und daß der Erzeuger­
preis absolut nicht mit iden Gestehungskosten 
identisch list. 

Darf ich, da auch hier wieder die Fleisch­
situation vor einigen Wornen angezogen wor­
den ist, festhalten, daß der eng1ische Docker­
streik !dazu geführt hat, daß Intlensivhaltungen 
in Dänemark, die mit lihren fertig gemästeten 
Schweinen nicht nach Belieben warten können, 
bis der Dockerstreik zu Ende ist, sondern die 
zum Tag X ihre Schweine aus den Stallungen 
draußen haben müssen, Schweine nach Oster­
reich umgelenkt haben. Daß lin einem internen 
Erstattungssy,stem 10 bis 12 S pro Kilogramm 
Stützung diaraufgekommen sind, damit die 
Schweine überhaupt ll1ach Osterreich haben 
transportiert werden können, soll doch schlag­
artig aufzeigen, daß das mit Gestehungskosten 
und mit Preisen, die man den dänischen Bauern 
konzediert, gar nichts zu tun hat, sondern daß 
es !im Interesse einer kontinuierlidlen Produk­
tion billiger äst - allgemein gesehen -, ge­
wisse Maßnahmen zu setzen, als Produktionen 
dann, wenn man sie braucht, nicht an der Hand 
zu haben. Denn auch das sollte ein leidvolles 
Erleben sein: Es war irgendwie fast beschä­
mend, daß man sich im Sommer wodlenlang 
nach dem Einlaufen eines RJindfleischschtiffes 
umsehen mußte. Wenn wir nämlich importie­
ren müssen, stellen wir oft und oft test, daß 
die Ware, die wir braudlen, entweder nicht 
oder nur zu Preisen vorhanden ist, die für 
uns fast indiskutabel sind, oder daß die Qualli­
täten nicht entsprechen. ICh möchte jetzt Il'icht 
auf die Angelegenheit der Qualitäten einge-
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hen, weil ich dieses Haus damit nicht belasten 
möchte. Ich bin aber bereit, den zuständigen 
Herrn Ministern, falls sie es nicht wissen soll­
ten, Vorfälle, die es tin St. Marx gegeben hat, 
entsprechend mitzuteilen. 

Oder ein anderer Punkt, der mir besonders 
signifikant erscheint. Meine Damen UIJld Her­
ren! In den Gesprächen hat neben der Stärke­
regelung und neben Erstattungsbeträgen für 
andere Zweige natürlich auch der Zucker eine 
gewisse Rolle gespielt. Ich sage mit Absicht 
nur: eine geWlisse Rolle. W!issen Sie, meine 
Damen und Herren, daß sieh vom Jahre 1951 
bis einschließlich Juli 1972, ,also in 21 Jahren 
der Konsumentenpreis des Zuckers von 6,48 S 
auf 7,50 S, das heißt um 15,7 Prozent erhöht 
hat? In demselben Zeitraum haben sich die 
allgemeinen Lebenshaltungskosten um rund 
100 Prozent erhöht! Das ist eine gigantische 
Leistung, die durch Rationalisierung auf die­
sem Wirtschaftssektor möglich war, ergänzt 
durch das modernste Vertragslandwirtsehafts­
system. Die anderen europäischen Staaten 
haben das alles erst kopiert, was wlir schon 
gehabt haben. 

Ich bitte also, daß man mit dieser Proble­
mabik nicht spielt, denn was hier für die 
gesamte österreichische Verbraucherschaft ge­
leistet worden list, ist, wie ich glaube, mit 
dies-en Zahlen eindringLich bewiesen. 

Es wurde sehr oft von SPO-Seite auf den 
Schwe.izer Zuckerpreis hingewiesen. Darf lieh 
dazu 'sagen, daß der Schweizer ZuCkerpreis 
höher ist als der in Osterreich. Derzeit Hegt 
in einer großen Liste überhaupt nur der 
ZuCkerpreis in Großbritannien unter dem 
österreichischen Zuckerpreis. Ich möchte jetzt 
gar nicht über die Türkei, über Italien oder 
über die Bundesrepublik Deutschland 
sprechen, sondern nur vom Schweiz,er ZuCker­
preis, Dort hat man die MöglJichkeit, einen 
Mischpreis zu machen, weil man nur 20 Pro­
zent Eigenproduktion hat und 80 Prozent von 
dem angeblich so billigen Weltzucker impor­
tieren kann. Der Zuckerpreis liegt ,in der 
Schweiz höher als in Osterreich, wo er nur 
durch die Eigenproduktion entsprechenJd ge­
staltet werden kann. 

Und noch etwas: Ich habe als Bewerismittel 
- ich habe es nicht zum Rednerpult mitge­
nommen - in der vorigen Woche durch 
Freunde in der Schweiz ein Kilogramm Würfel­
zucker kaufen lassen. Er liegt auf meinem 
Platz. Ich werde die Konsumentenschützerin 
meiner Fraktion, di'e Kollegin Hubinek, bitten, 
daß sie sich dann dieses Pakets bemächtigt UIlld 
den sozialistischen Damen zeigt, Wli,e die Quali­
tät dieses Schweizer ZuckerlS aussrieht, der 
noch dazu teurer ist als der Zucker rin Oster-

reich. Man kann nämlich nicht nur vom Preis 
allein reden, denn die Qualität spielt, wie wir 
glauben, audl eine gewliss:e Rolle! 

Meine Damen und Herren! Die EWG hat ein 
System zur Erhaltung der Landwirtschaft im 
ridltigen Umfang in einem modernen Indu­
striestaat entwickelt. Sie hat ein Abschöp­
fungs- und Erstattungssystem mlit einer Kom­
plementärwirkung entwickelt. Ich stelle hier 
fest und sage es noch einmal: Schweden und 
F.innland haben sich ;in der vorigen Woche 
in einer Besprechung in Genf auf Experten­
ebene bereit erklärt, iihre schon vorhandenen, 
aber etwas anders funktionlierenden Systeme 
an das EWG-System insgesamt anzugleichen. 
Die Regierung der Schweiz - mein Bundes­
parteiobmann hat auch darauf hingewiesen -
hat sich der Gesetzgebung gegenüber bereit 
erklärt, ein EWG-wirkungsgleiches System zu 
entwickeln. Der Herr Bundeskanzler hat Qn 
den Besprechungen gesagt, man müsse, wenn 
anderen etwas Besseres einfällt, das doch auch 
verwerten. Wenn es der Fall ist, daß anderen 
etwas noch Besseres einfällt, werden wir glück­
lich sein, wenn das tatsäcMich auch in Oster­
reich durchgeführt werden kann. Nur eines 
wollen w.ir nicht: daß statt des eventuell noch 
Besseren gar nichts geschehen soll, um das 
herbeizuführen, was man als eine echte 
Chancengleichheit bezeichnen könnte! 

Wir haben verantwortungsbewußt, wie wlir 
glauben, von Anfang an ein selbstfinanzieren­
des System vorgeschlagen, nämlich daß die 
Ausgaben mit Iden Einnahmen limitiert sein 
sollen. Wir haben desgleichen angeregt -
und ich bin überzeugt, daß die Experten dem 
schon ziemLich große Beachtung schenken wer­
den -, daß in einer Art Beirat Milliisterien 
und Sozialparmer für die Reihung und den 
Umfang dieser in Frage kommenden Beträge 
entsprechende Lösungen vorschlagen sollen. 
Das gan2le dreht sich um einen Umfang von 
derzeit etwa 40 MdlLionen Schilling, um auch 
diese Zahlen auszusprechen, von denen man 
aber bei vorsichtiger Schätzung annehmen 
kiann, daß sie in einiger Zeit die Größenord­
nung von rund 100 Milli()(Ilen Schilling errei­
chen können. Das nicht allS Subvention, son­
dern als selbstfianzlier,endes System, um die 
Chancengleichheit herbeizuführen. 

Die Frage scheint mir tatsächlich gar nicht 
die des Ob zu sein und, wenn dch mir das 
richtig überlege, auch nicht e,inmal so sehr die 
Frage des VVie -- gerade nach der Rede des 
Gewerkschafters vor mir kall!Jl lich nach wie 
vor annehmen, daß man sidl der Bedeutung 
bewußt ist, die diese Regelung oder Nidlt­
regelung auch für viele Arbeitsplätze dlIl Oster­
reich hat -, sondern im wesentliichen eine 
Frage des VVann. Und beim Wann stehen 
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wir eben auf dem Standpunkt, daß es immer 
noch das beste ist, lieber vorzubeugen als 
nachher zu heilen, nicht erst zu warten, bis 
Negativwirkungen auftreten, sondern von 
vornherein Negatiivw1irkungen gar nicht erst 
entstehen zu lassen. (Beifall bei de.r OVP.) 

Dadurch, daß ich auf einige Vorredner Be­
zug genommen habe, habe ich. mein mir ,selbst 
gesetztes Zeitlimit etwas überzogen. Ich 
möchte deshalb nur lim Eilsmritt alle Punkte, 
die wir als OVP und Bundesregierung gemein­
sam regeln kont,en, auch von unserer Seite 
aus als ein achtenswertes ErgebnJis klassifi­
zieren. Ich freue mich zwar nicht besonders 
darüber, aber es ist doch gelungen, wenn schon 
nicht eine langfristige Verlängerung, so doch 
eine Verlängerung der Marktordnung um zwei 
Jahre herbeizuführen. Wenn es gelungen -ist, 
die QualitätsklassenveroI1Cirnung - was ja be­
sonders für die Hausfrauen in Osterreich von 
großem Interesse sein wärd - ,insbesondere 
für Obst und Gemüse und ihre Durchführbar­
keit in gemeinsamer Erklärung hier sicherzu­
stenen, wenn es g,elungen ist, die Erschwer­
nisse auf dem Englandmarkt durm eine ein­
deutige Formullierung dessen, welche Mittel 
des § 9 MOG zur Verfügung zu stellen sind, 
zu verringern, dann glaube im, daß neben den 
in Aussicht genommenen Verhandlungen 
durch Mitglieder der Bundesregierung auch 
auf diesem Sektor eine vertretbare Lösung 
herausschauen kann. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß: Es 
wird immer ein bißchen schwer, wenn man zu 
etwas Stellung nehmen soll, wo man selbst 
am Verhandlungsergebnis mitgewirkt hat. 
Kein Anlaß zu einer Jubelstimmung, natürlich 
nicht. Kein Anlaß auch zu Pessimismus, sage 
im ebenfalls. Wir gehen mutig in diesen neuen 
großen Markt hinein. Aber ich glaube doch 
behaupten zu können, daß die OVP im Laufe 
der letzten Woche mehr als ihre Pflicht als 
Oppositionspartei getan hat, und ich möchte 
der derzeitigen Regierungspartei auch für die 
Verhandlungen, die uns noch bevorstehen, 
gerne dasselbe nachsagen können. (Beifall bei 
der OVP.) 

PräSlident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Stix. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO): Herr Präsi­
dent! Hohes HaUJS! Angesichts der nunmehr 
zustande gekommenen Verträg,e hat ein be­
liebtes Fragespiel Platz gegriffen. Dieses 
Fragespiel geht schon seit eillligen Haussitzun­
gen und Lautet in etwa: "Wer war mehr für die 
EWG: die OVP, die SPO oder wir Freiheit­
lichen?" Dieses Frag,espi,el hat heute früh auch 
wieder die Gemüter erhitzt. Ich habe aber 
keineswegs die Absicht, dieses Fragespiel 

fortzusetzen, sondern ich möchte lediglich 
sagoo, daß wdr FreiheitLichen uns freuen, daß 
nunmehr der erste Schnitt zur Integration in 
den größeren Europäischen Markt gesetzt 
wurde. 

Ich wiederhole noch einmal den wesent­
lichen Standpunkt der FreiheitLichen Partei: 
Unser Ja zu den Verträgen mit den Euro­
päischen Gemeinschaften ist ein grundsätz­
liches, und daher knüpfen wir daran keinerlei 
Bedingungen. AUJs ganz demselben Grund aber 
ist Ulllsere Zustimmung auch nicht abhängig 
von der Farbe der Reg:ierung, der es gelungen 
ist, diesen Vertrag für Osterreich zu erreichen. 
Wiir hätten unser Jla in ganz der gleichen 
uneingeschränkten Weise auch einer OVP­
Regierung oder auch einer Koalitionsregierung 
zum Ausdruck gebracht. Die beiden Interims­
verträge, die Wiir heute beschließen werden, 
stellen ja nur die erste Etappe dar, und auch 
zu diesen Interumsverträgen geben wir Frei­
heitllichen unsere ZUJstimmung, weil wir es ja 
selber waren, die, seitdem diese Verhand­
lungen liefen, ständig wiederholten, daß es für 
die österreichische Wirtschaft unter Umstän­
den zu einer E:xlistenzfrage werden kann, 
etwas früher als die mit iihr konkurrierenden 
Volkswirtschaften lin den Europäischen Markt 
hineinzukommen. Wlir haben daher immer 
wieder gesagt: Nicht nur das Globalabkommen 
ist uns w.ichtig, man möge zusehen, auch ein 
Interimsabkommen zustande zu bnilllgen, und 
wir sind daher froh, daß es tatsädüich nun mit 
1. Oktober in Kraft tritt. 

Zum VertragSlinhalt ist schon cmläßlich der 
S:itzung am 25. Juli und davor vlieles g,esagt 
worden. Ich möchte hier nicht mehr Einzel­
heiiten wiederholen, die smon mehr oder 
weniger ausgebreitet wurden, sondern im 
möchte eliIlliges zu den Konsequenzen dieses 
Vertnagswerkes aussprechen. 

Was noch Iliicht lin das Bewußtsein der 
Bevölkerung gedrungen ist, ist das Zeiterfor­
dernlis, das man vielleicht am einfachsten 
dahin gehend umschreiben kann, daß nunmehr 
ein großes Umdenken beginnen muß. Wenn 
man slich Idie Zahlen des österreichischen 
Außenhandels danach ansieht, wieviel von 
diesem Außenhandel wlir b~sher mit Iden frü­
heren EWG-Staaten und mit den früheren 
EFTA-Staaten abgeWli<kelt haben, kommt man 
zu einer ganz interessanten Summe. Dann 
stellt man nämlich fest, daß lin der Ausfuhr 
66 Prozent unseres Außenhandels mit diesen 
Ländern abgewickelt wurden und in der Ein­
fuhr 75 Prozent. 

Wenn Sie in einer wJirtschaftlichen Betrach­
tungsweise versuchen, aus diesen Zahlen und. 
dem Beg;inn der Integration einen Schluß zu 
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ziehen, :dann heißt dieser Schluß: Aus zwei 
DrJttel bis drei Vliertel uiliseres Außenhandels 
wüd in Zukunft in Wahrheit ein Binnen­
handel. Es fallen die Hailldelshemmnisse weg, 
es fallen die Zölle weg, und durch die Ein­
führung des Mehrwertsteuersystems ist ein 
neutraler Ubergang in umsatzst,euerlidler Be­
lastung sichergestellt. Das heißt also, von drei 
Vliertel beziehungsweise zwei Dr.ittel unseres 
Außenhandels bleibt nur mehr der Papier­
krieg übnig. Wirtschaftlim betrachtet wird 
dieser große Teil unseres bisherigen Außen­
handels zu einem BiIllIlenhandel. 

Den Vvorten, dJieHerr Präsident Sallinger 
ausgesprochen hat - er bramte sie, wenn im 
mich richtig erinnere, am Schluß seiner Aus­
führungen -, die lauteten: "Neuen Maß­
stäben mit n:euen Initiativen begegnen", messe 
ich durchaus diese gleiche Bedeutung bei. 

Das große Umdenken, das nun bei der öster­
reichischen Bevölkerung und speZ'iell bei den 
in der Wirtsmaft Tätigen Platz greifen muß, 
wird immer wieder lin die Frage zu münden 
haben: Paßt meine Leistung in diesen Markt 
der 300 Millionen Menschen, paßt meine Pro­
duktion in diesen Markt der 300, paßt mein 
Standort, passen meine Eo.nkaufsgewohnheiten 
und Usancen in diesen Markt hinein? 

Dabei kann man gar nimt oft genug betonen, 
daß die EntWficklung erst am Beginn steht. Es 
,ist eine Entwoicklung, deren Phasen vorge­
zeichnet sind. Das Interimsabkommen ,ist ge­
wissermaßen ein Startschuß mit Vorsprung. 
Den Hauptstart stellt dann das Globalabkom­
men dar, und in d~esem Globalabkommen 
spielt schon wü,eder die Evolutionsklausel eine 
Rolle. Sie spielt eine Rolle in Richtung auf 
eine We:iterentwicklung, die ja nur eline wei­
tere Integration sein kann über das hinaus, 
was heute im Globalabkommen fixiert ist. 

Aber nun zurück zum Interimsabkommen, 
das uns heute speziell beschäftigt. 

Aum dieses Interimsabkommen enthält eine 
Evolutionsklausel, freilich spe~ieller Natur. 
Ich meine jene Formulierung, die im Artikel 12 
bezüglich der Landwirtschaft enthalten ist. 
Dort ist die Absicht deklal1iert, trotz der be­
dauerlichen Tatsame, daß die Landwirtschaft 
ausgeklammert bleibt, sowohl aus dem In­
terims- wie aus dem Globalabkommen zu 
agrarpoli1Jisch einvernehmlkhen Lösungen zu 
gelangen, die diesem unerfreulkhen Zustand 
ein Ende bere/iten beziehungsweise ihn mil-. 
dem sollen. 

Damit ist das Kapitel Landwirtsmaft zur 
Debatte gestellt. Ich Wiiederhole, daß es nie­
mrund mehr als wir FreiheitHCh·en betrüblich 
findet, daß die Landwirtschaft mit einer Wert­
schöpfung am ölsterreichischen Bruttonational-

produkt von timmerhin 25 Milliarden Schilling 
aus dem großen Markt ausgesperrt bleibt. Es 
ist auch nur ein schwacher Trost, daß durch 
gesonderte Vereinbarungen etwa Verbesse­
rungen bezügllim der autonomen Änderung 
der R,indermarktordnung bei der EWG und 
eine Aufstockung des Kontingents für 
Schlachtrinder erreicht werden kOIl'llten. Das 
alles sind nur sehr bescheidene TrOlStpflaster. 

Es eist weiters schlimm, daß die gesamte 
Milchwirtschaft heraußen bleibt, daß die Ver­
arbeitungsprodukt,e zu einem Teil ausge­
schlossen bleiben. Das alles muß vor dem 
Hintergrund gesehen werden, daß sdch die 
ÖlSterreich>ische Landwirtschaft ohnedjes in 
einer schwierigen Situation befindet. Es wird 
einiges Grundleg,endes dazu zu sagen sein, 
aber tich mömte zuvor noch einmal auf diese 
Mini-Evolutionsklausel des Artikels 12 des 
Intenimsabkommens zurückkommen und den 
Appell an die Bundesregi,erung richten, die 
dort verankerte Absimtserklärung bezüglich 
weiterer Einigungen auf dem landwirtschaft­
lich,en Sektor auszunützen, und zwar ,im Hin­
blick auf den Termin 1. Februar 1973, zu dem 
die Gef/ahr besteht, daß wir mit unseren Milch­
produkten aus dem wichtigen engl/ischen 
Markt herausfliegen. Es list also nom Zeit. 
Obwohl das Interimsabkommen schon am 
nächsten Monatsersten in Kraft tritt, ist noch 
Zeit, diesen Artikel 12 des Inter,imsabkommens 
zu einer Basis für weitere Verhandlungen zu 
machen, die nach Möglichkeit bis zum 1. Fe­
bruar des Jahres 1973 zu entspremenden Er­
folgen führen sollten. 

Nun zu den landwirtschaftllichen Verarbei­
tungsprodukten. Die Wettbewerbsfähiigkeit 
jener österreichtischen Industrie, die landwirt­
schaftliche Produkt,e verarbeit.et, list nicht ge­
geben, vor allem nicht im Hlinbllick auf den 
Abschöpfungs- und El1stattungsmechanismus, 
den die EWG praktiz:iert. Weil wir dal1in eine 
große Gefahr für die Zukunft der österrei­
chlischeill Nahrungsmittelindustrie und zum 
Teil auch der chemischen Industrie erblicken, 
lege ich namens meiner Fraktion elinen Ent­
schließungsantrag vor und erlaube mir, diesen 
E n t s chI i e ß u n g san t rag der Abgeord­
neten Dr. Stix und Genossen hiermit zur 
Kenntnis zu bringen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
spätestens bis zum InkrafUreten des Global­
abkommens mit der EWG dem Nationalrat 
Regierungsvorlagen zuzuleiten, welche die 
Wettbewerbsgleichheit für landwlirtschaft­
liche Verarbeitungsprodukte im Hinblick auf 
den von der EWG gehandhabten Mechanis­
mus von Absmöpfungen und Erstattungen 
herstellen sollen. 
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Soweit der Wortlaut unseres EntsdlLie-j minister? Er sagte: Weil ich die Ermächtigung 
ßungsantrages, und idl lade die Damen und der BundesregTierung nicht habe, kann lich nicht 
Herren Abgeordneten der beiden anderen über Erstattung sprechenl Aber wenn man 
Plarteien ein, diesem Entsdltießunglsantrag ihre alles, was er in dieser Frage sachlich gestern, 
Zustimmung zu geben. ;in früheren Tagen und heute dazu geäußert 

D· B .' d I' t' f" lle ,...1'l'e m'it ,...1 er hat, zusammenfaßt, kann man nur den Schluß le egrun ung leg Ja ur a ,IUI 1U...1, 'h E .. ..;t.. '" 
M t ' t t 'd f d Hand' Es soll Ularaus z,le ,en: r mOUlte, aber Krelsky laßt 

a ,ene ver rau sm ,au er . 'h 'chtl E 't h b h 1'...J.. d ß' d' 'd' , t ch ft l.'t'..;t.. Maßnahme!l n nl , s IS se r eac t lUl, a Im leser mIt leser wur s a spo 1 Iscuen ,.., . 
sichergestellt werden, daß die von der Teil- d?ch ~o ~~:h~n. Wl!tschaft:?l~tlsc::e~ ~rage 
nahme an der europäischen Integration be- heIn leb deu 11 e. 1~I~u~gsverRs r~e en el ,lnner­
dauerlicherweise vorerst ausgeschlossene a ~er .s~ZIa IstllSUlen eglerung sIchtbar 
Landwirtschaft zumindest vor einer Diskrimi- gewor en IS . 
nierung ihrer Verarbeitungsprodukte bewahrt Es bleibt also, den Herrn Bundesminister 
wird, denn es kiaJIln IlIicht verantwortet weDden, Dr. Stariibacher aufzufordern, er möge aus 
eine Verschlechterung der Einkommenslage rin seiner eigenen Einschätzung der wirtschafts­
der Landwirtschaft nur als Folge wiirtschafts- politischen Notwendigkeiten doch auch die 
poNtischer Fahrlässigkeit eintreten zu lassen, praktischen Konsequenzen ziehen, und diese 

Ich möchte eililiige weitere Erläuterungen 
dazu geben. Es jist hier die Frage aufgeworfen, 
welche Zukunftsbedeutung Wlir der einheimi­
schen Nahrungsmittelindustrie überhaupt zu­
billigen. Niemand anderer abs der Herr Bun­
desminister Dr. StaIlibacher hat gestern im 
Integrationsausschuß das Zukunfts bild der 
Nahrungsmittelindustrtie in eimer Weise ge­
malt, die sich völLig mit dem deckt, wie W\ir 
Freiheitlichen es sehen. Er sagte inetwa - ich 
kann ihn gern Zlibieren, weil das gleichzeitig 
unsere eJigene Meinung zum Ausdruck 
bringt -, daß das wirtschaftliche Schlicksal der 
Agrarproduktion in Zukunft immer mehr von 
der Verarbeitung der landwIirtschaftlichen 
Produkte abhängen wird und >daß man es 
angesichts der EntWlicklung auch lin techno­
logischer Hinsicht und im Hinblick auf die 
Mass.enproduktion einfach nicht verantworten 
kann, die verarbeitende Industrie auf den 
Inlandsmarkt zu begrenzen: Sie muß expor­
tieren. Das waren die Worte des Herrn 
Bundesministers Dr. Staribacher gestern im 
Integrationsaussmuß. Aus all dem klann man 
dom nur folgern, daß es notwendig ist, für 
diese IndustI1ie, der man Zukunftschancen 
zubmigt, auch im Interesse der Landwirtschaft 
die Wettbewerbsgleidlheit zu fordern. 

Diese praktische Konsequenz hat der Herr 
Bundesminister allerdings nidIt gezogen. Ich 
habe ihm gestern sehr genau zugehört, und 
ich hatte gestern schon den Eindruck, der 
heute auf offener Bühne ja sehr dramatisch 
bestätigt wurde. Gestern sagte der Herr Bun­
desminister im Ausschuß: Kreisky will es 
nicht, daß eine Erstattungsregelung Platz 
greift, daher besteht keine Veranlassung für 
mich, den Bundesmiruister, diese Frage zu er­
örternl Aber alles, was er dann sagte, mußte 
}eden, der mitgedacht hat, zu dem Schluß 
bringen: Wir braudlen doch eine Art Erstat­
tungsr·egelung, Und heute klang glanz das­
selbe durch. Was sagte denn der Herr Bundes-

liegen auf der Linie des Entschließungsantra­
ges, den ich mir namens meiner Fnaktion ein­
zubringen erlaubt habe. 

Das Kapitel Larudwirtsmaft kann aber nicht 
abgeschlossen werden, ohne auf ein grund­
legendes Faktum einzugehen, Ich meine das 
große Versäumnis, das der gesamten öster­
reichischen Agrarpolitik anzulasten ist, und 
zwar nicht erst seit der Alleinregrierung, die in 
dieser Hmsidlt bis jetzt überhaupt keine Ver­
besserung, keinen Fortschliitt gebradlt hat, 
sondern auch allen früheren Regierungen bis 
weit hinein in die Zeit der großen KoaLition. 
Das große Versäumnis liegt darin, daß das 
östermichische Agrarmarktsystem überhaupt 
nicht für eine Binfügung der Landwirtschaft in 
die EuropäJische Whtschaftsgemeinschaft taugt. 
Man hätte es längst so abämdern müssen, daß 
di'e administrativ,en, tedmischen und methodi­
schen Voraussetzungen vorliegen, die es er­
lauben, die österr€lichische Landwirtschaft ;in 
die EWG einzuführen. 

Daß dieser Vorwurf von mir keine leere 
Behauptung darstellt, möchte ich durch das 
Zitat von Experten belegen. Bereits im Jahre 
1966 wurde diese Expert,enmeinung veröffent­
licht. Es gibt ein Buch: "EWG und die Folgen", 
erschienen im Molden-Verlag. Sie können dort 
auf Seite 114 lesen: "Die Bewirtschaftungs-, 
Lenkungs- umd Preisvorschr:iften der österrei­
chischen Marktordnung sind mit den Bestim­
mungen des Vertrages nicht vereinbar ... " 
Ich Zlitiere weiter: "Milchwlirtsdlaftsfonds, 
Getreideausgleidlsfonds, Viehverkehnsfonds 
können lin ihrer Funktion als Lenkungsinstru­
mente nicht beibehalten werden ... " 

Meine Damen urud Herren! Das ist eine 
Expertenmeinung, die vor mehr als sems 
Jahren veröffentltidlt wurde. Pikanterweise 
wurden aber gerade diese ,inkriminierten 
Marktordnungsgesetze iimmer wieder und 
immer wieder verlängert, und es waren gerade 
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diejenigen, die auf ihrer Verlängerung be-' spiel von Maschinen zulassen. Eine solche 
standen, die eigentlich hätt-en wissen müssen, EWG-Eröffnungsbilanz wäre zugleidl ein 
daß wir ja ein ganz anderes Marktordnungs- widltiger Sdlutz davor, daß Scheingewinne 
system braudlen, wenn wir wirklich die öster- einer immer progressiveren Besteuerung un­
reidlische Landw.irtschaft 'in die EWG hinein- terworfen werden. 
br.ingen wollen. (Abg. Dr. Sc h lei n zer: 
Davon verstehen Sie ja viel zuwenig, Herr 
Collega!) Verzeihung. Wenn lieh nicht genug 
verstehe, daIl!Il bin ich gerne bereit, die Argu­
mente, die das widerlegen, anzuhören. (Abg. 
Dr. Sc h 1 ein zer: Gerne!) Aber kh nehme 
nur Argumente entgegen und nicht die viel­
leidlt sehr von oben herab gesprochene Mei­
nung, idl verstünde nichts davon. (Zwischen­
rute bei der avp.) 

Die FOIderung der Experten und die Forde­
rung von uns Freiheitlidlen heißt, so rasch 
wie möglich weIlligstens jetzt damit beginnen, 
die österrekhtische Agrarpolitik so umzukrem­
peln, daß man wegkommt von dem bisherigen 
System und auch in Osterreich ,autonom - ich 
betone: autonom - die Grundzüge des Markt­
ardnungssystems der EWG übernimmt. Das 
wäre die beste Maßnahme, um die Zeit zu 
nützen, die jetzt verstreicht, weil die öster­
reichische LanJdwlirtschaft noch aus der EWG 
ausgesperrt wUI1de, und es wäre zugleich die 
aUerwichtigste Vorbereitung für eine spätere 
Integration auch der Landwirtsdlaft in den 
großen Europäischen Markt. Denn diese Inte­
gr ation der österreichischen Landwdrtschaft in 
den Europäischen Markt muß kommen. Soweit 
zum betrüblichen Kapitel der agrarpoJ;itischen 
Versäumnisse. 

Ganz allgemein muß nunmehr für die Wirt­
scbaftspolHik die Maxime lauten, daß für die 
große Anpa,ssung an den Markt der 300 Mil­
lionen gerüstet werden muß. Es müssen die 
Hemmnisse beseitigt wel1den, die einer solchen 
Anpassung unserer Wirtschaft entgegen­
stehen, es müssen Möglichkeiten eröffnet 
werden, und es muß die Um orientierung ge­
fördert werden. 

Ich darf mich hier nur auf jene drei wich­
tigsten Punkte beschränken, die wir Freiheit­
lichen glauben, zu dieser Debatte beisteuern 
zu sollen. 

Es handelt sich um die Fonderung nadl einer 
EWG-ErÖffnungsbilanz. Mein Fraktionskollege 
Dr. Broesigke hat darüber ausführlich berich­
tet. Die EWG-Eröffnungsbilanz soll klarstellen 
und ermögLich,en, daß nicht mit den unreaListi­
schen und durch die laufende Inflation in­
zwischen entwerteten Buchwerten weiterge­
rechnet und weitergearbeitet werden muß, 
sondern daß man zu realistischen Werten 
kommt, daß man zu neuen Ansätzen kommt, 
die Abschreibungen zulassen, die dann inetwa 
eine reaHsbisdle Wiederbeschaffung zum Bei-

Der zweite Hauptpunkt, der uns Freiheit­
ltichen am Herzen l,iegt, ist die Finanzierung 
der Umstellung. Es list dazu sehr viel gesagt 
wonden. Audl Herr Bundesminister Androsdl 
hat in seiner heutigen Rede einige interessant-e 
Punkte in diesem Zusammenhang gebradlt. 
Hier werden wJr allerdings sehr darauf achten, 
daß es nidlt durch Zusammenlegung von 
Fonds oder durdl Gründung neuer Fonds ein­
fadl bei administrativen organisatodschen 
Maßnahmen bleibt, sondern wir werden sehen, 
ob dahinter Substanz steht. Die Substanz wioo 
etwa heißen: Gibt es überhaupt genügend 
Budgetmittel für die Zinszuschüsse, die saldle 
Fonds ja bekanntlridl gewähren? 

Der dritte Punkt, den die Freiheitliche Partei 
für wichtig hält, bezieht sich auf die Förderung 
der Erschließung neuer Märkte im AusLand. 
Unsere noch viel zu sehr mit dem BLick auf 
das Inland arbeitende Wirtschaft, vor allem 
:im kleineren und mittleren Bereich, muß so 
rasch wie möglich in die Lage versetzt werden, 
das große Umdenken zu beginnen; das heißt, 
die Nachbarstaaten wirtsdlaftlidl nicht als 
Ausland, sondern wirtschaftlidl als -einen 
Binnenmarkt zu betnachten. Es braucht dafür 
eine Marketing-Hilfe, es braudlt dafür eine 
Förderung zur Erschldeßung neuer Märkte. 

Ich möchte heute nicht auf die Probleme der 
Branchen eingehen. Das wünde hier beim 
Interimsabkommen zu weit führen. Nur eine 
einzige Branche sei mir erlaubt zu erwähnen, 
weil es diese besonders schwer hat, das fist die 
Papierindustrrie. 

Die Papierindustrie stellt immerhin ein 
Zwanzigstel der gesamtösterreichischen Aus­
fuhr. Auf ihre eigene Produktion berechnet, 
exportiert sie die Hälfte ,ihrer Erzeugnisse. 
Und mit rund 17.000 Beschäftigten stellt sie 
audl ein erhebliches Maß an interessamten 
und wichtigen Arbeitsplätzen. Diese Papier­
industrie ist durch die verlängerte Ubergangs­
zeit diskriminiert, sie list von ihren Haupt­
exportmärkten, von ihren Hauptabsatzgebie­
ten ausg,eschlossen, sie ist zugleich betroffen 
von einer weltweiten Uberkapazität und sie 
sieht sich gewaltigen Problemen lim Zusam­
menhang mit der FinanZ'ierung von Umwelt­
schutzmaßnahmen gegenüber. Hier .j,st eine 
gezielte Strukturhilfte erforderlich und geredlt­
fertigt. Wir Freiheitlidlen würden es be­
grüßen, wenn es bald zu bI1auchbar,en Kon­
zepten kommt. 
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Abschließend erlauben Sie mir, einen hier 

schon erwähnten allgemeinen Gesichtspunkt 
hereinzubrlingen, der aber, wie ebenfalls mein 
Vorredner sagte, gar nicht oft genug wieder­
holt werden kann. Es handelt sich um die 
immer mehr um sich greif.ende Geldwertver­
schlechterung. Wir müssen uns klar sein - ich 
habe jetzt nicht die Absicht, hier große 
währungspolIitische Äußerungen zu verSUdle!Il, 
sondern lieh möchte lediglich den Zusammen­
hang mit dem Start zur europäischen Inte­
gration herstellen -, daß eine rapide Geld­
wertverschlechterung in Osterreich zugleich 
di.e Wettbewerbsfähigkeit der gesamten öster­
reichJischen Wirtschaft gellade am Vorabend 
der großen Integration verschlechtert. Wenn 
diese Entwicklung der Geldwertverdünnung ,in 
Osterreich weiter fortschreitet, werden wir 
bald nicht mehr im Mittelfeld stehen, sondern 
dann werden wir bald voranmarschieren in 
Europa. Und dann wird es sehr wohl eine 
Frage der Wettbewerbsfähigkedt sein, wie 
hoch das Preis- und Kostenniveau lin Oster­
reich ist. Daß nämlich die Europäische Ge­
meinschaft ihrerseits sehr wohl das Problem 
erkannt hat und willens ist, Maßnahmen zu 
ergreHen, bewies der gestrige Beschluß der 
EWG-Außen- und -Finanzminister in Rom. 
Bekanntlich wurde dort die Schaffung eines 
europäischen Währungsfonds beschlossen. 
Gleichzeitig aber erklärten die EWG-Außen­
minister und -Finanzminister ihre Absicht 
- jch zitiere aus der Presse -, umgehend ein 
Aktionsprogramm gegen die fortschreitende 
Geldentwertung einzuleiten. Es wurde bereits 
über erste konkrete Schritte gersprochen. 

Das ist ein Warnzeichen! Dieses Signal soll­
ten wir beachten. Auch bei uns ist es aller­
höchste Zeit, die Inflation zu stoppen, gerade 
auch lim Hinbllick auf die Integration. Eine 
Geldwertverschlechterung würde eine Wett­
bewerbsverschlechterung sondergleidlen für 
Osterreich bedeuten. 

Ich möchte daher meine Ausführungen mit 
dem Appell schlrießen, den Beginn der Inte­
gration auch zu einem Beginn für eine ener­
gische Sbabilitätspolitik zu machen. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Probst: Der von den Abgeordne­
ten Dr. Stix und Genossen eingebrachte Ent­
schließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht somit auch zur Verhandlung. 

dringlichen Anfrage der OVP vorläufig zur 
vodiegenden Tagesordnung keine weiteren 
Redner stellen wird, da wir grundsätzlich an 
einer ausgiebigen BehandlU!Ilg der dringlichen 
OVP-Anfrage ~nteressiert sind. 

Dieses Anbot, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ist unser.er Meinung aber nur 
dann sännvoll und zweckmäßig, wenn sich 
auch die beiden anderen FraktJionen des 
Hohen Hauses dazu bereit erklären können 
und die Rednerlirste nicht über Gebühr ver­
längern. Ich möchte betonen: Wir wollen die 
Diskussion in keiner Weise abschneiden, Wiir 
sind nur der Meinung, daß dann, wenn dieses 
unser Anbot abgeschlagen wird, auch von uns 
ebenfalls weitere Redner gestellt werden 
müssen. (DeI PI ä s i den t übernimmt wiede,r 
die VeIhandlungsleitung.) 

Hohes Haus! Bevor ich mich mit Iden vor~ 
liegenden Abkommen mit der EWG beschäf­
tige, möchte lich für meine Person eline Klar­
stellung zu einer APA-Meldung treffen, die 
gestern abend audl vom ORF übernommen 
und ausgestrahlt wurde und die unrichtig ist. 
(Abg. Li ba 1: Wie so vieles!) 

Es wurde mitgeteilt, daß ich offenbar aus 
Protest Iden Integnationsausschuß vorzeitig 
verlassen hätte. Dies ~st unrichtig. Richtig ist, 
daß ich im Einvernehmen mit meiner Fraktion 
an den Beratungen des Integrations aus­
sdmsses von 9 Uhr bis etwa 10 Uhr 20 teil­
genommen habe. Da um 10 Uhr im Budgetsaal 
bereits der Finanz- und Budgetausschuß seine 
Arbeit begann und da dort Agrarfragen be­
handelt wurden, wurde ich von meiner Fnak­
Non zu diesen Beratungen gerufen. Ich bin 
also vom Integrationsausschuß sofort zu den 
Beratungen des Finanzausschusses gegangen. 

Ich hoffe, daß diese Angelegenheit nun end­
gültig klargestellt list, und iidl bedaure, daß 
diese unrichtige Meldung veröffentlidlt wurde, 
obwohl mein Klubobmann Gratz dem APA­
Redakteur den Sachverhalt dargelegt hiat. 

Hohes Haus! Wenn w.ir heute die beiden 
Regierungsvorlagen 441 der Beilagen: Inte­
l'imsabkommen zwischen der Republik Oster­
reim und der Europäismen W:irtschaftsge­
meinsdlaft, unJd 442 der Beilagen: Interims­
abkommen zwischen der Republik Osterreich 
und den Mitgliedstaaten der Europäismen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, beraten, so 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord- ist es, wie ich meine, notwendig, daß man sich 
nete Pfeifer. Er hat das Wort. an die Plenardebatte vom 25. Juli 1972 er­

innert. In dieser Hausdebatte anläßbich der 
Abgeordneter Pfeifer (SPO): Herr Präsident! Unterzeichnung der Verträge mit den Euro­

Hohes Haus! Im Auftrage meines Klubob- päischen Gemeinschaften wurde Ubereinstim­
mannes Gratz möchte ich Ihnen, meine sehr mung darüber erzielt, daß mtit Inkrafttreten 
geehrten Damen und Herren, mitteilen, daß des Interjmsabkommens zwischen Osterreich 
meine Fraktion auf Grund der eingebrachten und der Europäischen Gemeinschaft zum 
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Schutz unserer Wirtschaft Begleitmaßnahmen 
der Bundesregrl.erung für die österreichische 
Wirtsmaft getroffen werden müssen. Die 
Bundesregierung leitete daher ehestmöglich 
Gespräche über dtiese notwendigen Begleit­
maßnahmen mit den zuständigen Interessen­
vertretungen ein. Dies-e Gespräme führten zu 
einem einvernehmlichen Ergebnis. Die beiden 
großen Parteien dieses Hohen Hauses einigten 
sich auf einen KJatalog von notwendigen Be­
gleitrnaßnahmen. 

Di-e große Oppositionspartei Idieses Hauses, 
die OVP, hatte schon bei der Hausdebatte am 
25. Juli kritism vermerkt, daß ihrer Meinung 
zufolge bei den Verhandlungen in Brüssel 
zuwenig erreicht wurde, daß mehr drinnen 
gewesen wäre, daß das Ergebnis sehr dürfbig 
sei und - so konnte man von s-eiten der OVP 
immer wieder hören - daß nicht ein Maxi­
mum, sondern eher, wie man meinte, ein 
Minimum für Osterreich erreicht wuroe. Ihre 
Taktik Wlar schon damals klar durchschaubar, 
Ihre Argumente lauteten vor allen Dingen 
aum dn den Ausschüssen, lim Integrations­
aussmuß: der Vertragsinhalt sei zu gering, 
der Vertrag sei fast schlecht, die Regierung 
- das wird ja von Ihnen immer wieder be­
tont - habe nicht alle Chancen genützt, 
obwohl Sie sich selbst, meine Damen und 
Herren von der OVP, längst im klaren dar­
über sind, daß Sie, dürften Sie von der Mehr­
hedt der Bevölkerung laus regieren, wenn 
überhaupt -einen Vertrag zustande gebracht 
hätten, so sicherlich weniger, auf keinen Fall 
aber mehr als unsere Verhandler aus Brüssel 
nach Wien gebracht hätten. 

Jeder Realist weiß längst, daß bei diesen 
Verhandlung-en die Europäisme Gemeinschaft 
auf dem längeren Hebelarm saß und daß sie 
sich dieser Position selbstverständlich sehr 
wohl bewußt war. Eine Alle,s-oder-Nichts­
Verhandlungsmethode konnte für uns Sozia­
listen nicht zielführend sein. Die Vergangen­
heit hat dies ja auch klar bewiesen. 

Uns-ere Bundesregierung hat die einzig rich­
tige Taktik gewählt, nämlich wie das unser 
Integrationsminister einmal im Ausschuß ge­
nannt hat: die Taktik der mühseligen baus end 
kleinen Schritte, und diese hat unserer Auf­
fassung zufolge auch zum Erfolg geführt. 

Uns Soziallisten war von Anfang an klar, 
daß auf Grund unserer bei der Europäischen 
Gemeinschaft vorgefundenen Verhantdlungs­
position nichts SpektakuläretS zu erwarten war. 
Für alle jene, die die österreichische Aus­
giangsposition bei den Verhandlungen spek­
takulär überschätzen, war klar, daß Slie plötz­
lich und sehr jäh eine Enttäuschung erleben 
mußten, die sie auf die harte Wirkllichkeit 
zurückbrachte. 

Wenn man heute den Argumenten der OVP­
Redner folgt, kann man die große Oppositions­
taktik aus der Sitzung des 25. Juli in Neu­
auflage sehr leicht wiedererkennen. Gerade lin 
den Ausschüssen ist das so richtig prägnant 
zutage getr,eten. Ich bin ehrlich genug zu 
betonen, daß es in !der heutigen Hausdebatte 
n~cht so offensidltlich vorgetragen wurde wie 
im Integrationsausschuß. 

Heute ist es nicht nur der lin Rede stehende 
Vertrag, sondern es sind auch die mit der 
OVP !einvernehmlich getroffenen Begleitmaß­
nahmen, die, wie wir bereits gestern im 
Integrationsausschuß von Rednern der großen 
Oppositionspartei hören konnten, als klein­
karierte Begleitmaßnahmen bezeichnet wer­
den. 

Sie habelll ferner gemeint, daß für viele 
Berufsgruppen - so hörten wir es gestern im 
Integrationsausschuß - eine HiUestelIung 
dringend notwendig ist, und forderten e:ine 
libenalere Haltung der Bundesregierung. 

Sie deponierten ferner, daß es in Osterreich 
um Tausende Arbeitsplätze gehe. Ihnen, meine 
Damen und Herren von der OVP, möchte !ich 
von dieser Stelle aus sagen, daß wir Soziali­
sten und daß unsere Bundesregierung die 
österreichJische Wirtsdlaft, ihr'e Probleme und 
Sorgen sehr genau kennen und alles tun und 
vorkehren, um aus Osterreich einen modernen 
Industriestaat zu machen, in dem unsere 
Staatsbürger e\in Leben in dem gemeinsam 
lerarbeiteten Wohlstand in Freiheit und Demo­
kr/atie leben und gestalten können. 

Gerade welil wir die gesamtwirtschaftliiche 
Situation kennen, Hohes Haus, aus der Sorge 
und aus der Verantwortung, die wir für die 
österreichische Wirtschaft und für die Erhal­
tung der Arbeitsplätze trag-en, sind wir Sozia­
llisten der MeinUrrlg, daß dem vorliegenden 
Vertragswerk, dem größten nach Abschluß des 
Staatsvertrags, eine ganz große Bedeutung 
zukommt. Von einer zuwenig liberalen Hal­
tung unserer Regierung und von kleinkarier­
t-en Begleitmaßnahmen kann überhaupt keine 
Rede sein! 

Hohes Haus! Lassen Sie mich nun mit dem 
äußer'st schw;ierigen Problem meines Berufs­
standes, der österreichdschen Landwirtschaft, 
befassen. 

Die österreich:ische Landwirtschaft ist im 
InteI1imsabkommen leider nicht enthalten. All 
jene, die seit Jahren die Verhandlungen mit 
der Gemeinschaft beobachten, mußten erken­
nen, daß die Europäische Gemeinsdlaft, immer 
klar und bestimmt und für jedermann erkenn­
bar, die österreichiische Landwirt/schaft aus 
vielen Gründen nicht in das InteIiimsabkom­
men aufnehmen wird. 
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Es ist Jedodl unserer Verhandlungsdelega­
tion gelungen, im Artikel 12 des vorliegeooen 
Intel1imsabkommens den nachstehenden Text 
zu vereinbaren und in den Vertrag aufzu­
nehmen. Ich zitiere mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten den Artikel 12 des Vertrages 
wörtlich: 

"Die Vertragsparteien erklären sidl bereit, 
unter Berück1sichtigung ihrer jeweHigen Agrar­
politik die harmonJische Entwicklung des Han­
dels mit landWirtschaftlichen Erzeugnissen, auf 
die dieses Abkommen keine Anwendung fin­
det, zu fördern. 

Auf dem Gebiet des Veterunärwesens und 
des Gesundheits- und Pflanzenschutzes wen­
den die Vertragsparteien ihre Regelungen in 
Il!ichtdiskriminier,ender Weise an und treffen 
k~ine neuen Maßnahmen. die den Warenver­
kehr unangemessen behindern. 

Die Vertragsparteien prüfen nach Artikel 27 
die Schwierigkeiten, die im Handel mit Land­
wirtschaft1:ichen Erzeugnissen auftr·eten könn­
ten, und bemühen sich um Lösungen für diese 
SchwieIligkeiten ... 

Hohes Hausl Außerdem konnte eine ver­
nünftige Abschöpfungsregelung erreicht wer­
den. Sie alle wissen, daß gerade audl bei den 
Verhandlungen über das Problem Landwirt­
schaft es sicher die Taktik der mühseligen 
kleinen Schr.itte war. Sie wlissen, daß auch der 
Zuchtriruderexport von 20.000 auf 30.000 Stück 
erhöht werden konnte. Wir sind also der 
Meinung, daß man ohneweiters doch von 
kleinen Erfolgen sprechen kann. 

Hohes Haus! Ich mödlte mich jetzt mit den 
Begleitmaßnahmen, die einvernehmlich mit 
der OVP geregelt wunden und die die Land­
wirtschaft betreffen, befassen. Wir hören 
- trotz der gemeinsam vereinbarten Begleit­
maßnahmen - von der OVP, daß diese Be­
gleitmaßnahmen - wie das auch gestern von 
elinem OVP-Redner im Integrationsausschuß 
betont wurde - eine Minilösung darstellen 
und daß wir wegen einiger Dutzend Millionen 
Schillring Schwierigkceiten machen. 

wurde die Ausglekhsabgabengesetznovelle. 
die zwischen den betroffenen Bundesministern 
und den Interessensvertretern verhandelt 
wurde, in den Nationalrat eingebracht und 
wird gleichzeitig mit dem Interimsabkommen 
behandelt werden. 

Was die durch dieses Importregime nicht 
abgedeckten Härtefälle und das Exportregime 
betrifft. werden die Verhandlungen mit dem 
Ziel weitergeführt, daß spätestens gemeinsam 
mit dem Globalabkommen eine entsprechende 
Regelung beschlossen wird. Hiebei sollen die 
in den EWG-Staaten gültigen und in Oster­
reich vergleichbaren Staaten angewandten 
oder geplanten Regelungen geprüft werden. 

Die Geltungsdauer der Wirtschaftsgesetze 
wird um weitere zwei Jahre, das ist bis 
31. Dezember 1974, verlängert. 

Uber diese Gesetze, im besonderen über 
das Marktordnungsgesetz, werden im Frühjahr 
1973 Verhandlungen mit dem Ziel aufgenom­
men, die Regelungen dieser Gesetze an die 
zwischenzeitig eingetretene gesamtwirtsehaft­
liehe, agrar- und ernährungswirtschaftliche 
Entwicklung anzupassen. 

Zur Sicherung des Absatzes von österreiehi­
scher Milch und Erzeugnissen aus Milch wer­
den folgende Maßnahmen gesetzt: 

Es werden nachdrückliche Anstrengungen 
unternommen werden, um eine ähnliche Rege­
lung für den Absatz österreichischer Erzeug­
nisse aus Milch, insbesondere Butter und 
Vollmilchpulver, durchzusetzen, wie dies mit 
dem Protokoll Nr. 16 des britischen Beitritts­
vertrages zugunsten der Exporte von Butter 
und Käse nach Großbritannien erreicht wurde. 

Parallel dazu werden unter Berufung auf 
Artikel 12 des Interimsabkommens und auf 
Artikel 15 des Globalabkommens Verhand­
lungen mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft mit dem Ziele aufgenommen, 
eine tragbare Dauerlösung für die Sicherung 
der österreichisehen Exporte von Erzeugniss·en 
aus Milch in den EWG-Raum zu erreichen. 

Die Bestrebungen zur Sicherung des briti­
schen Marktes werden ebenso wie die Bestre­
bungen der österreichischen Exportwirtschaft 
nach Erschließung und Sicherung zusätzlicher 
Absatzmärkte unterstützt werden. 

Die gemäß § 9 des Marktordnungsgesetzes 
für die Absatzförderung bestimmten Mittel 
werden bei Bedarf im gesetzlich vorgesehenen 
Ausmaß herangezogen. 

Dies ist in keiner Weise zutreffend. Zu­
treffend ist, Hohes Haus, daß wir gerade 
speziell für die Landwirtschaft sehr wesent­
Hche und wichtige Begleitmaßnahmen gemein­
sam getroffen haben. Ich zitiere wörtlich aus 
der Gesprächsvereinbarung mit der OVP über 
die Begleitmaßnahmen für die Landwirtschaft 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten. In 
diesem gemeinsam vereinbarten Rapier liest 
man als wesentliche Begleitmaßnahmen: 

In diesem Zusammenhang wird sich Oster­
"Zur Anpassung des österreichischen Ein- reich auch - ähnlich. wie insbesondere Neu­

fuhrregimes bei landwirtschaftlichen Verarbei- seeland - für den Abschluß eines inter­
tungsprodukten an das System der EWG nationalen Mindestpreisübereinkommens ein-
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setzen, dessen Ziel es sein soll, die harmoni­
sme Entwicklung des internationalen Handels 
mit Erzeugnissen aus Milch zu angemessenen 
Preisen zu entwickeln und zu sichern. 

Zum Ausbau der Qualitätskontrolle, insbe· 
sondere bei Obst und Gemüse, werden ... 
Verordnungen auf Grund des Qualitäts· 
klassengesetzes erlassen ... 

Die zur Sicherung der Inlandskontrolle not­
wendigen Maßnahmen sind Gegenstand der 
mittelbaren Bundesverwaltung und werden 
durch Fühlungnahme mit den Herren Landes­
hauptmännern sichergestellt. Soweit mit der 
Qualitätskontrolle besondere Bundesorgane 
befaßt sind, ist die Durmführung sicherzu­
stellen!" 

Hohes Haus! Nach ddeser Summe von Maß­
nahmen kommt die OVP Ulnd sagt: Das alles 
ist doch viel zuwenig! Die Volkspartei und 
ihre Bauernbündler prophezeien - so hörte 
man gestern im Ausschuß -, wenn nicht 
sofort eine Erstattungsregelung kommt, fast 
das Ende der Landwirtschaft in Osterreich. 
Sie sehen schwarz für die EX!istenz der Land­
wtirtschaft. Zehntausende Bauern - so meinen 
sie - werden zugrunde gehen. 

Hohes Haus! Lassen Sie mich zu dieser 
Weltuntergangspropaganda der OVP und 
ihres Bauernbundes den österreichischen 
Bauern gegenüber sagen: Wir Sozialisten 
- und das sage im Ihnen als Bauer und 
sozialistischer Abg'eordneter - haben und 
werden nie, wie Sie das zu Ihrer Re9lierungs­
zeit getan haben, von Strukturpoliitik nur 
reden, sondern wir werden Strukturpolitik in 
der Landwirtschaft gemeinsam mit den öster­
reichischen Bauern, deren Anliegen und Pro­
bleme wir sehr genau kennen, machen. 

Wlir wissen, daß innerhalb eines Jahres 
- Kollege Minkowitsch hat diese Zahl heute 
bereits genannt - 30.000 Landwirt1e in andere 
Berufe abgewandert sind. Sie selbst, meine 
Damen und Herren der OVP, wiss,en aus Ihrer 
monokoloren Regierung1szeit ganz genau, daß 
auch während der OVP-Regierungszeit jähr­
lim zirka 20.000 aus der Landwirtschaft lin 
andere Berufe übergewechselt sind. Für uns 
heißt diese natürliche Entw.icklung ni mt 
- wie Sie behaupten - ein Zugrundegehen 
von zehntausenden Bauern, sondern, wenn der 
B~.uer in Form einer freien Entscheidung 
fruher ader später selbst einsieht, daß es ihm 
~rotz größter Anstrengungen nicht möglich ist, 
1m harten Exoistenzkarnpf zu bestehen, und 
dann zum Nebenerwerb oder zu einem 
ander:en unselbständigen Beruf greift, halten 
wir dies nur für richtig und gönnen ihm 
sein höheres Einkommen als unselbständig 
Tätiger. 

Wir Sozialisten sehen im vernünftigen 
Gesundwachsen landwirtschaftlicher Betr.iebe 
durm die freie Entscheidung der Betri,ebs­
inhaber, der Landwirte, keine nationale Kata­
strophe für Bauern und Staat, sondern eine 
Entwicklung, die man gemeinsam, Regierung, 
Interessenvertretung und Bauer, dort, wo sich 
der selbständige Landwirt frei entscheidet, 
größtmöglich unterstützen soll. 

Es ist daher, aus diesem Blickwinkel be­
trachtet, auch von größter Wichtigkeit, daß 
unsere Regrlerung, wie sie dies ja lin hervor· 
ragender Weise tut, eine PoliNk der Voll­
beschäftigung für alle unsere Bürger macht. 
Es ilst gleichfalls zu begrüßen, daß die Mittel 
für die Arbeitsmarktfönderung im Budget 1973 
wesentlich erhöht werden. 

Was nun die Forderung der Erstattungs­
regelung betr.ifft, die den Unsicherheitsfaktor 
für die österreichische Landwirtsmaft aus­
schalten soll, mu.ß gesagt werden, daß es 
- wie Sie wissen - Gespräche gibt - der 
Herr Integrationsminister hat ja heute bereits 
davon berichtet -, um elin Modell zu finden 
das dieses Problem einer vernünftigen Lösun~ 
zuführen soll. 

Hohes Haus! Wir wissen, daß es gerade 
in der Agrarpolitik der Europäischen Gemein­
schaft nicht nur mit Milliarden dotierte Fonds, 
sondern auch den größtmöglichen Agrarpro­
tektionismus gibt. Wir sehen in der Erstat­
tungsregelung keine Lösung, was das Zucker­
problem betr,ifft. Die Erstattungsregelung 
würde gerade bei der ZuckerrübenproduktJion 
möglicherweise zur Uberschußrübe animieren 
und damit sinnwidrig staatsbelastend wirken. 

Wenn sich bei der EWG etwas ändert, wird 
sich, wie ich meine, mit großer Wahrschein­
lichkeit auf dem Agrarsektor etwas ändern. 
Daher sollten wir in der österr€lichischen Land­
wirtschaft nicht Produktionsspart'en fördern, 
die zusätzIich'e Marktprobleme schaffen und 
die zusätzliche staatHme M,ittel erfordern. 
Eben weil wir um den gigantischen Agrar­
protektionismus der EWG und seine Folgen 
wissen, sollten wir unsere Lanldwirtschaft nicht 
protektionistischer gestalten als unbedingt 
notwendig. 

Hohes Haus I Dieser vorliegende Vertrag 
veranlaßt uns weder zu Euphorie noch zu 
Kleinmut. Betrachten wir ihn als große Her­
ausforderung, aber auch als große Chance 
für die österreichische Wirtschaft! Nehmen wir 
diese Herausforderung und Chance zugleich 
als den großen Schr.itt eines kleinen Landes 
in das größere Europa an, und machen wir 
als Osteneicher eine gemeinsame Ostoerrei­
chische Lösung, wie sie die Volksvertretung 
dieses Hohen Hauses in der Vergangenheit 
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mit der Beschlußfassung unseres Staatsver­
trages getroffen hat, zum Wohle der Menschen 
in unserer Republik! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Abgeordnete Wedenig zum Wort. 

Abgeordneter Wedenig (OVP): Herr Präsi­
dent! Verehrte Damen und Herren! Meine 
Vorredner von der Osterreichischen Volks­
partei haben in ihren Ausführungen sowohl 
die Grundsatzfrage als auch die Spez1ialpro­
bleme, die der AssoZliierungsvertrag mit sich 
bringt, beleuchtet. Ich kann mich daher dem 
Appell des Herrn Abgeordneten Pfeifer - den 
er übrigens selber gar nicht eingehalten hat, 
was die Länge seiner Ausführungen betrifft -
anschließen, mich kurz fassen und nur mit 
jener Problematik beschäftigen, die uns Ar­
beitnehmer, uns Gewerkschafter besonders 
berührt. 

Mit Befriedigung habe auch :ich zur K>ennt­
nis genommen, daß die Bundesregierung 
- wenn auch erst in letzter Stunde sozu­
sagen - unsere vom OAAB, von der Fraktion 
christliicher Gewerkschafter und unserer Partei 
vorgebrachten, lange geforderten Begleitmaß­
nahmen aufgegriffen hat, daß darüber ver­
handelt und schließlich ein tragbares Ergebnis 
zustande gebracht wurde. 

Die Forderungen nach den uns Arbeit­
nehmer unmittelbar betreffenden Vorsorge­
und Begleitmaßnahmen, die wir in den nach­
folgenden Punkten zusammengefaßt haben, 
nämlich alles daranzusetzen, um die Arbeits­
plätze zu erhalten, die Vergabe der Mittel 
gerecht und vorsorglich zu treffen, besondere 
VortSorge für die älter,en Arbeitnehmer zur 
Erhaltung ihres Arbeitsplatzes zu treffen, und 
schließlich und endlich über alle diese Maß­
nahmen Bericht zu erstatten, sind erfüllt wor­
den, und wlir sind glücklich darüber. Ihnen 
wurde gesbern bei den zu Ende geführten 
Parteienverhandlung,en Rechnung getragen, 
und es wurde sichergestellt - wJe wir auch 
heute dem Bericht des Herrn Finanzministers 
entnehmen konnten -, daß der Gesamteinsatz 
der FÖI1derungsmaßnahmen :in einem Wirt­
schafttS- und Sozialfonds der Bundesregierung 
zusammengefaßt wird. 

Aber ;in diesem Zusammenhang und gerade 
was diesen Fonds betrifft, wird [lOch zu 
klären sein, in welcher Form sich die Ver­
waltung und die Vergabe der Fontdsmittel 
vollziehen wird, und ich möchte die Gelegen­
heit nicht versäumen, um die Forderung zu 
erheben, daß di'eser Fonds nach dem bewähr­
ten Muster der pal1itätischen Zusammenset­
zung verwaltet wird und damit den Arbeit­
nehmern das entsprechende Mitspnacherecht 
gewährleistet bledbt. 

Bei der Lösung dieses Problemes und bei 
der Lösung aller dieser Probleme, die wir 
uns }etzt gestellt haben, folgen wir dem Bei­
spiel der EWG selbst, die noch durch die 
Initiative der christlichso21ialen Parteien äm 
EWG-Raum, aber auch der christlichen Ge­
werkschaften einen eigenen EWG-Sozialfonds 
geschaff'en hat, mit dessen Hilfe den betrof­
fenen Ländern 50 Prozent jener Summen rück­
vergütet werden, die sie zur Bekämpfung 
einer aus dem Integrationsrisiko möglichen 
strukturellen Arbeitslosigkeit benötigen. 

Die Rückvergütung im EWG-Raum, und 
zwar die Umschulung zu neuen Berufen, UID­

faßt die Kosten der Umsiedlung Arbeitsloser 
in neue Wlirtschaftsräume und die Erstattung 
von Lohnausfällen, die sich aus der Um­
schulung der betroffenen Arbeitnehmer er­
geben. 

Einen ähnlichen Weg Isind wir mit dem 
von der Frau Minister Rehor seinerzeit ge­
schaffenen Arbeitsmarktförderungsg,esetz ge­
gangen, das jetzt durch eine Novellierung 
EWG-konform gemacht werden muß. 

Der wesentliche Unterschi·ed zum Sozial­
fonds der EWG besteht aber daI1in, daß wir 
in Osterreich die erforderlJichen Mittel aus 
der eigen-en Tasche zu bezahlen haben, tdas 
heißt wir bezahlen doppelt: einerseits indirekt 
in den Sozi,altopf der EWG durch unsere 
Exporte lin die EWG, in den EVvG-Raum, 
welil ja aus den Importabsu~öpfungen Teile 
davon lin diesen EWG-Sozialfonds fließen, U!I1d 
andererseits durch unsere Beitragsüberschüsse 
zur Arbeitslosenversicherung, aus denen ja 
die Mittel für die Arbeitsmarktförderung ge­
schöpft werden. 

Das ist an sich eine paradoxe Situation: 
Wiir bezahlen hohe Beiträge zur Arbeitslosen­
versicherung, v-erwenden diese Beiträge aber 
nicht zur Gänze für die Arbeitslosen selber, 
sondern verwenden sie zum Teil dafür, daß 
es weniger Arbeitslose gibt - ein Vorgang, 
der sicherlich in der Welt nicht bald seines­
gleichen findet, dem wir aber die Zustimmung 
geben, weil er bisher erfolgversprechend war 
und auch Erfolge gebracht hat. 

Aber trotz aller Chancen, die uns die Inte­
gration bflingt und der österreichischen Wirt­
sdlaft eröffnet, dürfen wir die Schwierigkeiten 
nicht bagatelltisieren, so wie es hier von 
einigen Vorrednern da und dort durchgeklun­
gen ,ist. 

Es gibt eine Reihe von wichtigen Forderun­
gen, die nicht erfüllt werden konnten. Und 
gerade diese unerfüllten Forderungen und 
Wünsche sind es, die uns Sorgen bereiten. 
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Der Integrationsbericht der Bundesreg!ierung 
hat leider verschwiegen, daß nach wie vor 
Tausende sogenannte sensible Produkte einer 
Zolldiskriminierung unterworfen bleiben, also 
jene Produkte, die vom normalen Zoll abbau 
des Abkommens ausgeschlossen sind und die 
14,9 Prozent unserer Gesamtexport-e aus­
machen. Darunter fallen Papier, Papierwaren, 
Zellwolle, Ferrolegierungen, Edelstahl, Alu­
mm/mm, Blei, Zink und hochschmelzende 
Metalle. Bei diesen Gütern, verehrte Damen 
und Herren, erfolgt der Zollabbau erst in 
sieben beziehungsweise elf Jahren. 

Allein dn der Papierindustrie besChäftigen 
wir aber derzeit 17.500 Arbeiter und Ange­
stellte, wovon nach Erhebungen 5000 tatsäch­
lich gefährdet Sind. 

In den übrigen Zweigen der s,ensiblen Pro­
duktion sind es rund 93.000 Arbeitnehmer, 
die ebenfalls zumindest zum Teil gefähndet 
sind, wenn nicht rechtzeitig mit vorsorglichen 
Maßnahmen eingesetzt wird. 

Diese Details wurden bisher nicht erwähnt 
und in diesem Ber:icht nicht v-eranschaulicht. 

Sie werden daher verstehen, wlie wichtig 
und vordIlinglich für uns die Vereinbarung 
der notwendigen Begleitmaßnahmen war, und 
daß wir davon die Bedingung unserer Zu­
stimmung zu diesem Vertrag abhäng-ig mach­
ten. 

Dazu kommt noch der eminent wichtige Weg 
der wirtschaftlichen Integration der Großbe­
triebe. 

Dazu kommt noch die fortschreitende 
Fusionierung, die die westliche Industr,ie fort­
laufend vollzieht. Den relativ kleinen und 
kapitalarmen österreichJischen Firmen werden 
in Zukunft die mächtigen Industfliekonzerne 
einen rücksichtslosen Konkurrenzkampf lie­
fern. Wer die Praxis der Markteroberung 
kennt, wer weiß, wieviel finanzielle Opfer 
Großfirmen und Unternehmungen für Markt­
eroberungen aufwenden, der weiß, wie 
schwierig es Kleinfirmen haben, di,e nicht in 
der Lage sind, solchen gigantischen Ange­
boten vor allem auf dem W,erbesektor ent­
gegnen zu können. 

Unsere ganze Sorge muß daher auf die 
Sicherung der Arbeitsplätze konzentriert sein, 
und es sind daher alle Mittel und alle Vor­
ausplanungen des Marketings und des techni­
schen know how einzusetzen, um das sidler­
zustellen. 

Aber um dars zu erreichen, bedarf es mehr 
denn je einer gesunden Leistungsgemeinschaft, 
einer Leistungsgemeinschaft, die nur erzielbar 
ist, wenn Mitg,estaltung, Mitverantwortung 

und Mitbestimmung der ArbeitfIlehmer auf 
allen Ebenen gewährleistet sind. 

In diesem Sinne - ich bitte mich jetzt 
nicht falsch zu verstehen - begrüßen wlir 
jede vernünftige Form eines Mitbestimmungs­
modells, erklären aber - ich bitte die Damen 
und Herren der !Sozialistischen Fraktion hier­
her zu hören - unmißverständlich: Jeder Ver­
such der SozialistJischen Partei, das Problem 
der Mitbestimmung mit parteitaktischen und 
parteistrategisdlen Zielsetzungen zu ver­
quicken, wird von uns milaller Entschieden­
heit zurückgewiesen werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Die Mitbestimmung, zu der wir uns be­
kennen, kann nur vollzogen werden und 
gesellschaftspolitisch relevant werden, wenn 
sie auf dem Boden der gemeinsamen Be­
schlüsse und Uberlegungen wächst und wenn 
sie nicht unter dem Titel der bisher geübten 
sogenannten Demokratisierung, sondern unter 
den Auspizien der lebendigen, von allen g'e­
tragenen Demokratie geboren wird. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Ab­
geordneter Dr. Scrinzi. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
namens meiner Fraktion ein paar Gedanken 
zu den heute zu behandelnden Verträgen vor 
allem von dem Gesichtspunkt aus entwri<:koeln, 
daß es sich ganz besonders beim Global­
abkommen um ein Vertragswerk handelt, da,s 
ganz entscheidende zukunftsorientierte Dyna­
mik enthält. Es list, wenn das auch nur rin 
einern ganz besonderen Paragraphen formu­
liert wird, seinem Wesen nach und, wie ich 
glaube, vom österreicbJischen Standpunkt her 
seiner Zielsetzung nach ein echter Entwick­
lungsvertr,ag. 

Die gegenwärtige Situation hat nach .sehr 
langen Verhandlungen zu €linern Ergebnis ge­
führt, das vom pollitischen und außenpoliti­
schen Standpunkt ischließlich fast komplrika­
tions- und geräuschlos über die Bühne ge­
gangen ist, wenn ich von gewissen zu er­
wartenden, und ;ich mödlte fast sagen, ein­
kalkulierten Tönen aus bestimmten Welt­
geg1enden absehe. 

Aber weil wlir Freiheitlichen, die W1ir in 
dieser Frage immer eine sehr konsequente 
Haltung verfolgt haben und die wir, wie es 
von unseren Sprechern, übrigens audl von 
Sprechern der anderen Parteien, heute aus­
geführt wurde, in diesem Vertragswerk einen 
ersten konkreten Sehr,itt lim Rahmen der wirt­
schaftspolitischen Integration und der uns 
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dabei zugewiesenen Rolle sehen, ist es jeden­
falls vom Standpunkt meiner Partei doch 
wesentlich, ein paar Dinge über die ,integra­
tionspolitisme Bewertung dieser Verträge zu 
sagen und einige Worte über die Standort­
bestimmung, von der aus nun die weitere 
Entwicklung betramtet werden muß, zu ver­
lieren. 

In die Vorgeschimte, wobei j,a die Meinun­
gen der Frakti01llen dieses Haus-es untersmied­
!im sind - Wlir haben schon anläßLich der 
Debatte vom 25. Julli auf wenigstens unserer 
Meinung nach entsmeidende Versäumnisse, 
Unterlassungen, Fehleinschätzungen hinge­
wiesen -, möchte ich nimt allzu ausführlich 
eingehen. Aber ich kann es mir llIicht ver­
sagen, nom auf eine Auseinandersetzung zu­
rückzukommen, die der OVP-Abgeordnete 
Dr. Karasek in diesem Zusammenhang mit 
uns hatte. Er hat gemeint, wir hätten in der 
Frage der Vorgeschichte dieser Verträge zur 
Legendenbildung in Osterreich beigetragen 
und müßten endlich von dieser Legenden­
bildung Abstand nehmen. 

Gerade diese Verträge beweisen, glaube 
ich, sehr eindrucksvoll die Richtigkeit des 
alten Wortes, daß niemand zweimal in den 
gle~chen Fluß steigen kann. Dieser Fluß hat 
sich in den 10 oder 12 Jahren des Verhandelns 
natürlich mit wechselnder und wachsender 
Geschwindigkeit fortbewegt. Wir sind nam 
wie vor der Meinung, daß wir Jahre früher 
mehr hätten erreimen können, ;als erreicht 
wurde. Das sage ich leidenschaftslos. Ich kann 
es deshalb jetzt tun, weil wUr ja unsere Zu­
stimmung geben und letzten Endes das beachl 
liche Verhandlungspotential, das selbst hinter 
dieser von unserem Standpunkt aus noch zu 
kleinen Lösung steht, durchaus anerkennen 
und nicht unterschätzen. 

Aber in der ZWlischenzeit haben sich ein 
paar objektive, ich mömte sagen neutrale 
Stimmen gemeldet, die unsere Auffassung be­
stätigen. Der ja nicht unbekannte Landsmann 
von uns, Herr Dr. Mayrzedt, der in der 
Schweiz tätige Wissenschafter und einer der 
intensivelIl Kenner der EFTA, der EWG und 
ganz allgemein der Integrationsproblematik, 
hat vor kurnem n~mt nur in einer sehr inter­
essanten Monographie, sondern auch in Zeit­
smillften und Zeitungen versmiedenes darüber 
publiZliert. Ein Kapitel hat er mit "Analyse 
der Versäumnisse und Chancen" überschrie­
ben. Durch diese wissenschaftliche, exakte und 
objektive Untersuchung Wlird der Standpunkt, 
den wir ilIl dieser Frage immer eingenommen 
haben, bestätigt. 

Natürlich, das Antreten eines Wahrheits­
beweises in einem politism-histoI1ilSmen Ge-

schehen list immer sehr schwierig, weil man 
das Experimentum crucis nicht machen kann, 
weil man die Entwicklung nicht auf den Aus­
gangspunkt zurückdrehen und sagen kann: 
Jetzt werden wir experiment'ell beweisen, daß 
es ·aum anders und besser gegangen wäre. 

Aber wenn ich, um die Dinge zu entschärfen, 
die Haltung der Koalitionsparteien, -im be­
sonderen auch die Haltung der OVP in dieser 
Frage in einer Parabel umsmreiben darf, so 
sehe ich das etwa so: Ein Mann macht einem 
Mädchen einen Heiratsantrag. Zugleich sagt 
er aber: Du bist filir zu wenig schön, du bist 
mir zu wenig klug, du bist mir zu welllig 
reich. Natürlim wlird er ,abgewiesen, und 
dalllIl rec:htfertigt er es damit, daß er sagt: Auf 
meinen Heiratsantrag wäre sie sowieso nie 
eingegangen. 

Auch in diesem Fall :ist natürlim der Beweis 
dafür, daß es anders gegangen wäre, sehr 
smwer anzutr'eten. Infolgedessen soll man die 
Beweislast, d'ie man uns zumutet, nicht über­
touren. 

Wir sagen nom einmal, und damit schließe 
ich aber diesen Ausflug in die Vergangen­
heit ab: Versäumnisse uru:l Unterlassungen 
lagen hier vor. Ich gehe auch nicht auf die 
Motive ein. Sie mögen Wlirtschaftspolitismer 
Art sein und durmaus eine gew1isse Berechti­
gung gehabt haben, sie mögen auf der anderen 
Seite - im zeige IIlIicht zufällig nach links -
ideologischer Art g'ewesen sein. Nunmehr 
haben wir uns zu einem gemeinsamen Be­
schluß gefunden. Nunmehr ist der Integra­
tionsweg, wie ich glaube, besmritten, wenn 
wir ,auch erst mit einem halben Fuß auf dem 
ersten Meter dieses langen schwierigen, aber, 
wie ich doch als Optimist in diesem Zusam­
menhang behaupte, erfolgreichen und ziel­
führenden Weges sind. (Abg. La n C: Beim 
HeiratsantragsvergJeich fehlt mir das Motiv 
der Liebe, Herr Kollege!) Das Motiv der Diebe 
war bei uns von vornherein sehr groß. Wenn 
im an gewisse Äußerungen von führenden 
Soziallisten nicht nur des österreichischen 
Lagers, die heute smon zitiert wurden, denke, 
dann muß tim sag-en: Die Diebe zu dem 
Mädmen Europa ist ger,ade im linken Lager 
relativ spät entdeckt worden. Das hat aber 
auch bestimmte Gründe. Es mamt nimts. Nun 
lieben wir alle zusammen Europa, und das 
ist das Entscheidende und das Gute daraill. 

Meine Damen und Herrenl Erlauben Sie, 
daß im im Hinbliick auf die Entwicklungs­
möglichkeiten, die wir in diesem Vertr.ag 
sehen, den Standpunkt meiner Partei bezüg­
lich der außenpolitismen Erfordernisse, diie 
ja ,in Osterre~m über weite Strecken mit 
neutralitätspolitischen Zweckmäßigkeiten 
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identisch sind, darlege. "Wir haben nichts von 
unserer Auffassung zurückzunehmen, daß es 
keine neutralitätsrechtlichen Hindernisse dafür 
gegeben hat und auch gibt, ;im Rahmen der 
EWG als neutraler Staat Vollmitglied zu 
werden. Irland hat das ja demonstriert. 

Auch diesbezüglich gibt es dnteressante 
wissenschaftlliCh·e Untersuchungen, die durch­
aus diesen Standpunkt vertreten und besagen: 
Mit gewissen Neutralitätsvorbehalten, die 
auch nach der Struktur der Römer Verträge 
möglkh wären, wäre ein solches Verhältnis 
denkbar. 

Wir betonen, daß es aber neutralitätspoLiti­
sehe Zweckmäßigkeiten durchaus als richtig 
ersCheinen lassen, daß wir einen anderen Weg 
gegangen sind und daß wir damit vielleiCht 
ohne größere Räsken diese erste Etappe ab­
schließen konnten. 

Wir sind aber der Meinung, daß bei der 
multilateralen Verflechtung der Beziehungen 
im Welthandel, der globalen Handelspolitik 
ja ohned~es de facto ein Zustand erreicht ist, 
in dem ohnedies die Notwendigkeit besteht, 
zu überlegen, wieweit solche, die Handlungs­
freiheit, die Vertragshoheit der einzelnen 
Länder einsChränkende Verträge, wieweit der­
artige intendependente, weltweite Abkommen 
noCh als Kriterium für Souveränität und Neu­
tralität gelten können. 

Wir slind deshalb der Meinung, daß unser 
Bemühen sein müßte - selbstverständlich bei 
sehr kritischer Bedachtnahme auf unsere Ver­
pflichtungen aus linternationalen Verträgen 
und auf die Notwendigkeiten unserer neutral,i­
tätspolitischen Kalkulationen -, eine weitere 
wirtschaftspolitische Annäherung zu suchen, 
in bestimmten Bereichen zumindest teHweise 
auf Autonomie zu verZlichten und siCh dafür 
die Einflußnahme auf wirtsChaftspolitisChe 
En tsCheidungen dieses vergrößerten EWG­
Raumes zu sichern. Das list uns in dieser 
ersten Phase nicht gelungen, sollte aber nach 
unserer Meinung als ein Fern7Jiel ins Auge 
gefaßt werden. Dies umso mehr, als nach 
unserer Auffassung auch unter den gegebenen 
Verhältnissen die Wlirtrschaftspolitischen Inte­
grationsmöglJichk'eiten, welche die Römer Ver­
träge einräumen, weder von den Vollmitglie­
dern zur Gänze ausgenützt sind noCh den 
NiChtvolImitgUedern, den BeitrittswHligen 
oder jenen, die nunmehr wie wir an ein Han­
delsabkommen eingetreten sind,ednen genü­
genden Spielraum zur IntensiViierung und zur 
Ausweitung dieser Beziehungen offenlassen. 
Hier kann vom Standpunkt der Freiheitlichen 
Partei der Meinung des Herrn Bundeskanzlers, 
die er jüngst in Alpbach geäußert hat, bei­
gepflichtet werden, daß sidl der Spielraum 

für die Neutralen vom Standpunkt Osterreichs 
dUT<naus nicht anders darstellt wie für jeden 
anderen unabhängigen ffleien Staat in Europa. 
Es geht also darum, diesen Spielraum optimal 
und maximal auszunützen, was zweifellos 
nicht lin einem einmaligen Zugriff, sondern 
nur in sehr konsequenten und beharrlichen, 
aber von vornherein auf eine klare integra­
tionspolitische Zielsetzung ,ausgerichteten Ver­
handlungen geschehen kann. 

Dieser Spielraum - mit anderen Worten 
gesagt - reicht nach unserer Auffassung kon­
kret und theoretisch von der Möglichkeit der 
Vollmitgliedschaft bis zur völligen Abstinenz, 
deren sich ja gegenwärtig kaum mehr einer 
der !in Frage kommenden Staaten befleißigt. 

Wir sind, und ich glaube, da besteht Uber­
einstJimmung zwischen allen Parteien dieses 
Hauses, der Meinung, daß es ger,ade im Hin­
blick auf die besondere Situation Osterreichs, 
auf seine neutral'itätspoIitJi1schen Erfordernisse, 
zweckmäßig ist, dieses beharrliche, zielstrebige 
Verhandeln um Ausweitung und Vertiefung 
der Beziehungen - ich klammere jetzt, das 
ist ja von meinen Parteifreunden schon ge­
sagt worden, die rein substantiellen Ziel­
setzurrlgen aus, ich rede von den politischen 
und außenpol'itischen - zu synchronisieren 
mit den Bemühungen - wobei w.ir !durchaus 
Zustimmung, Verständnis und, wenn ich so 
sagen darf, Förderung auch der EWG-Mit­
gEeder haben - um den Ausbau und die 
Verbesserung unserer West-Ost-Beziehungen. 
Daß wir hier eine ganz besondere Aufgabe 
haben könnten, davon bin ich überzeugt, 
wenngleich ich damit nicht sagen will, daß 
Stil und Gangart, die dabei in den vergange­
nen Jahren von Osterreich eingeschlagen wur­
den, unseren ungeteilten und kritiklosen Bei­
fall finden. 

Daß es im Rahmen einer solchen Ziel,setzung 
keineswegs auf unserer Lin1ie liegen kann, 
weder in unserer politischen noch in unserer 
gesamten grundsätzIrichen geistigen Ullld ge­
sellschaftspoloitischen Orientierung, die Span­
nungen mit den Verelinligten Staaten zu er­
höhen, brauche ich als freiheitlicher Sprecher 
hier nicht zu betonen. Wir grind keine un­
kritischen Nachäffer alles dessen, was aus 
Amerika kommt, wir sdnd aber überzeugt, daß 
die atlantische, auch die atlantische wirtschaft­
liche Kooper,ation eines der Fundamente ist, 
auf denen auch unsere Freiheit ruht. 

In diesem Zusammenhang sehen wir auch 
die Funktion und unsere Zielsetzungen bei 
der vor den Toren stehenden europäischen 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbelit. 
Hier werden wlir sehr bemüht sein müssen, 
diese Konferrenz, di'e ihrer VorgesChichte und 
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ihrer Zielsetzung nach primär ein HauptanlJie­
gen der russischen Westpollitik war, auch zu 
einem Austragungs- und Erfüllungsort unserer 
eigenen Vlitalen lIIlteressen zu machen, um zu 
gewährleisten, daß das programmierte Ziel 
dieser Konferenz, die Sicherheit in Europa 
zu erhöhen, die Sp.annungen abzubauen, am 
besten dadurch dokumentiert werden kann, 
daß der Osten die lintegrationspoliHscb.en 
Ziele des Westens und die Rolle, die Oster­
reich dabei spielen kann, zur K'enntnJis nimmt. 

In diesem Zusammenhang darf ich nicht 
verfehlen, darauf hinzuweisen, daß unsere 
Prognose über die russische Haltung zur 
Frage einer Assoziation, eines Nahverhältnis­
ses, eines Vertrages besonderer Art oder eines 
Handelsabkommens, wie es nun letzten Endes 
abgeschlossen wurde, eine sehr realistische 
sein wird, daß Rußland, die UdSSR, jhre 
Begleitmusik nicht zuletzt darauf hin abge­
stimmt hat, ihre mit dJies'er Entwicklung zu­
sammenhängeooen und von ihr berührten 
eigenen wirtschaft11dlen unJd auch poHtischen 
I!Ilteressen zu fördern. 

Die letzte Phase und ganz besonders auch 
das Aide-memoire, das Moskau Osterreich 
übermittelt hat, zeigen g.anz eindeutig, daß, 
wie immer in der russischen Gesmichte, W1ie 
ein Ausflug auch in die letzten fünfzig Jahr'e 
russischer Geschichte beweisen würde, dn der 
Endkonsequenz Iseine ideologischen Doktl'linen 
den realpolitischen Zweckmäßigkeiten und 
Vorteilen untergeOl1dnet wurden. Sehr euphe­
mistisch ausgedrückt ist die Lehre und die 
Kons'equenz aus dieser neuerlichen Erfahrung 
für uns die, daß W1ir durchaus zu Recht etwas 
mutiger und selbstbewußter auftreten können. 

Im übrigen wäre ja mit ein Beweis für 
die Richtigkeit der Einschätzung der russischen 
Haltung in dieser Frage vor allem !die Haltung 
der westllichen kommunistischen Parteien ge­
wesen, denn sehr früh schon hat etwa die 
italienische KP ihre durChaus konstruktive und 
positive Haltung zur wirtschaftlichen Inte­
gration Europas dokumentiert, wobei die 
MoNve Mer nicht erörtert werden sollen. Sie 
waren nicht ganz selbstlos und sie waren 
nicht so sehr von einer inneren tJberzeugung 
der politi,schen Zweckmäß;igkeit dieses großen 
wirtschaftliChen Unternehmens des fredlen 
Europa getragen, aber sie waren mögliCh, sie 
wurden öffentlich bekundet, und sie wurden 
auch vom Kreml toleriert. NiCht anders war 
die Haltung der gleichfalls nicht unbedeuten­
den kommuniistischen Partei Frankreichs. 

Meine Damen und Herren! Damit bin lich 
am Ende und darf noch ganz kurz die Schluß­
folgerung darstellen, die wir, die Freiheitliche 
Partei, aus der nunmehr eingetretenen neuen 

Lage in Europa ziehen. Wenn :ich das nur 
auf Europa elinschränke, so nicht deshalb, weil 
nicht etwa auch die Änderung der weltpoliti­
schen Situation, das Eintreten der Volks­
republik China in die globale Politik, gleiCh­
falls bedeutsam wäre für die Entschelidungen, 
die Osterreich künftig auf dem Gebiet der 
Integrationspolitik zu treffen hat. 

Die :neue Situation macht das Uberdenken 
des bisherigen östermichischen Integrations­
konzeptes notwendig, und ebenso, unsere 
neutralitätspolitische Haltung einer Prüfung 
zu unterziehen. Dabei, wenn wir ein solches 
Modell entwickeln, das uns dienen soll, um 
nunmehr filit mehr Konsequenz, mit mehr 
Uberz'eugungskraft, mit mehr innerer Log:ik 
den eingeschlagenen Weg der wirtschaftlichen 
Integration fortzusetzen, ist es selbstverständ­
liCh, daß auch in Zukunft nicht der geringste 
Zweifel an unserer neutr.alitätsrechtlichen 
GrundhaItung und den sich daraus lergebenden 
Konsequenzen auftauchen darf, wiie ich es 
schon gesagt habe. 

Aber ebenso sollten wiir mit mehr Ent­
schiedenheit, mit mehr Entschlossenheit und 
mit mehr Selbstvertrauen als in der Ver­
gangenheit die neutralitätspolitische Kompaß­
zahl nach unseren BedüdIllissen und unseren 
Ziels'etzungren bestimmen, tdenn letzten Endes 
haben - ich wliederhole das, weil es mir 
wichtig erscheint - gerade die jetzt zum 
Abschluß gekommenen Handelsvertragsver­
handlungen in Moskau gezeigt, daß vieles von 
dem, was manchen früheren Politiker lin 
Osterreich veranlaßt hat, allzufrüh und zu 
rasch in die Knie zu g;ehen, letzten Endes 
e,ine sehr geschickte Taktik der Sowjetunion 
war, um ihre eligenen Interessen wirksam iIIls 
Spiel brtingen zu können. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheit­
lichen haben diesen Verträgen trotz ihrer 
Mängel und obwohl sie auf sehr entscheiden­
den Gebieten unsere Erwartungen leider nicht 
erfüllt haben, unsere uneingeschränkte und 
rückhaltlose Zustimmung gegeben, weil wir 
der Meinung waren, daß hier eine entschei­
dende Etappe europäischer Politik beginnt und 
daß in dieser jetzt beginneIllden neuen Ent­
wicklungsphase Osterreich im cigenen, aber 
auch im gesamteuropäisd1en Interesse eine 
aktive Rolle spielen kann und auCh spielen 
muß. (Beifall bei deI FPO.) 

Präsident: Als nächster ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Lanner zum Wort gemeldet. 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Herr Kollege 
Pfeifer, ich hoffe, Sie haben VeIlständnis, wenn 
ich nach Ihrem Appell, die Rednerliste mög­
lichst zu kürzen, doch noch spreche. Sie mein-
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ten, man soll sie kürzen, damit man Zeit 
hat, die Dringliche ausreimend zu behandeln; 
ich sage: Ich gebe Ihnen Zeit, sim entspre­
chend darauf vorzubereiten. 

Herr Kollege Dr. Scrinzi, Sie haben Doktor 
Mayrzedt zitiert und damit wieder mit der 
bekannten alten Story der Versäumnisse der 
früheren Jahre angefangen. Nun, man soll 
nicht ungestraft zitieren. Im zitiere denselben 
Artikel, nur etwas weiter hinten und ein 
bißchen ausführlimer: "Im komme heute auf 
das Schetitern der damaligen österreichischen 
Integrationspolitik nur deshalb zurück, weil 
ich darauf hinweisen mömte, daß in diesem 
Scheitern - so paradox dies klingen mag -
eine Pionierlelistung von Fritz Bock und der 
damaligen österreidüsm,en Regierung zu er­
blicken ist." 

Ich glaube, dieses Zitat war notwendig. Der 
Wissenschafter Dr. Mayrzedt begründet in der 
Folge, warum er zu dieser Auffassung kommt. 
Ich möchte fast sagen, er entschuldigt sich 
heute - es ist ein Artikel vom 11. August 
dieses Jahres - ein bißmen für die Ansmul­
digungen, die er früher gegenüber Minister 
Bock und der Regierung Klaus in dieser Same 
erhoben hat. Im glaube, das zu sagen war 
notwendig, um die Dinge in das richtige Lot 
zu rücken. 

Meine Damen und Herren I Der Kollege 
Lanc hat gemeint, es bestehe ein enger Zu­
sammenhang zwisch'en dem Interimsabkom­
men und dem Globalabkommen. Das list rich­
tig, und gestatten Sie daher, daß im dn kurzen 
Zügen das WesentLiche dieser Vereinbarun­
gen in BrüsseI noch einmal zusammenfasse, 
um dann auf einen speziellen agrarischen 
Schwerpunkt zu kommen. 

Erstens: Der Vertrag, den wir in Brüssel 
unterzeichnet haben, sieht den vollständigen 
Zoll abbau für industriell-gewerMime Pro­
dukte bis 1. Juli 1971 vor. 

Das zweite ist die AUSillahme, der verzögerte 
Zoll abbau bei den sensiblen Produkten. Dar­
auf wurde heute schon im spezilellen einge­
g,angen. Der verzögerte Zollabbau führt bei 
Papier 'erst Ende 1984 zu einem frelien Han­
deisverkehr - ein sehr bedauerlicher Um­
stand, wenn wir an die österreichische Pro­
duktion auf diesem Sektor mit all ihren Pro­
blemen denken. Im Bereim der Edelstähle und 
Ferrolegierungen sowiie :in versmiedenen 
anderen Bererichen wird der Freiverkehr erst 
1980 hergestellt. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang 
eine kritische BemerkUlllg. Dieses Abkommen 
in Brüssel bezieht sich auf den gegenseitigen 

Abbau der Einfuhrbeschränkungen. Die kI1i­
tische Bemerkung betrifft den Umstand, daß 
wir bedauerlicherweise ein Vierteljahrhundert 
nach Ende der Kriegswirtschaft noch jmmer 
Ausfuhrbescbränkungen praktizieren: Ich er­
innere an das Rohholz, an die österreichische 
Forstwirtschaft. 

Ich komme zum dritten Punkt des Abkom­
mens, zur Feststellung, daß die Landwirtschaft 
ausgeklammert list. Nachdem wir vom Kol­
legen Pfeifer darüber eine eingehende Vor­
l€sung erhalten haben, kann ich mich auf 
wenige Worte konzentrieren. Artikel 12 des 
Abkommens sieht lediglich die "harmonisme 
Entwicklung des Handels mit landwlirtschaft­
lichen Erzeugnissen" vor. D.as, meine HerI1en 
von der Regierung, betrachte ich aber auf der 
anderen Seite als eine Verpflichtung und einen 
Ansatzpunkt für weitere Verhandlungen. Wir 
erwarten im Bereich der Landwirtschaft, daß 
man in nächster Zeit in Brüssel konsequent 
weiterverhandelt und Erfolge erzielt. 

Der vierte und letzte Punkt ist die agra­
Ilische Sonderregelung, die in einem Brief­
wechsel vereinbart wurde. (Abg. Dr. Tu 11: 
Vorsicht mit Briefen!) Herr Kollrege Tull, wenn 
Sile Quellen brauchen, ich habe alles hier, 
im bin bestens mit Unterlagen ausgerüstet. 
Sie denken wahrscheinlich an die Sixtus­
Blliefe! 

Die Sonderregelung für Agrarprodukte sieht 
Erleichterungen berim Export von Schlamtrin­
dern durch eine Verminderung der Abschöp­
fung vor. Leider, Herr Integrationsmilnisrer, 
war es nicht möglich - ich bedaure das sehr, 
aber vielleicht bietet der Artikel 12 einen 
Ansatzpunkt für weitere Erleichterungen -, 
den Zoll von 16 Prozent bei Lebendv,ieh oder 
20 Prozent bei Fleisch zu vermindern. 

Das zweite, was erreicht wurde - das wol­
len wir anerkennen -, ist die Aufstockung 
des Exportkontingents für Nutzl1inder von der­
zeit 20.000 auf künftig 30.000 Stück. und die 
Reduzierung des Zolls von 6 auf 4 Prozent. 

Das war keine Einbahnstr,aße, wir haben 
dafür Zugeständrrüsse bei Obst, Gemüse, Wein 
und Smnittblumen gemacht. Im möchte ge­
rade diesen letzten Punkt, Schnittblumen, be­
sonders unterstreichen, weil er nam den bis­
herigen Informationen eine Berufssparte, die 
sich spezialdsiert hat, in Schwierigkeiten brin­
gen wird. 

Von dieser Stelle wurde heute schon viel 
von Chancengleimheit gesprochen. Wenn wir 
von Chancengleimheit im Zusammenhang mit 
dem Gartenbau sprechen, dann, glaube ich, 
ist es laber auch angebracht, ein Beispiel zu 
zitieren, näml1ich, daß die ölsterreichJismen Gar­
tenbauer künftig einem wesentlim schärferen 
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Wettbewerb mit den Niederlanden ausgesetzt 
sind. Und daß in den Niederlanden, Herr Land­
wirtschaftsminister - er kommt ... (Bundes­
minister Dipl.-Ing. Dr. W e i h s: Was heißt: 
er kommt? Er ist immer da!) Er ist immer daj 
aber er kommt näher, wollte ich sag,en. In den 
Niederlanden - Sie w:issen das sicher - ist 
das Heizöl für die Gartenbaubetriebe etwa 
um 50 Prozent billiger als in Ost€rreich. 

Ich hoffe sehr, und ich ersuche Sie von die­
ser Stelle aus, daß Sie alles untennehmen, um 
die Chancengleichheit auch in diesem Punkt 
herzustellen. 

Das war der erste Komplex - ich muß 
mich ja im Hinblick auf den Appell des Kol­
legen Pfeifer kurz halten -, der im wesent­
lichen zusammenfa,ssen sollte: Was brachte 
das Brüsseler Ergebnis und was haben wir 
dafür gegeben? 

Der zweite Punkt ist einem spezi'ellen Punkt 
gewidmet, der sich auf die Landwütschaft be­
zieht: Was bedeutet diese Integrationsbewe­
gung, in der wir heute stehen, für die öster­
reichische Landwirtschaft? Sie bedeutet, daß 
durch die Vergrößerung des Gemeinsamen 
Marktes von sechs auf zehn Länder der Spiel­
raum für den Absatz österreimischer Agrar­
produkte wesentliCh geringer wird. Er wird 
deshalb geringer, weil sich die Mauer um 
die seChs nun auf zehn Länder vergrößert und 
die Landwlirtschaft bekannterwe:ise nicht Be­
standteil des Abkommens ist. 

Sie kennen ,alle - das wurde wiederholt 
hier erwähnt - unsere Sorge um den künf­
tigen Absatz der MilChprodukte in England 
hinsichtlich Vollmilchpulver und Butter. Wir 
hoffen und erwarten, daß lin dieser Richtung 
von der Rreg:ierung weitere Ergebni,sse erzielt 
werden. 

Die zweite Schlußfolgerung, die s,ich aus 
dieser IntegrationsbewegUlllg ergibt, ist, daß 
wir zumindest beli den Produkten, die Be­
standteil des Abkommens sind, die Chancen­
gleichheit herstellen. ICh denke hier im spe­
zi'ellen an die Verarbeitungsprodukte auf der 
Basis landwirtschaftliicher Rohstoffe. AuCh dar­
über wurxle heute schon eingehend gespro­
chen. 

Ich habe gestern im Integrationsausschuß 
die Gelegenheit benutzt, dem Integr,ations­
minister eine spezielle Frage zu stellen. Da 
man in der Behandlung der Verarbeitungs­
produkte - dch erinnere an das Schlagwort 
"Erstattungsregelung" - die versChiedensten 
Meinungen aus dem Regierungsbereich hört, 
habe idl gefragt: Was, Herr Minister, list Ihre 
Ansicht? Glauben Sie, die Verarbeitungspro­
dukte auf der Basis landwlirtsChaftlicher Roh-

stoffe sind Zukunftsprodukte, oder sind es 
Produkte, über die wir die Beerdigungsformel 
sprechen sollten? 

Der Herr Minister, ein Mann, der gerne 
in Beispielen und plastischen VergleiChen 
spriCht, brachte das "Strudelbeispiel" . Dieses 
Strudelbeispiel darf ich Ihnen 'erzählen. Er 
meinte: Meine Großmutter hat alle Nudeln 
noch häIlldi,sch auf dem Leintuch ausgewalkt. 
(Heiterkeit. - Abg. Dr. Kor e n: Tischtuch!) 
Oder Tischtuch. Er sagte, so glaube ich, Lein­
tuch. (Allgemeine Heiterkeit. - Bundesmini­
ster Dr. S ta r i b ach er: Ausgelegt auf dem 
Leintuch!) Bitte, die Berichtigung: ausgewalkt 
auf dem Tischtuch, aufgelegt ,auf dem Lein­
tuch! Also das Leintuch war im Sp'iel. Das 
war seine Großmutter. 

Seine Mutter hat das nur mehr fallweise 
gemacht. Sie hat einen Teil bereits fertig ge­
kauft. Seine Frau, so meinte er, kauft selbst 
gleich den Strudelteig. - Soweit die Strudel­
Story von Minilster StaribaCher. 

Und daraus die richtige Schlußfolgerung: 
Verarbeitungsprodukte ·auf der Basis land­
wirtschaftlicher Rohstoffe haben Zukunft. 
Siehe Großmutter, Mutter und Frau. (Neuer­
liche Heiterkeit und Zwischenrufe.) 

Herr Minister I Dieses Beispiel kann iCh auCh 
noch mit zwei Zahlen untermauern - wir 
müssen doch zum seriös€ID Teil zurückkeh­
ren - nämlich, daß auf Grund ... (Abg. Dok­
tor Fis ehe r: Dann wird die Rede auch 
wie ein Strudel!) J,a, das war die Alternative 
zur Vorlesung, nicht? Der Strudel. Das würde 
Ihnen gefallen! 

Herr Integrationsmini,sterl Die Verarbei­
tungsprodukte haben also Zukunft, mit zwei 
Zahlen untermauert - Basis: StaNstismes 
Zentralamt -: Vom Jahre 1967 bis 1971 hat 
sich die Grundstoffproduktion ,in diesem Be­
reich mit minus 0,4 Prozent entwickelt, die 
Verarbeitungsprodukte wie Süßwaren, K,in­
dernährmittel oder Nahrungsmittelzuberei­
tungen haben um plus 43 Prozent zugenom­
men. Das unterstreicht g'enau das, wa,s wir 
hier ges.agt haben. 

Nur - jetzt kommt des Pudels Kern. Jetzt, 
meine Herren von der Reg~erung, müssen Sie 
die Konsequenz daraus ziehen. Jetzt müssen 
Sie das, was Sie im Parteienabkommen mit 
der OVP in einer positiven Absichtserklärung 
anklingen ließen, auch realisieren. Und wir 
bauen daraufl (Beifall bei der tJVP.) 

Es gibt einen Minister ,in Ihrem Kabinett, 
der sich nicht nur mündlich, sondern auch 
schriftlich dazu bekannt hat - ich möChte 
ihm sChon im vorhJilllein herzLich danken -, 
den Herrn LandwirtschaftsmiIllister. Er schreibt 
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mit Datum 22. Februar 1972 an die Präsiden­
tenkonferenz: 

"Insbesondere bin ich mir der Notwendig­
keit der BInführung einer entspreChenden Er­
stattungsregelung zur Herstellung der ,Waf­
fengleichheit' mit den EG bewußt. Nur die 
Einführung einer solchen Regelung würde die 
österreichische Landwirtschaft im Falle der 
Einbeziehung der landWlirtschaftlichen Ver­
arbeitungsprodukte in eilIl Abkommen mit den 
EG vor schweren Verlusten bewahren." 

Ich würde also glauben, Herr Integrations­
minister: Nehmen Sie sich die Worte Ihres 
Kollegen zu Herzen und geben Sie sie wffiter 
an den Herrn Bundeskanzler, der momentan 
leider nicht hier ist. (Widerspruch bei der 
SPO.) Herr Bundeskanzler, das passiert mir 
schon zum zweiten Mal mit Ihnen. ICh wähne 
Sie immer lim Vordergrund, und Sie wirken 
neuerdings bescheliden im Hintergrund. (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

WÜ sind der Ansicht - und auch die Kreise, 
die es betrifft, spüren es bereits -, daß eine 
sinnvolle Erstattungsregelung - eine ver­
nünftige Selbstbeschränkung haben wlir ange­
boten - eine Notwendigkeit für die öster­
reichische WirtsChaft darstellt. 

Nun, meine Damen und Herren, darf idl 
zum Schluß kommen und einige Gedanken 
über die künftige Entwicklung anstellen: 
einerseits, was die Institutionen des Abkom­
mens mit der EWG betrifft, andererseits, was 
die Wirtschaft anlangt. Institutionell müssen 
wir feststellen, daß im Abkommen, das uns 
vorliegt, ein Gemischter Ausschuß vorgesehen 
ist. Nach den Erläuternden Bemerkungen kann 
dieser AussChuß auCh. völkerrechtlich bin-

Zum zweiten: Der Wettbewerb wird härter 
werden, aber audl die Chancen - das scheint 
mir wesentlich - werden größer; unter einer 
Voraussetzung: wenn wir rechtzeitig und 
wenn Sie von der Regierung rechtzeitig die 
ridltigen Maßnahmen setzen. Das von der 
OVP vorgeschlagene und vereinbarte Begleit­
programm scheint mir ein erster Ansatzpunkt 
zu sein. Hinreichend beweglich müssen wir 
alle sein: die Arbeitnehmer, die Unternehmer 
und di·e Regierung, nämlich im Hinblidc. auf 
eine legistische Beweglichkeit. 

Wenn iCh auf das EWG-Begleitprogramm 
Bezug genommen habe, so darf iCh noch etwas 
naChtragen, was sinnvollerweise etwas früher 
hätte eingefügt werden sollen: nämlich der 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dok­
tor Stix und Genossen. Es wurde zwischen 
OVP und SPO vereinbart, daß bis zur Behand­
lung des Globalabkommens, das ist bis Okto­
ber 1972, im Bereich der Verarbeitungspro­
dukte entsprechende Regelungen beschlossen 
werden. Unter dieser Voraussetzung sind wir 
nicht in der Lage, dem Entschließungsantrag 
der FPO zuzustimmen, da dies einer Termin­
verschlechterung um etwa ein halbes Jahr 
gleichkäme. 

Ich darf zusammenfassen: Das Tempo des 
Strukturwandels wird schneller, der Wett­
bewerb wird härter, die Chancen werden aber 
größer, wenn wir beweglich sind und recht­
zeitig die richtigen Maßnahmen setzen. 

Die Entwicklung, in der wir stehen, liegt 
klar vor uns. Ich darf mit einem Sprichwort 
schließen: Die großen FisChe fressen die klei­
nen. - Dieses Sprichwort hat aber einen 
optimistischen SChluß: Die großen Fische fres­
sen die kleinen, aber nur die, die zu langsam 

dende Beschlüsse fassen und ist ansonsten sChwimmen. Wir müssen Schnellschwimmer 
für die Durchführung des Abkommens zustän- werden, auCh Sie von der Regierung, dann 
dig. Er ist, wenn Sie wollen, von der Insti- werden wir Erfolg haben und die Zukunft 
tution her die Drehscheibe schlechthin für die- meistern. (Beifall bei der OVP.) 
ses Abkommen. Offen ist, sowohl im Vertrag 
als auch in den Erläuternden Bemerkungen, Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge-
die Zusammensetzung dieser institutionellen meldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 
Drehscheibe, die Anzahl der Mitglieder und Wünscht einer der Herren BeriChterstatter 
der Besetzungsmodus. das SChlußwort? - Bitte, Herr Abgeordneter 

Ich möchte nun nicht im einzelnen darauf Mühlbacher. 
eingehen und erwarte mir zunäChst auch keine 
Replik darauf, weil ich glaube, das wird und 
muß Gegenstand einer eingehenden Diskus­
sion im Zusammenhang mit dem Global­
abkommen sein. 

Ich darf nun noch einige wirtschaftliche Per­
spektiv,en für die Zukunft anstellen, die sich 
meiner Ansicht nach zwingend aus diesem Ab­
kommen mit Brüssel ergeben. 

Einerseits: Das Tempo des Strukturwan­
dels wird sich sicherlich beschleunigen. 

Beridlterlstatter Mühlbaroer (Schlußwort): 
Dem Entschließungsantrag des Abgeordneten 
Dr. Stix zur Vorlage 441 trete liCh nicht bei. 
Danke. 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur A b­
s tim m u n g, die iCh über jede der vier Vor­
lagen getrennt vornehme. 

Wir kommen vorerst zur Abstimmung über 
das Interimsabkommen zwischen der Repu­
blik Osterreich und der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinsdlaft. 
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Da das vorliegende Interimsabkommen ver­

fassungsändernde Bestimmungen enthält, 
stelle im die gemäß § 61 Abs. 2 Gesmäftsord­
nungsgesetz zur Abstimmung erforderlime 
Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder fest. 

Wir kommen zur Abstimmung über das 
Interimsabkommen-Durchführungsgesetz. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
vorliegenden Interimsabkommen zwischen der 
Republik Osterreich. und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, dessen Artikel 8 
Abs. 1, Artikel 11 Abs. 1 erster Unterabsatz 
und Abs. 2, Artikel 23 Abs. 3 lit. a dritter 
Unterabsatz, Artikel 23 Abs. 3 lit. b erster 
Satz, Artikel 25 Abs. 1 dritter Satz verfas­
sungsändernde Bestimmungen enthalten, samt 
Anhang sowie den Protokollen Nummer 1, 2 
und 3, dessen Artikel 17 Abs. 2 und Artikel 24 
verfassungsändernde Bestimmungen enthal­
ten, samt Anhängen die verfassungsmäßige 
Genehmigung zu erteilen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Danke. Das ist - mit der 
erforderlidlen Zweidrittelmehrheit - ei n­
s tim m i 9 a n gen 0 m m e n. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang sowie Anlage ihre Zustimmung er­
teilen, siCh von den Sitzen zu erheben. -
Dies ist einstimmig angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entsmließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Stix und Genossen betreffend Regie­
rungsvorlagen zur Herstellung der Wett­
bewerbsgleichheit für landwirtsdlaftliChe Ver­
arbeitungsprodukte. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf aum in dritter 
Lesung lihre ZustimmUlIlg erteilen, siro von 
den Sit~en zu erheben. - Dies ist ein s t i m­
mi g auch in dritter Lesung an gen 0 m­
men. 

Nunmehr lasse ich über das Bundesgesetz, 
mit dem das Ausgleimsabgabegesetz geän­
dert wird, abstimmen. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, dlie dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang lihre Zustimmung erteilen, siro von 
den Sitren zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Es wird ebenfalls die sofortdge Vornahme 
der dritten Lesung verlangt. - Einspruch wird 
keiner erhoben. 

Idl bitte jene Damen und Herren, die die- Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorlliegenden Gesetzentwurf auch in dritter sem Entsdlließungsantrag ihre Zustimmung 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, Slich von geben, sich von den Sitzen zu erheben. -

Dies ist die Minderheit. A b gel e h n t. den Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i 9 
a n 9 oe n 0 m m e n. 

Ich lasse jetzt über das Interimsabkommen 
zwischen der Republik Osterreich und den 5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- schusses über die Regierungsvorlage (396 der 
schaft für Kohle und Stahl abstimmen. Beilagen): Bundesgesetz über die Gewährung 

Da auch dieses Interimsabkommen verfas­
sungsändernde Bestimmungen enthält, stelle 
idl die gemäß § 61 Abs. 2 Geschäftsordnungs­
gesetz zur Abstimmung erforderliche An­
wesenheit der Hälfte der Mitglieder des Hau­
ses fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
vorliegenden Interimsabkommen zwismen der 
Republik Osterreich und den Mitgliedstaaten 
der EuropäisChen Gemeinsroaft für Kohle und 
Stahl, dessen Artikel 6, Artikel 20 Abs. 3 
lit. a dritter Unterabsatz, Artikel 20 Abs. 3 
lit. c, Arbikel 22 Abs. 1 dritter Satz verfas­
sungsändernde BestJimmungen enthalten, samt 
Anhang und Protokoll die verfassungsmäßige 
Genehmigung zu erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist ebenfalls - mit 
der erforderliroen Zweidrittelmehrheit 
ein s tim m i 9 a n gen 0 m m e n. 

von Auslandseinsatzzulagen für Angehörige 
österreichischer Einheiten, die zur Hilfelei­
stung in das Ausland auf Ersuchen internatio­
naler Organisationen entsandt werden (455 

der Beilagen) 

Präsident: Somit gelangen wir zum 5. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz über die Ge­
währung von Auslandseinsatzzulagen für An­
gehörige österreichischer Einheiten, die zur 
Hilfeleistung in das Ausland auf Ersumen 
internationaler Organisationen entsandt wer­
den. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ortner. Ich bitte um den Berimt. 

Beridlterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus! ICh beridlte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über die Re­
gierungsvorlage 396 der Beilagen: Bundes­
gesetz über die Gewährung von Auslands­
e:insatzzulagen für Angehörige österreidli-

42. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)68 von 93

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 42. Sitzung - 14. September 1972 3657 

Ortner 

scher Einheiten, die zur Hilfeleistung in das 
Ausland auf Ersuchen dnternationaler Organi­
sationen entsandt werden. 

Die Republik Osterreich stellt auf Grund 
des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 173/ 
1965 internationalen Organisationen biswei­
len Kontingente zur Verfügung, deren Mit­
glieder auf Grund freiwilliger Meldung rekru­
tiert werden. Da weder dieses Bundesverfas­
sungsgesetz noch die besoldungsrechtlichen 
Vorschriften für Bundesbedienstete entspre­
chende Vorsorge für die Gestaltung der Zu­
lagen bei derartigen Auslandseinsätzen tref­
fen, hat die Bundesregierung am 20. Juni 
1972 den obgenannten Gesetzentwurf im 
Nationalrat eingebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage am 13. September 1972 der 
Vorberatung unterzogen. Nach den Ausfüh­
rungen des Berichterstatters und Anfragen der 
Abgeordneten Dr. Keimel und Dr. Broesigke, 
die der Staatssekretär im Bundeskanzleramt 
Dr. Veselsky beantwortete, wurde der Gesetz­
entwurf vom Finanz- und Budgetausschuß un­
verändert mit Stimmeneinhelligkeit angenom­
men. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf (396 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin ermächtigt, zu beantragen, falls 
Wortmeldungen vorliegen, General- und Spe­
zjaldebatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen nunmehr zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist einstimmig 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Ersudlen des Be­
zirksgerichtes Neunkirchen um Aufhebung 
der Immunität des Abgeordneten zum Natio­
nalrat Dkfm. Wilhelm Gorton. 

Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn Ab­
geordneten Frodl, zu berichten. 

BeriChterstatter Frodl: Herr Präsident I 
Hohes Haus! Am 17. Mai 1972 fuhr der Abge­
ondnete zum Nationalrat Dkfm. Wilhelm Gor­
ton mit seinem Personenkraftwagen auf der 
Bundesstraße 17 in Richtung Neunkirchen. Im 
Zusammenhang mit einem Uberholmanöver 
des genannten Abgeordneten ger.iet ein ihm 
entgegenkommender Kraftwagenlenker mit 
se!inem Fahrzeug auf die Straßenböschung und 
wurde auf ein angrenzendes Feld geschleu­
dert. 

MiLSchl1eiben vom 7. Juli 1972 ersucht nun­
mehr das Bezirksgericht Neunkirchen um Aus­
lieferung des Abgeordneten Dkfm. Wilhelm 
Gorton wegen des Verdachtes die Ubertre­
tung gegen die körper};iche Sicherheit nach 
§ 431 des Strafgesetzes begangen zu haben. 

Der Immunitätsausschuß hat dieses Auslie­
ferungsbegehren in seiner Sitzung am 12. Sep­
tember 1972 beraten und nach der bei Vor­
liegen von Verkehrsunfällen gehandhabten 
ständigen Ubung beschlossen, dem National­
rat zu empfehlen, dem gerichtlichen Begehren 
zuzustimmen. 

Der ImmunitätsaussdlUß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Ersuchen des Bezirksgerichtes Neun­
kirchen vom 7. Juli 1972 um Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten zum Nationalrat 
Dkfm. Wilhelm Gorton wegen § 431 des Straf­
gesetzes (Verkehrsunfall) wird stattgegeben. 

angenommen. Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be-

Es wird die sofortige Vornahme der dritten auftragt zu beantragen, die Debatte in einem 
Lesung verlangt. - Kein Einwand. durchzuführen. 

ICh bitte jene Frauen und Herren, die dem Präsident: Es liegen keine Wortmeldungen 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter vor. Wir gelangen zur Ab s tim m u n g. 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von. 
den Sitz·en zu erheben. - Ein s tim m i g 
a n gen 0 m m e n. Der Gesetzentwurf ist so­
mit auch in dritter Lesung angenommen. 

6. Punkt: Beriebt des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Bezirksgerichtes Neun­
kirchen um Aufhebung der Immunität des Ab­
geordneten zum Nationalrat Dkfm. Wilhelm 
Gorton wegen Ubertretung des § 431 Straf-

gesetz (Verkehrsunfall) (449 der Beilagen) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, der 
strafgerichtliChen Verfolgung des Mitgliedes 
des Nationalrates Dkfm. Wilhelm Gorton 
wegen Ubertretung des § 431 Strafgesetz (Ver­
kehrsunfall) im Sinne des Ersuchens des Be­
zirksgerichtes Neunkirchen zuzustimmen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g 
a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
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Dringlh:be Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Marga Hubinek, Dok­
tor Gruber und Genossen an den Bundesmini­
ster für Unterricht und Kunst betreffend 

Durchführung der Gratisscbulbudlaktion 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Be­
handlung der dringlichen Anfrage. 

Ich bitte zunächst den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, die An­
frage zu verlesen. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! 

Dl'Iingliche Anfriage der Abgeordneten Dok· 
tor Marga Hubinek, Dr. Gruber und Genossen 
an den Bundesminlister für Unterricht und 
Kunst betreffend Durchführung der Gratis­
schulbuchaktion. 

Die OVP hat die sozialistische Fraktion 
wähl'lend der Verhandlungen zum Familien­
lastenausgleichsgesetz, mit dem das Gratis­
schulbuch €lingeführt wurde, ausdrücklich auf 
die Schwier.igkeiten beziehungsweise V'erwal­
tungskosten aufmerksam gemacht, die mit der 
"Schecklösung" verbunden sind, und als Alter­
native dazu das sogenannte "Ausbildungs­
pauschale" vorgeschlagen. 

Der Vorteil dieses Alternativvorschlages 
wäre darin gelegen, daß lebenso wie bei der 
"Schecklösung" ein Rechtsansprudl des Schü­
lers auf e.in Gratisschulbuch entsteht, im 
Gegensatz zu dieser er aber die Ubergangs­
schwierigkeiten, die, wie die derzeitigen Er­
fahrungen Zeligen, zu einer substantiellen Stö­
rung des Unterrichts führen, vermieden hätte, 
administrabel und weitaus wirtschaftlicher 
wäre. 

Den Vorschlag der OVP, den Eltern zu Be­
g,inn des Schuljahres ein Ausbildungspauschale 
zu überweisen, wurde von den Sozialisten mit 
der Begründung abgel1ehnt, daß die Scheck­
lösung e1ine zweckwidrige Verwendung der 
Finanzmittel ausschließe und außerdem den 
Kindern das pädagogisch so wertvolle "Eigen­
tumsedebnis am Schulbuch" ermöglidle. 

Wegen des grundsätzlichen EinveI1Ständnis­
ses, den Schülern. das Schulbuch kostenlos zur 
Verfügung zu stellen, hat die OsterreiChisChe 
Volkspartei trotz der schwerwiegenden Be­
denken gegen den enormen Verwaltungsauf­
wand und die verschwenderische Handhabung 
von Familiengeldern dem Modell der "Scheck­
lösung" ihre Zustimmung gegeben. Zudem hat 
der Bundesminister für Unterridlt und Kurust 
die rechtzeHige und sorgfältige Vorbereitung 
der AktJion zugesagt und eine wirtsdlaftliche 
Verwendung der Bestände der Schülerladen 
beziehungsweise des antiquarischen Buch­
bestandes in Aussicht gestellt. 

Die nunmehrigen Erfahrungen reigen aber, 
daß die Befürchtungen der Osterreichischen 
Volkspartei hinsichtlich der Administrierbar­
keit der "Sdlecklösung" eingetreten und die 
vom Bundesminister für Unterricht und Kunst 
gemachten Zusagen, die eine klaglose Durch­
führung der Gratisschulbuchaktion garanHeren 
sollten, zu spät oder unzulänglidl erfüllt wor­
den sind. Die Erhebungen des Budlbedarfes 
sind zum Teil überhaupt u'Ilterblieboo oder 
so spät erfolgt, daß eine Zusammenarbeit und 
Koordination zw.i,schen Schule und Buchhandel 
in vielen Fällen nicht möglich war. 

Die Konsequenzen haben nunmehr die Schü­
ler zu tragen. Sie müssen bis zu drei Monate 
auf die notwendigen Schulbücher warten und 
eine dadurch bedingte negative Beeinträchti­
gung des Unterrichts in Kauf nehmen. 

Einen Beweis für die schlechte Vorbereitung 
der SchulbuChaktion sehen wir auch in der 
Tatsadle, daß das Bundesministerium für 
Finanzen Ende August 1972 gezwungen war, 
nochmals eine zus.ammenfassende Dberskht 
über die Bestimmungen des Gratisschulbuches 
zu erstellen, damit die betroffenen Lehrer, 
Eltern und Schüler eine entsprechende Orien­
tderungshilfe besitzen. 

Am 30. August 1972 schrieb die "Wiener 
Zeitung": 

"MH dem Näherkommen des Schulbeginns 
stellt sich heraus, daß in weiten Klleisen noch 
'immer Unklarheit über die Regelungen zur Er­
langung von Gratisschulbüchern und dJie neuen 
Bestimmungen über die Gewährung von SChul­
freifahrten beZiiehungsweise SChulfahrtbeihil­
fen herrscht." 

Darüber hinaus sind die Durchführungs­
bestimmungen hinsichtliich der Administration 
der Schulbuchgutsdleine, ihrer Ausgabe, Ver­
rechnung, Rückerstattung oder Vernichtung ,im 
Fall von Beschädigung des SCheckformulars 
derart aufwendig und umständlich, daß auch 
von dieser Seite her mit negativen AUSWlir­
kungen auf die Unterrichtsgestaltung gerech­
net werden muß. 

Wi'e bürokratisch das Schecksystem werden 
kann, zeigt etwa jener Passus aus den ergän­
zenden Durchführungsbestimmungen des 
Stadtschulrates für Wien (28. August 1972), 
in dem auf die Vernichtung unbrauchbar ge­
wordener oder übriggebliebener Gutschein­
formulare Bezug genommen wird: 

"Die Schulen haben alljährlich 'die nicht 
Vlerbrauchten Gutscheinformulare in Gegen­
wart von zwei verantwortlichen Organen des 
Schulerhalters (der Schule) zu verniChten (am 
besten Verbrennung) und darüber ein Proto­
koll aufzunehmen, das von beiden Organen 
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Sdtriftiilbrer 
zu unterfertigen ist. In diesem Protokoll sind 
die Titel der Schulbücher anzugeben, für deren 
Erwerb die Gutscheine bestimmt waren, und 
die jeweHige Anzahl der vernichteten Gut­
scheine pro Titel." 

Ein gravtierender Umstand ilst auch darin zu 
erblicken, daß die Kostenschätzungen des 
Bundesministers für Unterricht und Kunst zum 
T.eil um über 50 Prozent übertroffen werden. 
So heißt es zum Beispiel in der Aufstellung 
des Bundesministeriums für Unterrlicht und 
Kunst veröffentlicht im "ibf"), daß für die 
4. Klasse Handelsakademie pro Schüler mit 
einem Kostenaufwand von etwa 900 S zu rech­
nen sei. Tatsächlich wurden aber Schulbuch­
schecks im Wert von insgesamt 1405 S pro 
Schüler dieser Klasse ausgestellt, wobeli die 
Kosten für den Schulatlas noch gar nicht 
inbegriffen sind. Es ist also damit zu rechnen, 
daß die Kosten für die Gratisschulbuchaktion 

3. Welche Schritte werden Sie unternehmen, 
um sicherzustellen, daß den Schülern aus der 
Beeinträchtigung der Unterllichtsgestaltung 
- bedingt durch das Fehlen eines Großteils 
der Schulbücher und die Verwaltungsmehr­
arbeit der Lehrer - keine NadlteHe in ihrer 
Ausbildung erwachsen? 

4. Können Sie bereits elinen Dberblick über 
die Gesamtkosten der Gratisschulbuchaktion 
geben, weil zu befürchten ist, daß die ur­
sprünglichen Schätzungen unreallistisch und 
viel zu tief angesetzt sind? 

5. Welche Schrtitte haben Sie bei Gemeinden 
und Ländern unternommen, um d.ie nunmehr 
freiwerdenden Finanzmittel, die früher von 
den Gebietskörpersd1.aften für die Anschaf­
fung von Schulbüchern zur Verfügung gestellt 
worden sind, zur Bedeckung anderer Bil­
dung'sausgaben zu erhalten? 

weit mehr als die ursprünglich angenomme- 6. Sind Sie bereit, sich beim Bundesmini­
nen 600 MliHionen Schilling betr.agen werden. ster für Finanzen dafür zu verwenden, daß der 

Das Argument der SPO, der Schüler ge­
wänne eine besonders wertvolle Einstellung 
zum Eigentum, wenn das Schulbuch in seinen 
Besitz überginge, ist schon allein deswegen 
wenig überzeugend, weil er durch das Beispiel 
des BundesmiIllisteriS für Unterricht und Kunst 
und die geltende RJegelung zum Gratisschul­
buch viel eher zur VerschwendUillg als zur 
Sparsamkeit erzogen wird. Auf Grund der 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen sind 
nicht nur die Bestände der Sdlülerlalden, son­
dern auch die großen antiquarischen Schul­
buchlager der Buchhandlungen wertlos. Dazu 
kommt noch der weli.taus größere Schaden, der 
aus der Tats,ache resultliert, daß die überwie­
gende Anzahl der Schulbücher nur für ein 
Jahr in Gebrauch sind und Idann keinen Ver­
wendungswert mehr besitzen. Die volkswirt­
schaftlichen Kostelll, die daraus entstehen, 
sind noch gar nicht abzuschätzen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher an den Bundesminister für Unterricht 
und Kunst folgende 

A ntr a ge: 

1. Worauf führen Sie es zurück, daß ein 
Großteil der für den Unterricht erforderlichen 
Schulbücher ·erst in ein bis drei Monaten im 
Buchhandel erhältlich ,Selin wird, wodurch es 
zu erhebllichen Störungen in der Unterrichts­
erteilung kommt? 

2. Wurden Sie von Schulleitungen bezie­
hungsweise Lehrern davon in Kenntnis ge­
setzt, daß die mit der AdminJistration tausen­
der Schulbuchschecks verbundene Mehrarbeit 
ebenfalls die Unterrichts- beziehungsweise 
Lehrverpfliehtung1en belastet? 

mit der Administration der Schulbuchscheck.s 
verbundene zusätzliche Zeitaufwand den Leh­
rern und Schulleitern abgegolten w.ird? 

7. Sind Sie bereit, im Sinne Ihrer Zusage 
vom 9.7. 1972 Verhandlungen mit den Betrof­
fenen aufzunehmen und die Grabisschulbuch­
aktion so zu glestalten, wie die Mehrheit der 
Eltern, Lehrer und Schüler es für zweckmäßig 
erachtet? 

8. Haben Sie ;an einer Vereinbarung zwi­
schen dem Bundesministertium für Finanzen 
und dem Buchhandel mitgewirkt, wonach die­
ser auf alle Schulbuchs checks einen 10proz,en­
tigen Sonderrabatt gewähren muß, und ilst 
sichergestellt, daß diese Beträg1e zur Gänze in 
den Familäenlastenausgleichsfonds zurückfJJie­
ßen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 73 der Geschäftsordnung 
dringlich zu behandeln und dem Erstunter­
zeichner Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

Präsident: Danke. 

Ich erteile nunmehr der Frau Abgeordneten 
Dr. Hubinek als erstem Anfragesteller zur 
Begründung der Anfrage gemäß § 73 der Ge­
schäftsordnung das Wort. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP): 
Hohes Hausl Meine sehr geschätzten Damren 
und Herrenl Wir haben heute die Anfrage 
eingebracht aus der Sorge um jene Schüler 
vorwiegend in den östlichen Bundesländern, 
die das Schuljahr begonnen haben und bisher 
auf den Großteil ihrer Bücher verzichten müs­
sen. 
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Dr. Marga Hubinek 
Wir haben aber auch die Anfrage an den 

Herrn Bundesmil1!ister gerichtet aus der Sorge 
um jene Eltern, die verzweifelt von Bum­
handlung zu Buchhal1!dlung eilen, in eine ge­
wisse Panlikstimmung geraten, weil sie um 
den Lernfortschritt ihrer Kinder besorgt sind, 
und nicht in der Lage sind, die Schulbuch­
scheCks einzulösen. 

Wir haben uns aber auch zum Spr,achrohr 
der Verärgerung der Schulleiter und Lehrer 
gemacht, die sich von der Hypertrophlie der 
Verwaltungs aufgaben überfordert sehen. 

Wenn heute eine auflagenstarke Wliener 
Tageszeitung schreibt "Schulbücher-Chaos un­
vermeidbar", dann sind dies, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, zwei Behauptun­
gen. Die erste Behauptung stimmt, es gibt ein 
Schulbuch-Chaos. Die zweite Behauptung, daß 
dieses unvermeidbar ist, stimmt nicht, denn 
dieses Chaos wäre durchaus vermeidbar ge­
wesen. Ich darf Sie in diesem Hause an jene 
Debatte erinnern an einem heißen Julisonntag, 
es war dies der 9. Juli, an welchem Tag wir die 
Schulbuchaktion beschlossen haben. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß zu diesem Zeitpunkt 
in den östlichen Bundesländern bereits zwei 
Wochen die Sommerferien angedauert haberl. 

Die Bundesregierung hat ja lange die Scbul­
buchaktion angekündigt. Es scheinen hier 
innerparteiliche Dissonanzen maßgebend ge­
wesen zu sein, daß man auf die Einbringung 
einer Regierungsvorlage verg,essen hat. Man 
wählte dann ~inen Weg, der zweifellos durch 
die Geschäftsondnung gedeckt ist, und hat als 
Abänderungsantrag bei der Novelle zum 
Familienlastenausgleichsfonds auch die Schul­
buchaktion beschlossen. Dieses Verfahren 
hatte, wenn Sie wollen, für die sozialistische 
Fraktion den Vorteil, daß man dals Begut­
achtungsverfahren umgangen hat. 

Vielleicht, sehr geschätzter Herr Bundes­
minister für Unterricht, wäre es von Vorteü 
gewesen, die Einwände der begutachtenden 
Stellen zu hören, nämlich die Einwände jener 
Stellen, die diese Aktion ,administrieren sol­
len. Viielleicht hätte man, hätte man diese 
Einwände zeitgerecht gewußt und gekannt, 
das Debakel, das sich heute darbietet, vermei­
den können. 

Als das Bundesministerium knapp vor 
Schulschluß ~ine Information - nicht einen 

war aber:in den östlichen Bundesländern Ende 
Juni. Es waren daher die Schulen gar nicht 
in der Lage, Ende Juni die Auflage der Bücher 
bekanntzugeben, ul1!d es nimmt einigermaßen 
wunder, wenn die Schulbuchverleger bereits 
am 14. Juli dem Finanzmin:isterium ihren Be­
darf an Gutscheinen bekanntgeben sollten. 

Der eig,entlriChe Erlaß des Unterrichtsmini­
steriums :ist gezeichnet mit 28. August. Er ist 
also e.ine Woche später in den Händen der 
Direktionen gewesen, und es nimmt wieder 
nicht wunder, daß zu diesem Ze:itpunkt dJie 
Schulen beginnen, daß aber die Schulbücher 
vermutlich noch lange nicht vorhanden sind. 
Die Folge dieser übereilten und überstürzten 
Beschlußfassung war dann doch, daß die Ver­
lage und Buchhändler gar nicht die Auflage 
abschätzen konnten. Der Bedarf ist drei- oder 
viermal höher, als sie ihn schätzten. Es zeigt 
sich heute, daß ein Drittel bis zur Hälfte der 
angeforderten Bücher nicht vorhanden ist, ver­
griffen ist. 

Ich glaube, es soll hier nochmals ganz aus­
drüCkliich betont werden, daß sich die Oster­
reichtisChe Volkspartei zum unentgeltlichen 
Schulbuch bekennt. Aber ich glaube, es soll 
auch gesagt werden, daß die Durchführung der 
Aktion dilettantisch ist. (Beifall bei der OVP.) 

Wir haben Ihnen, sehr geschätzte Damen 
und Herren der sozialistischen Fraktion, bei 
den parlamentaIlischen Beratungen im Finanz­
ausschuß unsere Bedenken sehr deutlich ge­
sagt. Der Herr Bundesminister für Unterricht 
war im AussChuß sehr optimistisch, daß diese 
Bedenken keine Gültigkeit haben werden und 
daß zu Schulbeginn alle Schulbücher vorhan-
den sein werden. . 

Diese Bedenk'en waren maßgebend, daß wir 
in der zweiten Lesung des Gesetzes gegen die 
Aktion gestimmt haben. Wir haben, weil wir 
uns grundsätzlich zum unentgeltlichen Schul~ 
buch bekennen, lin der dritten Lesung dafür 
gestimmt. 

Ich glaube, heute können wir sagen, daß die 
Leidtragenden dieses dHettanti,scb:en Vor­
gehens, sehr geschätzter Herr Milllister, die 
Schüler, die Eltern und die Lehrer sind. Die 
Schüler, weil in den östlichen Bundesländern 
für sie der Schulbeginn nicht ident ist mit 
dem Unterridltsbeginn. 

Erlaß, dazu war es niebt berechtigt -, eine Die Buchhändler sagen den verzweifelten 
Information an die Schulen ergehen ließ, Eltern: "Na ja, sechs Wochen, acht Wochen, 
waren die Schulen einigermaßen verwirrt, aber ganz sicher werden die vergriffenen Titel 
denn es gab dabei einige Widerspruche. Als zu Weihnachten vorhanden sein." W:ir k,ehren 
man sidl bei der Landesschulbehörde erkun· damit zurück in eine Zeit, die Wlir - wie iCh 
digte, waren auch diese Beamten überfragt, glaube - lang überwunden haben, nämlich 
denn die Regelung ist bekaootlich erst am zum Kreideunterr.icht. Diese Rückkehr zum 
9. Juli hier beschlossen worden. Schulschluß Kreideunterricht list besonders grotesk, wenn 
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Dr. Marga Hubinek 
wir sehen, daß man audiovisuelle Lehrmittel werden wir uns gerne überraschen lassen. 
einsetzt, die den Unterricht revoltieren; (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: "Hurra, die Schule 
Spradllabors und ähnliche Einrichtungen wer- brenntl") 
den verlangt und sind Instrumente der moder- Wenn. Sie, sehr geehrter Herr Minister, die 
nen Pädagogik. Lehrer zusehends mit adminlistrativen Auf-

Wenn nun der Lehrer keiin Lehrbuch im gaben betrauen - ich denke an die Durchfüh­
Unterricht zur Verfügung hat, und das unter rung der Sdmlbudlaktion, aber auch an die 
Umständen ein ganzes Trimester, muß er also Durchführung der Aktionen der Schülerfrei­
diktieren, was natürlich wertvoUe Unterrichts- fahrten, des Schülerbeihilfenglesetzes -, so 
zeit kostet. Denken Sie an Mathematik oder stehen Sie im WideliSpruch zu den Forderun­
Buchhaltung, wo er nicht nur die Beispiele gen der Schulreformkommissdon. Die Sdlul­
diktieren muß, sondern auch gleich die ganzen reformkommission hat nämlich sehr deutlich 
Hausaufgaben, und dies in einer Zeit, wo verlangt: Machen Sie die Lehrer wieder zu 
ein wachsender Lehrstoff die SChüler über- Pädagogen und machen Sie si'e nicht zu Be­
fOlldert, wo wir immer mehr in den Schulstati- amtenl (Beifall bei der OVP.) 
stiken hörelIl und lesen, daß nur ·ein Teil der Ich glaube, wh sollten heute an dEm Herrn 
Schüler das Lehrzi.el ern~licht und ein Teil Minister auch :die Frage richten, ob er wirklich 
und ein immer größerer Teil auf der Strecke das Eigentumserlebnis Ides Kindes am Buch 
liegenbleibt. In dieser Zeit entziiehen wir die für so wertvoll ansieht, daß es eine ausrei­
Lehrer ihren pädagogischen Aufgaben. chende Kompensation für alle Unzulänglich-

keiten list. Ich weiß nicht, ob dieses Eig·en-
Die melisten Eltern sind natürlich in einer turnserlebnis am Mathematik-, Chemie-, Buch-

Panikstimmung, w,enn ste die Gutsdleine nidlt haltungs- oder Sdlriftverkehrsbuch so groß ist, 
einlösen können. Ich muß sagen, sehr geschätz- oder ob wir hier nicht eine negative Kompo­
ter Herr Unterrichtsminister, ich bin lin einer nente ansprechen, daß man nämlich, wenn 
ähnhlchen Situation. Ich lade Sie gerne ein, man nach einem Jahr neue Bücher wieder 
mir behilflich zu sein, die Gutscheine meiner wegwirft, die Einstellung bekommt zu den 
Tödlter einlölsen zu können. (Beifall bei der G .+oe k d' M ..:I,' All . h't 'bt eSUl n en, le =nem uile gemeIn el gl , 
OVP.) daß man sie eben mißaChtet und wegwirft. 

Es nimmt also nicht wunder, daß die Schu- Es ist auch eine groteske Situation inner-
len und die Lehrer unter der Hypertrophie der. halb der Familien: Man gibt zwar die Schul­
Verwaltung stöhnen. Das Ministerium hat sich bücher nicht weiter, sondern wlirft sie weg, 
die aufwendigste Methode einfallen lassen, man gibt aber unter Umständen den Winter­
die es nur gab. Die Gutsdleine müssen nidlt mantel an jüngere Geschwister weiter. 
nur sortiert werden, sie müssen ausgefüllt Man sollte auch sehr deutlich auf einen von 
werden, sie werden dreifach gestempelt, zwei- uns gemachten Vorschlag verweisen, um alle 
mal mit der Direktionsstampiglie, einmal mit Behauptungen zu widerlegen, daß wir uns 
dem Datumsstempel, und sie müssen auCh die nidlt zum unentgeltlichen Schulbuch beken­
Unterschrift des Schülers tragen. Idl frage Sie, nen. Idl darf Sie daran er.innern, daß die Oster­
sehr geschätzter Herr Unterridltsminister: Wie re'Ü:fJJische Volkspartei sdlon bei den Beratun­
unterschreibt denn der Schüler der ersten gen zum Budget 1972 verlangt hat, daß die 
Volkssdmlklasse, der unter Umständen seinen Beträge, die durch das Schülerbeihilfengesetz 
Namen noch gar nicht sChreiben kann? (Zwi- nicht ausgeschöpft wunden, zur Dotierung der 
schenrute bei deI OVP. - Abg. DI. K 0 h 1- Schülerladen zu verwenden seien. Ich weiß 
m a j er: Mit drei Kreuzen!) schon, daß diese Maßnahme weniger spekta­

Einigermaßen kurios ist auch der Erlaß einer 
Landessdlulbehörde, der das Vorgehen regelt, 
wie man überflüssige Gutscheine vernichtet. 
Die Landesschulbehörde möchte jeden Miß­
brauch mit nicht verwendeten Gutscheinen 
hintanha1ten, und so muß am Ende des Schul­
jahres, das ist M,itte Juni, in den Schulen ein 
Autodafe veranstaltet werden. Mittels eines 
Freudenfeuers müssen unter Beiziehung 
zweier Vertreter des Schulerhalters - selbst­
verständlich wird darüber ein Protokoll auf-
genommen - di,e überflüssigen Gutscheine 
verbrannt werden. Wiie dies im Juni in jenen 
Sdlulen geschieht, die im allgemeinen schon 
über eine Zentralheizung verfügen, davon 

kulär gewesen wäre, aber es wäre die effizien­
tere Methode gewesen, und wir würden uns 
die heuNgen MIißstände vermutlich eflsparen. 

Ich kann Sie auch leider nicht des Vorwur­
fes entkle~den, Herr Minister, daß Sie die 
Regelung nur sehr oberflächlidl vorgenom­
men haben. Sie haben die Schätzungen, die 
Sie uns vorgelegt haben, elinigermaßen opti­
mistisch gesehen. Wir dürfen daher in unse­
rer Anfrage auch nach den Kosten dieser 
Aktion fragen. Ich habe den Eindruck, daß Sie 
allzu optimistisch di!e Kosten pro J,ahrgang 
und pro Schüler präliminliert hatten. Ich darf 
dies stellvertretend an einem Beispiel bewei­
sen. Sie haben für die vierten Klassen der 
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Handelsakademien den Betrag von 900 S vor­
gesehen. In Wirklichkeit betragen die Kosten 
bereüts ohne Atlas 1405 S. Im glaube daher, 
daß Ihr Eindruck über die Gesamtkosten doch 
sehr oberflächlicher Natur war. 

Ich darf Sie ,auch, sehr geehrter Herr Unter­
richtsminister, fragen, in welcher Weise es 
Ihnen gelungen ist, Einfluß auf jene Gebiets­
körperschaften zu nehmen, die bisher schon 
aus ihren Budg1etmitteln Gratis schulbücher für 
die Ptlichtschulen zur Verfügung stellten. Wer­
den jene Gebietskörperschaften die eingespar­
ten Beträge dem Budget inkamerieren, oder 
wird es Ihnen gelingen, Iden Einfluß wahr­
zunehmen, daß man diese Mittel für Bildungs­
aufgaben reserviert'? Im darf Ihnen nur sagen: 
Im Berelim der Gemeinde Wien gelang es 
ll'imt, diese Mittel tatsädIlidI für Bildungsauf­
g,aben zu reservi'eren. Die Gemeinde Wien 
hat jede Zweckbindung dieser ersparten Be­
träge abgelehnt, und ich darf Sie fragen, sehr 
geehrter Herr Minister, ob Sie in anderen Ge­
bietskörperschaften erfolgreicher agiert haben. 

Wlir wollten mit dieser Anfrage auch errei­
chen, daß das Ministerium mit den Mitteln 
des Familiienlastenausgleiches, der, wie Sie 
selbst immer wieder sagten, vorwiegend aus 
dem Lohnverzicht der Arbeitnehmer gespeist 
wird, sorgsamer umgeht. Es sind jene Mittel, 
die zur Förderung der Fami1i'en bestimmt sind. 
Wiir 'sollten diese Mittel so verwenden, daß 

rem Vorsmlag nlicht einen Geldschein, son­
dern Gutscheine in die Hand gedrückt. Wir 
müssen Sie daher heute im Namen aller 
Eltern auffordern, dafür zu sorgen, daß sich 
diese Aktionen, die sich die Eltern ja selbst 
finanzieren, nidIt zum Smaden aller lern- unrl 
bildungswlilligen Schüler ausweiten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Ich glaube, das Parlament hat ein Recht, von 
Ihnen, sehr geehrter Herr Minister, heute prä­
zise Antworten zu erfragen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz. Bitte. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Gestatten Sie mir eine einleitende Bemerkung. 
Ich möchte sie so formulieren: Bin bißchen 
kommt mir die heutige dringliche Anfrage 
so vor, wie sie hätte sein können im Jahre 
1869 bei der Einführung der allgemeinen 
Schulpflicht (Zustimmung bei der SPO - iro­
nische Heiterkeit bei der OVP), wenn auch 
damals eine Woche nach Einführung dieser 
ungeheuer bedeutenden Maßnahmen gefragt 
wanden wäre, warum noch nicht alle Klassen 
und alle Smulen da sind, die notwendig sind, 
damit die allgemeine Schulpflicht auch tatsäch­
lich überall verwirklicht werden kann. (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenrufe bei der OVP. -

sie einen optimalen Effekt hervorrufen. (Bei- Abg. Dr. Sc h w i m me r: So unfähig war man 
fal1 bei der OVP.) Ich meine, daß Sie vielleicht damals nicht! - Präsident Hr. Mal eta 
heute, rückwirkend betrachtet, einsehen, auch übernimmt den Vorsitz.) 
wenn Sie dies nicht zugestehen können, daß 
jene LösUlng, die dJi,e Osterreichlische Volks- Meine Damen und Herren! Ich möchte mit 
partei vorgeschlagen hat, die nämlich die Ge- dieSier Bemerkung zum Ausdruck bringen, daß 
währung einer Ausbildungsbeihilfe für alle es auch mir. klar ge:ves:n ist - und i~ ~abe 
Schulkinder vorgesehen hat und damit die das auch I1lIe verheImlIcht -, daß bel emer 
Kosten des Schulbeginnes decken wollte, die solche~ Aktion, die ja .~ich~ für ein Jahr, son­
unbürokratischere Lösung gewesen wär,e und I dem fur Jahrzehnte, fur dIe Zukunft gedadlt 
das heutJige Schulchaos vermieden hätte. ist, Anfangsschwierigkeiten auftreten. 

Wir haben Sie auch gefragt, sehr geehrter 
Herr Minister, ob Sie bei jener Vereinbarung 
mitgewirkt haben, die die Buchhändler mit 
dem Bundesministerium für F1inanzen schlie-
ßen mußten, wonach sie dem Finanzministe­
rium einen Sonderrabatt von 10 Prorent ein­
räumen müssen. Werden Sie mit Hilfe des 
Finanzmiruisters dafür sorgen können - ich 
weiß schon, daß dieser für den Fflmilienlasten­
ausgleich ressortzuständigist -, daß diese 
Mittel nicht inkameriert werden, sondern daß 
diese Mittel wieder dem Familienlastenaus­
gleichsfonds zugeführt werden? 

Frau Abgeondnete Dr. Hubinek! Ich habe ja 
auch in der Nationalr,atssitzung am 9. JuLi 
wörtlich gesagt - ich bIiinge es in Erinne­
rung -, "daß dann, wenn sich auf Grund 
dieser ersten Einführung der freien Schul­
bücher Schwierigkeiten ergeben sollten aus 
der Praxis, die wir dann aus der Erfahrung 
heraus kennenlernen, wir sehr wohl bereit 
sind, darüber zu reden - wie bei den freien 
Schulfahrten -, wie das besser gemacht wer­
den soll." Ich habe das damals gesagt, weil 
mir durchaus bewußt ist, daß bei dieser 
schwieriigen organisatorischen Materie sicher­
lich da und dort Engpässe oder Fehler auf-

Herr Minister! Sie haben dem Bürger dieses treten können. Das habe ich nlie verheimlicht. 
Landes nicht genug Mündigkeit zugetraut, daß Das habe ich immer wieder in den Wochen 
er nicht den sozialen Fortschritt in Alkohol vor der Einführung der Gratisschulbuchaktion 
umsetzt. Sie haben ihm daher entgegen unse- bei Pressekonferenzen, hier .im Parlament und 
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überall in der Off.entHchkeit gesagt. (Abg. fang Schw.ienigkeiten 'Slind! Unsere Schulen 
K ern: Das ist eine reine Irreiührung! - werden aber nunmehr für alle Zukunft bestens 
Weitere Zwischenrufe bei der DVP.) mit allen notwendigen Schulbüchern ausge­

Und nun noch eine Bemerkung. Frau Abge­
oronete! (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
OVP. - Abg. G rat z: Zuerst stellen Sie eine 
Frage, und dann wollen Sie die Antwort nicht 
hören! - Abg. Dr. K o.r e n: Das war noch 
keine Antwort! - Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

stattet sein. (Lebhafter Beifall bei der SPD. -
Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Wer zahlt es denn 
jetzt? Auch die Eltern!) 

Ich möchte nun zu den einzelnen in der 
dringlichen Anfrage gestellten Fragen Stellung 
nehmen. 

Zur Frage 1: Die in der Frage aufgestellte 
Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen Behauptung, daß ein Großteil der für :den 

gebend): Meine Damen und Herren! Bitte siro UnterIlicht erforderlichen Schulbücher erst in 
etwas zu beruhigen! (Abg. Dr. G r u be r: Soll ein bis drei Monaten im Buchhandel erhält­
sich der Herr KJubobmann hier zurückha1- lich sein wird (Abg. Dr. Mus s i 1: Für die 
ten! - Weite.re Zwischenrufe bei der DVP.) Ministerkinder sicher nicht!), entspricht nicht 
Am Wort ist der Herr M.inlister! Ich bitte um den Tatsachen. Es kann Vlielmehr gesagt wer-
etwas Ruhe! den, daß der größere Teil der erforderlichen 

. " Schulbücher im Rahmen der Schulbuchaktion 
BundesmInIster Dr.. Smowatz (fortsetzend): erworben werden konnte; doch ergab 'sich 

Ich glaube doch, meme Damen und Herren, . t t d . . ch' ch ch 
d ß . t ht f d' .. drch B .. - WIe erwar e un WIe 1 Ja au s on 

a es mIr zus e. ' au le mun I e eg:un-, gesagt habe _ bei einigen THeIn und in ein-
dung der Fr,au Abgeordnet~n D.r. Hubmek zeInen Regionen ein Engpaß bei der Beliefe­
Antwort zu geben. Das mache Ich hIer. rung. (Abg. Ha h n: Verschiedene Gymnasien, 

Ich bin dabei, auf einen anderen Hinweis, wie in der Rah1gasse, haben noch nicht einmal 
Frau Abgeordnete, einzugehen. Sie haben von Gutscheine!) 
Ihren Kindern und von den Schwierigkeit'en Wie mir setitens des Buchhandels ver­
gesprochen, die Sie dabei gehabt haben. (Abg. sichert wird, kaIm. damit geredlnet werden, 
Dr. Marga Hub in e k: Ich habe sie noch!) daß dieser Engpaß lin vier bis larot Wochen 
Auch ich habe zwei Kinder, Idie in Eisenstadt beseitigt wird. 
zur Schule gehen, der Bub in die 2. Klasse 
Gymnasium und das Mädel in die 6. Klas'se. 
Ich kann Ihnen mitteilen, damit Sie sehen, 
daß es nicht überall so ist, wie Sie es heute 
darst€llen, daß dJiese bei den KJinder alle ihre 
Bücher - bis auf den Atlas für den Buben -
bekommen haben. (Anhaltende Heite,rkeit bei 
der DVP. - Abg. 0 f e n böe k: Das ist ein 
Beweis! - Abg. Dr. G r u b e r: Na net! -
Präsident Dr. Mal eta gibt das Glockenzei­
chen.) 

Meine Damen und Herren! Es ist doch 
.selbstverständlich, daß es regiona1e Unter­
schiede .in der Versorgung gäbt, daß nicht 
überall in Osterreich sofort ,alle Bücher zur 
Verfügung stehen, weH ja ein ungeheurer 
Nachholbedarf besteht. Es ist ja so, daß heute 
bereits mehr Bücher in unseren Schul,en sind, 
als das jemals zuvor der Fall gewesen ist. 
(Beifall bei der SPD.) 

Dazu bemerke ich, daß schon jetzt - ich 
habe es vorhin gesagt - weitaus mehr Schul­
bücher dn den Händen der Schüler Isind und 
damit lin der Schule verw.endet werden kön-
nen, als das je in der Vergangenheit zu Be­
ginn eines Schuljahres der Fall war. (Beifall 
bei der SPD. - Abg. L ins bau e r: Das ist 
eine falsche Behauptung!) 

Außerdem bitte ich in Erwägung zu ziehen, 
daß auch in den vergangenen Jahren zu Be­
ginn ,sines Schuljahres ein~elne Titel - wenn 
man von Wien absieht, wo eine eigene Aktion 
für die Pflichtschüler bestanden hat - nicht 
überall vorhanden waren und erst zu ,einem 
späteren Zeitpunkt ausgeliefert weIlden konn­
ten. Es kaJIln daher auch nicht von einer erheb­
lichen Störung in der Unterl'ichtserteilung ge­
sproChen werden. (Abg. Dr. Mus s i 1: Was 
denn sonst?) 

Ich möchte damit sagen: Wir haben gerade Zur Frage 2: Zweifellos bringt die DurCh-
durch diese Aktion festgestellt, daß die Ver- führung der Schulbuchaktion einen gewissen 
sorgung unserer Schulen mit Schulbüchern Aufwand an administrativer Tätigkeit der 
sehr schlecht gewesen ist und daß wir durch Lehrer mit sich. Es sNmmtauch, daß einzelne 
die Einführung der Gratisschulbuchaktion nun- Schulleitungen darauf hingeWiiesen haben. 
mehr daran sind, das gutzumachen. Wenn ich Sicher ist aber, daß fallweise Teile der Unter­
daran denke, daß dieses Gutmachen unsere r.iChtszeit für diese administrative Arbeit ver­
EItern hätten bezahlen müssen, dann muß ich wendet weIlden. Dies geschieht aber am Be­
sagen (Abg. Dr. K 0 h I mai e r: Wer zahlt es I ginn des Schuljahres und war letzten Endes 
jetzt?): Nehmen wir es in Kauf, daß am An- auch. schon bisher dort notwoodig, wo eine 
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Leihbuchaktion stattgefunden hat. Gemessen 
an der pädagogischen und sozialen Bedeutung 
der Schulbuchaktion darf aber wohl guten Ge­
wissens festgestellt werden, daß dieser Zeit­
aufwand durchaus in Kauf genommen wer­
den kann. (BeiJall bei der SPo.) 

Zur Frage 3: Diese Frage wurde bereits 
durch die bisherigen Ausführungen beantwor­
tet. Ich ,stelle aber noch einmal mit aller Klar­
heit fest. daß durch die nunmehr gegebene 
intensive Ausnützung der bereitgestellten 
Schulbücher eventuelle Verluste am Beginn 
des Schuljahres später mehr als wettgemacht 
werden können. (Abg. Dr. G ru b e r: Wieso? 
Das ist eine ganz komische Antwort!) 

Zur Frag'e 4: Konkrete Angaben hinsicht­
lich der endgültigen Kosten der SChulbuch­
aktion können verständlicherweise noch nicht 
gemacht werden. Es zeigt sich alleDClingls jetzt 
schon. daß die Schulbuchversorgung bisher 
- ich habe es sChon gesagt - unbefriedigend 
gewesen ist und daß daher bereits jetzt - wie 
ich gesagt habe - weitaus mehr Schulbücher 
in Verwendung ooin werden, als dies früher 
der Fall war. Auch wurde bei der Auswahl 
der Bücher - ich unterstreiche das - im 
Interesse eilller optimalen Erreichung des 
Unterrichtszieles großzüglig vorgeg,angen. Es 
kann daher durchaus der Fall sein, daß die 
endgültigen Kosten der Schulbuchaktion höher 
liegen. als die vorläufigen Schätzungen es aus­
gesagt haben. (Abg. Dr. Mus s i I: Das auch 
noch!) Ja. 

Zur Frag,e 5: Einen direkten Einfluß auf die 
Verwendung der Finanzmittel der Länder und 
Gemeinden hat das Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst selbstverntändHch nicht. 
Ich habe iaber wiederholt lin aller Offentlich­
keit empfoMelIl. daß jene Gebietskörperschaf­
ten, die bisher schon für den Ankauf von 
Schulbüchern Kosten getragen haben. die frei­
werdenden Mittel für schulische Zwecke zur 
Verfügung stellen sollen. (Abg. D.r. Mus s i 1: 
Das ist ein politisches Desaster! Abg. 
G rat z: Der pädagogische Experte Dr. Mus­
sill) 

Zur Frage 6: Ich bin bereit. mich dafür zu 
verwenden. daß im Falle einer wesentlichen 
Mehrarbeit und eines zusätzlichen Zeitauf­
wandes eillle einmalige finanzielle Belohnung 
gegeben wird. 

sehr rasch di,ese Erfahrungen nutzbar gemacht 
werden. 

Zur Frage 8: Die Verhandlungen wurden 
vom Bundesministerium für Finanzen geführt. 
Nach den vertr,aglichen Vereinbarungen zwi­
schen dem BWldesministeruum für Finanzen 
und den Buchhändlern und Verlegern gewäh­
ren die Buchhändler auf die auf Gutscheine 
gelieferten Bücher einen Rabatt von 10 Pro­
zent. (Abg. Dr. Mus si 1: Müssen ihn gewäh­
ren!) Es wird daher nur der um 10 Prozent 
verminderte Preis der Bücher ausbezahlt und 
dem Familienlastenausgleichsfonds ange­
lastet. Der Rabatt kommt zur Gänze dem Fami-
1ienlastenausgleichsfonds zugute. (Abg. Dok­
tor Mus s i 1: Diese ewige Rabattkonkurrenz 
gehört abgebautf) 

Abschließend möchte ich mitteilen. daß der 
weitaus größte Teil aller an der Vorbereitung 
und Durchführung der Schulbuchaktion Betei­
Hgten wirklich. bemüht gewesen ist. für edne 
unter den sdlwierigen Umständen optimale 
Abwticklung Sorge zu tragen. Ich meine damit 
die Schulverwaltung, die Finanzverwaltung. 
die Schulleitungen und Lehrer und auch. die 
Verlage, die Buchhändler und Buchbinder. 
Das Ausmaß dieser Aktion. die, wie ich Ischon 
gesagt habe. nicht auf ein J,ahr. sondern für 
die Zukunft berechnet list und völlig neue 
Perspektiven eröffnet. brachte es aber - wie 
ja zu erwarten war - mit sich. daß iIIl einigen 
Fällen Engpässe aufgetreten sind. 

Man sollte daher - das meine ich sehr 
ernst - wegen der aufgetretenen Anfangs­
schwierigkeiten nicht d:ie bedeutsame päd­
agogli'sche und soziale Zielsetzung übersehen. 
Denn fest steht: Die Hinführung der freien 
Schulfahrten, der Schul- und Heimbeihilfe und 
nunmehr der Gr,atisschulbücher stellt einen 
überaus wichtigen Schritt auf dem Weg der 
Herstellung einer sozialen und regionalen 
Chancengleichhe.it dar. (Lebhafter Beifall bei 
de.r SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen nunmehr 
in die Debatte ein. Ich mache darauf aufmerk­
sam. daß gemäß den Bestimmungen des Ge­
schäftsordnungsgesetzes kein Redner länger 
als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Ab­
geordnete Dr. Gruber. Ich. erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP): Herr Prä-
Zur Fr,age 7: Ich habe schon vor Beginn sident! Meine Damen und Herren! Der Herr 

der Schulbuchaktion festgestellt, daß die Er- Bundesminister hat bei sednen einleitenden 
fahrungen bei der praktischen Durchführung Worten heute. sowohl was seinen Vergleich 
der Schulbuchaktion im ersten Jahr gewissen- mit der Einführung des allgemeinen Reichs­
h~ft ausgewertet werden. daß enge Kontakte volksschulgesetzes anlangt, wlie auch mit 
mJt den Verlegern, den Buchhändlern. den seinem Hinweis darauf. daß seine Kinder die 
Lehrern und den Eltern hergoestellt und daß. Schulbücher bereits erhalten haben (Abg. Dok-

42. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 93

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 42. Sitzung - 14. September 1972 3665 

Dr. Gruber 

tor Bau er: Unsere nicht!), wie im glaube, 
keinen sehr guten Eindrudc gemaCht. (Beifall 
bei der avp. - Abg. G rat z: Das ist die 
aVP-Mentalität, was Sie daraus schließen/) 
ICh habe gesagt: keinen sehr guten Eindruck 
gemaCht. Herr Abgeordneter Gratz, Säe haben 
jetzt auch noch keinen guten Eindruck gemacht; 
das sage ich auch dazu. (Neuerlicher Beifall 
bei der avp. - Abg. Li b a 1: Sie haben 
überhaupt noch keinen guten Eindruck ge­
machtI) Aber wenn Sie glauben, Sie können 
meine Redezeit verkürzen, dann täuschen Sie 
sich. (Abg. G rat z: Sie haben meine auch 
schon verkürzt!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Meine Damen und Herren, ich bitte 
um Ruhe I 

Abgeordneter Dr. Gruber (fortsetzend): Der 
Herr Bundesminister mußte eindeutig zuge­
ben, daß die SChulbuchaktion nicht so läuft, 
wde sie laufen sollte und - ich füge hJinzu -
wie sie lauf'en könnte. 

Herr Bundesminister! Sie können es sich 
nicht so einfach machen, daß Sie von "Anf,angs­
schwierigkeiten" sprechen. Es ist schon der 
ArtJikel aus der heutigen "Kronen-Zeitung" 
Zlitiert wOIlden, wo auf der ersten Seite steht: 
"Minister Sinowatz: Schulbücher-Chaos unv;er­
meidbar" . Herr Bundesmilnister, daß es ein 
Choas gibt, das ist fiestgestellt worden, das 
hat niemand bestritten. Daß dieses Chaos un­
vermeidbar wäre, ast eine Behauptung, die Sie 
aufstellen und für die Sie jeden Beweis schul­
dig g-eblieben sind. (Beifall bei der avp.) Sie 
gehören zwar zu denen, die etwas abschwä­
chend sagen: es ist kein Chaos, sondern eine 
Misere, aber immerhiin, von einer Misere 
haben Sie selbst gesprochen, Herr Bundes­
miniJSter. 

Es ist ja nicht so, daß es bei Neueinführung 
,einer guten Sache (Abg. Dr. Fis ehe r: Aha! 
- Abg. Dr. Tu 11: Aus dem Saulus wurde der 
Pau1usJ) zu edner solchen Misere kommen 
muß. Auch wir begrüßen natürlich sehr die 
Versorgung unserer Schulen und Schüler IIlIit 
entsprechenden Lehrmitteln im Interesse eines 
bildungspolitismen Fortschrittes. Sie können 
nachlesen, daß im Jahre 1970 bereits von 
unserer SeHe das kostenlose Schulbuch bejaht 
worden ist. (Abg. G rat z: 1969 hätten Sie 
es machen können!) Lediglich um den Modus 
hat es lange Zeit eine Debatte gegeben. Wir 
haben auch im Juli dieses Jahres nom erklärt 
daß wir den Vorschlag, den Sie g,ebracht 
haben, als nicht !ideal ClIIlsehen. Wir hätten 
einen anderen VorsChlag unterbreitet - es 
ist darauf hingewiesen worden -, der sicher 
praktikabler gewesen wäre, der sicher~i<h auch 
leichter administrierbar gewesen wär,e und 

der letzten Endes den Eltern mindestens 
soviel, wenn ndCht mehr gebradJ-t hätte als 
der Vorschlag, den Sie uns präsentiert haben. 

Herr Minister! Warum ist es jetzt zu dieser 
Misere oder zu di,esem Chaos gekommen, von 
dem die Zeitungen sprechen? Weil Sie sich 
in Ihrer Partei über Monate hinaus niCht eini­
gen konnten, lin welcher Weise Sie dieses 
Gratisschulbuch einführen wollen. Hätten Sie 
uns doch im März dieses J abres eine Regie­
rungsvorlage gebracht, wir hätten sie .im April 
hi,er verabschiedet, und ich garantiere Ihnen, 
Herr MillIister, dann wär,e Zeit genug zur Vor­
bereitung gewesen! Dann gäbe es diese MIiß­
stände nicht, die wir jetzt beklagen, denn nur 
von den Mißständen reden w.ir. (Beifall bei 
der OVP.) 

Sagen Sie nicht, Sie seien von der Idee 
selbst überrascht worden. Im November 1970 
hat der damalige Minister Gratz bereits vom 
Gratisschulbuch gesprochen. Ein Jahr später, 
im November 1971, hat der Herr Minister 
Sinowatz vom GratisschulbudJ gesprochen. 
Aber .im Mai und im Juni 1972 hat die Regie­
rung immer nodl keine Regierungsvorlage zu­
standegebracht. Man hat sich !innerhalb der 
Sozialistischen Partei vom Jänner bis zum 
Juni g,estritten, in welcher Weise man dieses 
Gratisschulbuch realisieren soll. DaIl!Il hat man 
an einem Jul:i-Sonntag hi,er dieses Gesetz 
beschlossen, zu einer Zeit, wo mindestens die 
Hälfte der Schüler asterreichs längst in den 
Ferien war, wo aber auch die Lehrer in den 
Fefi.en waren, wo natürliich die Erhebungen 
mangelhaft sein mußten, die zu einer Bedarfs­
schätzung führen sollten und nach denen sich 
die Verlage und die Buchhandlungen hätten 
ausIlichten können. 

Wenn es also die Frage gibt, warum es zu 
diesem Chaos gekommen ist, Herr Minister, 
dann heißt die Antwort nicht: Die Misere ist 
unvermeidlliCh gewesen, sondern dann heißt 
die Antwort nur: Die Schuld dafür trägt die 
Regierungspartei! Denn wir hätten Ihnen das 
Gesetz sicherlich schon im März oder April 
genausogut ins Haus ge~iefert. (Beifall bei der 
avp.) 

Dabei hätten Sie sdlon wissen können, daß 
man ein solches Gesetz gründlich vorzuberei­
ten hat. Bei der Schülerfreifahrt haben Sie ja 
das erstemal erlebt, wie ein Gesetz, das man­
gelhaft durchdacht und mangelhaft vorberei­
tet ist, zu Schwierigkeiten in der Durchfüh­
rung führen muß. Aber Sie haben aus der vor­
jährigen Misere - um bei Ihren Worten zu 
bleiben - mit der Beförderung der Schüler in 
überfüllten Bussen und aus den sonstigen 
Schwierigkeiten, die da aufgetreten sind, gar 
ndchts gelernt, sOIIldern Sie haben sich Zeit 
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gelassen bis zu einem Zeitpunkt, wo es pra~-
1:isch zu spät war, um entsprechende VorbereI­
tungen zu treffen. 

Herr Minister! Wenn Sie im näChsten Jahr 
die Vorbereitungen niCht gründlicher durch­
führen werden, dann kommt es im nächsten 
Jahr genau zu derselben Misere, von der Sie 
gesprochen haben. Natürldch, wenn ich bereits 
im April oder wenigstens im Mai genaue 
Erhebungen durchführen kann, welche Schul­
bücher !in den einzelnen Klassen benötigt wer­
den, wenn diese Zahl weitergeme1det werden 
kann, damit sich die Verlage entsprechend 
eiIlStellen können U!I1.d damit siCh die Buch­
handlungen entsprechend eindecken können, 
dann gibt es diese Schwierigkeiten niCht. Uilld 
das list der Punkt: Nicht, weil das zum ersten­
mal gemaCht wird, sondern weil Sie einfach 
mit den Vorbereitungen nicht zu Rande ge­
kommen sind! 

Herr Minister! Ich mache Ihnen persönlich 
in dieser SaChe den geringeren Vorwurf, weil 
Sie zu dem Zeitpunkt, wo Sie die gesetzliche 
Handhabe hatten, gar nicht mehr vi'el dazutun 
konnten. Sie haben ja ohnehin die Erlässe 
bereits hinausgegeben, als Sie illoch keine 
gesetzliche Deckung dafür hatten. Wlir haben 
dills kritisiert, aber letzten Endes ein Einsehen 
dafür gehabt. Sie haben also in der Sache 
ohnehin getan, was zu tun war. Aber daß Sie 
in der Regierung das Gesetz nicht durchge­
bracht haben, daß es letzten Endes mit einem 
nidlt gut vorbereiteten InitJiatJivantr,ag in das 
Parlament gebracht werden mußte, das ist Ihr 
erstes und Ihr größtes Versäumnisl (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Herr Minister, so einfadl würde ich es mir 
in der Beantwortung aber doch nicht machen, 
daß ich sage: Es kommt zu keliner BeeinträCh­
tigung des Unterr:ichtJes! Ein Unterrichtsmini­
ster, meine ich, müßte sich etwas genauer 
informieren, wie es in den Schulen tatsächlich 
zugeht, daß es tatsächlich zu solchen Stockun­
gen :in der Belieferung mit Schulbüchern 
kommt und daß sich das nicht nur ,auf Atlanten 
und Wörterbücher bezieht, bei denen man 
sagen kann, daß man sie in den ,ersten Wochen 
noch nicht braucht. Es geht um sehr elemen­
tare Erfordernisse. Wie soll etwa ein Sprach­
unterricht in Latein begonnen werden, wenn 
das entsprechende Lehrbuch DJicht vorhanden 
ist? Da kann ich doCh Illicht einfach so vor­
gehen wie der Herr Inspektor Stockklausner 
in Salzburg, der sagt: Nadl dem Krieg haben 
wir auch keine Schulbücher gehabt, müssen 
wir uns eben einige Wochen oder Monate so 
behelfen! 

Ich frage: Was hätte die SPO gesagt, wenn 
zur Zeit einer OVP-Regierung solche Mtiß-

stände aufgetreten wären? (Abg. Fa c h 1 e u l­
ne r: Einen Aufstand hätten sie gemachtl) Da 
hätte man doch ganz andere Töne angeschla-
gen. 

Herr Minister, ich kann al~so Ihre Antwort 
nicht zur Kenntnis nehmen, daß es dadurch 
zu keinen Beeinträchtigungen des Schulbetrie­
bes kommt. 

Eine andere Seite des Problems mödlte 1ch 
doCh auch noch kurz streifen: die Kosten. Sie 
haben selbst zugegeben, daß die Kosten weit 
über das hinausgehen werden, was zunächst 
gesdlätzt wurde. Wobei zu sagen ist, daß die 
ursprüngliChe Planung der SPO, die von Leih­
büchern ausgegangen ist, etwa 420 MilLionen 
im ersten Jahr vorgesehen hatte, für die wei­
teren Jahre aber jeweils nur 20 Prozent dieser 
Summe, weil man gedacht hat, man braucht 
jewe!ils nur einen T,eil der Schulbücher nachzu­
schaffen. Inzwischen ist ein anderes System 
gekommen, wir haben damit zu rechnen, daß 
jähr~ich die gleiche Summe aufgewendet wer­
den muß. Sie haben zunächst einmal 400 Mil­
lionen angegeben, dann 550 MHlionen, dann 
600 Mlillionenj jetzt spI1iCht man von 800 Mil­
lionen, und es ist nicht ausgeschlossen, daß 
dieser Betrag nom hinaufklettert. 

Da sagen Sie, Sie seien glücklim darüber, 
weil das sonst unsere Eltern hätten zahlen 
müssen. Herr Minister, ich frage Sie: Wer 
zahlt es denn sonst? Sie aus Ihrer Privat­
schatulle? Doch sicherlich nicht! (Beifall bei 
der OVP.) Es ist das Geld, das den öster­
reichischen Familien gehört, das aus dem 
Familienlastenausgledchsfonds genommen 
wüd! Wenn Sie sagen, das hätten sonst die 
Eltern zahlen müssen, dann sage ich: Sie mÜlS­
sen es auch so zahlen, und nicht Sie! (Erneuter 
Beifall bei der OVP.) 

Als wir im Julli über die Vorlage beraten 
haben, ist davon die Rede gewesen, daß es 
sich um eine Verschwendung von öffentlichen 
Mitteln handeln könnte, die nicht !in dem Maße 
eintreten müsse. Wie und warum, darauf list 
heute schon hing1ewiesen worden. Säe haben 
sich sehr gegen den AUJSdruck. "Wegwerf­
bücher" gewendet. Herr Minister, es ist jetzt 
doch dazu gekommen, daß wir von Wegwerf­
büchern spremen müssen. Im habe einen Zei­
tungsausschnitt mit einem Bild, wo ein Mäd­
chen einen Stoß Smulbücher in die Mülltonne 
wirft. Die werden halt weggeworfen, jetzt 
einmal die Schulbücher, die die Kinder bezie­
hungsweise die Familien gehabt haben, die 
sie !im heurigen SChuljahr nicht mehr verwen­
den werden, weil sie ohnedies ein neues 
Schulbuch bekommen - hoffentlich bekom­
men, muß man für einen Großte!il der Schüler 
noch dazusagen. 
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Das Wort vom "Wegwerfbuch" i,st in diesen 

Tagen eine sehr makabre Wirklidlkeit gewor­
den. NatürIoich werden diese Bücher nicht alle 
in den Abfallkübeln zu finden sein, sondern 
sie werden verbrannt oder sonst irgendwo 
dem Verfall und der Vernrlchtung preisgege­
ben. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Das Wegwerf­
Erlebnis!) Dieses Erlebnis, Herr Minister, ist 
niebt gerade dazu angetan, bei den ~irudern 
dieses Gefühl für das Eigentum, von dem Sie 
gesprochen haben, großwerden zu lassen. 

In dem Zusammenhang darf ich zwei Bei­
spiele erwähnen: Eine Familie aus Kärnten 
hat der Zeitung mitgeteilt, daß jetzt Schul­
bücher dm Wert von 2003 S weggeworfen wer­
den, und von einer Familie aus Oberöster­
reich mit vtier KJindern weiß ich, daß von ihr 
Bücher mit einem Anschaffungspreis von 
4688 S weggeworfen werden. Da sagen Sie 
noch einmal, daß es lin Osterreich keine Weg­
werfbücher gibt! 

Wenn Sie sagen, Herr Minister, daß die 
Versorgung unserer Kliilder mit Schulbüchern 
scham. jetzt besser ist als in den früheren 
Jahren, so ist das eine Behauptung, die Sie 
aufstellen können, weil Sie den Beweis dafür 
wahrscheinLich gar nicht zu liefern brauchen, 
weil niemand den Gegenbeweis dafür antre­
ten kann. 

Weil in der heutigen "Kronen-Zeitung" Ihre 
Äußerung wiedergegeben ist, daß die Verlage 
rechtzeitig verständigt wonden seien und slich 
also rechtzeitig hätten einstellen können, Sie 
also den "Schwarzen Peter" den Verlagen wei­
tergereicht haben, darf ich Ihnen nur ,sagen, 
daß die Firma Quirin Haslinger ,in Linz - der 
Eig·entümer dieser Firma ist der Osterrelidli­
sebe Bundesverlag, also ein Schulbudlverlag, 
der Ihnen, Herr Minister, direkt untersteht -
Buchhandlungen gegenüber mitgeteilt hat, daß 
er nicht in der Lage sei, derzeit Bestellungen 
entgegenzunehmen. Der Bundesverlag, den Sie 
wahrscheinHdl bei Ihrer Äußerung, die Ver­
lage seien ohnehin redltzeitig informiert wor­
den, und es sei nur ein Versäumnis der Ver­
lage, wenn sie nicht genug Bücher auf den 
Markt gebracht haben, eingeschlossen haben, 
ist also selbst nicht in der Lage, weitere Aus­
lieferungen vorzunehmen. 

Ich glaube, Herr Minister, Sie haben sich 
heute di,e Antwort auf verschiedene Fragen 
allzu leicht gemadlt. 

Wlir sind zu dieser dringIJichen Anfrage nicht 
angetreten, weil wir die Versorgung der Kin­
der mit Schulbüchern zu einem Politikum 
machen wollen, sondern weil es uns darum 
geht, sicherzustellen, daß tatsächlich !in aller­
nächster Zeit diese Versorgung gewährleistet 
ist. (Beifall bei der OVP.) 

Die Antwort, die wir von Ihnen noch nicht 
bekommen haben, die uns aber ,gehr inter­
essieren würde, betIlifft die Frage: Bis wann 
kann man tatsächlich damit rechnen, daß die 
Schulbücher an die Kinder ausgeldefert wer­
den, wann können also die entsprechenden 
Gutscheine eingelöst werden? 

Herr Minister! Ich möchte nom einmal 
sagen: Wenn w.ir heute über diese chaobi­
schen Zustände, wie sie von den Zeitungen 
qualifizliert werden, geredet haben, dann ein­
zig und allein deshalb, weil es uns darum 
geht, daß jetzt ;schon die Fehler, die Sie ge­
macht haben, repaf1iert werden und daß für 
dJie Zukunft solche Fehler vermieden w,erden. 
Herr M.inisterl Die Misere oder das Chaos, 
um es deutlicher zu sagen, wäre vermeidbar 
gewesen, wenn Sie nicht versagt hätten! (Leb­
hafter Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schnell. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Schnell (SPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Gestatten Sie mir, daß 
ich zu der dringl1ichen Anfr,age der Osterreichli­
schen Volkspartei zuerst zwei politische Be­
merkungen vorbIlinge. 

Das Hohe Haus hat heute eine, wie ich 
glaube, für die weiter,e wirtschaftliche Ent­
wicklung Ostermichs sehr bedeutende Tat ge­
setzt und das Interimsabkommen zwischen der 
Republik asterreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemelinschaft abgeschlossen (Abg. 
Dr. Mus si 1: Das war schon vorher! Was 
hat das mit den Schulbüchern zu tun?), wozu 
einlige Damen und Herren, die gesprochen 
haben, gemeint haben, daß dies e;in histori­
scher Augenblick sei. Wenn die Osterreichi­
sche Volkspartei diesen historischen Augen­
blkk, der für die sozialistische Regierung 
einen beachtliichen Erfolg dar'stellt, mit dem 
Hinweis auf einige technische Schwierigkeiten 
und Mängel beli der Schulbuchaktion nunmehr 
zu paralysieren glaubt, so darf ich darauf hJin­
weisen, daß Ihnen das IlIicht gelingen wird. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Mus si 1: 
Das war noch schlechter als Volksschulgesetz­
gebung ... !) Herr Abgeordneter Mussil! Sie 
können über wirtschaftspoliHsdle Fragen 
reden. In bezug auf schulpolitische Fragen ist 
es vielleicht klüger, wenn Sie nicht reden, son­
dern wenn Sie mir die Zeit bieten (neuerlicher 
Beifall bei der 8PO - Abg. Dr. Mus s i 1: Aus­
gerechnet Sie!), damit ich so, wie ich die beiden 
vorhergehenden Abgeordneten angehört habe, 
auch me!ine 20 Minuten verwenden kann, um 
auf Ihre Argumente 'einzugehen! (Beifall bei 
der 8PO. - Abg. Dr. Mus s i 1: Sie werden 
mir das vorschreiben!) Danke Ihnen, Herr Ab­
geordneter. 
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Ich darf dazu nur sagen: Es freut mich 

unendlich, daß die beiden Abgeordneten Frau 
Dr. Hubinek und Herr Dr. Gruber sich in die­
sem Haus deut1ich dazu bekannt haben, 'daß 
sie für das kostenlose Schulbuch sind und zur 
Schulbuch aktion stehen. Diese deutliche Erklä­
rung hat Jahrzehnte hindurch gefehlt. Es ist 
etwas merkwürdig, daß Sie sich erst im Jahre 
1970 zu dieser Aktion entschlossen haben; 
allerdings wußten Sie IlJicht, wlie Sie sie durch­
führen (Ruf bei der OVP: Auch Sie wissen 
es nicht/), nachdem Sie 25 Jahre in der Zweiten 
Republik den Unterrichtsminister gestellt hat­
ten. (Zustimmung bei der SPO. - Zwischen­
ruf des Abg. Dr. G r u b e .r.) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Gruber, ge­
sagt haben, daß das Geld, das für diese Aktion 
zur Verfügung gestellt werden soll, nicht dem 
Unterrichtsminister gehört, dann muß lieh Ihnen 
antworten, daß ,es nicht ein Finanzminister 
einer so~ialistischen Regierung gewesen ist, 
der das Geld aus dem FamHienlastenausgleich 
inkameriert hat. (Beifall bei der SPO. - Zwi­
schenruf der Abg. Dr. Marga Hub i n e kund 
Dipl.-Ing. Dr. Lei t n e I.) 

Es ist also ganz klar, Herr Abgeordneter 
Leitner, daß diese Regierung das Recht hat, 
die Schulbuchaktion für sich in Anspruch zu 
nehmen. Sie werden in der österreichischen 
Offentlichkeit vergebens versuchen, sich jetzt 
dieser Aktion anzuhängen und sozusagen nur 
für einen besseren Modus für die Vergebung 
der Schulbüch,er einzutreten. (Neuerliche.r Bei­
fall bei der SPO. - Anhaltende Zwischen­
rufe des Abg. Dipl.-Ing. Dr. Lei t n e r. -
Präsident Dr. M a 1 eta gibt das Glockenzei-
chen.) . 

Ich komme dabei auf eine historische Remi­
nJiszenz zu sprechen, und zwar darauf, daß es 
die Osterreichische Volkspartei und schon in 
der Ersten Republik die Christlichsoziale Par­
tei gewesen ist, die die Schulbuchaktion !in 
W;ien außerordenHich heftig bekämpft und .si;e 
als eine Aktion dargestellt hat, die zu einer 
Nivellierung und zu einer Vermassung inner­
halb der Pädagogik führt. Lesen Sie nach: 
Sie werden diese Angriffe gegen GlöCkel in 
den Jahren um 1924, 1925 sehr deutlich ver­
folgen können. (Zwischenrufe des Abg. Dok­
tor Mus s i 1.) 

Sie haben uns damals und auch noch in der 
Zweiten Republik den Vorwurf gemacht, daß 
wir gerade mit dem Austeilen der Schul­
bücher, wobei ein Kind das Schulbuch von 
einem anderen Kind im nächsten Jahr erhält, 
nicht e.inen pädagogischen Weg einschlagen. 
Sie haben oft gesagt: wenn Sie e1inmal die 
Möglichkedt hätten, dann wünden Sie jedem 
Kind das Schulbuch zur Verfügung stellen. 

Genau das haben wir bei unserer Schulbuch­
aktion durchgeführt (Abg. Dr. Mus s i 1: Abe.r 
nicht erreichtf) - wir werden es erreichen, 
Herr Abgeordneter Mussil, da können Sie 
sicher seinl (Beifall bei der SPO) - und haben 
jedem Kind das Schulbuch kostenlos zur Ver­
fügung gestellt. Ich hoffe, daß gerade Ihre 
konservative Auff,assung in der BiLdungspoli­
tik, bei der S.ie ja auch sehr oft beklagen, daß 
mehr junge Menschen aus sozialökonomischen 
Sd1ichten, aus Arbeitersch!ichten eine Reife­
prüfung ablegen ... (Ruf bei der OVP: Das ist 
doch Unsinn! Das ist Demagogie!) Das ist 
ke.ine Demagogie! Das haben Sie jahrzehnte­
lang durchg,eführt, als Sie die Macht im Unter­
richtsministelüum hattenI (Zustimmung bei der 
SPO. - Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Jetzt bringen Sie diese Unterstellung vor, 
daß die Mängel vorhanden sind und daß diese 
Mängel den Unterricht in den österreichJischen 
Schulen verhindern. Und damit komme ich 
bereits zu di,eser Schulbuchaktion. (Abg. 
G r a f: Lang haben Sie gebraucht! 
Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) 

Die bildungspolitische Bedeutung dieser 
Schulbuchaktion, Herr Kollege Blenk, liegt 
klar auf der Hand. (Anhaltende Zwischenrufe 
bei deI OVP.) 

Präs1dent Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Meine Damen und Herren I Ich habe 
da auch mein Schulbuch: die Geschäftsord­
nung, und da steht, daß nur einer redet, näm­
lkh der Sprecher! 

Abgeordneter Dr. Schnell (fo.rtsetzend): 
Danke, Herr Präsident! 

Es wenden ;in diesen Tagen 13 Millionen 
Bücher in das Eigentum österreichischer Kin­
der übergehen. Und damdt komme ich zu 
einem Argument, Frau Abgeordnete Doktor 
Hubinek und Herr Dr. Gruber, das Sie dem 
Herrn Unterrichtsminister vorgehalten haben. 
An seiner Antwort haben Sie dann besonders 
bemängelt, daß sich nicht feststellen ließe, daß 
sich zurzeit mehr Bücher als je zuvor in den 
vorangehenden Jahren zu Beginn eines Schul­
j.ahres in der Hand der österreichischen Kinder 
befinden. Ich kann diese Feststellung sehr ein­
fach treffen, weil die Verlage das Doppelte, 
ja sogar 250 Prozent der Auflag€iIl des Vorjah­
res gedruckt haben, ausgegeben haben. (Abg. 
DI. Kor e n: Wo sind die Bücher dann?) Diese 
Auflagen sind zurzeit bereits vergrjffen 
(neuerliche,r Zwischenruf bei der OVP) - ich 
komme gleich darauf -, sodaß man heute 
sehr gut sagen kann: Ger,ade diese Mängel 
zeigen, daß die Schulbuchaktion außerordent­
lich wichtig war und daß der entsprechende 
Zeitpunkt jetzt gesetzt werden mußte, um 
endlich diese Schwierigkeiten zu überwinden I 
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(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Mus si 1: und die Bildungspolitik in Osterreich! (Beifall 
Gott sei Dank, daß Mängel vorhanden sind!) bei der SPO.) 

Wenn lin den Vorjahren - und dagegen 
haben Sie nicht protestiert, Herr Abgeordneter 
Gruber - fünf oder sechs Klinder in einer 
Schulklass.e einen Atlas glehabt haben und 
sich die anderen im Unterrlicht um diese Kin­
der herum gruppiert haben, wenn dann der 
Lehrer gesagt hat, sie mögen sich zu Hause 
den Atlas ausborgen, damit sie das betref­
fende Kapitel lernen können, dann hat das 
niemand in der österrelichischen Offentlichkeit 
bemerkt. Jetzt aber, wo wrir jedem Kind, wohl 
nicht am Anfang des Schuljahres, aber in 
wenigen Wochen, einen Atlas zur Verfügung 
stellen können, wo jedes Kind dieselben Chan­
cen und dieselben Möglichkeiten hat, jetzt 
protestieren Sie gegen Mängel, die bei der 
Verteilung, bei der Distribution auftreten! (Zu­
stimmung bei der SPO.) Ich kann diese Hal­
tung niCht verstehen. (Beifall bei der SPO.) 

Vor wenigen Tagen war eine Mutter bei 
mir und hat mir ein Buch auf den Tisch gelegt. 
- Ich habe es nicht mitgebracht. - Es war 
fast unbrauchbar und unleserlich geworden, 
weil es seit dem Jahre 1952 in einer allge­
meinbildenden höhefien Schule [in einer 
Bücherlade verwendet wurde. Es ;ist klar: weil 
ja keine Mittel zur Verfügung gestanden sind. 
Dieses Buch hat nJie die Kritik der Offentlich­
keit gefunden. Viele Kinder haben überhaupt 
kein Buch gehabt. Jetzt bekommen die Kinder 
die BüCher, und zwar in einem viel größeren 
Ausmaß. Sie bekommen sie nur nicht sogleich, 
weil die Bücher zum Teil noch vergriffen sind, 
weil sie zum Teil noch im Druck sind, weil 
Schwierigkeiten beim Buchbinder eingetreten 
sind. Und jetzt sprechen Sie von einem 
"Chaos", weil vielleicht doppelt so vi.ele 
Bücher eine Woche nach Schulbeginn in den 
Schulen Osterreichs sind als :in aUen den Jah­
ren vorher. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Z j t tm a y r: 
War das Gesetz schlecht oder nicht?) Herr 
Kollege Zittmayrl Ich komme gleich darauf zu 
sprechen. Ich kann nur ein Argument nach 
dem anderen widerlegen. 

Es ist also das Argument, daß der Unter­
richt beelinträchtigt wird, wenn mehr Bücher 
als je zuvor in unseren Schulen sind, völlig 
aus der Luft gegriffen und sinnlos! (Zwischen­
ruf des Abg. Ha h n.) 

Ich wäre auch sehr froh, Herr Kollege Hahn, 
würden wü diese Bücher sehr rasch bekom­
men. Und wir werden sie rasch bekommen. 
Wir werden Mittel und Wege finden, um 'eine 
so gÜlltStige Verteilung durchzuführen, daß die 
Schüler rasch in den Besitz dieser Bücher 
kommen. Die gesamte Aktion ist ein enormer 
Vorteil für das gesamte Bildungsgeschehen 

Meine Damen und Herren I Ich darf auch 
zur Technik der Verteilung kommen und auf 
die Mängel hinweisen, die es zweifellos gibt. 
Es ~st uns sehr gut bekannt, daß Mängel 
bestehen. Es ist aber nicht so, Frau Abge­
ordnete Dr. Hubinek, daß nur etwa 50 Pro­
zent der Bücher ausgeliefert sind. ICh bin 
davon überzeugt, daß s'ich etwa 75 Prozent 
der Bücher - die Verlage sprechen von etwa 
80 Prozent - in den Händen der österreichi­
schen Kinder befinden. 

Es gibt sicher Engpässe bei einigen Büchern, 
und zwar unter anderem bei dem Mathematik­
buch. Wodurch entstehen sie? Diese Engpässe 
wären auch vorhanden (Zwischenruf des Abg. 
Dr. B 1 e n k), wenn es keine Schulbuchaktion 
gäbe. Auch dann hätten die Eltern diese 
Bücher nicht bekommen, weil zum Beispiel 
eine Reihe von Mathematikbüchern wegen 
der neuen Mengenlehre und wegen der Umar­
beitung im Zusammenhang mit den Ilieuen 
Lehrplänen neu aufgelegt werden und bei der 
Neuauflage auch neue Gesichtspunkte berück­
sichtigt sind. Esoist also elin Prozeß, der von 
den Autoren über die Verlagsanstalten bis 
in die Verteilung rleicht. Es wäre sinnlos, Kol­
leginnen und Kollegen, wenn wir jetzt am 
Beginn einer Aktion alte Schulbücher aus 
einer Zeit vor 15 oder 20 Jlahren den Klindern 
weitergeben, wenn im Laufe weniger Monate 
neue Schulbücher zur Verfügung stehen wer­
den. 

Ich darf aber auch ein paar Worte zu Ihren 
heftigen Angriffen Slagen, daß wir die Lehrer 
so arg belasten. Was die Bedarfserhebung 
betrifft, so list es selbstverständlich gewesen, 
daß bei einer Konferlenz zu Ende des Schul­
jahres die Zahl der Schulbücher beziehungs­
weise die TItel und Autoren der im kommen­
den Jahr zu verwendenden Schulbücher 
bekanntg.egeben wUl1den. Das ist heuer 
genauso g,eschehen. 

Eine tatsächlich stärkere Belastung hat sich 
dadurch ergeben, daß die großen Pakete mit 
den Gutscheinen an die Schulen gekommen 
sind. Die Belastung der Auste.ilung nach der 
Sortierung dieser Pakete lin den Klassen war 
nicht größer als in früheren Jahren mit den 
Schülerladebüchern. Es wurde mir von meh­
reren Lehrern übereinstimmend gesagt, daß 
für eine Klasse mit 36 Kindern, wo sogar 
Schwlier.igkeiten beim Schreiben des Namens 
eintraten, etwa eineinhalb Stunden pro Klasse 
verwendet wurden. (Abg. Dr. Marga Hub i­
n e k: Haben Sie die Personalvertreter ge­
fragt?) Frau Kollegin Dr. Hubinek! Ich war 
dabei, als das unterschrieben und ausgeteilt 

255 
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wurde. Ich habe mir ein sehr klares Bild 
gemacht, weil 'ich mir das langesehen habe. 

Ich habe auch den Direktoren, den Wiener 
Direktoren gesagt, daß diese Verteilungs arbeit 
zu der normalen Arbeit eines Lehrers und 
eines Direktors gehört, weil es kein Lehrmit­
telzimmer, keine audiovisuellen Hilfsmittel 
und keine Bücher gibt, wenn niemand da ist, 
der sich einsetzt und sie verteilt. Sie selbst 
haben heute über die audiovisuellen Hilfs­
mittel gesprochen. Sie wissen: Auch dafür 
brauchen wir einen Lehrer, der sie verwaltet, 
der sie einsetzt, der sich kümmert, daß Bänder 
vorhanden sind und daß diese Bänder ausge­
tauscht werden. 

Ich darf aber sagen, daß für die Lehrer, 
welche diese Arbeit madlen, doch immerhin 
auch Abschlagstunden zur Verfügung stehen, 
und zwar eine Abschlagstunde für den Kustos 
und eine Abschlagstunde für ein Ordinariat. 

Es ist also nicht so, daß man von vorn­
herein sagen kann, diese Belastung wäre so 
groß, daß der Lehrer seline UnterIlichtstätigkeit 
nicht mehr durchführen kann. Im Gegenteil: 
Er wird, wenn er diese Arbeit jetzt erledigt 
hat, ,im ganzen Jahr Schulbücher bei den Kin­
dern haben. 

Es wurde in den letzten Jahren sehr stark 
von den Lehrern geklagt, daß die Schulbücher, 
und zwar aus sehr naheliegenden Gründen, 
von den Kindern, auch wenn ihre Eltern dage­
gen waren, während des Jahres ~n Geld - sei 
es in Getränke oder in Eis oder in andere 
Dinge - umgesetzt wurden. Jetzt verliert 
dieses Schulbuch auf dem antiquafiischen 
Markt. Es ist also außerordentlich günstig, daß 
das Kind das Schulbuch tatsächlich haben und 
später verwenden kann. Das ist auch der 
Grund, Frau Abgeordnete, warum ich Ihrem 
Vorschlag nicht zustimmen kann, daß wir den 
Eltern beziehungsweise den Klindern das Geld 
zur Anschaffung geben, weil dieses Geld nicht 
zielführend für das Schulbuch eingesetzt wird. 
(Abg. Dr. Marga Hub in e k: Sie mißtrauen 
den österreichischen Elte.rn!) Nein, nicht den 
Eltern! Es slind auch die Kinder da. Die Eltern 
selbst haben dieses Mißtrauen zum Teil gegen­
über ihren Kindern. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Damit komme ich zu einem weiteren Punkt 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1): Sie, 
meine Damen und Herren von der Osterre,i­
chischen Volkspartei, sind gegen eine Reihe 
von pädagogischen Einrichtungen - etwa die 
Pädagogische Akademie - Sturm g,elaufen, 
aber wenige Jahre nach dem Entstehen 
haben sich diese Einrichtungen als eine Selbst­
verständlichkeit im österreichischen Bildungs­
wesen erwiesen. 

Ich bin überzeugt: In dreli oder vier Jahren 
sind die:se AnfangssmwieI"igkeiten lange ver­
gessen, aber das kostenlose Schulbuch wird 
einen Eckpfeiler in der österreichischen Bil­
dungspolitik bHden! (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Ich stand nie an, eine gute Leistung 
auch dann anzuerkennen, wenn sie vom polli­
Uschen Gegner oder von der Regierungsseite 
gekommen list. Ich glaube, gerade die soziali­
stische Regierung weiß, daß wir dann, wenn 
wir etwas für richtig befunden haben, das 
häer offen zugegeben haben. Daher leite iffi 
aber auffi das Recht ab, dann, wenn wir zu­
tiefst enttäuscht sind, das zu sagen. Enttäuscht 
sind wir nämlich deswegen, weil, wie ~ch oft 
zugegeben habe, diese Regierung schon 
wesentlich beSISere Leistungen erbracht hat als 
bei dem Thema, das jetzt zur Diskussion steht. 
Daher wollen wür auch offen über das spre­
dlen, meine Herren, was der Herr Minister 
selbst als ein Fiasko bezeichnet hat. 

Meine Heuen! Ich möchte jetzt gar nicht 
in den Streit der alten Koalition eintreten, 
wer der schlechtere Minister war, ob nämlich 
der Minister von der OVP schlechter war 
oder derjenige von der SPO. Wlir wollen nur 
feststellen, daß es jetzt um ,ein System geht. 
Es geht nicht um das Gratisschulbuch, daß 
also die Kinder die Schulbücher gratis bekom­
men, sondern es geht um ein System. 

D.a Pressereferenten beim Ausschneiden von 
Zeitungsartikeln oft die Gewohnheit haben, 
das, was der Mlinister nicht gerne liest, ihm 
nicht vorzulegen, so möchte ich, Herr Mini­
ster, bei dem anknüpfen, was Sie einer Zei­
tung gesagt haben. Ich darf Ihnen diesen Zei­
tungsartikel geben (der Redne.r begibt sich 
zur Ministerbank und übergibt Bundesmini­
ster Dr. Sinowatz einen Zeitungsartikel), 
daIJl/it Sie wissen, worum es geht und damit 
wir vom gleichen sprechen. Ich bin sehr erfreut, 
wenn ein M'illiister ein offenes Wort spricht. 
Aber bitte: Warum haben Sie am 9. Juli 1972 
das alles nicht gesagt, was Sie jetzt der 
"Kronen-Zeitung" gesagt haben'? 

Denn eines stand fest, meine Damen und 
Herren: Als am 9. Juli dieses Jahres, an 
einern Sonntag - es war SO eine sonntägige 
Pfuscharbeit -, das Parlament dieses Gesetz 
über Vorschlag der Regierung durchpeitschte, 
war doch klar, daß es zu dieser Diskussion 
kommen werde. Nur, was wir nicht wußten, 
war, daß bereits am zweiten Tag nach Schul-
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beginn - ich komme aus dem westlichen Teil 
Osterreichs, wo heute der zweite Schultag 1stj 
das heißt, es war also g,estern der erste 
Schult ag - der Minister gegenüber der Presse 
zugeben wird: Es ist ein Chaos! (Abg. Mi t­
l e r e r: Mise.re!) 

Herr Minister! Genau das haben wir am 
9. Juli 1972 gesagt. Wir haben doch nicht 
darüber gesprodlen, ob d1e Schüler unter bes­
seren Bedingungen studieren können und ob 
sie Gratisschulbücher bekommen sollen, son­
dern wir haben damals gesagt: Das System, 
das Sie einführen wollen, ist schlecht! 

Herr Minister! Das, was Sie damals geant­
wortet haben - Sie haben es heute zHiertj 
aber komischerweise zitioeren Sie auch nur 
immer sehr auszugsweise -, war etwas ganz 
anderes .als das, was Sie heute gesagt haben, 
und ganz etwas anderes, was Sie gestern 
der Zeitung gesagt haben. 

Sie haben übrigens damals zweimal gespro­
chen. Bei der ersten Wortmeldung haben Sie 
alles vertelidigt. Bei der zweiten Wortmeldung 
standoo Sie unter dem Eindruck der Debatte 
und hatten die Gewißheit, daß dieser 14. Sep­
tember kommen wird, wo Sie hier stehen 
werden und wo die Reg1ierung für das größte 
Chaos verantwortlich sein wird, das es auf 
schulischem Gebiet in Osterreich je gegeben 
hat, einschließlich 1869. Das ist zwar 102 Jahre 
her, aber das war eine fortschrittliche Zeit 
gegenüber dem, was heute hier geschehen ist! 
(Zustimmung bei der FPO und bei Abgeord­
neten der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie ein 
Echo wollen - ich habe noch kein Echo aus 
Westösterreichj aber wir haben dort Gott sei 
Dank eine Bevölkerung, die gerne Briefe 
schreibt -, so Zleige ich Ihnen, Herr Minister, 
die Post aus üstösterreich. (Der Redner zeigt 
ein Paket Briefe vor.) Das ist die Post, die 
bisher in dieser Frage innerhalb einer Woche 
an einen Abgeordneten gekommen ist. 

Wenn Sie heute sagen: Ich weiß von dem 
allem nichts, meine Kinder haben die Schul­
bücher bekommen!, so sage ich Ihnen, Herr 
Minister: Ich bin heute vom Fernsehen über 
politische Witze interviewt worden. Leider 
Gottes vorher. Das war der beste Witz! (Hei­
terkeit bei der FPO und bei Abgeordneten 
der OVP.) Den hätte 'ich !im Fernsehen er­
zähltl Daß Sie als Minister und daß die Mini­
sterkinder die Schulbücher bekommen wer­
den - darüber gibt es k-einen Zweifel! Aber 
Si,e hören ja schon, daß die Kinder der Abge­
ordneten nicht mehr die Schulbücher bekom­
men, daß diese auch Schwierigkeiten habenj 
das ist auch völlig richtig. Die Eltern erzählen 
uns die unglaublichsten Sachen. 

Herr Kollege - ich glaube, Sie slind Stadt­
schulinspektor -, bekommen Sie denn ... 
(Rufe bei der SPO: Präsident des Stadtschul­
rates ist er!) Präsident des Stadtschulrates, ich 
bitte um Entschuldigung. Spricht mit Ihnen 
von der soziallistischen Fraktion das Volk 
nicht mehr? Krjegen Sie nirnt Briefe von 
Frauen und Männern, von den Eltern? (Abg. 
Dr. Sc h ne 11: 0 ja!) Sagen die Ihnen viel­
le.icht, daß sie hier in Wien begeistert sind, 
wenn sie von Bezirk zu Bezük rennen müs­
sen, um keine Bücher zu bekommen? Die sagen 
vielleirnt: Horn Srnnelll 

Man hätte nämlich das - und das möchte 
;ich für die Offentlichkeit sagen -, was Sie, 
Herr Minister, jetzt als Chaos bezeichnen, 
alles vermeiden können. Die Idee list gut, die 
Durrnführung ist Mist! Das muß einmal in 
aller Offenheit gesagt werden. (Beifall bei 
FPO und OVP.) 

Herr Minister! Wir haben damals gesagt: 
Das ist eine gute Idee, brlingen Sie das ganze 
doch nicht durch eine schlechte Durchführung 
um! Eine Regierung muß nirnt nur Ideen 
haben - die Idee ist ja auch nicht neu, me,ine 
Herren, sie list aurn nicht von Ihnen, sie ist 
aurn schon in anderen Ländern vorhanden 
gewes-en. 

Ich habe Ihnen dorn am 9. Juli - darf ich 
Ihnen das in Erinnerung rufen - gesagt: Sie 
führen ein System ein, das fortschrittliche 
sOZiLalistlisrne Länder bereits auf Grund der 
schlechten Erfahrungen, die sie gemarnt haben, 
wieder abgeändert haben. Ich habe Ihnen 
damals am 9. Juli das Beispiel von Nord­
rhein-Westfalen gebracht, wo die Sozialisten 
es zuerst genauso probiert haben wie Sie 
und dann eine Pleite und ein Chaos erlebten. 
Jetzt machen Sie dasselbe, weil Sie nicht fort­
schrittlirn sind, weil Sie irgendwo im vorigen 
Jahrhundert steckengeblieben sind, weil Ihnen 
nichts Besseres eingefallen ist und weil Sie 
glauben, wenn einer anderen Partei etwas Bes­
seres einfällt, wenn sie bessere Vorschläge 
hat, dann darf das eben nicht sein, weil es 
Ihnen nirnt eingefallen ist. Diese reaktionäre 
Grundhaltung müssen heute hunderttausende 
Eltern mit Millionen Arbeitsstulliden bezah­
len! 

Herr Minister! Machen Wlir dorn keine sol­
chen Zahlenspielereien. Sie sagen jetzt: Es 
hat noch nie so Vliele Schulbücher gegeben. 
Da·s stimmt erstens nicht. Die Schulen haben 
in Westösterreich praktisch erst gestern bezie­
hungswetise heute angefangen. Dort kann das 
Chaos noch gar nirnt so groß sein. Daher kön­
nen zur Stunde - ich möchte das einmal sach­
lieh zum Ausdruck bl1ingen - noch gar nicht 
so V'iele Schulbürner fehlen. 
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Ich habe eben telefoniert. Meine Kinder 

haben bis jetzt noch gar nicht die Schecks 
bekommen können ... (Abg. Li ba 1: Wieso 
haben Sie dann schon diesen Brieiwechsel?) 
Herr Kollege aus Oberösterreich, aus Wienj 
das wundert Sie. (Heiterkeit.) Ja, Sie werden 
lachen, ich bekomme als Zeillinger sehr viele 
Briefe, Herr Kollege, Sie können die Briefe 
dann sehen. 

Der Herr Minister hat erklärt, es gab noch 
nie so viele Schulbücher. Herr Minister! Was 
sag·en Sie dazu, daß man einfach sagt, es 
werden im September etwa 2,2 Millionen 
Schulbücher fehlen? Das ist eine gigantische 
Rekordsumme. So vJiele Schulbücher haben 
noch nie gefehlt, wenn sie gebraucht worden 
sind. 

Wollen wir uns doch nicht mit Zahlen spie­
len, sondern wollen wü hören, was Sie, Herr 
Minister, sednerzeit gesagt haben. Sie haben 
am 9. Juli 1972 erklärt: 

"Ich habe mich dazu verpflichtet gefühlt, 
weil ich der Auffassung bin, daß die eine 
MHlion Eltern in Osterr~ich im September 
nicht fragen werden, wde und wann etwas 
geschehen ist, sondern ob es überhaupt gut 
gemacht wurde." 

Herr Minister! Heute ist der 14. September, 
und heute fragt die Bevölkerung, ob es gut 
gemacht wurde. Und Sie sagen - ich möchte 
das jetzt für die Offentlichkelit feststellen -, 
es ist gut gemacht worden. Wir Freiheitlichen 
sagen so wie am 9. Juli, es ist schlecht gemacht 
worden, es hätte gut gemacht werden können, 
wenn Sie damals auf die Vor,schläge einge­
gangen wären und nicht die'ses veraltete 
System, das Sozialisten in fortschrHtlichen 
Staaten längst abgelehnt haben, grundsätz­
lich eingeführt hätten. 

"Ich stehe nicht an" - haben Sie, Herr 
Minister, am 9. Juli gesagt - "zu erklären, 
daß ich mit fortschreitender Zeit darauf­
gekommen bin, daß es eine bessere Variante 
gibt." 

Jetzt kommt nämlich das Interessante, was 
der Herr Minister heute vergessen hat. Sie 
haben doch im März, Herr Minister, der Presse 
über "ibf" einen Vorschlag übergeben - ich 
glaube, dieser Pressedienst ist ja nicht unbe­
kannt, das ist der ministerielle Pressedienst. 
Darin haben Sie im März genau das 
vertreten, was wir dann ,im Juli gewollt 
haben. Nur sind Sie später dann wieder 
auf ein anderes System umfunktioniert 
worden und haben gesagt, das System, das 
Sie noch im März vertreten haben und ausge­
gesendet haben ... - darf ich Ihnen jetzt 
vorlesen - Sinowatz - die Regierung bitte­
hat erklärt: "Das Modell sieht vor, daß der 

Schüler mit seinem Scheck die von ihm benö­
tigten Schulbüch,er kaufen kann, allerdings nur 
his zu dem ihm zugestandenen Höchstbetrag. 
Falls ein Schüler seinen Scheck damit nicht 
voll ausnützt - etwa weil ein Lehrbuch 
bereits vom älteren Bruder vorhanden ist -, 
so kann er mit dem Restbetrag auch andere 
Lehrmittel kaufen." 

Das ist gar keine dumme Ldee. Wir haben 
ja auch gesagt, Herr Minister, daß es eine 
gute Idee war, nur sind Sie davon abgerückt. 
Sie haben am 9. Juli, nachdem die Schulen 
gesperrt hatten, die Schulen also nicht mehr 
verständigt werden konnten, die Lehrer nicht 
mehr verständigt werden konnten, die Schü­
ler nicht mehr verständigt werden konnten 
und es auch für die Verlage zu spät war, 
plötzlich das Steuer um 180 Grad herum­
geworfen, nachdem sich die gesamte Verlags­
wirtschaft schon auf diese Idee ausgerichtet 
hatte. Ich weiß nicht, warum; vielleicht des­
halb, weil die Opposition das als gut empfun­
den hätte - da hätten Sie nämlich eine bred­
tere Zustimmung gefunden. Sie haben dann 
im Juli jenes System eingeführt, das heute 
hier zur Diskussion steht, das ich gar nicht 
gewagt hätte vorzuschlagen, und das Sie heute 
schon, am zweliten Tag nach der Einführung, 
als chaotisch bezeichnen. 

Herr Mlinister! Ich' wHl jetzt gar nicht auf 
die Schwierigkeiten in Einzelfällen eingehen; 
sie sind bekannt. Vielleicht haben wir ,in 
W,estästerreich noch nicht die Erfahrungen. 
Ein Sprecher der Regierung oder Sie haben 
heute gesagt, man werde bei dem einen oder 
anderen Buch acht Wochen warten müssen. 

Meine Damen und Herrenl W,issen Sie, was 
das heißt, etwa im Lateinunterricht acht 
Wochen kein Buch zu haben? Das sind doch 
zwei verlorene Monate! Dann kommt wieder 
Ihr System zum Zug. Es ist Ihr System, daß Sie 
dann sagen, da nehmt eine Nachhilfe und 
versucht, es nachzuholen. Die 100 oder 150 S, 
die dann die Eltern für den Nachhilfeunter­
Dicht bezahlen müssen, weil Sie mit Ihrem 
System ein funktionierendes Schulsy:stem nur 
aus politischen Gründen zusammengeschlagen 
haben, die zahlen Sie dann nicht! Das ist die 
Wahrheit. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Apropos Latein! Der Herr PräSlident des 
Stadtschulrates ist noch hier, und ich bringe 
nun etwas, weil Sie mich wegen der Zuschrif­
ten gefragt haben. 

Es gibt in Wien eine allgemeinbildende 
höhere Schule, eine AHS, mit einem naturwis­
senschaftlichen Zug. Dort ist in der 5. Klasse 
zum ersten Mal Latein. Die Klinder haben die 
Bücher bekommen; das war organisiert. Sie 
sind dann nach Hause gekommen, und es gab 
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Eltern, die auch ins Gymnasium gegangen sind 
und gesagt haben: Das ist doch komisch, daß 
man heute den Lateinuntenicht I1liit dem 
Niveau von Julius Cäsars "D€ bello Gallico" 
beginnt. - Wir waren halt dumm, wir haben 
vorher zwei Jahre lernen müssen, die Kinder 
beglinnen heute mit liDe bello Gallico" und 
wissen nicht einmal, daß ,iinsula" "die Insel" 
heißt. Aber sie bekamen den "Liber Latinus 
B", 2. Teil, mit Teilen aus liDe bello GaIHco", 
ein Buch für Fortgeschr,ittene, etwa mit der 
Begründung: Ja der 1. Teil ist vergriffen. 
(Allgemeine Heiterkeit.) Meine Herren, das 
ist Ihr System! Sie können sich erkundigen: 
Es sitzt sogar der Vater e!ines dieser Kinder 
hier im Hause, der Ihnen das bestätigen kann. 
Herr Kollege! Das sind eben die Folgen! 

Und jetzt rennen die Lehrer wie die Pro­
fessoren wieder zu den Eltern, sie müssen die 
Bücher wieder einsammeln, es müssen wieder 
neue Schecks ausgegeben wenden. 

Herr Minister! Ich muß Ihnen etwas sagen: 
Wenn der alte Parkinson, der ja die Gesetze 
der Verwaltung erfunden hat, von dem System 
dieser Regierung hört, dann, glaube kh, läßt 
er sein Buch einstampfen und sagt: Das Buch 
über die Park:insonschen Gesetze, über das 
Anwachsen der Verwaltung, soll Minister 
Sinowatz schreiben. Das ist ein einmaliger 
Weltrekord, das list auf der ganzen Welt ein­
malig! Das ist doch eine Explosion des Ver­
waltungsaufwandes, meine Damen und Her­
r;en! Davor haben wir Sie gewarnt. 

Es sind einmal zwei Ministellien damit 
beschäft;igt - nicht mit einzelnen Sachen. Der 
Herr Minister hat ja leider die interessanten 
Zahlen nicht erwähnt, ich kann es mir daher 
nicht ausrechnen. Herr Minister! Stimmt es, 
daß etwa 8 bis 10 Millionen Schecks ausge­
stellt werden müssen? (Abg. Dr. G r u b er: 
Mehr!) Wissen Sie, was das an Verwaltungs­
aufwand bedeutet? So wurde es mir berichtet, 
ich gebe diese Ziffer weiter. Die Ziffern hört 
man ja nicht. Das System, das von uns vorge­
schlagen wunde, hätte das alles wesentlich 
verednfacht. Es 'ist das Finanzministerium be­
teiligt, es ist das Untenichtsministerium betei­
lligt, die gesamte Lehrerschaft ist beteiligt, es 
sind die Eltern beteiligt, es sind die Buch­
händler beteiligt, es sind die Kinder beteHigt. 
Ein !irrsinniger Verwaltungsmehraufwandl 
Und jetzt muß ich noch einmal sagen: Und 
das alles wäre verme1dbar gewesen! 

Da gibt es einen SdleCk - lieh muß geste­
hen, ich !renne den Scheck nur aus der Theo­
rie -, darauf befindet sich der Titel des 
BU(hes, es ist die Unterschrift darauf, es gibt 
zwei Stempeln drauf, dann ist die Schule drauf 
und die Klasse. Und wenn, Gott behüte, das 

Kind den Scheck, weil es am ersten Tag kein 
Schulbuch erhalten hat - das soll einmal in 
Wien vorgekommen sein -, zusammenlegt, 
dann list der Sdleck wertlos, er kann nicht 
mehr verwendet werden, dann beginnt die 
berühmte vorgesehene Vemichtungshandlung. 

Haben Sie das auch schon gelesen? Da gibt 
es die berühmte Gesdlichte: Alle Akten - 1dl 
glaube, es ast derselbe Beamte, der das erfun­
den hat -, die zur Einstampfung vorgesehen 
sind, müssen vorher abgeschrieben werden. 
Die Abschrlift muß abgelegt werden. Es muß 
der ScheCk, der zusammengelegt ist, protokol­
liert werden, es w.ird alles in einer Liste 
genau aufgeschrieben, und wenn dann fest­
gestellt ist, daß dieser Scheck zusammengelegt 
und daher nicht verwertbar ist, dann wird er 
laut Protokoll verbrannt und ein neuer Scheck 
ausgestellt. 

Meine Damen und Herren! Wir werden bald 
an jeder Volksschule einen Notar brauchen, 
um Ihr so~ialistisches System - wobe.i ich 
Ihnen noch einmal sage: alle soz,:Lalistischen 
Staaten Europas haben sich von diesem 
System bereits abgewandt - überhaupt noch 
durchführen zu können. 

Nur dagegen haben wir Freiheitlichen oppo­
niert. Daß kein Mißverständnis entsteht: nicht 
gegen die Idee, die Schule allen gleich zu­
gänglich zu machen, sondern gegen diese der­
artige Verwaltungsexplosion, die einfach nicht 
zu vertreten ist, opponierten wir. 

Ich darf Ihnen, Herr Minister, hier sagen: 
Es gibt in der Politik beziehungsweise in 
einem Staat Maoisten, aber neuerdings gibt 
es auch Chaoisten! (Beifall und Heiterkeit bei 
der FPtJ und bei Abgeordneten der OVP.) 

Es wurde der Beweis erbracht, daß man ein 
Chaos bis zum Exzeß steigern kann. 

Ich sage noch einmal, Herr Minister: Alles, 
was heute zur Diskussion steht, wäre ver­
meidbar gewesen, wenn Sie am 9. Juli das 
getan hätten, was Sie selber im März für 
r,ichtig empfunden haben und was am 9. Juli 
die Opposition in großen Zügen gemeinsam 
auch Ihnen, der Regierung gegenüber ver­
treten hat. 

Das ist der Vorwurf, den wir erheben. Die­
ses sture Festhalten am Uberalterten, diese 
erzkonservative, reaktionäre Haltung ist für 
einen SOZiialisten merkwürdig. Aber auch ein 
Sozialist muß doch fortschrittHch ,sein! Ich 
stelle mir zumindest vor: So wie ein Liberaler 
fortsduittlich sein muß, muß slich auch ein 
Sozialist irgendwo in der Welt umschauen 
und sagen: Da und dort hat man versagt. 

Die Gutachten, Herr Minister, zum Beispiel 
aus Nordrhein-Westfalen zu Ihrem System, 
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waren vernichtend. Wir haben sie Ihnen 
damals angeboten. S1e haben gesagt, 
Sie kennen sie alle. Trotzdem haben Sie die­
ses überholte Sy,stem eingeführt, und heute 
stehen wir vor einer chaotischen Situation. 

Herr Minister! Jetzt darf ich zum Schluß 
zu einem ernsten Thema kommen: Hier geht 
es ja nicht darum, ob das Kind Schulbücher 
hat. (Abg. Ha a S: "Zum Schluß"! - Gott sei 
Dank!) Herr Kollege! Ich weiß, es ist Ilmen 
dmmer unangenehm, wenn über Fehler von 
Ihnen gesprochen wiI1d. Es hat Sie nie gestört, 
wenn wir Freiheitlichen gute Ideen auch der 
sozialistischen Regierung mit Ihnen vertreten 
haben. Da haben wir nicht lang genug reden 
können. Wenn wdr aber einmal hier sagen: 
Meine Herren, das finden wir schlecht!, dann 
ist Ihnen das im höchsten Grad unangenehm. 
Ich habe den Mut gehabt, seinerzedt zu Din­
gen ja zu sagen, und nehme mir auch den Mut 
heraus, heute zu sagen: Nein, dieses oder 
jenes ist schlecht. 

Es kann etwas danebengehen, wenn es un­
vorhersehbar ist. Aber das war vorhersehbar, 
das war vermeLdbar und das war einfach 
w.illkürLich (Ruf bei der OVP: Geplantes 
Chaos!), willkürlich war dieses Chaos herbei­
geführt worden. 

Herr Minister! Ich darf Sie noch einmal ein­
laden, Ihre Reden zu lesen. Sie sagten am 
9. Juli: 

"Uber die Art, wi,e es geschehen soll, haben 
wü nachgedacht und haben . " nunmehr das 
beste System gefunden." 

Bezeichnend ist, daß das das beste System 
ist, was Sie jetzt als Chaos bezeichnen müssen. 

Sie erklärten ferner: "Deswegen haben wir 
audl die fortschrittlichste Art ... " 

So bezeichneten Sie ein System, das wenige 
Monate vorher in anderen Ländern wieder 
abgelehnt worden list. 

Heute stehen Sie vor einem Scherbenhau­
fen! Es geht jetzt nicht darum, daß etwa Be­
amte versagten. Im hoffe, daß Sie die not­
wendige Kons,equenz ohne RüCkJsimt auf die 
Parteifarbe ziehen. Ich kann Ihnen ruhig 
sag,en: Im Jahre 1869 hätte zweifellos jeder 
Minister zurücktreten müssen, der ein der­
artiges Chaos hervorgerufen hätte, das in der 
Endkonsequenz an Arbeitsz,eit und Arbeits­
stunden Hunderte Millionen kostet, denn die 
Eltern, die heute durm Wien rasen, die uns 
smreiben, daß s,ie tagelang von Buchhändler 
zu Bumhändler gehen, opfern dom viele, VIieie 
Stunden. Die Hausfr.au hat genauso ihre 
Arbeitszeit wie der Mann, der eben, anstatt 
zu arbeiten, dann Smulbüchern nachlaufen 
muß. 

Aber da könnte man sagen, man müsse als 
Elternteil bereit sein, Opfer zu bringen, aum 
für politische Fehler, die durchaus vermeidbar 
waren. 

Aber sei,en wir uns darüber im klaren, meine 
Herren: Wer zahlt denn die Remnung für all 
diese Fehler bei den sogenannten Schulrefor­
men seit vielen Jahren, Herr Minister? Wer 
zahlt für die Fehler dafür, daß die KJinder heute 
unter wesentlich schwierigeren Bedingungen 
in die Schule gehen - so ist es nämlim! -, 
als es seinerzeit der Fall war? 

Wollen wir uns nicht an smönen Reden 
bege,isternl Von den Reden im Parlament ler­
nen die Kinder gar nichts! Die Kinder lernen 
dann, wenn sie genüg,end Schulen, entspre­
chende Schulklassen haben, wenn sie genü­
gend gute Lehrer, wenn sie die notwendig,en 
Smulmittel und die Zeit haben, die sie brau­
chen, um zu lernen. Und das alles haben sie 
heute nicht. (Abg. Ha a s: Die OVP stellte 
viele Jahre den Minister!) Herr Kollege! Ich 
lasse mich jetzt gar nicht in eine Diskussion 
darüber ein, ob die Koal'ition schuld ist, ob 
die OVP, die SPO schuld ist. Ich behaupte 
auch gar nicht, daß die Freiheitlichen lauter 
Engel sind. 

In der zweiten Wortmeldung haben Sie 
allerdings von der Gefahr gesprochen, daß Aber das ist ein Zustand, der uns eigent-
möglicherweise "da und dort Engpässe oder Hch nachdenklich stimmen sollte. Herr Mini­
Fehler auftreten können". ster! Es freut mich zu hören, daß Sie genauso 

Das ist ganz etwas anderes, Herr Minister! 
Sie sagten: " ... da ul1Jd dort Engpässe oder 
Fehler ...... Wir hatten Ihnen nimt g,esagt: 
Da und dort Engpässe! Wir erklärten v,iel­
mehr: Ein Chaos Wlird kommen! Da haben Sie, 
meine Herren Sozialisten, gesagt: Nein. 

Wo war Herr Smnell damals? EntschuLdigen 
Sie, ich bin kein Smulfachmann, aber das Ge­
fühl hat uns das gesagt, einfach das Gefühl, 
das man hat, wenn man ~inder in der SChule 
hat. Wir haben gewußt, daß das einfaCh zu 
einem Chaos führen muß. 

Kinder in der Schule haben wie wir. 

Ja ist es nicht bedenklich, daß unsere Kin­
der die Rechnung für eine falsche Politik, ein­
farn für eine Parteipolitik bezahlen müssen? 

Di,e Rede des Herrn Präsidenten des Stadt­
schulrates war charakteristisch: Es kommt 
nicht auf den Effekt bei den Schulkindern an, 
sondern darauf, sagen zu können: Ein soziali­
stischer Erfolg! 

Herr Kollege! Ich sage Ihnen, es ist 
mir gleichgültig, ob es ein sozialistischer, 
ein Volkspartei- oder ein freiheitlicher 
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Erfolg :ist. Ein wirklicher Erfolg ist es 
dann, wenn unsere Kinder gut, richtig und 
modern erzogen werden. Das ist ein Erfolg, 
ohne Rücksicht auf die Partei. (Beifall bei 
FPO und OVP.) 

Aber Ihnen kommt es darauf an zu sagen: 
Das i,st ein sozialistischer Erfolg, auch wenn 
die Kinder jetzt etwa in Wien - für das 
Chaos in Wien sind Sie allein verantwort­
lich - zwei Monate lang kein Lateinbuch 
haben. 

Herr Kollege! Ich bin ins Gymnasium zu 
einer Zeiit gegangen, in der es noch wesentlich 
leichter war, Latein und Griechisch zu lernen, 
als heute. Ich weiß nicht, warum es um so viel 
schwerer geworden ist, aber ich gebe zu, es 
war vor 30 Jahren noch wesentlich lekhter, 
ein DurchschniUsschüler zu sein. Zu mehr 
habe ich es nie gebracht in der Schule. (Abg. 
Ha a s: We,r ist in Oberöslerreich verantwort­
lich?) Herr Kollege! Ich bestimmt nicht. Ich 
bin kelin Oberösterreicher. Ich kenne nicht die 
Leute lin ,allen Bundesländern. (Abg. Doktor 
Tu 11: Ihr Parteifreund Karl Maier!) Ja. Am 
so, der Maier. 

Herr Kollege! Wenn der Maier den Mund 
so weit aufmacht und so voll nimmt und so 
viel daherredet, daß ich sage: Um GaUes wil­
len, hat der keine Praxis aus der Schule, ist 
der so weltfremd?, dann werde lieh nicht ver­
fehlen, !in meiner eigenen Partei zu sagen: 
Maier, du gehörst weg! (Beifall bei der FPO 
und bei Abgeordneten de.r OVP.) 

Herr Kollege! Jetzt dr,ehen Sie sich aber 
aum um und sagen Sie das Ihren Kollegen! 
Jetzt sagen Sie das aber auch Ihren Kollegen! 
(Neuerlicher Beifall bei FPO und GVP.) 

Meine Damen und Herren! Jetzt ist meine 
Redezeit abgelaufen. Ich hoffe, daß der zweite 
Redner meiner Fraktion noch das sagen wird, 
was noch dazu zu sagen ist und was ich 
infolge des Ablaufes der ZeH nicht mehr sagen 
kann. 

Aber, Herr Minister, noch eine Bitte habe 
ich: Wenden Sie sich ab von dem System, das 
hier der sozialistische Sprecher Schnell ange­
wandt hat! Es geht nicht um so~ial.istische Er­
folge, sondern es geht um Erfolge für die 
Jugend. Sie glaubten, einen sozialistischen Er­
folg erringen zu können, und haben dabei die 
Interessen der Schuljugend aufgeopfert. (Bei­
fall bei der FPO und bei Abgeordneten der 
OVP.) 

Abgeordnete Edith Dobesberger (SPO): 
Herr Präsident! Hohes Haus! So schwierig ist 
es gar nicht für mich, denn in Wirklichkeit 
bin ich froh, daß diese dr.ingl.iche Anfrage 
kam (Abg. Dr. W i t haI m: Den Eindruck, 
daß Sie froh sind über die dringliche Anfrage, 
habe ich bis jetzt nicht gehabt!), weil ~ch 
als Lehrerin, als Praktikerin jetzt wirklich 
dazu Dinge sagen kann, wie man sie in der 
Schule erlebt, denn bei mir ist es noch nicht 
ein Jahr her, daß ich selber in der Schule 
gestanden bin. 

Die Tatsache, daß wir di,e kostenlosen Schul­
bücher für unsere K,inder jetzt haben, kann 
man nicht hinwegdiskutieren. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. \-\1 i t haI m: Wenn die 
Kinder sie nur hätten!) 

Sicher gibt es Schwierigkeiten dabei. Das 
streitet niemand ab. Aber erinnern wir uns, 
wie es bei der Schülerfreifahrt war! Da hat 
es die ganz gleichen Uberschr.iften in den 
Zeitungen u11ld die ganz gleichen Argumente 
gegeben, nur auf die Schülerfreif.ahrt ange­
wendet. (Abg. Dr. G r u b e r: Umso trauriger, 
daß man nichts daraus gelernt hatJ) Und heuer 
ist Stille eing,etreten. Heuer wird nkht mehr 
davon gesprochen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte jetzt nur auf ein paar Detail­
fragen eingehen. Wenn Sie in der dringlichen 
Anfrage vom Alternativvorschlag betreffend 
1000 S sprechen, dann glaube ,ich j.a, daß damit 
der Büchermangel nicht behoben worden wäre, 
denn es wäre auf jeden Fall den Eltern mehr 
Geld zur Verfügung gestanden, es wären mehr 
Bücher angefordert worden und daher gewisse 
Schw,ierigkeiten eingetreten. Nur das große 
Aber wäre dabei gewes,en. Denn die Kinder, 
die aus Familien mit kleinem Budget ge­
kommen wären, hätten ja trotzdem d,ie alten 
zerlesenen Bücher verwenden müssen, weil 
die Mutter gespart hätte und die alten Bücher 
genommen hätte. Die Erziehung zur Sparsam­
keit hätte es wieder nur in diesen Familien 
gegeben, es hätte geheißen: "Paß auf die 
Schulbücher auf!" 

Wir Sozialisten stehen immer wieder auf 
dem Standpunkt der Chancengleichheit. Wir 
wollen die Sachsubvention, wir wollen er­
reichen, daß w.irkHch die - wirklich alle, nicht 
nur ein paar - Kinder neue Bücher haben. 
(Beifall bei der SPO.) Mit der Sdlülerfrei­
fahrt wurde e's begonnen: Nicht nur, wenn 
es die Eltern bezahlen können, kann .das 
Kind in die Schule fahren, sondern dann, 
wenn es notwendig ist! 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet Ich er,innere mich an die Zeit vor 14 Jahren, 
ist die Frau Abgeordnete Edith Dobesberger. als ich. nach Linz gekommen bin. Die KaUegen 
Ich erteile es ihr. (Ruf bei der OVP: Das wird vom Christlichen Lehrerverein haben jede 
schwierig sein!) Bezirkslehrerkonferenz, jede Gewerkschafts-
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versammlung förmlim gesprengt, weil sie i Darf:ich auch als Mutter noch etwas sagen. 
gegen die Schülerlade Protest gelaufen sind. > Wenn ich länger ZeH zum Vorbereiten gehabt 
Sie haben gesagt: Nur mit dem eigenen 
Schulbuch kann man wirklich gut lernen I Dazu 
muß ich schon sagen: Seit vielen Jahren hören 
wir darüber kein Wort mehr; es wurde akzep­
tiert. 

Und wenn über den Bümermangel jetzt 50 

große Worte gesprochen wurden, dann muß 
Iich feststellen: Im habe 21 Dienstjahre; ich 
habe leider keine Statistik geführt, weil dch 
nicht gewußt habe, daß ich das einmal brau­
Chen werden. Aber an das Vorjahr erinnere 
ich mim noch. Die Geschichtsbücher haben 
wir nach dem 1. November bekommen und 
auf einen großen Teil der Mathematikbücher 
haben wjr noch viel länger gewartet. Und 
darüber sprach kein Mensch I Na ja, das war 
halt 50. (Zwischenruf bei der OVP. - Gegen­
rufe bei der SPO. - Abg. Sam wal d: Was 
sagt er da, der Gruber? - Abg. Dr. G r u be r: 
Das war unterm Gratz seiner Agide! -
Zwischenruf bei der Spo. - Abg. G rat z: 
Sie wollen nicht zu den PJerden gehen - aber 
bitte, wenn Sie wollen!) 

Ich habe dn den 21 Dienstjahren eine ganze 
Relihe von Unterrichtsministem erlebt. Eines 
müssen wir allerdings auch noch dazu sagen: 
daß es sehr auf die verantwortungsbewußte 
Haltung der L'ehrer ankommen wird. Eine 
Kollegin hat mir schon.im Juni lin Grieskirchen 
gesagt: Sie glauben gar nicht, welche Bücher 
jetzt von den chJlistlichen Lehrern verlangt 
werden, von denen wir in der Schule nie 
gedacht hätten, daß wir sie einmal verwenden 
können, weil wir es den Eltern nimt glaubten 
zumuten zu können, daß sie diese Bücher 
kaufen. Die werden jetzt einfach verlangt! 
(Abg. Dr. G r u be r: Also die christlichen 
Lehrer sind schuld am Chaos! - Abg. W 0-

d i c a: Zum Teil schon! - Abg. S e k a ni n a: 
Ihre Methode ist schuld, Herr Gruber!) Nein! 
Aber die Bücherflut wird verlangt! (Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP und Gegenrufe bei 
der SPO.) 

Darf ich noch ein Beispi,el anführen. Es 
war immer so, daß wir das Schulbuch für 
unsere Klasse hatten. Wenn iCh eine dritte 
Klasse gehabt habe, habe ich das Schulbuch 
für die dTlitte Klasse gehabt. Aber zufälliger­
weise wurde heute davon gesprochen: In 
Wiener Neustadt gibt es zum Beisp>iel an 
einer AHS einen L'ehrer, der schon in der 
fünften Klasse das Mathematikbuch auch für 
die sechste und siebente Klasse verlangt. 
(Abg. Dr. BI e n k: Vielleicht war das für 
die fünfte vergriiien!) Wundern wir uns also 
nicht, wenn wir zu wenig Mathematikbücher 
haben, wenn wir schon für drei Jahre voraus 
die Bücher br,auchen. 

hätte, hätte ich den BüCherkasten meines 
Herrn Sohnes durchgeschaut, um zu sehen, 
wie VIieie Bücher da drinnen liegen, die -ich 
Jahr für Jahr gekauft habe, weil sie Lehrer 
verlangt haben, und die nicht ein einziges 
Mal verwendet wurden! Alle Eltern werden 
mir das bestätigen. (Lebhafte Zustimmung bei 
der SPO. ~ Zwischenrufe bei der OVP.) 

Eines aber hoffe ich: Wenn das Geld jetzt 
von der öffentlichen Hand kommt, daß dann 
doch eher gespart wird als mit dem Geld 
der Eltern. (Beifall bei der SPO. - Heiterkeit 
bei der OVP.) 

In Ihrer dflinglichen Anfrage steht dann 
auch noch drinnen, daß die Werte aus den 
Schülerladen verfallen. Ich muß sagen, die 
Kollegen an meiner Schule kaufen lim Geist 
jetzt schon ein (Abg. Dr. K 0 I e n: Aber nur 
im Geistf), was sie für die Bücher aus der 
Schülerl,ade, die sie ausgeben wefld,en, bekom­
men werden. Ich bin sicher, daß sie Geld 
bekommen werden. Davon bin ich überzeugt. 
(Abg. Dr. Kor e n: Von wem? - Abg. lng. 
H ä u seI: Vom Elternverein, Herr Doktor!) 

Wenn jetzt auch noch das Problem des 
verknitterten Bons genannt wunde, das auch 
in den Zeitungen weiß Gott wie groß ange­
prangert wurde, dann muß ich wirklich sagen: 
Bei diesen Sdlulbüchern kommt wirklkh alles 
zusammen! Ich erinnere mich an die letzte 
Volkszählung. Damals haben wir in den 
Schulen - ich glaube nicht, daß meine Schule 
die einzige Wlar - Formulare bekommen. Wir 
haben genau beschr,ieben bekommen, wte man 
mit diesen Computerkarten, oder wie man sie 
nennt, umgehen muß. Wir haben mit den 
Kindern das durchexerziert, daß man zum 
Beispiel das Formular mit Bleistift ausfüllt, 
daß man es nicht zusammenlegen darf und so 
weiter. Ich habe dann nach der Volkszählung 
ke1ine KI\age darüber gehört, daß das die Eltern 
nicht begriffen hätten, wie es lihnen die Kinder 
erklärt haben. Und jetzt glauben Sie, daß 
wir als Lehrer den Kindern nicht beibring,en 
können, wie sie mit dem Bücherscheck umzu­
gehen haben. Das glaube -ich einfach nicht. 
(Beifall bei deI SPO.) 

Wenn dann noch vom Sinken des Lern­
erfolges gesprochen wurde, dann möchte ich 
schon sagen: Wir haben in den ersten Wochen 
w.irklich eine ganze Menge organisatorische 
Arbeiten in den Schulen zu leisten. Wir haben 
ja <immer schon - ich darf wohl sagen - lin 
den sozialistisChen Gemeinden die Schulbücher 
ausgegeben. Na und ob ich die Bücher oder den 
Buchscheck ausgebe - so ein wesentlicher 
Unterschied ist da wirklich nicht! (Neuerlicher 
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Beiiall bei der SPt). - Abg. Dipl.-lng. 
T sc h i d a: Fragen Sie Ihre Kollegen!) Da 
vertraue ich wirklich auch wieder unseren 
Kollegen. Es ist uns immer wieder gelungen, 
neben den organisatorischen Arbeiten auch 
mit Arbeiten zur W,iederholung des Lehr­
stoffes zu beginnen. Denn man beginnt nicht 
gleich mit dem Neuen, man beginnt mit der 
Wiederholung, und das Organisatorische kann 
ich noch zwischendurch machen. Das wäre 
lächerlich, wenn das nicht gelingen würde. 

Eines glaube ich wirklich sagen zu können: 
Jeder objektiv urteilende Osterreicher wird 
zugeben, daß dieses kostenlose Schulbuch ein 
großer Erfolg ist. (Lebhafter anhaltender Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Ofenböck. Ich erteile 
es ihm. (Ruf bei der SPO: 0 je! - Abg. 
S e k a n i n a: Das wird ein Querpaß werden! 
- Abg. Dr. Fis c her: Ein Bauchaufschwung!) 

Abgeordneter Ofenböck (OVP): Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! Ich bin ,in 
die Lage versetzt, ,in 20 Minuten viel mehr 
beantworten zu sollen, als !in der Zeit drinnen 
ist. (Zwischenrufe bei der SPO.) Ich nehme 
daher sehr konkret davon Abstand, alles das, 
w,as mir jetzt auf den Lippen brennt, zu sag,en, 
sondern beginne mit der "AZ", diie zitiert 
zu bekommen Ihnen ja doch sicherlich nicht 
unangenehm ist. 

Da beginnt unter dem Tlitel "Jedes K'ind 
bekommt seinen eig'enen Atlas" ein Artikel 
von Walter Kratzer mit den Ausführung,en: 
"In den Auslagen von Osterreichs Buchhand­
lungen verkünden es rot umrandete Auf­
kleber: ,W'ir lösen Schulbuchgutscheine ein.' .. 
Ich fürchte, es wäre angebrachter gewesen, 
sie :schwarz zu umranden, denn es ist ein 
Trauerspiel, Wii,e man zu solchen Gutscheinen 
kommt. Das möchte ich zuerst einmal vorweg 
gesagt haben. 

Und w,as steht hier weiter: "Und Eltern 
wie Kinder strömen in diesen Wochen zu den 
solcherart gekennzeichneten Schulbuchhänd­
lern, um zu dem zu kommen, was auf Initiative 
der SPO Wirkl:ichkeit geworden ist:" - näm­
lich um zu nichts zu kommen! 

Ich wel1de Ihnen gleich beweisen, daß ich 
recht habe. Denn ich habe mir gestern die 
Mühe gemacht, den ganzen Tag in Gemeinden 
des Verwaltungsbezirkes W,iener Neustadt, 
auch in der Stadt, sowohl bei Schulen als auch 
bei Eltern als auch bei Buchhändlern herum­
zufragen, um zu erfahren, was sich tatsächlich 
ereignet. Es gibt hier sehr große Widersprüche 
zu den Ausführungen des Herrn Bundesmini-

sters. Denn ich werde seiner Feststellung, daß 
genügend Bücher da wär,en, nun entgegen­
halten: Herr Mtinister! Hauptschule Lanzen­
kirdlen: zehn Klassen mit etwa 400 Kindern. 
Es fehlen dort trotz Anlieferung der Gut­
sdleine: 18 Religionsbücher, 35 Spnachbücher, 
14 Englischbücher, 15 Geschichtsbücher, 
55 Geographiebücher, 15 Atlanten, 11 Bücher 
für Geometrisches Zeichnen, 114 Natur­
geschichtsbücher, 40 Musikerziehungsbücher. 
(Abg. Ing. H ä u seI: Also 80 Prozent sind 
da!) Nein. Herr Viizekanzler, ich habe ge­
meint, Sie sind ein besserer Rechner. (Abg. 
Ing. H ä u s e.r: Nein! 400 Schüler!) 

Es kommt nämlich noch etwas dazu, Herr 
Vizekanzler; hören Sie doch ein bißchen zu. 
Folgende angeforderte Gutscheine sind bis 
heute - das ist bis 13. - nicht ausgeliefert 
worden: Verlag Herder: Finger: "Glaubens­
buch", 5 Stück; Osterreichischer Bundesver­
lag - das ist jener von der Regierung doch 
sehr gut zu bedienende, zwangsläufig gut zu 
bedienende Verlag -: Führing, Hörter: "Das 
gute Wort", 210 Stückj Osterreichischer Bun­
desverlag: Paukert: "Rechtschreibung", 306 
Stückj Osterreichischer Bundesverlag: "Zeiten, 
Völker und Kulturen", Einführungsband, 
80 Stück; Helbling: "Osterreichisches Lieder­
buch", 140 Stück; Leykam, Pädagogischer Ver­
lag: Hafer, Petz: "Naturgeschichte 3", 25 Stück. 

Man hat si,e schon begehrt, aber man hat 
bis gestern noch keine Gutscheine bekommen. 

Ich darf Ihnen weiters sagen: In der Höheren 
Lehranstalt für wirtschaftliche Frauenberufe 
der Stadt Wiener Neustadt sind bis gestern 
überhaupt noch keine Gutscheine ausgegeben 
worden. Wlir werden darauf warten, wann 
diese Gutscheine kommen. Ist das eine Bremse 
dafür, weil man weiß, wie wenig Bücher in 
den Buchhandlungen zu haben sind, um erst 
gar nicht die Verlegenheit Platz greifen zu 
lassen, die Eltern oder die Schüler mit den 
Gutscheinen zu versorgen, weil sie nämlich 
die Bücher nicht bekommen? Ist das nicht 
etwa ein. Hinweis darauf, daß man sie künst­
lich zurückhält, nur damit (He Sorge, dieses 
Chaos, dieses Tohuwabohu nicht größer wird? 

Aber etwas anderes. Volksschule Ternitz: 
300 Kinder. Es fehlen 118 Sprach- und Recht­
schreibbücher, 181 Lesebücher, 158 Rechen­
bücher. Bis gestern keine Möglichkeit. 

Oder: Rohr im Gebirge, etin Ort, der von 
der Bezüksstadt, wo also die Buchhändler 
-aufgesucht wenden müssen, annähernd 70 Kilo­
meter entfernt ist. Die Leute waren schon in 
der Stadt. Sie sind unverrichteter Dinge wieder 
nach Hause gefahren. Sie sind aufgefordert 
worden, später wieder einmal zu kommen. 
Sie werden noch etinmal in die Stadt fahren. 
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Sie werden möglicherweise auch noch ein 4000 Lehrbücher vorhanden waren, die die 
drittes Mal in die Stadt fahren. Kinder um eine Leihgebühr von 50 bis 

Und das alles sei gut? Es gebe viel mehr 8~ Schill~,ng pro SchuIja~r ausleihen konnten. 
Bücher als jemals zuvor? Hier ist eine große Dles~ Bucher werden Je~zt auf <:,rund d~r 
Diskrepanz festzustellen, die aufzuzeigen I V ~rfugu~g .verb~~nnt. DIe Lehrbucher , ,dIe 
diese dringliche Anfrage möglich emacht haLl fruher mIt vle~ Muhe, angeschafft worden smd, 

g 'werden also Jetzt emfach aus dem Verkehr 
Herr Bundesministerl Wir haben uns im I gezogen. Si,e können dort ruicht mehr ver­

wesenniche~. dar~ber bekl~~t, daß di~ Voraus- wendet werden, auch wenn diese Büch'er noch 
setzungen fur dIe Durchfuhrung dIeses Ge- auf der Liste stehen, die zur Ubersendung 
setzes, dem wir ja zugestimmt haben, büro- von Gutscheinen geführt hat. 
kratiseh gemacht worden seien. Doch ich weiß 
nicht ob Sie sich der Mühe unt 0 h b Ich muß darauf hinweisen, daß auch über 

, erz gen a en, d' B" eh d' d' G . d f" h . I 
festzustellen was hier an Ver altu gsarb't :lese U er, Ie Ie emem en ru er .emma 
gemacht w~rden mußte. Das wA I n deI der Schülerlade zur Verfügung gestellt haben, 
Klassenlisten. Da ist bei Volk ncheglke~ d er Protokolle aufgestellt werden müssen, weil 

ss u m ern d' G . d d " J. ch d" f 
natürl,ich die Unterschrift ein Eit t 'I 'le emelru en 1 as ruc~ verre nen ur en, 

es ern el es " . f" d' S h Ib"ch 
notwerudig. Die Eltern müssen d h . I was SIe semerZieü ur le c u u er aus-

a er emma b h b D ,. h" V 
zur Schule kommen. Nicht immer sind alle gege en a en. as 1st em u~er ~rter er-
Eltern greifbar. Das verzögert den Ablauf und waltungsaufwand, der, glaube Ich, m diesem 
führt zu einem Leerlauf, zu einem Arbeits- Zu~amme~hlang nu~ angefochten w~rden kann, 
überanfall für die Lehrkräfte, auch für die well d~mlt, das Z.lel, das ,man SIch gesetzt 
Eltern, und natürlich zu einer Verringerung hat, bell weItem mcht erreIcht werden kann. 

der Lehrzeit für diese Kinder, weil der Lehrer 
mit diesen Dingen ständig beschäftigt ist. 

In Volksschulen sind also die Gutscheine 
komplett vom Lehrer auszufüllen. In den 
Mittelschulen ist es leichter, damit umzu­
gehen; dort kann man es den Schülern zu­
trauen, daß sie sich die Gutsche1ine selber 
ausfüllen. Aber bei den Volksschulen muß 
das der Lehrer für die Kleinkinder machen. 

Von dem unnötigen doppelten und drei­
fachen Weg in die Stadt habe ich schon ge­
sprochen. 

Und noch eine Verfügung: Bei Verbren­
nung däeser Gutscheine müssen Protokolle an­
gelegt werden. Es ist festzuhalten, wie viele 
solcher Gutscheine verbrannt weI1den. Es müs­
sen Zeugen dabei sein, die bestätrigen, daß 
die Gutscheine verbrannt worden sind. 

Wissen Sie, was im Gegensatz dazu steht? 
Es werden an die anfordernden Schulen 
Gutscheine übermittelt, wo überhaupt nicht 
dabeisteht, wie viele es sind. Wer wH! das 
später einmal prüfen, wenn es darum geht, 
nachzukontrollieren, ob überhaupt die richtige 
Anzahl von Gutscheinen hlinausgegeben wor­
den Ist? 

Oder in Gemeinden, in denen fünf Orte 
ihre Schüler in eine Hauptschule entsenden. 
Dort hat man eine Verbrennung der alten 
Bücher vorzunehmen, weil sie, schon länger 
als zwei Jahre benützt, nicht mehr verwendet 
werden dürfen. Denkt man denn nicht dar an, 
wlas das an sich für einen Verlust an Volks­
vermögen darstellt? Ich habe da eine Zuschr,ift 
eines Kirchschlager Hauptschuldirektors, in 
der es heißt, dJaß im Vorjahr in der Schule 

Die heutige "Kronen-Zeitung" schreibt, daß 
die Erfahrungen in einer Dokumentation ver­
arbeitet würden, um im nächsten Jahr eine 
ähnliche Misere zu verhindern. Herr Minister, 
das sind Ihre Worte, die dabei ausgedrückt 
wOrden sind. Ist es denn an sich notwendig, 
daß die Regierung ständig M,iseren braucht, 
damit sie nachher besser reag:iert? Daß etwas 
besser gemacht werden kann, bevor man es 
in die Wege leitet, auf die Idee ist die Regie­
rung offenbar noch gar nicht gekommen. Es 
ist ähnlich wie bei den Schülerfreifahrten. 
Zuerst ein Husch-Pfusch-Gesetz, nachher die 
fürchterlichsten Auswirkungen. Nun, beim 
zweiten Mal wird es dann vielleicht schon 
gehen, 

Ich muß sagen: Selbst wir haben nicht ge­
glaubt, daß Sie so viel Lehrzeit brauchen 
werden, wie Ihnen das Parlament jetzt schon 
zur Verfügung gestellt hiat - es sind ja 
ammerhin schon mehr als zwei Jahre -, um 
bessere Initiativanträge ins Parlament zu 
bringen. Die Lehrzeit, die die soziaI.istische 
Regierung jetzt hinter sich hat, hat zweifellos 
bisher noch nicht ausgeIieicht. Denn das, was 
an Exponaten aus Ihrer Regierungstätigkeit 
oder von der Parlamentsfraktion der SPO in 
das Barlament gekommen ist, war zweifellos 
nicht dazu geeignet, daß firn Parlament ver­
nünftige Arbeit geleistet werden kann. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e.r: Eine schwer erziehbare 
Regierung!) 

Ich muß auf elllige Ausführungen zurück­
kommen, die der Herr Minister, aber auch 
andere Redner gemacht haben. Herr Minister, 
Sie haben gesagt, da und dort würden Fehler 
und Engpässe entstanden sein. Ich habe jetzt 
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in eJ.mgen Schulen Besuche gemacht, und ich 
habe festgestellt: Uberall sind Engpässe, nicht 
nur "da und dort". Es ist ein Irrtum, anzu­
nehmen, daß das, was heute in der Presse 
allgemein einen Niederschlag gefunden hat­
- nur in der "AZ" nicht -, einfach so ein 
Gewäsch ist, über das man hinweggehen kann. 
Es ist nicht so, daß nur "da und dort" Fehler 
und Engpässe eingetreten sind. 

Das zweite: Der Herr Stadtschulratspräsi­
dent Schnell hat gesagt, es seien nur einige 
technische Mängel und unbedeutende Schwie­
rigkeliten aufgetreten. Herr Präsident I Wenn 
Sie das sagen, muß ich Ihnen jetzt noch einmal 
zitieren, was mein Kollege Gruber einem 
anderen Schulmann in den Mund gelegt hat. 
Das waren Sie. Sie haben tatsächlich erklärt, 
daß in den ersten Wochen des Schuljahres 
noch nicht alle Schulbücher notwendig s·eien. 
Ich gebe zu, daß das eine oder andere Buch 
nicht notwendig ist. Aber bei den vielen 
Büchern, die :ich Ihnen zitiert habe, ist das 
undenkbar, denn wenn man in einer Volks­
schule nicht am Anfang schon Lesebücher für 
die Kleinkinder hat, dann kann man auch nicht 
unterrichten. Dann kehren wir nämlich zurück 
zu jener Art von Unterrüht, Herr Präsident, 
die Sie noch gelobt haben. Sie haben nämlich 
gesagt: "Und überdies: Wir haben nach dem 
Krieg sehr lange ohne Bücher unterrichtet." 

Herr Präsident! Ist das das moderne Oster­
mich, das Sie der Offentlichkeit vorgaukeln? 
(Beifall bei der OVP.) Sich auszureden auf 
die Nachkriegszeit, glaube lieh, das steht Ihnen 
schlecht an, Herr Präsident. Und das hat eben 
der Kollege Gruber einem Salzburger Schul­
fachmann in den Mund gelegt. Das waren 
Ihre eigenen Ausführungen. Und es ist be­
dauerlich, daß es zu solchen Ausführungen 

ein Buch haben, das sich allerdings mit der 
Geschäftsordnung beschäftigt, er ist sicherlich 
ebenso pr.ivilegiert, denn sonst hätte er auch 
das Buch nicht, das die Geschäftsondnung dar­
stellt, als Lehrbuch für die Schule. (Zwischen­
rufe.) 

Ich muß also sagen: Die Art, wie dieses 
Gesetz gemacht wird, die Art, wie es durch­
geführt wird, weil es so schlecht vorbereitet 
i.st, ist mehr als eine Misere, denn es kann 
einfach -nicht erfüllt werden, was Sie sagten. 
Sie sagten vorher: Rechtzeitige und sorgfältige 
Vorbereitung der Aktion. Wenn das recht­
zeitig und sorgfältig war, dann frage ich mich, 
warum jetzt solche Schw1ierigkeiten nicht nur 
da und dort, sondern in der gesamten Offent­
l:ichkeit, zumindest in den ersten vVochen der 
Schule, in den Ostländern Osterreichs aufge­
treten sind. Wie man den Zeitungsbefiichten 
entnehmen konnte, wird es im Westen klaum 
anders sein. 

Ich muß feststellen, daß die Schulbuch­
misere in meinen Augen ein Tohuwabohu 
mit sehr kostspaeligen Effekt·en 'ist. Wenn man 
heute hört, daß die ursprünglich geschätzten 
Ausgaben für diese Aktion wahrscheinlich den 
Betrag €liner Milliarde Schilling ausmachen 
werden, wenn man erfährt, welchen Aufwand 
an Verwaltung, an Mehrzeit die Lehrer für 
die Aufstellung aufbrdngen müssen, für die 
sie jetzt Gott sei Dank entschädigt werden, 
und wenn man das alles zusammenzählt, dann 
kann das ja beinahe dazu führen, daß wir 
im Familienlast.enausgleichsfonds auf einmal 
ein Defi:oit haben. Ich weiß nicht, ob der 
Finanzminister vorbereitet ist, Defizite des 
Fam'ilienlastenausgleichsfonds auszugleichen, 
und wo er das Geld etwla beim kommenden 
Budget dafür herbningen wird. 

kommen konnte. Ich muß also sag·en: Wenn alle Gesetze 
Der Zeitaufwa d _ d : t _ so gemacht werden - wir haben jetzt schon 

n so wur e reag.ler ., B" 1 d t h 'd 
ko"nne hI'ngenom d M' D eIllIge eilspIe e -, ann set uns In er men wer en. e,me amen , " , 
und H I W d d' M' d I restlIchen ZeIt dIeser Parlamentspenode noch err,en, enn man a 1e ell<llUng er " '" 
Lehre ab auch d Elt h " t d" 't eimges bevor. DIe RegIerung Jedenfalls hat r, er er ern or, Ie Ja m1, .'" , 
;hren KI' de n 'h "cht f t kt' h keilllen BeweIS dafur gelIefert, daß SIe kann, • IlJ r, IC mo e as sagen, pra ISC, , . 
I'n de S h 1 A f 'tt d k was SIe vorher zug,esagt hat. (BeIfall bel der r c u e am n ang mi un, ann ann GV 
man das wirklich nicht hinnehmen, Es ist ja P.) 

noch fraglich, wann diese Bücher tatsächlich Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
kommen. SchulatLanten, wurde mir gesagt, ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich. 
würden später kommen. - Wo ist die Sicher- Ich erteile es ihm. 
heit, daß sie überhaupt kommen? Wer gibt 
sie uns, wer gibt sie den Eltern? Das, glaube 
ich, ist nicht so hinzunehmen. 

Herr Mlirnister! Wenn Sie sagten, Ihre beiden 
KiIlJder hätten diese Bücher, so wird das die 
anderen, die sie nicht haben, zweifellos nicht 
beruhigen, Aber -ich habe heute gehört, daß 
Si,e ein drittes KUnd haben. Der Herr Präsident 
Maleta gehört auch zu den Glücklichen, die 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreidl (FPO): 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Eigentlich hatte ich heute die 
Absicht, eine Rede zur Problematik der EWG 
zu halten, und ich stelle mit Interesse fest, 
daß die Umstellung auf die Frage der Gratis­
schulbücher auch eine Möglichkeit gibt, den 
Zusammenhang zwischen EWG-Problematik 
und Schulbüchern herzustellen. Ich werde 
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nämlich den Verdacht nicht los, daß hinter 
dieser Fütterung des Amtsschimmels mit 
Papier der Versuch einer Sanierung der Papier­
industri-e stehen könnte. Ich habe irgendw.ie 
den Eindruck, dahinter verbirgt sich die noch 
nicht vorhandene Lösung für die Fpagen, die 
der Papierindustrie ,ins Haus stehen, wenn 
wir jetzt in die EWG eintreten. (Abg. Doktor 
Fis c her: Schlecht?) Die Lösung .ist schledlt. 
Wenn Sie das als einigermaßen vernünftige 
Lösung ansehen würden, so wäre sie eine 
der typisch esten Formen, wie man einen 
Schildbürgerstreich abwickeln kann, indem 
man die innere Maschinerie beschäftigt, nur 
damit gearbeitet wird. Ich glaube, dazu sind 
die Arbeitsstunden unserer Mtitarbeiter in der 
Papierindustrie viel zu wertvoll. 

Die Idee der Gratisschulbücher dürfte nicht 
unbedingt der Beweis dafür sein, daß die 
soziaHs'bische Reg-ierung eine der bestvorbe­
reiteten war. Wenn so lange Unklarheit dar­
über bestanden hat, wie man das wohl machen 
wÜlde, wenn man noch im März nicht gewußt 
hat, wie denn diese Regelung aussehen soll, 
dann ist das doch ein Beweis dafür, daß die 
Unzahl der Fachexperten zur Vorbereitung der 
Regierung Kreisky nicht gespurt haben. Sonst 
wäre es doch gar nicht möglich, daß so knapp 
vor Beginn einer [leuen Schulperiode an einem 
Sonntag ein solches Gesetz ho ruck verab­
schiedet werden mußte. Von einer guten Vor­
bereitung der Regierung Kreisky kann also 
in diesem ganz spez!iellen Fall bei Gott keine 
Rede sein. 

Wenn wir diese Schulbuchaktion betrachten, 
dann gibt es da einen Aspekt, der bisher noch 
gar nicht richtig in den Vordergrund gestellt 
worden ist, nämlich den, der den Handel mit 
antiquarischen Schulbüchern beschäftigt. Füh­
ren Sie sich doch einmal vor Augen, daß 
jemand, der mit dem Handel mit alten Büchern 
befaßt ist, jetzt plötzlich vor -einem Lager 
steht, das er Vlielleicht - so w.i-e das der 
Kollege Schnell angeführt hat - im Laufe 
des Jahres schon erworben hat, um Schul­
kindern die Möglichkeit zu geben, das Geld 
zu verschlecken, einem Lager an gebrauchten 
Schulbüchern, das der Mann joetzt wegwerfen 
kann. (Abg. Lona Mur 0 w atz: Das war 
immer ein großes Risiko! Die Schulbücher sind 
immer oft geändert worden!) Es war ;immer 
ein Risiko, aber ein iSO ausgeprägtes Risiko 
wie diesmal und ein Risiko, das von offizieller 
Seite zu einem so schweren Verlust für den 
einzelnen führen kann, war doch nicht zu er­
warten. Man sollte sidl gerade in einer 
sozialistischen Regierung doch überlegen, ob 
eine solche Einführung sozialerweise nicht 
etwas mehr Zeit zur Vorbereitung bedürfte. 
Da, würde -ich sagen, hätte man sich über-

legen sollen, daß ein Jahr Zeit an der Situation 
nichts geändert hätte, außer daß gerade die 
Händler anNquarischer Bücher Vorteile davon 
gehabt hätten, nämlich kein Lager, ·das sie 
wegwerfen müssen. Das sind bekanntlich die 
kleinen Händler, das sind ja keine Großbuch­
handlungen, sondern di,e kleineren, Idie sich 
mühsam genug mit solchen Dingen ihr Brot 
verdienen. Man sollte doch darauf Rücksicht 
nehmen. 

Wenn ich die Lauferei der Eltern, die :ihnen 
jetzt aufgebürdet wol1den ist und viel Zeit 
kostet, gar nicht in den Vordergrund stelle, 
so möchte ich doch auch dlie Enttäuschung der 
Volksschulkinder in Ihr Bewußtsein rufen, die 
in die Buchhandlung gehen, um zum ersten 
Mal ihr Schulbuch in Empfang zu nehmen, 
und die dort enttäuscht feststellen, daß die 
Vorsorge dafür nicht getroffen worden ist 
und daß sie mit leeren Händen nach Hause 
gehen müssen. Sicher kein erfreulicher Anfang 
für einen Taferlklaßler, der beginnt, sich zum 
ersten Mal mit den Schwlierigkeiten der Schule 
auselinanderzusetzen. 

Der Herr Bundesminister hiat uns gesagt, 
daß seine Kinder die Schulbücher bereits 
haben. Das wundert mich nicht, es wundert 
mich nur, daß er nicht gesagt hat: Auch im 
Burg€nland haben schon alle ihre Schulbücher. 
Das, Herr Minister Sinowatz, wäre meiner 
Meinung ;nach ein echter "Sinowitz" gewesen. 
Aber dafür hat Idie Vorsorge anscheinend 
nicht gereicht. (Abg. G rat z: Das ist eine 
beschämende Geisteshaltung! Der Herr Mini­
ster hat das ernst gemeint! Zu glauben, daß 
er seine persönlichen Beziehungen ausnützt, 
um für seine zwei Kinder die Bücher zu besor­
gen, das ist beschämend!) Nein, ich nehme gar 
nicht an, daß er dank seiner Beziiehungen den 
Versuch gemacht hat, die Bücher für seine Kin­
der früher zu besorgen. Ich meine nur, daß es 
auch als Aufhänger von ihm her lihm nicht 
entspricht. Normalerweise :sind wir von Herrn 
Minister Sinowatz bessere Begründungen für 
das Funktionieren seiner Anweisungen ge­
wohnt. 

Die Fragen, die die Verwaltungs schwierig­
keiten mit diesen Schulbüchern aufwerfen, 
veran~assen mich zu der Uberlegung, ob denn 
so wie mit den Verlagen auch eine Regelung 
mit der Postsparkasse getroffen worden ist, 
die doch bekanntlich eine Buchungsgebühr ein­
hebt, wenn sie im normalen Geschäftsverkehr 
tätig wird. Wenn ;ich mir so vor Augen führe, 
daß diese Buchungsgebühr, wenn ich richtig 
informiert bin, normalerweise 30 Groschen 
beträgt, und jetzt 10 Millionen Bücherschecks 
abgewiCkelt werden, müßte die Postsparkasse 
Einnahmen von etwa 3 Millionen Schilling 
erzielen. Ich hoffe nur, daß hier auch ein 
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Rabatt vorgesehen ist, ein entspremender Ab- Fall von oben gesteuert ist und dadurch ins 
schlag, damit diese zusätzlichen Kosten nicht Auge geht. Die Planung funktioniert selten 
das Budget belasten. so ins Detail, wenn sie zentral durchgeführt 

Von wegen Budget und der angeführten 
Verbrennungsvorschpiften: Ich hoffe dom, daß 
Sie -einen Posten für Verbrennungseinrichtun­
gen vorgesehen haben werden, wenn wir im 
Herbst dann die Frage des Unterrichtsbudgets 
diskutieren. 

Etwas, was wich an der ganzen Frage der 
Gratisschulbücher und ihrer technischen Aus­
gestaltung besonders stört, list die Tatsache, 
daß den Verlagen nunmehr als Monopol­
abnehmer der Staat gegenüberstoeht. Allein 
daß der Bundesminister für Finanzen ,in diese 
Verkaufsverhandlungen eingeschaltet tst, zeigt 
ja schon, daß h'ier etwas vor sich geht, was 
nicht :im Interesse einer funktionierenden 
Marktwirtschaft selin kann, ,auch Iliicht im 
Interesse einer funktionierenden sozialen 
Marktwirtschaft, daß nämNch ein einziger Ab­
nehmer gegenüber einer Reihe von Verlegern 
auftritt und damit den Prelis für einen be­
stimmten Artikel fixiert und die Möglichkeit 
hat, die Verleger 'in einer Art und Weise unter 
Druck zu setzen, die viellelimt lim Moment 
noch nicht spürbar 1st, die mir aber doch als 
eine Form von kalter Sozialisierung erscheint. 
Dies halte ich nicht für sehr erfreul,ich, vor 
aUem dann, wenn das System, W1as mir als 
typisch sozialistisch erscheint, Verteilungs­
mängel hat. Die Schwierigkeiten !in zentral 
gelenkten Systemen treten bekanntlrich nur 
selten in der ProduktJion, aber immer in der 
Verteilung auf. Ich hoffe aber doch, daß das 
Syst,em der Gratis:schulbücher so geändert 
wird, daß wir nicht unter den VerteiHungs­
mängeln eines sozialistischen Systems zu lei­
den haben werden. 

Zuletzt möchte ich mich noch einmal mit 
dem Hinweis des PräSidenten Schnell ausein­
andersetzen, der sagt, das Geld an die Eltern 
oder an die Kjj,nder zu geben, sei unzweck­
mäßig und führe zur mißbräuchlichen Ver­
wendung. Aber ist es denn keine mißbräuch­
liche Verwendung, wenn die Gratl~sschulbücher 
dann ungebraucht in den Büdlerschränken 
stehen, wie die Frau Kollegin Dobesberger 
das zuerst von den gekauften Büchern be­
hauptet hat? (Zwischenruf des Abg. GI atz.) 
Es wird bei den Gratisschulbüchern um nichts 
besser sein, mit dem Unterschied, daß die 
Korrektur 'in dem einen Fall bei den gekauften 
Schulbüchern den Eltern obliegt und ohne 
Schwierigkeiten mögliCh wäre, wenn sie sich 
über die Elternvertretung mit den Lehrern 
ausejnaIlidersetzen, während es lim anderen 

ist. 

Grundsätzlich muß ja dazu gesagt werden, 
daß eine derartige Bevormundung und Gänge­
lung des einzelnen Staatsbürgers einfach un­
zumutbar ist. Wo kommen wir denn Mn, 
wenn wir bei aU den Dingen, selbst bei so 
einfachen wie der Anschaffung von Schul­
büchern, dem einzelnen VorschIiiften machen,-' 
wenn der einzelne nicht mehr frei entscheiden 
kann, in welch,er Form er das Geld anlegt, 
daß ihm die Entscheidung genommen wird, 
zu sagen: Ich borge mir das Buch aus, ich gebe 
das Geld für etwas Sinnvolleres 'dUS, weil 
ich glaube, daß ein ausgeborgtes Buch in 
diesem Fall genügt! Man zwingt ihm auf, die 
Bücher zu nehmen, und gibt so das Geld, 
das man ihm auf dem Umweg über den 
Familienlastenausgleich zuteilt, ohne seine 
Entscheidung aus. 

Aber diese Tendenz, den einzelnen zu be­
vormunden, finden Sie in allen Bere:ichen, und 
es ;ist betrübliCh, daß di,ese Tendenz der 
BevormuIlldung und der Gängelung hier bei 
einem freien Schulbuch so deutliich demon­
striert werden muß, und das von einer Re­
gierung, die behauptet, daß sie der Selbst­
verwirklidlung des einzelnen Rechnung tra­
gen möchte. (Abg. Ha a s: Das ist eine Argu­
mentation!) Wenn das alles noch als sozialisti­
scher Erfolg dargestellt wird, kann im nur 
sagen: Es ist sehr betrüblich, und ,ich muß 
mit Bedauern feststellen, es sind - um mit 
den Worten meines Kollegen Zeillinger zu 
sprechen - in diesem Haus um zwei Chao:isten 
zuviel! (Beifall bei deI FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Im Einvernehmen mit den Parteien lege 
ich dem Hohen Haus folgenden An t rag 
vor: 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 
die außerordentliche Tagung, zu der der 
Nationalrat mit Entschließung des Herrn 
Bundespräsidenten vom 29. August 1972 ein­
berufen worden ist, mit 15. September 1972 
für be endet zu erklären. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g a n­
genommen. 

Die Sitzung ist g ,e s chI 0 s sen. 

Schlufi der Sitzung: 18 Uhr 50 Minuten 
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